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Bekanntmachung des Reichskanzlers,
betreffend die

Eisenbahn-Verkehrsordnung. Vom 23. Dezember 1008.

Gemäß dem vom Bundesrat in der Sitzung vom 17. Dezember 1908 auf Grund des
Artikels 45 der Reichsverfassung gefaßten Beschlussetritt mit dem 1. April 1909 an die

Stelle der Eisenbahn-Verkehrsordnung vom 26. Oktober 1899 die nachstehende

Kisenbahn--Verkehrsordnung.

J.

Eingangsbestimmungen.

81.
Geltungsbereich.

Die Eisenbahn-Verkehrsordnung (abgekürzte Bezeichnung: EVO.) gilt auf allen dem

öffentlichen Verkehre dienenden Haupt= und Nebeneisenbahnen Deutschlands. Für den inter-
nationalen Verkehr gilt sie nur soweit, als er nicht durch besondere Bestimmungen geregelt ist.

§ 2.

Ausführungsbestimmungen. Abweichungen. Vorläufige oder

vorübergehende Anderungen.
(1) Ausführungsbestimmungen können von der Eisenbahn mit Genehmigung der

Landesaussichtsbehördegetroffen werden.

(2) Abweichungen können in Berücksichtigung besonderer Verhältnisse von der Landes-

aussichtsbehördenach Zustimmung des Reichs-Eisenbahnamts für einzelne Bahnstrecken,
Stationen, Fahrzeuge, Züge oder Zuggattungen, sowie für gewisseAbfertigungsarten ge-

nehmigt werden.

(3) SolcheAusführungsbestimmungen und Abweichungen bedürfen zu ihrer Gültigkeit
der Aufnahme in den Tarif. Auch die Genehmigungmuß aus dem Tarife zu ersehen sein.

(4) Vorläufige oder vorübergehende Anderungeneinzelner Vorschriften dieser Ordnung
können, sei es allgemein, sei es nur für bestimmte Bahnstrecken oder Verkehrsbeziehungen,
vom Reichs-Eisenbahnamt im Einverständnisse mit den beteiligten Landesaufsichtsbehörden
verfügt werden. Solche Verfügungen müssen im Reichs-Gesetzblatte veröffentlicht, auch
sollen sie im Reichsanzeigerbekannt gemacht werden.

Zu § 1 vgl. HGB. 88 454, 473, Jü. Art. 1 und Schlußprotokoll zum Jü. Zif. 1.

Zu § 2 vgl. HGB. 8 471.



II.

Allgemeine Bestimmungen.

83.
Pflicht zur Beförderung.

(1) Die Beförderung kann nicht verweigert werden, wenn

1. den geltenden Beförderungsbedingungen und den sonstigen allgemeinen Anord-

nungen der Eisenbahn entsprochen wird;
2. die Beförderung nicht nach gesetzlicherVorschrift oder aus Gründen der öffent-

lichen Ordnung verboten ist;
3. die Beförderung mit den regelmäßigen Beförderungsmitteln möglich ist;
4. die Beförderung nicht durch Umstände verhindert wird, die als höhere Gewalt

zu betrachten sind.
(2) Gegenstände, die sich nach der Anlage oder dem Betriebe der beteiligten Bahnen

nicht zur Beförderung eignen, braucht die Eisenbahn zur Beförderung nicht anzunehmen.
(3) Gegenstände,deren Ein- oder Ausladen besondere Vorrichtungen erfordert, braucht

die Eisenbahn nur auf und nach solchen Stationen anzunehmen, wo die Vorrichtungen vor-

handen sind.

84.
Züge.

(1) Zur Beförderung dienen die regelmäßig nach bestimmtem Fahrplan und die nach
Bedarf verkehrenden Züge.

(2) Die Ausführung von Sonderfahrten auf Bestellung unterliegt dem Ermessen der

Eisenbahn.

85.
Haftung der Eisenbahn für ihre Leute.

Die Eisenbahn haftet für ihre Leute und für andere Personen, deren sie sich beie

Ausführung der Beförderung bedient.

86.
Tarife.

(1) Die Eisenbahn hat Tarife aufzustellen, die über alle für den Beförderungsvertrag
maßgebenden Bestimmungen, über die Beförderungspreise und die Nebengebühren Auskunft
geben. Die Tarife bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Veröffentlichung. Sie sind bei Er-

füllung der darin angegebenen Bedingungen für jedermann in derselben Weise anzuwenden.
(2) Die Beförderungspreise müssen dem Betrage nach feststehen.
(3) Jede Preisermäßigung oder sonstigeBegünstigung gegenüber den Tarifen ist ver-

boten und nichtig.
(4) Für milde oder öffentliche Zwecke oder im dienstlichen Interesse der Eisenbahn sind

Begünstigungen mit Genehmigung der Landesaufsichtsbehördezulässig.
(5) Die Tarife treten nicht vor ihrer Veröffentlichung in Kraft, Tariferhöhungen oder

andere Erschwerungen der Beförderungsbedingungen frühestens 2 Monate nach der Ver-
öffentlichung, wenn nicht der Tarif nur für eine bestimmte Zeit eingeführt war.

87.

Beschwerden.

(1) Beschwerden können mündlich oder schriftlich angebracht werden.

(2) Auf Beschwerden ist sobald wie möglich ein Bescheid zu erteilen.

Zu § 3 vgl. HGB. 88 453, 471, Jü. Art. 5 u. 2.

Zu § 6 vgl. HGB. § 458, Jü. Art. 29.

Zu §6 vgl. Jü. Art. 11 Abs. (1).
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88.

Meinungsverschiedenheiten.

Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Publikum und den Bediensteten entscheidet
auf den Stationen der Aufsichtsbeamte, während der Fahrt der Zugführer.

§ 9.

Zahlungsmittel.

Außer den gesetzlichenZahlungsmitteln ist, wo das Bedürfnis besteht, auch das in
den Nachbarländern gesetzlichenKurs besitzendeGold= und Silbergeld anzunehmen. Den
Annahmekurs hat die Eisenbahn festzusetzenund bei den Abfertigungsstellen durch Schalter-
aushang zu veröffentlichen.

III.

Beförderung von Personen.

8 10.

Fahrpläne.
Die Fahrpläne sind vor ihrem Inkrafttreten zu veröffentlichen und rechtzeitig auf

den Stationen auszuhängen. Aus ihnen müssen Gattung, Wagenklassen und Abfahrzeiten,
für die größeren Ubergangs= und die Endstationen auch die Ankunftszeiten der Züge sowie
die wichtigeren Zuganschlüsse zu ersehen sein. Die ausgehängten Fahrpläne des eigenen
Verwaltungsbezirkes müssen auf hellgelbem, die anderer inländischer Verwaltungen auf
weißem Papiere gedrucktsein. Außer Kraft getretene Fahrpläne sind sofort zu entfernen.

8 11.

Von der Beförderung ausgeschlossene oder nur bedingungs-
weise zugelassene Personen.

(1) Personen, die die vorgeschriebeneOrdnung nicht beachten, sich den Anordnungen
der Bediensteten nicht fügen oder den Anstand verletzen, insbesondere betrunkene Personen,
können von der Beförderung ausgeschlossenwerden.

(2) Personen, die wegen einer Krankheit oder aus anderen Gründen Mitreisenden
lästig fallen würden, sind von der Beförderung auszuschließen, wenn ihnen nicht ein beson-
deres Abteil angewiesen werden kann. Das Fahrgeld und die Gepäckfracht sind ihnen
nach Abzug des Betrags für die durchfahrene Strecke zu erstatten.

(s) Pestkranke dürfen nicht befördert werden. An Aussatz (Lepra), Cholera (asiatischer),
Fleckfieber (Flecktyphus), Gelbfieber oder Pocken (Blattern) erkrankte oder einer solchen
Krankheit verdächtige Personen dürsen nur dann befördert werden, wenn der für die Zu-
gangsstation zuständige beamtete Arzt die Zulässigkeit der Beförderung bescheinigt. Die an

Aussatz erkrankten oder dieser Krankheit verdächtigen Personen sind in abgeschlossenem
Abteile mit besonderemAborte, die übrigen hier aufgeführten Personen in besonderemWagen
zu befördern.

(4) Personen, die an Typhus (Unterleibstyphus), Diphtherie, Ruhr, Scharlach,
Masern oder Keuchhusten leiden, sind in abgeschlossenemAbteile mit besonderem Aborte zu

befördern. Ist eine Person einer solchen Krankheit verdächtig, so kann die Eisenbahn die

Vorlegung eines ärztlichen Zeugnisses verlangen, aus dem die Art der Krankheit her-
vorgeht.

(5) Für den besonderen Wagen oder das Wagenabteil ist die tarifmäßige Gebühr
zu entrichten.

(6) Wegen Rückgabe des Gepäcks vergleiche § 34 Abs. (4) und (5).

Zu III. Beförderung von Personen vgl. HGB. 8 472.
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8 12.

Fahrpreise. Ermäßigung für Kinder.

(1) Auf jeder Station ist ein Tarifauszug auszuhängen oder auszulegen, der die

Preise der dort verkäuflichen Fahrkarten enthält.
(2) Kinder bis zum vollendeten vierten Lebensjahre, für die kein besonderer Platz be—

ansprucht wird, sind frei zu befördern. Kinder vom vollendeten vierten bis zum voll-
endeten zehnten Lebensjahr und jüngere Kinder, für die ein besonderer Platz beansprucht
wird, sind zu ermäßigten Preisen zu befördern.

8 13.

Fahrkarten.
(1) Der Reisende muß vor Antritt der Fahrt eine Fahrkarte erwerben; der Tarif

kann Ausnahmen zulassen.
(2) Die Fahrkarte muß Strecke, Zuggattung, Wagenklasse und Fahrpreis angeben.
(3) Die Geltungsdauer muß im Tarife festgesetztwerden.

8 144.

Lösung der Fahrkarten.

(1) Die Fahrkartenschalter sind auf Stationen mit geringerem Verkehre mindestens

½ Stunde, auf Stationen mit größerem Verkehre mindestens 1 Stunde vor der Abfahr-
zeit offen zu halten.

(2) 5 Minuten vor der Abfahrzeit des Zuges erlischt der Anspruch auf Verab-
folgung einer Fahrkarte.

(3) Die Eisenbahn kann verlangen, daß das Fahrgeld abgezählt entrichtet wird.

8 15.
Vorausbestellung von Abteilen oder einzelnen Plätzen.

(1) Ganze Abteile sind den Reisenden auf Verlangen für den tarifmäßigen Preis
zur Verfügung zu stellen, wenn keine Rücksichten des Betriebs oder des Verkehrs entgegen-
stehen. Die Bestellung muß mindestens 30 Minuten vor der Abfahrzeit erfolgen.

(2) Für ein Abteil sind höchstens so viele Fahrkarten zu bezahlen, wie es Plätze ent-

hält. In das Abteil dürfen nicht mehr Personen ausgenommen werden, als Fahrkarten
bezahlt sind.

(3) Bestellte Abteile müssen durch eine Aufschrift kenntlich gemacht werden.
(4) Ob für einzelne Züge bestimmte Plätze bestellt werden können, hat der Tarif zu

bestimmen.

8 16.

Prüfung der Fahrkarten. Fahrpreiszuschläge. Bahnsteigkarten.

(1) Die Fahrkarte ist auf Verlangen beim Eintritte in den Warteraum, beim Betreten
und beim Verlassen des Bahnsteigs, beim Einsteigen in den Wagen sowie jederzeit während
der Fahrt vorzuzeigen und je nach den für die letzte Fahrstrecke bestehendenEinrichtungen
kurz vor oder nach Beendigung der Fahrt abzugeben.

(2) Ein Reisender, der keine gültige Fahrkarte vorweisen kann, hat für die von ihm
zurückgelegteStrecke, wenn aber die Zugangsstation nicht sofort unzweifelhaft nachgewiesen
wird, für die ganze vom Zuge zurückgelegte Strecke das Doppelte des Fahrpreises, min-

destens jedoch 6 Mark zu entrichten. Dieser Betrag ist auch zu zahlen, wenn sich der Zug
noch nicht in Bewegung gesetzt hat. Wer unaufgefordert dem Schaffner oder Zugführer
meldet, daß er keine Fahrkarte habe lösen können, hat einen Zuschlag von 1 Mark zu dem

tarifmäßigen Preise, jedoch nicht mehr als das Doppelte dieses Preises zu zahlen.
(3) Der Reisende, der die sofortige Zahlung verweigert, kann ausgesetzt werden.

Der Ausgesetzte hat keinen Anspruch darauf, daß ihm sein Reisegepäckauf einer anderen
als der Bestimmungsstation zur Verfügung gestellt wird.
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(4) Auf Stationen mit Bahnsteigsperre haben Personen, die nicht im Besitz einer

gültigen Fahrkarte sind, vor Betreten der abgesperrten Teile der Station eine Bahnsteig-
karte zu lösen. Die Karte ist beim Eintritte vorzuzeigen und beim Verlassen der abgesperrten
Teile abzugeben. Wer ohne gültigen Ausweis die abgesperrten Teile einer Station
betritt, hat 1 Mark zu zahlen.

(5) Wer ohne die Absicht mitzureisen in einem zur Abfahrt bereitstehendenZuge Platz
nimmt, hat 6 Mark zu entrichten.

(6) Den Eisenbahnen bleibt überlassen, mit Genehmigung der Landesaussichtsbehörden
nach Zustimmung des Reichs-Eisenbahnamts die Fälle durch den Tarif einheitlich zu
regeln, wo aus Billigkeit von der Erhebung der in den Abs. (2), (4) und (5) bezeichneten
Beträge ganz oder teilweise abgesehenwird.

(7) In allen Fällen, wo eine Nachzahlung geleistet wird, ist eine Bescheinigungzu
verabfolgen.

§ 17.

Warteräume.

(1) Die Warteräume sind mindestens 1 Stunde vor Abfahrzeit des Zuges zu

öffnen.
(2) Auf Übergangsstationenist es den angekommenen Reisenden gestattet, sich in dem

Warteraume der Bahn, die sie zur Weiterreise benutzen wollen, bis zur Abfahrt ihres Zuges
aufzuhalten. Sie können aber nicht beanspruchen, daß der Warteraum ihretwegen in der

Zeit von 11 Uhr Abends bis 6 Uhr Morgens offengehalten wird. Nur wenn die Zeit
von der Ankunft des letzten bis zum Abgange des ersten Zuges weniger als 4 Stunden

beträgt, müssen auf Ubergangsstationen oder auf Stationen, wo Züge über Nacht stehen
bleiben, die Warteräume für angekommene Reisende, die weiter fahren wollen, geöffnet sein.

(3) Den im § 11 aufgeführten Personen kann untersagt werden, sich in den Warte-
räumen aufzuhalten.

(4) Das Rauchen in den Warteräumen kann verboten werden.

8 18.

Frauen= und Nichtraucheraobteile.

(1) Jeder Zug muß mindestens je ein Frauenabteil zweiter und dritter Klasse ent-

halten, wenn er drei oder mehr Abteile der betreffenden Klasse führt.
(2) In Frauenabteile dürfen Männer nicht zugelassenwerden, selbst wenn es die darin

fahrenden Frauen zugeben. Die Mitnahme von Knaben bis zum vollendeten zehnten
Lebensjahr ist gestattet.

(3) In der ersten Wagenklasse darf, soweit nicht besondere Abteile für Raucher und

Nichtraucher eingerichtet sind, nur mit Zustimmung aller Reisenden desselben Abteils ge-

raucht werden. In Zügen, die Abteile zweiter und dritter Klasse führen, müssen Abteile

zweiter, und, soweit es die Beschaffenheit der Wagen gestattet, auch dritter Klasse für Nicht-
raucher vorhanden sein. In den übrigen Abteilen dieser Klassen und in der vierten Klasse
ist das Rauchen gestattet, sofern nicht auch für die vierte Klasse Nichtraucherabteile einge-
richtet sind.

(4) Nichtraucher= und Frauenabteile sind durch eine Aufschrift kenntlich zu machen.
(ö) In Nichtraucher= und Frauenabteilen darf selbst mit Zustimmung der Mitreisenden

nicht geraucht, auch dürfen solche Abteile nicht mit brennenden Zigarren, Zigaretten oder

Tabakspfeifen betreten werden.

(6) In Zügen, in denen sich keine Wagen mit geschlossenenAbteilen befinden, ist für
gesonderte Unterbringung von Nichtrauchern und von Frauen tunlichst Sorge zu tragen.

§ 19.

Einsteigen und Anweisung der Plätze.

(1) Auf größeren Stationen ist in den Warteräumen zum Einsteigen abzurufen.
(2) Die Bediensteten sind berechtigt und auf Verlangen verpflichtet, den Reisenden die

Plätze anzuweisen.
«
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(3) Die mit durchgehenden Fahrkarten angekommenen Reisenden haben den Vorzug
vor neu hinzutretenden.

(4) Der Reisende darf beim Einsteigen für sich und für jede mit ihm reisende Person
je einen Platz belegen. Wer seinen Platz verläßt, ohne ihn zu belegen, verliert den Anspruch
darauf (vergleiche jedoch § 15 Abs. (4)).

8 20.
Rücknahme und Umtausch von Fahrkarten.

(1) Der Reisende hat nur dann Anspruch auf Beförderung in der Wagenklasse, für
die seine Fahrkarte gilt, wenn ihm dort ein Platz angewiesen werden kann. Erhält er

weder hier, noch — wenigstens zeitweilig — in einer höheren Klasse einen Platz, so kann er

Beförderung in einer niedrigeren Klasse, in der noch Plätze frei sind, und Erstattung des

Preisunterschieds verlangen oder die Fahrt unterlassen und das Fahrgeld sowie die Gepäck—
fracht zurückfordern. Eine Entschädigung steht ihm nicht zu.

(2) Auf der Zugangsstation darf der Reisende bis 5 Minuten vor der Abfahrzeit des

Zuges seine Fahrkarte, wenn sie noch nicht durchlocht oder nachweislich nur zum Betreten
des Bahnsteigs benutzt ist, unter Ausgleich des Preisunterschieds gegen eine andere
umtauschen.

(s3)Für Teilstrecken kann, soweit der Tarif nichts anderes bestimmt, gegen Zahlung
des tarifmäßigen Zuschlags eine höhere Klasse oder ein Zug mit höheren Fahrpreisen
benutzt werden.

8 21.

Abfahrt. Versäumnis der Abfahrt durch den Reisenden.

(1) Nach dem Abfahrzeichen darf niemand mehr zur Mitfahrt zugelassenwerden.

(2) Wer die Abfahrt versäumt, hat keinen Anspruch auf Erstattung des Fahrgeldes
oder auf eine Entschädigung.

(s) Will er einen späteren Zug benutzen, für den seine Fahrkarte nicht ohne weiteres

gilt, sohat er sie ohne Verzug dem Aufsichtsbeamten vorzulegen, der sie für den gewählten
Zug gültig schreibt. Die Geltungsdauer der Fahrkarten wird hierdurch nicht verlängert.
Bei Benutzung eines Zuges mit höheren oder niedrigeren Fahrpreisen ist der Unterschied
auszugleichen.

(4) Wegen Rückgabe des Gepäcks (Abs. (2)) gelten sinngemäß die Vorschriften im § 34

Abs. (4) und (5).

§ 22.

Offnen der Fenster.
Nur mit Zustimmung aller in demselben Abteile reisenden Personen dürfen die Fenster

auf beiden Seiten des Wagens gleichzeitig geöffnet sein. Im übrigen entscheidet,wenn sich
die Reisenden über das Offnen und Schließen der Fenster nicht verständigen, der Schaffner.

8 23.

Beschädigung von Fahrzeugen oder Ausrüstungsstücken.
Die durch Beschädigung oder Verunreinigung der Fahrzeuge oder Ausrüstungsstücke

entstandenen Kosten sind zu erstatten. Die Eisenbahn kann sofortige Zahlung oder Sicher-
heitsleistung verlangen. Die Entschädigung ist, wenn die Eisenbahn dafür feste Sätze
bestimmt hat, nach diesen zu bemessen.

8 24.

Verfahren auf Zwischenstationen. Anhalten auf freier Bahn.

(1) Bei Ankunft auf einer Station sind ihr Name und der etwa stattfindende Wagen-
wechsel auszurufen, außerdem die Dauer des Aufenthalts, wenn dieser mehr als 4 Minuten

beträgt. Sobald der Zug stillsteht, haben die Bediensteten die Türen der Wagen zu öffnen,
aus denen Reisende auszusteigen verlangen.

Zu § 23 vgl. BO. 8 80.
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(2) Wird ausnahmsweise außerhalb einer Station längere Zeit angehalten, so dürfen
die Reisenden nur mit ausdrücklicher Bewilligung des Zugführers aussteigen. Sie müssen
sich sofort von dem Bahngleis entfernen und auf das erste Zeichen des Zugführers ihre
Plätze wieder einnehmen.

8 26.
Unterbrechung der Fahrt auf Zwischenstationen.

Der Tarif muß bestimmen, wie oft, wie lange und unter welchen Bedingungen
der Reisende die Fahrt auf Zwischenstationen unterbrechen darf.

8 26.
Verspätung oder Ausfall von Zügen. Betriebsstörungen.

(1) Die verspätete Abfahrt oder Ankunft oder das Ausfallen eines Zuges begründen
keinen Anspruch auf Entschädigung.

(2) Wird infolge einer Zugverspätung der Anschluß an einen anderen Zug ver—

säumt oder fällt ein Zug ganz oder teilweise aus, so kann der Reisende das Fahrgeld
und die Gepäckfracht für die nicht durchfahrene Strecke zurückfordern.

(8) Gibt der Reisende in einem solchen Falle die Weiterfahrt auf und kehrt mit dem

nächsten, günstigstenZuge ohne Fahrtunterbrechung zur Abgangsstation zurück, so ist ihm
Fahrgeld und Gepäckfracht zu erstatten, auch freie Rückbeförderung in der für die Hinreise
bezahlten Wagenklassezu gewähren; führt der Zug diese nicht, in der nächsthöherenKlasse.
Seine Ansprüche hat der Reisende bei Vermeidung des Verlustes unter Vorlegung der

Fahrkarte sogleich nach Ankunft auf der Station, wo er die Reise aufgibt, und bei Rückkehr
auf der Abgangsstation dem Aufsichtsbeamten zu melden. Auf beiden Stationen ist die

Meldung dem Reisenden zu bescheinigen.
(4) Die Eisenbahn hat den Reisenden, der auf Ersatz des Fahrgeldes und auf freie

Rückbeförderung verzichtet, nebst seinem Gepäck ohne Preiszuschlag mit dem nächsten,günstig-
sten, auf der gleichen oder auf einer anderen Strecke nach derselben Bestimmungsstation
fahrenden, dem Personenverkehre dienenden Zuge zu befördern, wenn hierdurch die Ankunft
auf der Bestimmungsstation beschleunigt wird. Der Rückgriff der Bahnen untereinander
wird dadurch nicht berührt.

(5) Die Eisenbahn ist berechtigt, durch den Tarif einzelne Züge oder Zuggattungen
von der hilfsweisen Benutzung auszuschließen.

(6) Wenn Naturereignisse oder andere zwingende Umstände die Fahrt auf einer
Strecke verhindern, so hat die Eisenbahn für die Weiterbeförderung bis zur fahrbaren
Strecke tunlichst auf andere Weise zu sorgen.

(7) Den Eisenbahnen bleibt überlassen, weitere Erleichterungen mit Genehmigung der

Landesaufsichtsbehörden nach Zustimmung des Reichs-Eisenbahnamts durch den Tarif ein-
heitlich festzusetzen.

(8) Zugverspätungen, die mehr als 15 Minuten betragen, und Betriebsstörungen find
durch Anschlag bekannt zu machen.

§27.
Mitnahme von Tieren in die Personenzüge.

(1) Tiere dürfen in die Personenwagen nicht mitgenommen werden.

(2) Ausgenommen sind kleine Hunde und andere kleine Tiere, die auf dem Schoße
getragen werden, wenn ihrer Mitnahme in das Abteil von den Mitreisenden nicht wider-

sprochen wird. Hunde jeder Größe dürfen mitgeführt werden, wenn ihren Besitzern ein

besonderes Abteil zur Verfügung gestellt werden kann.

(83) Im übrigen gelten für Hunde, die von Reisenden mitgeführt werden, folgende
Vorschriften:

1. Hunde in genügend sicheren Behältern kann die Eisenbahn zur Beförderung in

den Gepäck= oder Güterwagen zulassen.
2. Nicht in Behältern verwahrte Hunde sind in besonderen Wagenräumen zu be-

sördern. Sind solchenicht vorhanden oder schon besetzt,so kann die Beförderung
nicht verlangt werden.
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3. Für das Ein= und Ausladen sowie für das Umladen der Hunde auf übergangs-
stationen hat der Reisende zu sorgen.

4. Die Eisenbahn ist nicht verpflichtet, Hunde, die nicht sofort nach Ankunft auf
der Bestimmungsstation abgeholt werden, zu verwahren.

5. Eine Angabe des Interesses an der Lieferung ist nicht gestattet.
(4) Im Tarif ist zu bestimmen,ob und für welche Tiere der Reisende eine Be-

förderungsgebühr zu bezahlen hat. Über die Zahlung ist ihm ein Ausweis zu erteilen.
(5) Für jedes gebührenpflichtige Tier, das ohne solchen Ausweis mitgeführt wird, ist

zu entrichten:
bei rechtzeitiger Meldung (§ 16 Abs. (2)) ein Zuschlag von 1 Mark zu dem

tarifmäßigen Preise, jedoch nicht mehr als das Doppelte dieses Preises; ohne
solche Meldung das Doppelte des Preises, jedoch mindestens 6 Mark.

In anderen als den im Abs. (2) erwähnten Fällen ist das Tier aus dem Personenwagen
zu entfernen. Die Vorschrift im § 16 Abs. (6) gilt sinngemäß.

(6) Wegen sonstiger Beförderung von Tieren siehe 88 30 Abs. (3), 40 ff. und 48ff.

§28.
Mitnahme von Handgepäck in die Personenwagen.

(1) Leicht tragbare Gegenstände (Handgepäck) dürfen in die Personenwagen mitge-
nommen werden, wenn die Mitreisenden dadurch nicht belästigt werden, und keine Zoll-,
Steuer= oder Polizeivorschriften entgegenstehen.

(2) In der ersten, zweiten und dritten Wagenklasse steht dem Reisenden nur der
Raum über und unter seinem Sitzplatze für Handgepäck zur Verfügung. Auf den Sitz-
plätzen darf Handgepäck nicht untergebracht werden.

(3) In die vierte Klasse dürfen auch Handwerkzeug, Tornister, Traglasten in

Körben, Säcken oder Kiepen und ähnlicheGegenständemitgenommen werden, wie sie ein

Fußgänger tragen kann.

(4) Der Reisende hat die von ihm mitgeführten Sachen selbst zu beaufsichtigen. Die

Eisenbahn haftet dafür nur, wenn sie ein Verschulden trifft.

§ 29.
Von der Mitnahme ausgeschlossene Gegenstände.

(1) Gefährliche Gegenstände, insbesondere geladene Schußwaffen, ferner explosions-
gefährliche, leicht entzündliche, ätzende, übelriechende Stoffe und dergleichen sind von der

Mitnahme ausgeschlossen.
(2) Der Zuwiderhandelnde haftet für jeden hieraus entstandenen Schaden und ver-

wirkt außerdem die bahnpolizeilich festgesetzteStrafe.
(3) Die Bediensteten sind berechtigt, sich von der Beschaffenheit der mitgenommenen

Gegenstände zu überzeugen.
(4) Personen, die in Ausübung des öffentlichen Dienstes eine Schußwaffe führen,

sowie Jäger und Schützen dürfen Handmunition mitnehmen. Den Begleitern von Ge-

fangenen, die mit diesen in besonderen Wagen oder Wagenabteilen fahren, ist gestattet, ge-
ladene Schußwaffen mitzuführen.

IV.

Beförderung von Reisegepäck.

8 30.

Begriff.
(1) Der Reisende kann Gegenstände, deren er zur Reise bedarf, zur Beförderung

als Reisegepäckaufgeben.
(2) Das Reisegepäckmuß durch seine Verpackung — in Koffer, Reisekörbe, Reise-

taschen, Hutschachteln, handliche Kisten oder dergleichen — als solches kenntlich sein.

Zu § 28 vgl. HGB. 8 465.
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(3) Ob und unter welchen Bedingungen Gegenstände, die nicht zum Reisebedarfe zu
rechnen sind, sowie Tiere in genügend sicheren Behältern und Fahrzeuge als Reisegepäck
angenommen werden, muß der Tarif einheitlich bestimmen.

(4) Die von der Beförderung als Frachtgut ausgeschlossenenund die im 8 29

aufgeführten Gegenstände dürfen bei Vermeidung der im § 60 festgesetztenFolgen nicht als

Reisegepäckaufgegeben werden.

(5) Ob und unter welchen Bedingungen die im § 54 Abs. (2) B Ziffer 1 genannten
Gegenstände als Reisegepäckangenommen werden, muß der Tarif bestimmen.

§ 31.
Verpackung. Entfernung älterer Beförderungszeichen.

(1) Das Reisegepäck muß sicher und dauerhaft verpackt sein. Unverpacktes oder

mangelhaft verpacktes Gepäck kann zurückgewiesen werden. Wird es gleichwohl zur Be-

förderung angenommen, so ist die Eisenbahn berechtigt, auf den Gepäckschein (8 32) einen

entsprechenden Vermerk zu setzen. Die Annahme des Gepäckscheinsmit dem Vermerke gilt
als Anerkenntnis dieses Zustandes.

(2) Altere Bezeichnungen (Eisenbahnbeförderungszeichen, Postbeförderungszeichen oder
andere Zeichen, die mit Eisenbahnbeförderungszeichen verwechselt werden könnten) müssen
von den Gepäckstücken entfernt sein.

832.
Auflieferung. Gepäckschein.

C) Das Reisegepäck ist innerhalb der für die Lösung der Fahrkarten festgesetztenZeit
bei der Abfertigungsstelle aufzuliefern; indes kann die Annahme von Gepäck abgelehnt
werden, das nicht spätestens 15 Minuten vor Abgang des Zuges aufgeliefert wird. Der

Tarif muß einheitlich bestimmen, ob bei der Auflieferung des Gepäcks die Fahrkarte vor-

zuzeigen ist.

(2) Will der Reisende das Interesse an der Lieferung angeben, so muß dies unter

Zahlung der tarifmäßigen Gebühr spätestens ½ Stunde vor Abgang des Zuges erfolgen.
Ist die Ersatzpflicht nach § 35 Abs. (2) auf einen Höchstbetrag beschränkt, so ist eine Angabe
des Interesses an der Lieferung über diesen Betrag hinaus unzulässig.

(3) Als Reisegepäck zugelassene Fahrzeuge, die nicht im Packwagen untergebracht
werden können, sind auf der Anfangsstation des Zuges mindestens 2 Stunden, auf
anderen Stationen mindestens 24 Stunden vor der Abfahrzeit anzumelden und spätestens
1 Stunde vorher aufzuliefern.

(4) Die Gepäckfracht ist bei der Aufgabe zu entrichten.
(5) Bei der Annahme ist dem Reisenden ein Gepäckschein auszuhändigen und im

Falle der Angabe des Interesses an der Lieferung darin auch die angegebene Summe zu

vermerken, anderenfalls hat die Angabe keine rechtliche Wirkung.
(6) Wird in dringenden Fällen Gepäck ausnahmsweise unter Vorbehalt späterer

Abfertigung befördert oder wird Gepäck auf Stationen ohne Gepäckabfertigung angenommen,

so gilt es gleichwohl mit dem Zeitpunkte der Annahme als zur Beförderung übernommen.

(7) Für die Beförderung von Fahrrädern können durch den Tarif besondere Vor-

schriften getroffen werden.

§ 33.

Zoll= oder steueramtliche, polizeiliche Abfertigung.

Die Reisenden sind verpflichtet, der zoll= oder steueramtlichen und der polizeilichen
Abfertigung ihres Gepäcks beizuwohnen. Für eine durch Nichtbeachtung dieser Vorschrift
verursachte Uberschreitung der Lieferfrist (§ 37) wird kein Schadensersatz gewährt.

8 34.

Auslieferung.

(1) Das Gepäck wird gegen Rückgabe des Gepäckscheinsausgeliefert. Die Eisenbahn
ist nicht verpflichtet, die Berechtigung des Inhabers zu prüfen.

2
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(2) Der Inhaber ist berechtigt, auf der Bestimmungsstation die Auslieferung des

Gepäcks an der Ausgabestelle zu verlangen, sobald nach Ankunft des Zuges, zu dem es auf-
gegeben war, die zur Bereitstellung und etwa zur zoll= oder steueramtlichen oder polizei-
lichen Abfertigung erforderliche Zeit abgelaufen ist. Müssen Fahrzeuge, die nicht im Pack-
wagen verladen werden können, unterwegs auf einen anderen Zug übergehen, so kann ihre
Weiterbeförderung erst mit dem nächsten Personenzuge verlangt werden.

(3) Werden Gepäckstückenicht innerhalb 24 Stunden, Fahrzeuge nicht innerhalb
2 Stunden nach Ankunft des Zuges abgeholt, so ist das tarifmäßige Lagergeld oder

Standgeld zu entrichten. Kommt das Fahrzeug nach 6 Uhr Abends an, so wird die Ab-

holungsfrist vom nächsten Morgen 8 Uhr ab gerechnet.
(4) In der Regel ist das Gepäck nur auf der Station auszuliefern, wohin es ab-

gefertigt war. Auf Verlangen des Reisenden kann es jedoch, wenn Zeit und Umstände
dies gestatten und keine Zoll-, Steuer= oder Polizeivorschriften entgegenstehen, gegen

Rückgabe des Gepäckscheinsund Vorzeigung der Fahrkarte auf der Aufgabestation zurück-
gegeben oder auf einer Zwischenstation ausgeliefert werden.

(5) Wird der Gepäckschein nicht beigebracht, so ist die Eisenbahn zur Auslieferung
des Gepäcks nur verpflichtet, wenn die Empfangsberechtigung glaubhaft gemacht wird;

auch kann Sicherheitsleistung verlangt werden.

(6) Der Reisende, dem das Gepäck nicht rechtzeitig ausgeliefert wird, kann verlangen,
daß ihm auf dem GepäckscheineTag und Stunde der Abforderung bescheinigt werden.

8 35.

Haftung der Eisenbahn für Verlust, Minderung oder

Beschädigung.

(1) Für Reisegepäckhaftet die Eisenbahn, soweit nicht in diesemAbschnitt Abweichungen
vorgesehen sind, nach den Vorschriften über die Haftung für Güter (Abschnitt VIII).

(2) Bei besonderen Betriebsverhältnissen kann die Eisenbahn mit Genehmigung der

Landesaufsichtsbehörde nach Zustimmung des Reichs-Eisenbahnamts die bei Verlust, Minde-

rung oder Beschädigung von Reisegepäckzu leistende Entschädigung im Tarif auf einen

Höchstbetrag beschränken. Wegen Beschränkung der Höhe des Schadensersatzes bei Gegen-
ständen des § 54 Abs. (2) B Ziffer 1 gilt § 89 Abs. (2). Wenn Vorsatz oder grobe
Fahrlässigkeit vorliegt, kann die Beschränkung auf den Höchstbetrag nicht geltend gemacht
werden.

(3) Für Verlust, Minderung oder Beschädigung von Gegenständen, die in beför-
derten Fahrzeugen (8 30 Abs. (3)) belassen sind, haftet die Eisenbahn nur, wenn ihr ein

Verschulden zur Last fällt.

§ 36.

Verlust von Reisege päck.

(1) Für den Verlust von Reisegepäckhaftet die Eisenbahn nur, wenn das Gepäck
binnen 14 Tagen nach der Ankunft des Zuges, zu dem es aufgegeben war, auf der Be-

stimmungsstation abgefordert wird.

(2) Ein fehlendes Gepäckstückgilt nach Ablauf von 3 Tagen nach Ankunft des
Zuges, zu dem es aufgegeben war, als verloren.

(3) Wird das Gepäck später wiedergefunden, so ist der Reisende, wenn sich sein Auf-
enthalt ermitteln läßt, hiervon zu benachrichtigen. Er kann innerhalb 30 Tagen nach
Empfang der Nachrichtverlangen, daß ihm das Gepäck gegen Rückzahlung des Ersatzbetrags
nach Abzug des gemäß § 37 für Überschreitungder Lieferfrist zu gewährenden Schadens-
ersatzes auf einer inländischen Station kostenfrei ausgehändigt werde. Bei der Rückgabe
auf der Abgangsstation ist dem Reisenden die Fracht zu erstatten.

Zu § 35 Abs. (2) u. (3) vgl. HGB. 88 462, 465.

Zu § 36 vgl. HGB. 8 465.
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§ 37.

Haftung der Eisenbahn für Überschreitung der

Lieferfrist.

(1) Bei Überschreitungder Lieferfrist hat die Eisenbahn den nachgewiesenen Schaden
zu ersetzen,und zwar:

a) wenn das Interesse an der Lieferung nicht angegeben ist, für je angefangene
24 Stunden der Fristüberschreitung — höchstens aber für 3 Tage — bis zum

Betrage von 20 Pfennig für jedes Kilogramm des ausgebliebenen Gepäcks, bei

Fahrzeugen bis zum Betrage von 30 Mark für jedesausgebliebene Fahrzeug;
b) wenn das Interesse an der Lieferung angegeben ist, bis zum angegebenen Be-

trage. Ist dieser niedriger als die unter a) bestimmte Entschädigung, so kann

letztere beansprucht werden.

(2) Ist ein Schaden nicht entstanden oder nicht nachgewiesen, so hat die Eisenbahn
zu zahlen:

a) wenn das Interesse an der Lieferung nicht angegeben ist, für je angefangene
24 Stunden der Fristüberschreitung — höchstens aber für 3 Tage — 10 Pfennig
für jedes Kilogramm des ausgebliebenen Gepäcks, bei Fahrzeugen 15 Mark für
jedes ausgebliebene Fahrzeug;

b) wenn das Interesse an der Lieferung angegeben ist, für je angefangene 24 Stunden
der Fristüberschreitung — höchstens aber für 3 Tage — 20 Pfennig für jedes
Kilogramm des ausgebliebenen Gepäcks, bei Fahrzeugen 30 Mark für jedes
ausgebliebene Fahrzeug, jedoch nicht mehr als den angegebenen Betrag. Ist
dieser niedriger als die unter a) bestimmte Entschädigung, so kann letztere be-

ansprucht werden.

(3) Die Haftung der Eisenbahn ist ausgeschlossen, wenn die Fristüberschreitung von

einem Ereignisse herrührt, das die Eisenbahn weder herbeigeführt hat noch abzuwenden
vermochte.

(4) Wegen der Fälle, in denen voller Ersatz zu leisten ist, vergleiche § 95.

8 38.

Gepäckträger.

(1) Auf Stationen, wo das Bedürfnis besteht, sind Gepäckträger zu bestellen, die das

Reise= und Handgepäck innerhalb des Bahnhofsbereichs nach den von den Reisenden be-

zeichneten Stellen zu bringen haben.
(2) Die Gepäckträger müssen durch Dienstabzeichen erkennbar sein und eine gedruckte

Dienstanweisung nebst Gebührentarif bei sich tragen. Sie haben auf Verlangen den Tarif
vorzuzeigen, auch eine mit ihrer Nummer versehene Marke zu verabfolgen.

(3) Der Tarif muß an den Gepäckannahme= und zausgabestellen und in den zur

Gepäckaufbewahrung dienenden Räumen aushängen.
(4) Für das den Gepäckträgern nach Abs. (1) übergebene Gepäck haftet die Eisenbahn

wie für das ihr zur Beförderung übergebene Reisegepäck.

§ 39.

Aufbewahrung des Gepäcks.

Auf den Stationen, wo Reisegepäckabgefertigt wird, sind tunlichst Vorkehrungen zu

kreffen, die es dem Reisenden ermöglichen, sein Gepäck gegen eine durch Aushang bekannt

zu machende Gebühr zu vorübergehender Aufbewahrung niederzulegen. Die Eisenbahn
haftet in diesem Falle als Verwahrer.
—

Zu § 37 vgl. HGB. 88 466, 463.
27
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V.

Beförderung von Expreßgut.

8 40.

Annah.me.

(1) Gegenstände, die sich zur Beförderung im Packwagen eignen, sind nach näherer
Bestimmung des Tarifs als Expreßgut anzunehmen.

(2) Jedes Frachtstück muß die genaue und dauerhaft befestigteAdressedes Empfängers
tragen. Soll die Sendung dem Empfänger nicht zugeführtwerden, so muß der Adresse
jedes Frachtstücks noch der Vermerk „Zur Selbstabholung“ oder „Bahnlagernd“ beigefügt sein.

(3) Expreßgut ist bei den von der Eisenbahn bestimmten Abfertigungsstellen während
der durch Aushang bekannt zu machenden Dienststunden aufzuliefern.

(4) Die Eisenbahn ist verpflichtet, bei Annahme der Sendung das Gewicht gebühren-
frei festzustellen. Dem Absender oder dessenBeauftragten steht frei, der Feststellung bei-

zuwohnen.
(5) Auf Verlangen des Absenders ist die Annahme des Gutes in einer von der Ver-

sandbahn zu bestimmenden Form zu bescheinigen.

8 41.
Beförderung.

(1) Expreßgut wird wie Gepäck befördert. Wird für einzelne Züge die Beförderung
beschränkt oder ausgeschlossen,so sind diese bekannt zu machen.

(2) Wird der Zug, mit dem das Gut befördert werden soll, nicht bei der Aufgabe
vom Absender bezeichnet, so ist es mit dem nächsten geeigneten Zuge zu befördern.

§ 42.
Auslieferung.

(1) Der Empfänger ist berechtigt, auf der Bestimmungsstation die Auslieferung des

Expreßguts bei der Abfertigungsstelle zu verlangen, sobald nach Ankunft des Zuges, womit
es zu befördern war, die zur ordnungsmäßigen Bereitstellung erforderliche Zeit verstrichen ist.

(2) Holt der Empfänger das Gut nach Ankunft des Zuges nicht ab und ist das Gut

nicht bahnlagernd gestellt, so wird es nach dem Tarife der Empfangsbahn dem Empfänger
angemeldet oder zugeführt. Zur Selbstabholung bestimmtes Gut ist dem Empfänger stets
anzumelden. Die Anmeldung oder Zuführung muß innerhalb der Fristen erfolgen, die in
den 88 78 und 79 für Eilgut vorgesehen sind.

§ 43.

Weitere Vorschriften.
Der Tarif muß einheitlich bestimmen, ob und inwieweit für das Expreßgut neben den

hierfür zu treffenden besonderen Vorschriften die Bestimmungen für Reisegepäck(Abschnitt IV)
oder für Güter (Abschnitt VIII) gelten.

VI.

Beförderung von Leichen.

§ 44.

Auflieferung.

(1) Leichen sind zur Beförderung mit den dem Personenverkehredienenden Zügen an-

zunehmen; die Benutzung von Schnellzügen kann versagt werden.

(2) Leichensendungenmüssen auf der Anfangsstation des Zuges mindestens 6 Stunden,
auf anderen Stationen mindestens 12 Stunden vor der Abfahrzeit angemeldet werden.

Zu VI. Beförderung von Leichen vgl. Jü. Ausf. Best. § 1 und Vereinbarung erleichternder
Vorschriften im Wechselverkehr zwischen Deutschland und Osterreich-Ungarn (R Bl. von 1902

S. 137), ferner zwischen Deutschland und der Schweiz (RGBl. von 1908 S. 595).



— 13 —

(3) Jede Leiche muß in einem widerstandsfähigen Metallbehälter luftdicht verschlossen
und dieser in einen hölzernen Behälter so fest eingesetzt sein, daß er sich darin nicht ver-

schiebenkann.

(4) Bei der Aufgabe ist der Eisenbahn ein Leichenpaß nach dem Muster der Anlage A

zu übergeben, der bei Auslieferung der Leiche dem Empfänger ausgefolgt wird. Bei

Leichensendungenaus ausländischen Staaten, mit denen eine Vereinbarung wegen gegen-
seitiger Anerkennung der Leichenpässeabgeschlossenist, genügt ein Leichenpaß der zuständigen
ausländischen Behörde. Die zur Ausstellung von Leichenpässen befugten in= und aus-

ländischen Behörden werden besonders bekannt gemacht. Der Leichenpaß gilt für den

ganzen Beförderungsweg.
(5) Leichen sind auf einen Beförderungsschein abzufertigen, der von der Eisenbahn

auszustellen und dem Absender auszuhändigen ist.
(6) Das Verladen hat der Absender zu besorgen.
(7) Die Fracht ist bei der Aufgabe zu entrichten. Wer Leichen unter unrichtiger Be-

zeichnung aufliefert, hat den Frachtunterschied von der Aufgabe= bis zur Bestimmungsstation
nachzuzahlen und das Vierfache der Gesamtfracht als Frachtzuschlag zu entrichten.

8 45.

Beförderung.

(1) Leichen sind in bedeckten Wagen zu befördern. Die Beiladung von Gütern, die

nicht zur Leiche gehören, ist verboten. Mehrere Leichen, die gleichzeitig von derselben
Versandstation nach derselben Bestimmungsstation aufgegeben werden, können zusammen
in einen Wagen verladen werden. Leichen, die in rings umschlossenen Leichenfuhrwerken
aufgeliefert werden, dürfen in offenen Wagen befördert werden.

(2) Jeder Sendung ist ein Begleiter beizugeben, der eine Fahrkarte zu lösen und

denselben Zug zu benutzen hat. Begleitung ist nicht erforderlich, wenn der Bestimmungsort
eine Eisenbahnstation ist und der Absender bei der Aufgabestation die schriftliche oder

telegraphische Erklärung des Empfängers hinterlegt, daß er die Sendung sofort nach
Empfang der Nachricht von ihrem Eintreffen abholen lassen werde. Bei Sendungen an

Beerdigungs= und an Leichenverbrennungsanstalten ist diese Erklärung nicht erforderlich.
(3) Leichen dürfen unterwegs nicht ohne Not umgeladen werden. Sie sind möglichst

schnell und ohne Unterbrechung zu befördern. Läßt sich auf einer Station ein längerer
Aufenthalt nicht vermeiden, so ist der Wagen mit der Leiche tunlichst auf ein abseits
liegendes Gleis zu stellen. Wird die Beförderung einer unbegleiteten Leiche mit den in

Aussicht genommenen Zügen unmöglich, so hat die Station, wo das Hindernis eintritt,
dem Empfänger kostenfrei telegraphisch mitzuteilen, mit welchem Zuge die Beförderung
erfolgt.

8 46.

Auslieferung.

(1) Die Ankunft einer unbegleiteten Leiche am Bestimmungsort ist dem Empfänger
auf seine Kosten ohne Verzug durch Telegramm, Fernsprecher oder besonderen Boten mit-
zuteilen.

(2) Die Auslieferung von Leichen kann zu dem im § 34 Abs. (2) bestimmten Zeitpunkte
verlangt werden.

(s) Über die Empfangnahme der Leiche hat der Empfänger eine Bescheinigung aus-

zustellen.
(4) Der Empfänger hat innerhalb 6 Stunden nach Ankunft des Zuges auf der Be-

stimmungsstation die Sendung auszuladen und abzuholen. Geschieht dies nicht, so kann

die Leiche der Ortspolizeibehörde überwiesen werden. Kommt die Leiche nach6 Uhr Abends

an, so wird die Frist vom nächsten Morgen 8 Uhr ab gerechnet. Bei Uberschreitung der

Abholungsfrist ist die Eisenbahn berechtigt, das tarifmäßige Wagenstandgeld zu erheben.

Zu 8 44 Abs. (4). Wegen der zur Ausstellung von Leichenpässen befunten in= und aus-

ländischen Behörden s. Anhang.
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8 47.
Ausnahmebestimmungen.

(1) Für die Beförderung von Leichen nach dem Bestattungsplatze des Aufgabeorts
kann die Eisenbahn mit Genehmigung der Landesaussichtsbehörde abweichende Bestim-
mungen erlassen.

(2) Bei Leichen, die von Polizeibehörden, Strafanstalten, Krankenhäusern oder der-

gleichen an öffentliche höhere Lehranstalten gesandt oder von diesen weiterversandt werden,
ist Begleitung nicht erforderlich. Sie dürfen in dicht verschlossenenKisten aufgeliefert und

in offenen Wagen mit Güterzügen beför dertwerden. Güter von fester Beschaffenheit (Holz,
Metall oder dergleichen) oder in fester Verpackung (Kisten, Fässern oder dergleichen)dürfen
beigeladen werden, es ist aber Fürsorge zu treffen, daß die Leichenkisten nicht beschädigt
werden. Von der Beiladung sind ausgeschlossen:Nahrungs= und Genußmittel sowie deren

Rohstoffe, ferner die in der Anlage C aufgeführten Gegenstände. Von der Beibringung
eines Leichenpasseskann mit Genehmigung der Landesaufsichtsbehörde abgesehenwerden.

Solche Leichen sind auf Frachtbrief abzufertigen.

VII.

Beförderung von lebenden Tieren.

8 48.
Auflieferung.

(1) Die Eisenbahn hat bekannt zu machen, mit welchen Zügen Tiere befördert werden.
Die Beförderung einzelner Stücke kann abgelehnt werden, wenn im Zuge kein geeigneter
Raum vorhanden ist, es sei denn, daß die Tiere mindestens 24 Stunden vorher angemeldet
worden sind.

(2) An Sonn= und Festtagen werden Tiere nicht angenommen. Ausnahmen sind
durch Aushang an den Abfertigungsstellen bekannt zu machen.

(3) Die Beförderung kranker Tiere kann abgelehnt werden.
(4) Zur Beförderung wilder Tiere ist die Eisenbahn nur verpflichtet, wenn die von

ihr im Interesse der Sicherheit vorzuschreibenden Bedingungen erfüllt sind.
(5) Die Tiere müssen rechtzeitig, einzelne Stücke mindestens 1 Stunde vor Abgang

des Zuges, auf die Station gebracht werden.

(6) Der Absender muß das Einladen der Tiere und ihre sichereUnterbringung im

Wagen besorgen, auch die erforderlichen Befestigungsmittel beschaffen.
(7) Die Eisenbahn ist berechtigt, Begleitung der Tiersendungen zu fordern. Bei

kleinen Tieren, die in tragbaren, gut verschlossenenBehältern aufgegeben werden, kann

Begleitung nicht verlangt werden.

(8) Die Begleiter haben die Tiere während der Beförderung zu warten. Der Auf-
sichtsbeamte hat den Begleitern auf Verlangen einen Platz im Packwagen oder in einem

Personenwagen anzuweisen. Ist zur Abwendung von Betriebsgefahren ihre Gegenwart im

Viehwagen notwendig, so müssen sie sich auf Verlangen des Aussichtsbeamten oder des
Zugführers darin aufhalten.

(9) Tiersendungen sind je nach Vorschrift des Tarifs auf Beförderungsschein, den die

Eisenbahn ausstellt, oder auf Eilfrachtbrief abzufertigen.
(10) Die Angabe des Interesses an der Lieferung hat bei den auf Beförderungsschein

abgefertigten Tieren nur dann rechtliche Wirkung, wenn sie von der Abfertigungsstelle der

Abgangsstation im Beförderungsscheinevermerkt ist.
(11) Vorausbezahlung der Fracht kann gefordert werden.

8 49.

Beförderung.
(1) Der Absender darf den Beförderungsweg vorschreiben. Solche Vorschriften muß

die Eisenbahn beachten, sie kann aber die Fracht für den vorgeschriebenen Weg verlangen.
(2) Die näheren Bestimmungen über die Beförderung von lebenden Tieren sind in

der Anlage B enthalten.
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8 50.
Auslieferung.

(1) Tiersendungen sind nach Ankunft auf der Bestimmungsstation mit tunlichster
Beschleunigung zur Abnahme bereit zu stellen. Meldet sichnach Eintreffen unbegleiteter Tier—

sendungen auf der Bestimmungsstation kein zum Empfange Berechtigter, so ist der Empfänger
unverzüglich, jedenfalls aber innerhalb der für Eilgut festgesetztenFrist (§ 79 (2)), zu benach-
richtigen. Der Empfänger hat die Tiere spätestens2 Stunden nach der Bereitstellung aus-

zuladen und abzutreiben. Diese Frist beginnt, wenn der Empfänger benachrichtigt werden

muß, frühestens 2 Stunden nach der Benachrichtigung (§ 79 (3)). Nach Ablauf der Frist
kann die Eisenbahn auf Gefahr und Kosten des Verfügungsberechtigten die Tiere in Ver-

pflegung geben oder, wenn sie deren ferneren Aufenthalt im Wagen oder auf dem Bahnhofe
gestattet, das tarifmäßige Standgeld erheben. Die Frist ruht während einer zoll= oder steuer-
amtlichen oder polizeilichen Abfertigung, soweit diese nicht durch den Absender, Empfänger
oder Begleiter verzögert wird.

(2) Der Beförderungsschein ist bei Empfang der Sendung an die Eisenbahn zurück-
zugeben. War die Sendung auf Eilfrachtbrief abgefertigt, so ist dieser dem Empfänger
gegen Bescheinigung über den Empfang der Sendung auszuhändigen.

§ 51.

Lieferfrist.

(1) Die Lieferfristen dürfen nachstehendeHöchstfristen nicht überschreiten:
bei einer Entfernung bis zu 150 Tarifkilometer 1 Tag,
bei größeren Entfernungen für weitere angefangene je 300 Tarifkilometer

1 weiteren Tag.
(2) Die Lieferfrist beginnt für Sendungen, die mit einem Vormittags abgehenden

Zuge befördert werden, um 12 Uhr Mittags, bei Sendungen, die mit einem Nachmittags
abgehenden Zuge befördert werden, mit der auf die Annahme folgenden Mitternacht. Sie

ist gewahrt, wenn vor ihrem Ablaufe die Tiere auf der Bestimmungsstation zur Abnahme
bereit gestellt sind.

(3) Der Lauf der Lieferfrist ruht außer in den Fällen des § 75 Abs. (7) auch
für die Dauer des Aufenthalts auf den Tränkstationen und für die Dauer der ärztlichen
Viehbeschau.

(4) Die Auslieferung der mit Personenzügen beförderten Pferde und Hunde kann zu
dem im § 34 Abs. (2) bestimmten Zeitpunkte verlangt werden. Müssen die Pferde jedoch
unterwegs auf einen anderen Zug übergehen, so kann ihre Weiterbeförderung erst mit dem

nächsten Personenzuge verlangt werden.

8 52.
Weitere Vorschriften.

Im übrigen gelten für die Beförderung von Tieren sinngemäß die Vorschriften
im Abschnitt VIII.

VIII.

Beförderung von Gütern.

8 53.

Durchgehende Beförderung.

Die Eisenbahn ist verpflichtet, Güter zur Beförderung von und nach allen für
den Güterverkehreingerichteten Stationen und Güternebenstellenanzunehmen, ohne daß
es für den Übergang von einer Bahn auf die andere einer Vermittelungsadresse bedarf.

Zu 8 53 vgl. HGB. SS 453, 471.
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8 54.

Von der Beförderung ausgeschlossene oder nur bedingungsweise
zur Beförderung zugelassene Gegenstände.

(1) Von der Beförderung ausgeschlossensind:
A. die dem Postzwang unterliegenden Gegenstände;
B. soweit nicht im Abs. (2) A Ziffer 1 Ausnahmen zugelassensind:

1. explosionsgefährliche Gegenstände:)
a) Sprengstoffe),
b) Munition,
c) Zündwaren und Feuerwerkskörper,
d) verdichtete und verflüssigte Gase,
e) Stoffe, die in Berührung mit Wasser entzündliche oder die Verbrennung

unterstützende Gase entwickeln;
2. selbstentzündliche Stoffe.

(2) Bedingungsweise sind zur Beförderung zugelassen:
A. nach den in der Anlage C enthaltenen Vorschriften:

1. die in der Anlage C unter I und II aufgeführten explosionsgefährlichenGegen-
stände und selbstentzündlichen Stoffe (Abs. (1) B);

2. die in der Anlage C unter III bis VI aufgeführten brennbaren Flüssigkeiten,
giftigen, ätzenden und fäulnisfähigen Stoffe.

Solche Gegenstände dürfen miteinander oder mit anderen Gegenständen
nur dann zusammengepackt werden, wenn dies in der Anlage C zugelassen ist.

B. außerdem:
1. Gold= und Silberbarren, Platina, Geld, Münzen und Papiere mit Geld-

wert, Dokumente, Edelsteine, echte Perlen, besonders wertvolle Spitzen und

besonders wertvolle Stickereien sowie andere Kostbarkeiten, ferner Kunst-
gegenstände, wie Gemälde, Bildwerke, Gegenstände aus Erzguß, Kunstalter-
tümer.

Die Beförderungsbedingungen für diese Gegenstände hat der Tarif zu

bestimmen.
Als Papiere mit Geldwert sind nicht zu behandeln: Postfreimarken,

Stempelbogen und Stempelmarken sowie ähnliche amtliche Wertzeichen.
2. Gegenstände, deren Verladung oder Beförderung nach der Anlage oder dem

Betrieb einer beteiligten Bahn außergewöhnliche Schwierigkeit verursacht.
Ihre Beförderung kann die Eisenbahn von besonders zu vereinbarenden

Bedingungen abhängig machen.
3. Eisenbahnfahrzeuge, die auf eigenen Rädern befördert werden sollen.

Sie müssen sich in lauffähigem Zustande befinden. Lokomotiven, Tender,
Dampf= und Kraftwagen müssen von einem sachverständigen Beauftragten
des Absenders begleitet sein.

8 55.
Frachtbrief; seine Form.

(1) Jede Sendung muß von einem Frachtbriefe begleitet sein, der für gewöhnliches
Frachtgut dem Muster der Anlage D, für Eilgut dem Muster der Anlage E zu entsprechenhat.

Zu § 54 vgl. HGB. 88 453, 471, Jü. Art. 2 u. 3 und Ausf. Best. 8 1.

Zu § 55 vgl. HG B. S 426, J U. Art. 6, Ausf. Best. 8 2.

1) Zu den explosionsgefährlichen Gegenständen im Sinne dieses Paragraphen gehören
alle explosionsfähigen Substanzen, vergleiche jedoch Anmerkung?).

2) Explosionsfähige Substanzen, die nicht Schieß= oder Sprengzwecken dienen, durch Flammen-
zündung nicht zur Explosion gebracht werden können und gegen Stoß und Schlag nicht empfindlicher
sind als Dinitrobenzol, gehören nicht zu den Sprengstoffen im Sinne dieses Paragraphen.



(2) Zu den Frachtbriefen ist weißes Schreibpapier in der vom Reichs-Eisenbahn-
amte festgesetztenBeschaffenheit zu verwenden. Alle Güterabfertigungsstellen sind ver-

pflichtet, Frachtbriefe zu den im Tarife festzusetzendenPreisen zu verkaufen.
(3) Die Frachtbriefe müssen zum Nachweise, daß sie den Vorschriften entsprechen,

den Prüfungsstempel einer inländischen Eisenbähn tragen. Die Stempelung der nicht für
Rechnung der Eisenbahn gedrucktenFrachtbriefe erfolgt gegen eine im Tarife festzusetzende
Gebühr; sie kann abgelehnt werden, wenn nicht gleichzeitig mindestens 100 Frachtbriefe vor-

gelegt werden.

(4) Die stark umrahmten Teile des Musters sind für die Eintragungen der Eisen-
bahn, die übrigen für die Eintragungen des Absenders bestimmt (vergleiche jedoch
8 56 Abs. (1) f)).

(5) Für regelmäßig wiederkehrende Sendungen zwischen bestimmten Orten und
für Sendungen, die zur Weiterbeförderung über See bestimmt sind, kann die Landesauf-
sichtsbehörde nach Zustimmung des Reichs-Eisenbahnamts Abweichungen von den vor-

stehenden Bestimmungen genehmigen.

Zu § 55 Abs. 2. Von dem Reichs-Eisenbahnamt ist auf Grund einer Ermächtigung des
Bundesrats angeordnet worden, daß die in den Anlagen C und D der Eisenbahn-Verkehrsordnung
v. 26. Oktober 1899 vorgeschriebenen Frachtbrief-Muster noch bis zum 31. März 1910 verwendet
werden dürfen (Bekanntmachung vom 15. Januar 1909, Zentralblatt für das Deutsche Reich Nr. 3).

Ferner hat das Reichs-Eisenbahnamt wegen der Beschaffenheit des zu den Frachtbriefen
zu verwendenden Papiers folgende Anordnungen getroffen:

I. Bekanntmachung vom 13. Oktober 1892 (Zentralblatt für das Deutsche Reich von 1892 S. 632).

1. Zu den Frachtbriefen ist Schreibpapier zu verwenden von beliebiger Stoffzusammen-
setzung, jedoch ohne Zusatz von Holzschliff, mit nicht mehr als 15 Prozent Asche, einer

mittleren Reißlänge von 3500 m, einer mittleren Dehnung von 2,75 Prozent und ziemlich
großem Widerstande gegen Zerknittern. Die Farbe des Papiers muß entschieden weiß
sein und das Gewicht bei der für Frachtbricfe durch die Verkehrsordnung vorgeschriebenen
Bogengröße von 76—60 cm für je 1000 Bogen (4000 Frachtbriefe) 39 kg betragen
Eine Abweichung von diesem Einheitsgewicht um 2,5 Prozent nach oben und unten ist
gestattet. Bei der Gewichtsfeststellung wird die Riesumhüllung (daszum Verpacken von

1000 Bogen verwendete Umschlagpapier) mitgewogen.
2. Das Papier der Frachtbriefe ist zum Zeichen dafür, daß es den vorstehenden An—

forderungen entspricht, mit einem Wasserzeichen zu versehen, das im nassen Zustande auf
dem Siebe in das Papier gebracht werden und die Firma des Erzeugers (Fabrikanten)
in Buchstaben, sowie neben dem Worte „Normal“ das Zeichen 4a enthalten muß. Die

Hinzufügung einer Jahreszahl ist dem Fabrikanten freigestellt. Eine Abkürzung der

Firmenbezeichnung ist gestattet, jedoch nur soweit, daß man ohne Weiteres auf den Inhaber
zurückgreifen kann. Das Wasserzeichenmuß so vollständig, wenn auch unterbrochen, in

jedem Frachtbriefe vorhanden sein, daß über die Herkunft und Beschaffenheit des Papiers
kein Zweifel obwalten kann.

3. Die mit dem vorschriftsmäßigen Wasserzeichen versehenen Frachtbriefe dürfen von den

unter 1 bezeichneten Eigenschaften in ihrer Reißlänge um höchstens 10 Prozent und in

ihrer Dehnbarkeit ebenfalls um höchstens 10 Prozent nach unten abweichen. Alle anderen

Eigenschaften müssen ohne Einschränkung vorhanden sein.
4. Fabrikanten, die Frachtbriefpapier herstellen, haben ihr Wasserzeichen bei einer mit der

Prüfung von Papier zu amtlichen Zwecken in einem Bundesstaat beauftragten Behörde
anzumelden. Die Prüfung, ob das Frachtbriefpapier den vorstehend bezeichneten Bedingungen
entspricht, erfolgt nach Maßgabe der bei diesen Behörden bestehenden Vorschriften.

II. Bekanntmachung vom 25. Mai 1893 (Zentralblatt für das Deutsche Reich von 1893 S. 154).
Die in bezug auf die Beschaffenheit des zu den Frachtbriefen zu verwendenden Schreib-
papiers am 13. Oktober 1892 erlassenen Bestimmungen (s. o. I. Bekanntmachung) werden

für das Papier zu Frachtbrief-Duplikaten bis auf weiteres außer Anwendung gesetzt-
Für Duplikate wird die Beschaffenheit des Schreibpapiers freigegeben, sofern sie durch den

Aufdruck „Frachtbrief-Duplikat“ zu Original-Frachtbriefen unbenutzbar gemacht
sind. Im übrigen müssen die als Frachtbriefduplikate gekennzeichneten Formulare in

Farbe, Größe und Vordruck den im § 52 (jetzt § 55) der Verkehrsordnung enthaltenen
Vorschriften entsprechen, auch zur Bestätigung dessen mit dem Kontrollstempel einer in-

ländischen Eisenbahn versehen sein.
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8 656.

Inhalt des Frachtbriefs.
G) Der Absender hat in den Frachtbrief einzutragen:

a) den Namen und den Wohnort dessen, an den das Gut abgeliefert werden soll
(des Empfängers);

b) die Eisenbahnstation oder Güternebenstelle, bis zu der das Gut befördert werden

soll (Bestimmungsstation);
c) den Bestimmungsort, wenn dieser ein anderer ist als die Bestimmungsstation;
d) die Bezeichnung der Sendung nach ihrem Inhalte, bei Stückgut auch Anzahl,

Art der Verpackung und Adresse (oder statt dieser das Zeichen und die Nummer)
der Frachtstücke. Die Eisenbahn kann auch bei Wagenladungen die Bezeichnung
des Inhalts nach Anzahl und Verpackungsart verlangen, wenn die Beschaffen-
heit der Ladung es zuläßt. Die in der Anlage C aufgeführten Gegenstände
sind mit der dort gebrauchten Bezeichnungzu benennen;

e) das Gewicht der Sendung (vergleiche jedoch § 58 Abs. (2) und (3)) oder statt
desseneine den Vorschriften der Versandbahn entsprechendeAngabe;

1) bei Gütern, die er selbst verladen hat, die Nummer und die Eigentums-
merkmale des Wagens;

g) im Falle der Vorausbezahlung der Fracht den Freivermerk;
h) den etwaigen Antrag auf Ausstellung eines Frachtbriefduplikats oder Auf-

nahmescheins;
i) die etwaige Angabe des Interesses an der Lieferung und der auf dem Gute

lastenden Nachnahme;
k) das etwaige Verlangen, daß das Gut bahnlagernd zu stellen ist. Bei den in

der Anlage C aufgeführten Gegenständen ist ein solches Verlangen unzulässig;
1) die genaue Bezeichnung der zur Erfüllung der Zoll-, Steuer= oder Polizeivor-

schriften beigegebenen Begleitpapiere (§ 65 Abs. (1));
m) bei Sendungen, die einer zoll= oder steueramtlichen Abfertigung unterliegen, die

zu berührende Abfertigungsstelle, wenn er eine solche zu bezeichnenwünscht
(§867 Abs. (2));

n) den Ort und den Tag der Ausstellung;
0) die Unterschrift mit Namen oder Firma unter Angabe der Wohnung. Die

Beifügung der Telegrammadresse und Fernsprechnummerist gestattet.
(2) Die Eisenbahn kann verlangen, daß jeder Wagenladung ein besonderer Fracht-

brief beigegeben wird.

(3) Mehrere Gegenstände dürfen in denselben Frachtbrief aufgenommen werden,
wenn sie nach ihrer Beschaffenheit ohne Nachteil zusammengeladen werden können und
keine Zoll-, Steuer= oder Polizeivorschriften entgegenstehen.

(4) Den vom Absender aufzuladenden oder vom Empfänger abzuladenden Gütern

sowie den nach § 54 Abs. (2) bedingungsweise zur Beförderung zugelassenenGütern sind
besondere, andere Gegenstände nicht umfassende Frachtbriefe beizugeben. Eine Ausnahme
hiervon ist nur statthaft, wenn die Gegenstände der Anlage C nach den dort getroffenen
Vorschriften mit anderen Gütern zusammengepacktaufgegeben werden. In dem gemein-
samen Frachtbriefe müssen dann aber die nur bedingungsweise zugelassenenGüter besonders
aufgeführt und durch Hinzufügung des Wortes „(bedingungsweise)“ gekennzeichnet sein.

(5) Reicht der für die Beschreibung der Güter vorgeseheneRaum auf der Vorder-
seite des Frachtbriefs nicht aus, so ist die Rückseite zu benutzen; nötigenfalls sind dem

Frachtbriefe gleichgroße Blätter anzuheften und dann besonders zu unterzeichnen. Im
Frachtbrief ist auf sie zu verweisen. Wird das Gesamtgewicht einer solchen Sendung
angegeben, so ist es im Frachtbrief an der hierfür vorgesehenen Stelle einzutragen. Bei
Gütern verschiedener Tarifklassen ist, wenn getrennte Frachtberechnung verlangt wird, das
Gewicht für jede Tarifklasse besonders anzugeben.

(6) Der Absender darf im Frachtbriefe vorschreiben, daß die Güter auf der Be-
stimmungsstation nachgezählt und nachgewogen werden; hierfür ist die tarifmäßige Gebühr
zu bezahlen.

Zu § 56 vgl. HGB. 8 426, J U. Art. 6, Ausf. Best. 8 2.
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(7) Bei Aufgabe von Gütern nach einem Bestimmungsorte, wo keine für den Güter—

verkehr eingerichtete Eisenbahnstation oder Güternebenstelle vorhanden ist, kann der Ab—

sender im Frachtbrief über die Weiterbeförderung des Gutes von der Bestimmungsstation
bis zum Bestimmungsorte Verfügung treffen (vergleiche § 76 Abs. (9)).

(8) Auf die Rückseite des Frachtbriefs darf die Firma des Ausstellers gedruckt
werden. Auch können dort die Sendung betreffende Vermerke für den Empfänger nach-
richtlich angebracht werden, zum Beispiel „von Sendung des N. N.“, „im Auftrage des N. N.",
„zur Verfügung des N. N.“, „zur Weiterbeförderung an N. N.“, „für Dampfer N. N.“,
„versichert bei N. N.“, „zur Ausfuhr nach N. N.“. Für die Eisenbahn sind diese Vermerke

unverbindlich.
(9) Die Aufnahme anderer Erklärungen in den Frachtbrief und die Beifügung

anderer Schriftstücke zum Frachtbriefe sind unzulässig, soweit es nicht durch diese Ordnung
oder — mit Genehmigung der Landesaufsichtsbehörde nach Zustimmung des Reichs-Eisen-
bahnamts — im Tarife vorgeschrieben oder für statthaft erklärt ist. Die Erklärungen
und Schriftstücke dürfen nur das Frachtgeschäft betreffen.

(10) Alle Eintragungen im Frachtbriefe müssen in deutscher Sprache geschehen; sie
dürfen auch durch Druck oder Stempel bewirkt werden.

§ 57.
Haftung für die Angaben im Frachtbriefe.

Der Absender haftet der Eisenbahn für die Richtigkeit und die Vollständigkeit der in
den Frachtbrief aufgenommenen Angaben und Erklärungen und trägt alle Folgen, die aus

unrichtigen, ungenauen oder ungenügenden Eintragungen entspringen.

8 58.
Prüfung des Inhalts der Sendung. Feststellung von Anzahl

und Gewicht.

(0 Die Eisenbahn ist berechtigt, die Übereinstimmungder Sendung mit dem Fracht-
briefe nach Stückzahl, Gewicht und Inhalt jederzeit zu prüfen. Gebühren dürfen hierfür
nicht erhoben werden. Zur Prüfung des Inhalts ist der Verfügungsberechtigteeinzuladen,
wenn sie nicht auf Grund polizeilicher Maßregeln stattfindet, die der Staat im Interesse
der Sicherheit oder der öffentlichen Ordnung zu ergreifen berechtigt ist. Erscheint der Be-

rechtigte nicht, so sind zwei Zeugen zuzuziehen. Etwa entstehendeAuslagen sind der Eisen-
bahn zu ersetzen,wenn die Frachtbriefangaben sich als unrichtig erweisen.

(2) Bei Stückgütern, die von der Eisenbahn verladen werden (§ 59 Abs. (1)), ist
diese verpflichtet, Anzahl und Gewicht bei der Annahme gebührenfrei festzustellen. Dem

Absender oder dessenBeauftragten steht frei, der Feststellung beizuwohnen. Die Eisenbahn
kann von der Verwägung absehen oder — bei gleichartigen Stücken — Probeverwägungen
vornehmen, wenn der Absender das Gewicht in den Frachtbrief eingetragen und die Nach-
wägung im Frachtbriefe nicht verlangt hat.

(s) Bei allen anderen Sendungen ist die Eisenbahn auf Antrag des Absenders im

Frachtbriefe verpflichtet, das Gewicht und die Stückzahl festzustellen, es sei denn, daß die

vorhandenen Wägevorrichtungen nicht ausreichen oder die Beschaffenheit des Gutes oder die

Betriebsverhältnisse eine Feststellung der Stückzahl nicht gestatten. Das Gewicht hat die

Eisenbahn auch ohne Antrag festzustellen,wenn es im Frachtbriefe nicht angegebenist. Für
dieseFeststellungen ist die tarifmäßige Gebühr zu zahlen. Ist die Feststellung des Gewichts
auf der Versandstation nicht angängig, so erfolgt sie auf einer anderen Station.

(4) Der Absender kann bei der Aufgabe verlangen, daß ihm Gelegenheit geboten
werde, der Feststellung der Stückzahl und des Gewichts beizuwohnen, wenn sie auf der

Versandstation erfolgt. Stellt er ein solches Verlangen nicht oder versäumt er die ihm
gebotene Gelegenheit, so hat er die tarifmäßige Gebühr nochmals zu zahlen, wenn die

Feststellung auf seinen Antrag wiederholt wird.

(5) Die Eisenbahn kann die Verwägung der Wagenladungsgüter auf der Gleiswage

Zu § 57 vgl. HGB. § 426 Abs. G), Jü. Art. 7 Abs. ().
Zu § 68 vgl. J U. Art. 7.
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vornehmen und der Gewichtsberechnung das an den Eisenbahnwagen angeschriebeneEigen—
gewicht zu Grunde legen. Jedoch ist einem Antrage des Verfügungsberechtigten auf Ver-

wägung des leeren Wagens zu entsprechen, wenn es die Betriebsverhältnisse gestatten.
Ob undwelche Gebühr zu erheben ist, hat der Tarif zu bestimmen.

(6) Die Feststellung des Gewichts und der Stückzahl hat die Eisenbahn auf dem

Frachtbriefe zu bescheinigen. Erfolgt die Feststellung auf der Versandstation, so ist die

Bescheinigung auch auf das Frachtbriefduplikat oder auf den Aufnahmeschein zu setzen.

8 59.
Beladung der Wagen. Ladegewicht. Tragfähigkeit.

(1) Ob die Güter durch die Eisenbahn oder durch den Absender zu verladen sind, hat
der Tarif zu bestimmen, soweit nicht diese Ordnung Vorschriften darüber enthält, oder eine

besondere Vereinbarung zwischen dem Absender und der Eisenbahn im Frachtbriefe ge-

troffen ist.
(2) Für die Beladung der Wagen ist das daran vermerkte Ladegewicht maß-

gebend. Eine Belastung bis zu der an den Wagen angeschriebenen Tragfähigkeit
ist zulässig, wenn nach der natürlichen Beschaffenheit des Gutes nicht zu befürchten ist, daß
die Belastung infolge von Witterungseinflüssen während der Beförderung die Tragfähigkeit
überschreiten werde. Eine die Tragfähigkeit überschreitende Belastung — Uber-

lastung — ist in keinem Falle gestattet. Bei außerdeutschen Wagen, die nur eine
die zulässigeBelastung kennzeichnende, dem Ladegewichte der deutschenWagen entsprechende
Anschrift tragen, darf die angeschriebeneGewichtsgrenze bis zu 5% überschritten werden.

8 60.
Frachtzuschläge.

(1) Bei unrichtiger Angabe des Inhalts, des Gewichts oder der Stückzahl einer

Sendung sowie bei Außerachtlassung der Sicherheitsvorschristen in Anlage C sind ohne
Rücksicht darauf, ob ein Verschulden des Absenders vorliegt oder nicht, Frachtzuschläge zu

entrichten, für die folgende Bestimmungen gelten:
a) Wenn die im § 54 Abs. (1) B und Abs. (2) A aufgeführten Gegenstände

unter unrichtiger Inhaltsangabe zur Beförderung aufgegeben oder wenn die

Sicherheitsvorschriften inAnlage C außer acht gelassen werden, beträgt der

Frachtzuschlag für jedes Kilogramm Rohgewicht des Versandstücks, worin ein
solcher Gegenstand enthalten war,

bei den gemäß § 54 Abs. (1) B von der Beförderung ausgeschlossenen
sowie bei den in Anlage C unter I und II aufgeführten explosions-
gefährlichen und selbstentzündlichenGütern: 12 Mark,

bei den in Anlage C unter III, IV und V aufgeführten brennbaren
Flüssigkeiten, giftigen und ätzenden Stoffen: 3 Mark,

bei den in Anlage C unter VI aufgeführten fäulnisfähigen Stoffen:
½ Mark.

b) In anderen Fällen unrichtiger Inhaltsangabe beträgt der Frachtzuschlag, wenn

sie keine Frachtverkürzung herbeiführen kann, 1 Mark für den Frachtbrief,
sonst das Doppelte des Unterschieds zwischen der infolge der unrichtigen
Angabe entstandenen und der richtig berechneten Fracht von der Aufgabe= bis
zur Bestimmungsstation. Sind Güter verschiedener Tarifklassen zu einer

Sendung vereinigt, und kann ihr Einzelgewicht ohne besondere Schwierigkeit
festgestelltwerden, so ist der Ermittelung des Frachtzuschlags getrennte Fracht-
berechnung zu Grunde zu legen, sofern sie sich billiger stellt. Mindestens wird
1 Mark erhoben.

c) Bei unrichtiger Angabe der Stückzahl oder des Gewichts einer vom Absender
verladenen Sendung, wenn hierdurch eine Frachtverkürzung herbeigeführt werden
kann, beträgt der Frachtzuschlag das Doppelte des Unterschieds zwischen der

Zu § 59 Abs. (2) vgl. Jü. Ausf. Best. 8 3.
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infolge der unrichtigen Angabe entstandenen und der richtig berechnetenFracht
von der Aufgabe= bis zur Bestimmungsstation.

d) Bei Uberlastung eines Wagens beträgt der Frachtzuschlagdas Sechsfache der
Fracht von der Aufgabe= bis zur Bestimmungsstation für das Gewicht, das
die im § 59 Abs. (2) festgesetztenBelastungsgrenzen übersteigt. Diese Bestimmung
gilt sinngemäß auch für Gegenstände, deren Fracht nicht nach dem Gewichte
berechnet wird. Ist zum Beispiel die Fracht nach der Ladeflächezu berechnen, so
wird der Frachtzuschlag derart ermittelt, daß die nach der Ladefläche des
verwendeten Wagens berechneteFracht als Fracht für das zulässige höchsteBe-
lastungsgewicht angesehen, danach die Fracht für das Ubergewicht berechnetund
der gefundene Betrag sechsfachgenommen wird.

e) Die untera) bis d festgesetztenFrachtzuschlägewerden nebeneinander erhoben, wenn

gegen mehrere dieser Vorschriften gleichzeitig verstoßen wird. Trifft unrichtige
Inhaltsangabe, die eine Frachtverkürzung herbeiführen kann, mit unrichtiger
Angabe der Stückzahl oder des Gewichts der Sendung zusammen und handelt es

sich nicht um Gegenstände der im § 54 Abs. (1) B und Abs. (2) A genannten Art,
so beträgt der Frachtzuschlagdas Doppelte des Unterschieds zwischen der Fracht
für die angegebeneStückzahl oder das angegebeneGewicht und den angegebenen
Inhalt einerseits und der Fracht für die ermittelte Stückzahl oder das ermittelte
Gewicht und den ermittelten Inhalt andererseits.

Außerdem ist der Frachtunterschied nachzuzahlen und der entstandene Schaden zu
ersetzen,auch sind die durch andere gesetzlicheoder polizeiliche Bestimmungen vorgesehenen
Strafen verwirkt.

(2) Der Tarif muß einheitlich die Grundsätze bestimmen, nach denen etwa von Er-
hebung der im Abs. (1) festgesetztenFrachtzuschläge aus Billigkeit abgesehenwird oder ge-
ringere Zuschläge erhoben werden.

(3) Ein Frachtzuschlag darf nicht erhoben werden:
a) bei unrichtiger Gewichtsangabe oder bei Uberlastung, wenn die Eisenbahn zur

Verwägung verpflichtet war;

b) bei einer während der Beförderung eingetretenen Gewichtszunahme ohne Über-
lastung, wenn der Absender nachweist, daß die Gewichtszunahmeauf Witterungs-
einflüsse zurückzuführen ist;

c) bei einer während der Beförderung durch Witterungseinflüsse verursachten Über-
lastung, wenn der Absender nachweist, daß er bei der Beladung des Wagens
das angeschriebeneLadegewicht nicht überschritten hat.

(4) Der Frachtzuschlag ist verwirkt,sobaldder Frachtvertrag abgeschlossenist (8 61).
Zur Zahlung des Zuschlags ist der Absender verpflichtet. Hat der Empfänger den Fracht-
brief und das Gut angenommen, so haftet er gemäß § 76 Abs. (4) neben dem Absender
als Gesamtschuldner für den Zuschlag.

(5) Der Anspruch auf Zahlung oder Rückzahlung des Frachtzuschlags verjährt in
einem Jahre. Die Verjährung beginnt bei Ansprüchen auf Zahlung des Frachtzuschlags
mit der Zahlung der Fracht oder wenn eine Fracht nicht zu zahlen war, mit der Auf-
lieferung des Gutes; bei den Ansprüchen auf Rückzahlung beginnt sie mit der Zahlung
des Zuschlags. Gehemmt oder unterbrochen wird die Verjährung gemäß den Bestimmungen
im § 71 Abs. (2).

861.
Abschluß des Frachtvertrags.

(1) Der Frachtvertrag ist abgeschlossen,sobald die Abfertigungsstelle das Gut mit dem

Frachtbriefe zur Beförderung angenommen hat. Als Zeichen der Annahme ist dem Fracht-
briefe der Tagesstempel der Abfertigungsstelle aufzudrücken. Mit diesem Stempel ist auch
jedes der nach § 56 Abs. (5) dem Frachtbrief etwa angefügten Blätter zu versehen.

(2) Die Abstempelung hat nach vollständiger Auflieferung des im Frachtbriefe ver-

zeichneten Gutes und nach Entrichtung der vom Absender voraus zu bezahlenden Beträge
unverzüglich, auf Verlangen des Absenders in seiner Gegenwart, zu erfolgen.

Zu § 61 vgl. HGB. 88 455, 471, Jü. Art. 8.
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(s8)Der abgestempelteFrachtbrief dient als Beweis für den Frachtvertrag.
(4) Bei den vom Absender verladenen Gütern dienen die Angaben des Frachtbriefs

über das Gewicht und die Anzahl der Stücke nur dann als Beweis gegen die Eisenbahn,
wenn sie die Stücke nachgewogen oder nachgezählt und dies im Frachtbriefe beur-
kundet hat.

(5) Die Eisenbahn ist verpflichtet, auf Verlangen des Absenders die Annahme des
Gutes unter Angabe des Tages, an dem es zur Beförderung angenommen ist, auf einem

ihr mit dem Frachtbriefe vorgelegten Frachtbriefduplikate, das als solches zu bezeichnen ist,
zu bescheinigen. Die Ausstellung eines Duplikats ist auf dem Frachtbriefe durch Stempel-
aufdruck zu beurkunden.

(6) Das Duplikat hat nicht die Bedeutung des Frachtbriefs oder eines Ladescheins.
(7) Bei Gütern, die nicht in ganzen Wagenladungen aufgegeben werden, kann mit

Zustimmung des Absenders an Stelle des Duplikats ein Aufnahmeschein ausgestellt werden,
der dieselbe rechtliche Bedeutung wie das Duplikat hat.

(s) Auf Verlangen des Absenders ist die Annahme des Gutes auch in anderer Form,
zum Beispiel durch Unterstempelung eines Eintrags in einem Quittungsbuche oder der-

gleichen zu bescheinigen. Eine solche Bescheinigung hat nicht die Bedeutung eines Fracht-
briefduplikats.

§62.

Verpackung und Bezeichnung.
(1) Das Gut muß, soweit es seine Natur erfordert, gegen Verlust, Minderung oder

Beschädigung sicher verpackt sein.
(2) Ist dies nicht der Fall, so kann die Eisenbahn die Annahme des Gutes ablehnen

oder verlangen, daß der Absender im Frachtbriefe das Fehlen oder die Mängel der Ver-

packung anerkennt. Pflegt ein Absender gleichartige der Verpackung bedürftige Güter un-

verpackt oder mit den gleichen Mängeln der Verpackung auf derselben Station aufzugeben,
so kann er ein für allemal eine Erklärung nach dem Muster der Anlage F abgeben. In
diesem Falle muß der Frachtbrief einen Hinweis auf die allgemeine Erklärung enthalten.

(s3)Inwieweit die Eisenbahn für den Schaden haftet, der infolge eines im Frachtbrief
anerkannten oder äußerlich nicht erkennbaren Mangels der Verpackung entsteht, ist in den

88 86 und 84 bestimmt. Ist ein äußerlich erkennbarer Mangel der Verpackung nicht im

Frachtbrief anerkannt, so ist die Eisenbahn von der Haftpflicht nur dann befreit, wenn der

Absender arglistig handelt.
(4) Die Verpackung muß ferner so beschaffensein, daß das Gut bei ordnungsmäßiger

Behandlung durch die Eisenbahn keinen Schaden verursachen kann. Anderenfalls ist die

Eisenbahn berechtigt, wenn sie das Gut trotzdem zur Beförderung annimmt, ein Aner-
kenntnis im Frachtbriefe nach Maßgabe des Abs. (2) zu verlangen. Für den Schaden, der
aus so bescheinigten oder aus äußerlich nicht erkennbaren Mängeln der Verpackung ent-

steht, haftet der Absender. Ist ein äußerlich erkennbarer Mangel der Verpackung nicht an-

erkannt, so haftet der Absender nur, wenn er arglistig handelt.
(6) Die Eisenbahn kann verlangen, daß kleine Stückgüter (Kleineisenzeug oder der-

gleichen), deren Annahme und Verladung nicht ohne erheblichen Zeitverlust möglich ist,
durch Verbindung oder Verpackung zu größeren Einheiten zusammengefaßt werden.

(6) Den Eisenbahnen bleibt überlassen, für Güter, die nicht zu den im § 54 Abs. (2) A
aufgeführten gehören, die aber wegen ihrer Eigenschaften Unzuträglichkeiten während der

Beförderung herbeiführen können, mit Genehmigung der Landesaussichtsbehörden nach Zu-
stimmung des Reichs-Eisenbahnamts durch den Tarif einheitliche Vorschriften über die Ver-

packung und Verladung zu treffen.
(7) Die Stückgüter sind haltbar, deutlich und in einer Verwechselungen ausschließenden

Weise zu bezeichnen.Diese Bezeichnungen müssen mit den Angaben im Frachtbrief überein-

stimmen. Altere Bezeichnungen(Eisenbahnbeförderungszeichen,Postbeförderungszeichen oder
andere Zeichen, die mit den Eisenbahnbeförderungszeichenverwechselt werden könnten) müssen
entfernt sein.

Zu § 62 vgl. Jü. Art. 9, Ausf. Best. § 4.
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(8) Die Eisenbahn kann verlangen, daß Stückgüter vom Absender mit dem Namen
der Bestimmungsstation dauerhaft bezeichnetwerden, wenn es ihre Beschaffenheit ohnebesondere
Schwierigkeit zuläßt.

8 63.

Annahme.

(1) Die Eisenbahn ist nur insoweit verpflichtet, Güter zur Beförderung anzunehmen,
als die Beförderung sofort erfolgen kann. Wenn es notwendig wird, die Annahme von Sen-
dungen allgemein oder für bestimmte Versandbezirke oder für bestimmte Arten von Gütern
einzustellen, weil zwingende Gründe des Eisenbahnbetriebs oder das öffentliche Interesse die
sofortige Beförderung nicht gestatten, so bedarf es der Genehmigung der Landesaussichtsbehörde.

(2) Die Güter müssen während der Dienststunden aufgeliefert werden, die von der
Eisenbahn festzusetzenund durch Aushang bekannt zu machen sind.

(s) An Sonn= und Festtagen braucht die Eisenbahn Frachtgut nicht anzunehmen; Eilgut
anzunehmen ist sie verpflichtet, wenn seiner zoll= oder steueramtlichen Behandlung kein

Hindernis entgegensteht.
(4) Wird die Annahme einer durch die Eisenbahn zu verladenden Sendung vom Ab-

sender dadurch verzögert, daß er nicht alle zum Frachtbriefe gehörenden Güter binnen
24 Stunden aufliefert oder daß er den wegen Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit beanstan-
deten Frachtbrief nicht binnen 24 Stunden nach Beginn der Auflieferung berichtigt übergibt
oder bei Freivermerk die voraus zu zahlenden Frachtbeträge und Gebühren nicht innerhalb
derselben Frist begleicht, so kann die Eisenbahn für das eingelagerte Gut das tarifmäßige
Lagergeld erheben.

(5) Die Bereitstellung der Wagen für Güter, die der Absender zu verladen hat, muß
unter Angabe des Gutes, des ungefähren Gewichts und der Bestimmungsstation für einen

bestimmten Tag nachgesuchtwerden. Können die Wagen nicht bereit gehalten werden, so ist der
Besteller, soweit tunlich, hiervon kostenfrei zu benachrichtigen. Werden schriftlich zugesagte
Wagen nicht rechtzeitig gestellt, so hat die Eisenbahn die Kosten der vergeblich versuchten
Auflieferung, mindestens aber den Betrag des Wagenstandgeldes für einen Tag zu erstatten.
Wird ein Wagen erst nach der Bereitstellung, aber vor Ablauf der Beladefrist (Abs. (6)) wieder

abbestellt, so hat der Besteller eine im Tarife festzusetzendeGebühr zu entrichten, die jedoch das

Wagenstandgeld für einen Tag nicht übersteigen darf. Geschieht die Abbestellung erst nach
Ablauf der Beladefrist, so ist das tarifmäßige Wagenstandgeld zu zahlen. Bei Bestellung
eines Wagens kann die Eisenbahn eine Sicherheit in Höhe der bezeichneten Gebühr
verlangen.

(6) Die Verladung durch den Absender hat in der Regel während der Dienststunden
zu erfolgen; sie muß innerhalb der von der Eisenbahn durch Aushang bekannt zu machenden
Frist vollendet sein. Wird die Frist überschritten oder wird der wegen Unrichtigkeit, oder

Unvollständigkeit beanstandete Frachtbrief nicht innerhalb der Ladefrist berichtigt übergeben
oder werden bei Freivermerk die voraus zu zahlenden Frachtbeträge und Gebühren nicht inner-

halb derselbenFrist beglichen, so hat der Absender das tarifmäßige Wagenstandgeld zu zahlen.
Für Sonn= und Festtage ist Wagenstandgeld nur dann zu zahlen, wenn die Ladefrist schon
am Tage vorher, Nachmittags 2 Uhr, abgelaufen ist. Folgen mehrere Sonn= und Festtage
aufeinander, so ist nur für einen Tag Wagenstandgeld zu erheben. Die Eisenbahn kann,
wenn die Ladefrist um mehr als 24 Stunden überschritten wird, auf Kosten und Gefahr des

Absenders das Gut ausladen und auf Lager nehmen oder einem Spediteur oder öffentlichen
Lagerhaus übergeben.

(7) Der Lauf der Fristen in den Abs. (4) und (6) ruht an Sonn= und Festtagen sowie
für die Dauer einer zoll= oder steueramtlichen oder polizeilichen Abfertigung, soweit diese
nicht durch den Absender verzögert wird.

(8) Die Eisenbahn kann die Stückgüter innerhalb des Stationsorts oder von

benachbartenOrten gegen eine durch Aushang bekannt zu machendeGebühr selbst anfahren
oder Rollfuhrunternehmer dafür bestellen. Die hierbei verwendeten Personen gelten als

Leute der Eisenbahn im Sinne des § 5. Die Rollfuhrleute haben ihren Gebührentarif bei

sich zutragen und auf Verlangen vorzuzeigen.
—

Zu § 63 vgl. HGB. 88 453 Abs. (2), 471, Jü Art. 5 Abs. (2).
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(9) Den Absendern steht frei, von dieser Einrichtung Gebrauch zu machen oder die
Güter selbst anzufahren oder sie durch andere Unternehmer anfahren zu lassen.

(10) Für die Abfert gung von Gütern kann die Eisenbahn Güternebenstelleneinrichten.
(11) Die Eisenbahn kann im Tarife vorschreiben, daß das Uberladen von Gütern, die

auf der Versandstation von Schiffen unmittelbar auf die Eisenbahn übergehen sollen, gegen
Zahlung der im Tarif oder durch Aushang bekannt zu machenden Gebühren von ihr selbst
oder durch besondere Unternehmer ausgeführt wird. Die hierbei verwendeten Personen
gelten als Leute der Eisenbahn im Sinne des 8 5.

8 64.
Vorläufige Einlagerung des Gutes.

(1) Güter, die nicht sofort befördert werden können, hat die Eisenbahn, soweit es

die Räumlichkeiten gestatten, gegen Empfangsbescheinigung einstweilen in Verwahrung zu

nehmen. Dabei kann sie vorbehalten, daß die Annahme zur Beförderung erst erfolgt, wenn

die Beförderung möglich ist. Der Absender hat sein Einverständnis auf dem Frachtbriefe
zu erklären und auf dem Duplikate zu wiederholen. In diesemFalle haftet die Eisenbahn
bis zum Abschlussedes Frachtvertrags (8 61 Abs. (1)) nach den Grundsätzen für entgeltliche
Verwahrung. Die Verwahrung leicht verderblicher Güter und der im § 54 Abs. (2) auf-
geführten Gegenstände kann abgelehnt werden.

(2) Wenn die Eisenbahn Wagenladungsgüter, die nicht sofort befördert werden

können, gleichwohl zur Beförderung annimmt, so ist sie mit Genehmigung der Landesauf-
sichtsbehördeberechtigt, mit dem Absender zu vereinbaren, daß die Lieferfrist von dem Tage
an läuft, an dem die Absendung erfolgt. Der Absender hat sein Einverständnis auf dem

Frachtbriefe zu erklären und auf dem Duplikate zu wiederholen. Die Eisenbahn ist ver-

pflichtet, den Zeitpunkt der Absendung auf dem Frachtbriefe durch einen besonderen Stempel
ersichtlich zumachen und diesen Zeitpunkt dem Absender ohne Verzug mitzuteilen.

§ 65.
Zoll-, Steuer-, Polizei= und statistische Vorschriften.

(1) Der Absender ist verpflichtet, dem Frachtbrief alle Begleitpapiere beizugeben, die

zur Erfüllung der Zoll-, Steuer= oder Polizeivorschriften vor der Ablieferung an den

Empfänger erforderlich sind; sie sind im Frachtbriefe genau zu bezeichnen. Die Eisenbahn
ist nicht verpflichtet, diese Papiere auf ihre Richtigkeit und Vollständigkeit zu prüfen. Der
Absender haftet der Eisenbahn, sofern sie nicht ein Verschulden trifft, für alle Folgen, die
aus dem Mangel, der Unzulänglichkeit oder der Unrichtigkeit der Papiere entstehen; auch
hat er für die Dauer eines hierdurch verursachten Aufenthalts in der Beförderung von

mehr als 48 Stunden das tarifmäßige Lager= oder Standgeld zu zahlen.
(2) Die Zoll-, Steuer= und Polizeivorschriften sind, solange das Gut unterwegs ist,

gegen die tarismäßigen Gebühren von der Eisenbahn zu erfüllen. Sie kann diese Aufgabe
unter ihrer Verantwortlichkeit auf Kosten des Verfügungsberechtigten einem Spediteur über-
tragen. In beiden Fällen hat sie die Pflichten eines Spediteurs.

(s) Wenn der Absender eine unzulässige oder unausführbare Art der Abfertigung be-

antragt hat, so hat die Eisenbahn die Abfertigung zu veranlassen, die sie als die vorteil-
hafteste für den Absender erachtet. Dieser ist hiervon zu benachrichtigen.

(4) Der Absender kann im Frachtbrief erklären, daß er selbst oder ein namhaft ge-
machter Bevollmächtigter der Zoll= oder Steuerbehandlung beiwohnen wolle. Auf Antrag
und gegen Erstattung der Kosten ist der Absender oder sein Bevollmächtigter von der An-

kunft des Gutes auf der Station, wo dieseBehandlung stattfindet, zu benachrichtigen. Der
Absender oder sein Bevollmächtigter ist berechtigt, die nötigen Aufklärungen über das Gut
zu geben. Das Gut in Besitz zu nehmen oder die Zollbehandlung selbst zu betreiben, sind
sie nicht befugt.

(5) Auf der Bestimmungsstation kann der Empfänger die zoll= oder steueramtliche Be-
handlung betreiben, wenn der Absender im Frachtbriefe nichts anderes bestimmt hat. Wird

Zu § 64 vgl. HGB. 88 453, 471, Jü. Art. 5 Abs. ().
Zu § 65 vgl. HGB. 8 427, J U. Art. 10.
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diese Behandlung weder durch den Empfänger noch gemäß einer Erklärung im Frachtbriefe
durch den Absender oder einen Dritten betrieben, so hat die Eisenbahn sie zu veranlassen;
auch kann die Eisenbahn damit unter ihrer Verantwortlichkeit auf Kosten des Verfügungs-
berechtigten einen Spediteur beauftragen.

(6) Bei den über die Grenzen des deutschen Zollgebiets ein-, aus= oder durch-
zuführenden Gütern hat der Absender oder der Empfänger die nach den Bestimmungen
über die Statistik des Warenverkehrs vorgeschriebenenAnmeldescheine zu beschaffen. Werden
sie von der Eisenbahn beschafft, so sind hierfür die tarifmäßigen Gebühren zu entrichten.
Anmeldescheine, die nicht den Stempel des KaiserlichenStatistischen Amtes tragen, hat die
Eisenbahn gegen die tarifmäßige Gebühr auf ihre Ubereinstimmung mit dem vorgeschriebenen
Muster zu prüfen und abzustempeln.

8 66.
Verwendung bedeckter oder offener Wagen.

(1) Der Absender ist, wenn nicht Bestimmungen dieser Ordnung oder Zoll-, Steuer-
oder Polizeivorschriften oder zwingende Gründe des Betriebs entgegenstehen, berechtigt, im

Frachtbriefe zu verlangen:
1. daß Güter in bedeckten Wagen befördert werden, für die der Tarif offene Wagen

vorsieht;
2. daß Güter in offenen Wagen befördert werden, für die der Tarif bedeckte Wagen

vorsieht.
(2) Im ersteren Falle kann die Eisenbahn eine im Tarife festzusetzendehöhere Fracht

erheben.
(3) Ob und unter welchen Bedingungen Decken für offene Wagen mietweise über-

lassen werden, hat der Tarif zu bestimmen.

§ 67.
Art und Reihenfolge der Beförderung.

(1) Das Gut ist je nach dem gewählten Frachtbriefmuster als Frachtgut oder als

Eilgut zu befördern. Im Tarife kann mit Genehmigung der Landesaufsichtsbehörden nach
Zustimmung des Reichs-Eisenbahnamts einheitlich bestimmt werden, ob und unter welchen
Bedingungen Eilgut zu beschleunigter Beförderung anzunehmen ist (beschleunigtes Eilgut,
Schnellzugsgut).

(2) Die Eisenbahn hat die Abfertigung vorzunehmen, die nach den Tarifen den

billigsten Frachtsatz und, bei gleichen Frachtsätzen über mehrere Wege, die günstigsten Be-

förderungsbedingungen bietet. Der Absender kann im Frachtbriefe das Zoll= oder Steuer-
amt für die zoll= oder steueramtlicheAbfertigung, bei Eilgütern auch den Beförderungsweg
vorschreiben. Solche Vorschriften muß die Eisenbahn beachten, sie kann aber die Fracht für
den vorgeschriebenen Weg verlangen. Andere Wegevorschriften sind ungültig.

(3) Die Güter sind in der Reihenfolge zu befördern, in der sie zur Beförderung
angenommen wurden, wenn nicht zwingende Gründe des Eisenbahnbetriebs oder das öffent-
liche Interesse eine Ausnahme rechtfertigen. Eine Zuwiderhandlung gegen dieseVorschriften
begründet den Anspruch auf Ersatz des daraus entstehenden Schadens.

8 68.
Berechnung der Fracht, Nebengebühren und Auslagen.

(1) Die tarifmäßigen Beträge für Fracht und für die in dieser Ordnung oder im

Tarife zugelassenenNebengebühren sind von der Eisenbahn in den Frachtbrief einzutragen.
(2) Außer diesen Beträgen darf die Eisenbahn nur bare Auslagen in Rechnungstellen,

zum Beispiel von ihr bezahlte Aus-, Ein= oder Durchgangsabgaben, Kosten für Uberführung,
Ausgaben für notwendige Ausbesserungen oder für andere Arbeiten zur Erhaltung des
Gutes. Auch diese Beträge sind unter Beifügung der Beweisstücke im Frachtbrief ersicht-
lich zu machen.

Zu § 67 vgl. HGB. 88 453 Abs. (3), 471, Jü. Art. 6 u. 5 Abs. G.
Zu 8§868 vgl. J U. Art. 11.
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(3) Die Eisenbahn darf für bare Auslagen die tarifmäßige Gebühr (Provision)
erheben; ausgenommen sind die von der Eisenbahn verauslagten Rollgelder, die Fracht,
die Nebengebühren und die Beträge für Porto und Frachturkundenstempel.

8 69.
Zahlung der Fracht.

(1) Bei Gütern, die nach dem Ermessen der Versandbahn schnell verderben oder
deren Wert die Fracht nicht sicher deckt, kann Vorausbezahlung der Fracht verlangt werden.
Die Eisenbahn ist ferner berechtigt, bei Sendungen, die zu ermäßigten Frachtsätzen
(Ausnahmetarifen) befördert werden sollen, im Tarife zu bestimmen, ob die Fracht bei

Aufgabe des Gutes zu bezahlen oder ob sie auf den Empfänger zu überweisen ist.
(2) In allen anderen Fällen hat der Absender die Wahl, ob er die Fracht bei Auf—

gabe des Gutes bezahlen oder auf den Empfänger überweisen will. Es ist gestattet, auf
die Fracht einen beliebigen Teil anzuzahlen.

(3) Will der Absender die Fracht bezahlen, so hat er dies im Frachtbrief an der

vorgeschriebenen Stelle zu erklären (Freivermerk).
(4) Fügt der Absender dem Freivermerke keine Einschränkung bei, so verpflichtet er

sich zur Bezahlung der ganzen Fracht einschließlich aller Nebengebühren und Auslagen, die

auf der Versandstation bis zur Annahme des Gutes erwachsen (unbeschränkter Freivermerk).
(5) Auf Nebengebühren und Auslagen, die erst nach der Annahme des Gutes zur

Beförderung erwachsen, bezieht sich der Freivermerk nicht. Will der Absender die Zahlung
auch dieser Kosten übernehmen, so hat er es im Frachtbriefe besonders zu erklären.

(6) Die vom Absender übernommenen Beträge hat die Versandstation außer im

Frachtbrief auch im Duplikat oder im Aufnahmeschein einzeln aufzuführen.
(7) Wenn der nach dem Freivermerke des Absenders zu zahlende Betrag bei der

Aufgabe des Gutes nicht berechnet werden kann, so ist die Versandstation berechtigt, die
Hinterlegung einer diesem Betrage voraussichtlich entsprechenden Sicherheit zu verlangen.
Ebenso kann für die vom Absender übernommenen Zollkosten und dergleichen Sicherheit
verlangt werden.

§ 70.
Ansprüche wegen unrichtiger Frachtberechnung.

(I1) Ist der Tarif unrichtig angewendet worden oder sind Fehler bei Berechnung der

Fracht oder der Nebengebühren vorgekommen, so ist das zu wenig Geforderte nachzuzahlen,
das zu viel Erhobene zu erstatten. Der Verpflichtete oder der Berechtigte ist unverzüglich
zu benachrichtigen.

(2) Die Nachzahlung hat der Absender zu leisten, wenn der Frachtbrief nicht eingelöst
wird. Erfolgt die Einlösung, so haftet er für die Nachzahlung nur nach Maßgabe seines
Freivermerkes. Im übrigen ist der Empfänger zur Nachzahlung verpflichtet (§ 76 Abs. (a)).

(3) Zur Empfangnahme erhobener Mehrfracht und zur Geltendmachung von Fracht-
erstattungsansprüchen ist berechtigt, wer die Mehrzahlung an die Eisenbahn geleistet hat.

(4) Für die gerichtliche Geltendmachung der Frachterstattungsansprüche gegen die

Eisenbahn bewendet es bei den Vorschriften des § 100.

§ 71.
Verjährung der Ansprüche wegen unrichtiger Frachtberechnung.

G) Ansprüche der Eisenbahn auf Nachzahlung zu wenig erhobener Fracht oder zu

wenig erhobener Gebühren sowie Ansprüche gegen die Eisenbahn auf Erstattung zu viel

erhobener Fracht oder Gebühren verjähren in einem Jahre, sofern der Anspruch auf eine

unrichtige Anwendung des Tarifs oder auf Fehler bei der Berechnung gestützt wird. Die

Verjährung beginnt mit dem Ablaufe des Tages, an dem die Zahlung erfolgt ist.

Zu § 69 vgl. Jü. Art. 12, Ausf. Best. 8 5.

Zu 8 70 vgl. J U. Art. 12.
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(2) Die Verjährung des Anspruchs auf Erstattung wird durch die schriftliche An-
meldung des Anspruchs bei der Eisenbahn gehemmt. Ergeht auf die Anmeldung ein
abschlägiger Bescheid, so läuft die Verjährungsfrist von dem Tage ab weiter, an dem die
Eisenbahn ihre Entscheidung dem Anmeldenden schriftlich bekannt macht und ihm die der
Anmeldung etwa angeschlossenenBeweisstücke zurückstellt. Weitere Gesuche, die an die
Eisenbahn oder an die vorgesetzten Behörden gerichtet werden, hemmen die Verjährung
nicht. Wegen der Unterbrechung der Verjährung bewendet es bei den allgemeinen
gesetzlichenVorschriften.

8 72.
Nachnahme nach Eingang. Barvorschuß.

(1) Der Absender kann das Gut bis zur Höhe des Wertes mit Nachnahme nach
Eingang belasten.

(2) Als Bescheinigung über die Belastung mit Nachnahme dient der abgestempelte
Frachtbrief, das Duplikat oder die sonst zugelasseneBescheinigung über die Auflieferung
des Gutes. Auf Verlangen sind außerdem besondere Nachnahmescheinegebührenfrei aus-

zuhändigen.
(3) Die Eisenbahn hat, sobald die Nachnahme bezahlt ist, den Absender zu benach-

richtigen und ihm die Nachnahme auszuzahlen. Ist die Auszahlung im Tarife vom Ablauf
einer bestimmten Frist abhängig gemacht, so ist keine besondere Benachrichtigung erforderlich.

(4) Ist das Gut ohne Einziehung der Nachnahme ausgeliefert worden, so hat die
Eisenbahn dem Absender den Schaden bis zum Betrage der Nachnahme zu ersetzen,
vorbehaltlich ihres Anspruchs gegen den Empfänger.

(5) Die Eisenbahn kann einen Barvorschuß gewähren, wenn er nach dem Ermessen
der Versandstation durch den Wert des Gutes sicher gedeckt wird.

(6) Der Betrag der Nachnahme und des etwa gewährten Barvorschusses ist vom

Absender in den Frachtbrief an der hierfür vorgesehenen Stelle mit Buchstaben einzutragen.
Dieser Eintrag ist auch bei einer Abweichung von einem Eintrag in Ziffern maßgebend.

(7) Für die Belastung einer Sendung mit Nachnahme oder mit Barvorschuß darf
die Eisenbahn die tarifmäßige Gebühr (Provision) erheben.

8 73.
Nachträgliche Verfügungen des Absenders.

(1) Der Absender kann verfügen, daß das Gut auf der Versandstation zurückgegeben,
unterwegs angehalten, auf der Bestimmungsstation zurückgehalten oder an einen anderen

Empfänger oder an einem anderen Orte ausgeliefert oder nach der Versandstation zurück-
gesandt werde. Ebenso kann der Absender verfügen, daß eine Nachnahme nach Eingang
nachträglich aufgelegt, erhöht, gemindert oder zurückgezogen, sowie daß die Sendung fracht-
und gebührenfrei abgeliefert werde. Die Eisenbahn darf die Ausführung solcher Ver-

fügungen nur dann ablehnen oder hinausschieben oder die Verfügung in veränderter Weise
ausführen, wenn durch ihre Befolgung der regelmäßige Güterverkehr gestört werden würde.

Sie hat in diesem Falle den Absender unverzüglich zu benachrichtigen.
(2) Verfügungen anderer Art können durch den Tarif einheitlich zugelassen werden.

(3) Die Verfügungen müssen sich auf die ganze Sendung beziehen. Sie sind schriftlich
unter Verwendung eines von der Eisenbahn durch den Tarif einheitlich festzusetzendenMusters
bei der Versandstation einzureichen. Die Unterschrift darf auch durch Druck oder Stempel
bewirkt werden. Die Versandstation hat die Verfügung sobald wie möglich, auf Wunsch
des Absenders unter den im Tarif einheitlich festzusetzendenBedingungen auch durch
Telegramm oder Fernsprecher, weiter zu geben.

(4) Einem bei der Bestimmungsstation unmittelbar gestellten Antrage, die Sendung
zurückzuhalten, kann vorläufig entsprochen werden. Der Absender hat jedoch die vor-

geschriebeneVerfügung innerhalb einer angemessenenFrist beizubringen. Anderenfalls ist

nach § 76 zu verfahren.
—

Zu § 72 vgl. Jü. Art. 13.
»
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(5) Im Falle der Ausstellung eines Frachtbriefduplikats oder eines Aufnahmescheins
steht dem Absender das Verfügungsrecht nur zu, wenn er diese Urkunden vorlegt und auch)
darin die Verfügungen einträgt. Befolgt die Eisenbahn die Verfügungen des Absenders,
ohne die Vorlegung des Duplikats oder Aufnahmescheins zu verlangen, so ist ssiefür den
daraus entstehendenSchaden dem Empfänger, dem der Absender die Urkunde übergeben
hat, haftbar. Ist ein Frachtbriefduplikat oder ein Aufnahmeschein nicht ausgestellt, so kann
die Eisenbahn verlangen, daß sich der Absender entsprechend ausweist.

(6) Verweigert der Empfänger die Annahme des Gutes, so steht dem Absender das
volle Verfügungsrecht auch dann zu, wenn er das Frachtbriefduplikat oder den Aufnahme-
schein nicht vorweisen kann.

(7) Verfügt der Absender, daß die Sendung unterwegs angehalten oder auf der

Bestimmungsstation zurückgehalten wird, so ist die Eisenbahn berechtigt, für jede Ver-

zögerung über 6 Stunden das tarifmäßige Stand= oder Lagergeld zu erheben. Beträgt
die Verzögerung mehr als 24 Stunden, so kann die Eisenbahn das Gut auf Gefahr und

Kosten des Absenders ausladen und auf Lager nehmen oder einem Spediteur oder össent-
lichen Lagerhaus übergeben.

(8) Die Eisenbahn kann, wenn die nachträgliche Verfügung nicht durch ihr Verschulden
veranlaßt ist, für deren Ausführung neben Erstattung der erwachsenden Frachtkosten,
Nebengebühren und Auslagen eine im Tarife festzusetzendeGebühr verlangen. Bei leicht
verderblichen Gütern sowie bei Sendungen, deren Wert die entstehenden Frachtkosten,
Nebengebühren und Auslagen nicht deckt, kann Vorausbezahlung verlangt werden.

(6) Das Verfügungsrecht des Absenders erlischt, wenn nach der Ankunft des Gutes
am Orte der Ablieferung der Frachtbrief dem Empfänger übergeben oder wenn von dem

Empfänger gemäß § 76 Abs. (2) Klage gegen die Eisenbahn erhoben wird. Die Eisenbahn
hat dann nur die Anweisungen des Empfängers zu beachten; verletzt sie dieseVerpflichtung,
so ist sie dem Empfänger für das Gut verhaftet.

§ 74.

Beförderungshindernisse.
(1) Wird die Beförderung eines aufgelieferten Gutes auf dem vom Absender in

zulässiger Weise vorgeschriebenen oder auf dem von der Eisenbahn bestimmten Wege ver-
hindert, so hat die Eisenbahn das Gut ohne Erhebung von Mehrfracht auf einem Hilfs-
wege der Bestimmungsstation zuzuführen. Den Bahnen bleibt überlassen, gegeneinander
Rückgriff zu nehmen.

(2) Ist kein Hilfsweg vorhanden, so hat die Eisenbahn den Absender um Verfügung
zu ersuchen. Der Absender kann in diesem Falle auch vom Vertrage zurücktreten, muß dann
aber der Eisenbahn, wenn sie kein Verschulden trifft, außer der Fracht für die etwa zurück-
gelegte Eisenbahnstrecke die tarifmäßigen Gebühren für die Vorbereitung der Beförderung
und für das Wiederausladen entrichten.

(3) Verfügt der Absender auf die Aufforderung der Eisenbahn über das Gut, legt
aber das etwa ausgestellte Frachtbriefduplikat oder den Aufnahmeschein nicht vor, so darf
er weder die Person des Empfängers noch den Bestimmungsort ändern.

(4) Verfügt der Absender der Aufforderung ungeachtet nicht über das Gut, so ist
damit nach den Vorschriften im § 81 zu verfahren.

§ 75.

Lieferfrist.
(1) Die Lieferfristen dürfen die nachstehendenHöchstfristen nicht überschreiten:

a) für Eilgut:1. Abfertigungsfrit .. .. 1 Tag,
2. Beförderungsfrist für angefangeneje300Tariskilometer.. .. 1 Tag,;

b) für Frachtgut:
1. Abfertigungsfrist 2 Tage,
2. Beförderungsfrist bei einer Entfernungbis zu100Tarifkilometer1 Tag,

bei größerenEntfernungenfür weitere angefangene je 200Tarifkilometer 1 Tag.

Zu § 74 vgl. HGB. 8 428 Abs. (2), Ill. Art. 18.

Zu § 75 vgl. HGB. 8 428 Abs. (1), Jü. Art. 14, Ausf. Best. 8 6.





— 30 —

Festsetzungenim 8 78 Abs. (1), die vom Absender bezeichnete Bestimmungsstation oder

Güternebenstelle auch dann, wenn im Frachtbrief ein anderer Bestimmungsort an-

gegeben ist.
(4) Durch Annahme des Frachtbriefs und des Gutes wird der Empfänger verpflichtet,

der Eisenbahn nach Maßgabe des Frachtbriefs Zahlung zu leisten (vergleiche jedoch § 70

Abs. (2)).
(5) Die Empfangsbahn hat bei der Ablieferung alle durch den Frachtvertrag be-

gründeten Forderungen, wie Fracht, Nebengebühren, Nachnahmen, Zollgelder und andere

Auslagen einzuziehen. Auch hat sie erforderlichen Falles das Pfandrecht an dem Gute

geltend zu machen.
(6) Ob die Güter durch die Eisenbahn oder durch den Empfänger auszuladen sind,

hat der Tarif zu bestimmen, soweit nicht diese Ordnung Vorschriften darüber enthält.
(7) Der Eisenbahn steht frei, Stückgüter, die von ihr auszuladen sind, dem Empfänger

auf seine Kosten zuzuführen (§ 78) oder ihn von der Ankunft zu benachrichtigen. Auf den

Stationen, wo Stückgüter dem Empfänger zugeführt werden, ist dies durch Aushang an

den Abfertigungsstellen bekannt zu machen. Von der Ankunft anderer Güter ist der

Empfänger zu benachrichtigen (vergleiche jedoch § 79 Abs. (53)).
(8) Die Eisenbahn kann im Tarife vorschreiben, daß das Uberladen von Gütern, die

auf der Bestimmungsstation vom Eisenbahnwagen unmittelbar in Schiffe übergehen sollen,
gegen Zahlung der im Tarif oder durch Aushang bekannt zu machenden Gebühren von ihr
selbst oder durch besondere Unternehmer ausgeführt wird. Die hierbei verwendeten Personen
gelten als Leute der Eisenbahn im Sinne des 8 5.

(9) Ist am Bestimmungsorte keine Güterabfertigungs= oder Güternebenstelle vor-

handen, hat die Eisenbahn auch keine allgemeinen Einrichtungen für die Weiterbeförderung
der Güter dorthin getroffen (§ 78 Abs. (1)) und hat weder der Absender noch der Empfänger
für die unmittelbare Weiterbeförderung gesorgt, so hat die Eisenbahn wegen der Weiter-

beförderung die Pflichten des Spediteurs (§ 85 Abs. (1)).
(10) Bei der Ablieferung dürfen außer der Empfangsbescheinigung weitere Erklärungen,

namentlich über tadellose oder rechtzeitige Ablieferung, nicht verlangt werden. Vom Emp-
fänger abzuholende Güter sind ihm, wenn die Eisenbahn sie auszuladen hat, auf den Güter-

böden, sonst auf den Entladeplätzen zur Verfügung zu stellen. Der Empfänger hat den ein-

gelösten Frachtbrief vorzuzeigen.

§ 77.

Nachzählung und Nachwägung auf der Bestimmungsstation.

(1) Der Empfänger kann bei der Ablieferung verlangen, daß die Güter in seiner
Gegenwart auf dem Bahnhofe nachgezählt und nachgewogen werden; er hat hierfür die

tarifmäßige Gebühr zu zahlen (vergleiche auch § 56 Abs. (6)).
(2) Die Eisenbahn ist verpflichtet, bei Wagenladungen die beantragte Nachwägung

und Nachzählung vorzunehmen, es sei denn, daß die vorhandenen Wägevorrichtungen nicht
ausreichen oder die Beschaffenheit des Gutes oder die Betriebsverhältnisse die Feststellung
der Stückzahl nicht gestatten. Wird die Nachwägung abgelehnt, so kann der Empfänger
das Gut auf der nächsten geeigneten Wage in Gegenwart eines Bevollmächtigten der

Eisenbahn nachwägen. Er hat die hierdurch entstehenden Kosten einschließlich der Ent-

schädigung für den Bevollmächtigten zu zahlen.
(3) Für die Verwägung von Wagenladungsgütern gelten die Vorschriften des § 58

Abs. (5).
(4) Wird bei der Nachzählung oder Nachwägung eine Minderzahl oder ein Minder-

gewicht festgestellt, die von der Eisenbahn zu vertreten, aber noch nicht anerkannt sind, so
darf die Eisenbahn für die Feststellung keine Gebühren erheben und hat dem Empfänger
die ihm verursachten Kosten zu ersetzen.

§ 78.

Zuführung.
(1) Die Eisenbahn kann die Stückgüter innerhalb des Stationsorts oder nach benach-

barten Orten gegen eine durch Aushang bekannt zu machende Gebühr selbst zuführen oder

Zu § 78 vgl. J U. Art. 10.
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Rollfuhrunternehmer dafür bestellen (§ 76 Abs. (7) und (9)). Die hierbei verwendeten Per-
sonen gelten als Leute der Eisenbahn im Sinne des § 5. Die Rollfuhrleute haben ihren
Gebührentarif bei sich zu tragen und auf Verlangen vorzuzeigen.

(2) Auch auf den Stationen, wo die Eisenbahn für die Zuführung sorgt, sind die
Empfänger berechtigt, ihre Güter selbst abzuholen oder sie durch andere als die von der
Eisenbahn bestellten Fuhrunternehmer abholen zu lassen. Wollen sie von diesem Rechte
Gebrauch machen, so haben sie es der Abfertigungsstelle vor der Ankunft des Gutes schriftlich
anzuzeigen. Die Eisenbahn kann jedoch im allgemeinen Verkehrsinteresse mit Genehmigung
der Landesaufsichtsbehörde dieses Recht vorübergehend oder, wenn besondere Verhältnisse
es erfordern, auch dauernd beschränken oder aufheben.

(3) Müssen Güter nach Räumen der Zoll= oder Steuerverwaltung gebracht werden,
die außerhalb der Bahnhöfe liegen, so kann dies die Eisenbahn gegen Erstattung der Kosten
selbst besorgen oder unter ihrer Verantwortung auf Kosten des Verfügungsberechtigtendurch
einen Spediteur besorgen lassen, auch wenn der Empfänger sich die Selbstabholung vor-

behalten hat.
(4) Die Fristen, innerhalb deren die Güter dem Empfänger von der Eisenbahn zu-

geführt werden, sind durch Aushang an den Abfertigungsstellen bekannt zu machen.

8 79.
Benachrichtigung des Empfängers von der Ankunft.

(1) Die Benachrichtigung über die Ankunft des Gutes (§ 76 Abs. (7) geschieht
nach Wahl der Eisenbahn durch die Post, durch Fernsprecher oder schriftlich durch besonderen
Boten unter Angabe der Frist, innerhalb deren das Gut abzunehmen ist. Auf schriftlichen
Antrag des Empfängers kann die Abfertigungsstelle eine besondere Art der Benachrichtigung
mit ihm vereinbaren.

(2) Die Benachrichtigung hat bei Frachtgut nach der Ankunft, spätestens aber sofort
nach der Bereitstellung, bei Eilgut binnen 2 Stunden nach der Ankunft zu erfolgen. Bei
Eilgut, das an Werktagen nach 6 Uhr Abends, an Sonn= und Festtagen nach 12 Uhr
Mittags ankommt, kann die Benachrichtigung erst am folgenden Morgen verlangt werden.

(3) Die Benachrichtigung gilt als bewirkt:

a) bei Zustellung durch die Post 4 Stunden, durch Telegramm 1 Stunde nach der
Aufgabe,

b) bei Zustellung durch Fernsprecher mit der Aufgabe,
c) bei anderer Zustellung mit der Aushändigung.

(4) Ausgefertigt wird die Benachrichtigung unentgeltlich, für die Zustellung kann die

Eisenbahn den Ersatz ihrer Auslagen verlangen.
(5) Die Benachrichtigung unterbleibt, wenn der Empfänger schriftlich darauf verzichtet

und bei bahnlagernd gestellten Gütern, wenn der Absender sie im Frachtbriefe nicht aus-

drücklich vorgeschrieben hat. ·

(6) Ist eine Wagenladung wegen Laufunfähigkeit des Wagens unterwegs umgeladen
worden, so muß das dem Empfänger bei der Benachrichtigung mitgeteilt werden.

8 80.
Fristen für die Abnahme der nicht zugerollten Güter.

(1) Die von der Eisenbahn auszuladenden Güter sind innerhalb der im Tarife festzu—
setzendenFrist während der Dienststunden (§ 63 Abs. (2)) abzunehmen. Die Frist beginnt mit

der Benachrichtigung von der Ankunft des Gutes und muß mindestens 24 Stunden betragen.
(2) Die Frist, innerhalb deren die vom Empfänger auszuladenden Güter abzunehmen

sind, ist durch Aushang an der Abfertigungsstelle oder durch den Tarif bekannt zu machen.
Die Frist beginnt mit der Benachrichtigung über die Ankunft des Gutes. Sind die zu
entladenden Wagen nicht rechtzeitig bereit gestellt, so beginnt die Entladefrist erst mit dem

Zeitpunkte der Bereitstellung. Die Eisenbahn kann verlangen, daß die Güter während
der Dienststunden ausgeladen und abgefahren werden.

(3) Sind die Güter bahnlagernd gestellt, und hat der Absender im Frachtbriefe die

Benachrichtigung des Empfängers nicht ausdrücklich vorgeschrieben oder hat der Empfänger
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auf die Benachrichtigung schriftlich verzichtet oder ist die Benachrichtigung nicht möglich, so
beginnt die Abnahmefrist mit der Bereitstellung des Gutes.

(4) An Sonn= und Festtagen ist nur Eilgut auszuliefern, vorausgesetzt, daß seiner
zoll= oder steueramtlichen Behandlung kein Hindernis entgegensteht.

(5) Der Lauf der Abnahmefristen ruht während der Sonn= und Festtage, ferner während
einer zoll= oder steueramtlichen oder polizeilichen Abfertigung, soweit sie nicht durch den Absender
oder den Empfänger verzögert wird.

(6) Wird das Gut nicht innerhalb der festgesetztenFristen abgenommen, so ist das

tarifmäßige Lager= oder Wagenstandgeld verwirkt. Auch kann die Eisenbahn die vom

Empfänger nicht rechtzeitig ausgeladenen Güter auf seine Gefahr und Kosten ausladen (ver-
gleiche auch § 81 Abs. (6)). Für Sonn= und Festtage ist Wagenstandgeld nur dann zu erheben,
wenn die Entladefrist schon am Tage vorher, Nachmittags 2 Uhr, abgelaufen ist. Folgen
mehrere Sonn= und Festtage aufeinander, so ist nur für einen Tag Wagenstandgeld zu

erheben.
(7) Meldet sich der benachrichtigte Empfänger zur Abnahme des Gutes und kann es

ihm nicht innerhalb 1 Stunde nach seinem Eintreffen bereit gestellt werden, so hat die

Eisenbahn ihm die Kosten der vergeblich versuchten Abholung zu ersetzen. Auf Verlangen
des Empfängers hat die Eisenbahn die vergeblich versuchte Abholung auf dem Frachtbriefe
zu bescheinigen.

(8) Wenn die ordnungsmäßige Abwickelung des Verkehrs durch Güteranhäufungen
gefährdet wird, so ist die Eisenbahn berechtigt, nach Maßgabe des Bedarfs die Entladefristen
und die lagerzinsfreie Zeit abzukürzen sowie das Wagenstandgeld und das Lagergeld zu

erhöhen. Hierfür gelten sinngemäß die Vorschriften im § 75 Abs. (4) über Festsetzung, Ge-

nehmigung und Veröffentlichung von Zuschlagsfristen für außergewöhnliche Verkehrs-
verhältnisse.

8 8l.

Ablieferungshindernisse. Verzögerung der Abnahme.

(1) Ist der Empfänger des Gutes nicht zu ermitteln, verweigert er die Annahme
oder löst er den Frachtbrief nicht innerhalb der von der Eisenbahn im Tarife festzusetzen-
den Frist ein, oder ergibt sich ein sonstiges Ablieferungshindernis, so hat die Bestimmungs-
station unverzüglich den Absender durch die Versandstation von der Ursache des Hindernisses
zu benachrichtigen und seine Anweisung einzuholen (vergleiche auch § 73 Abs. (6)). Der Absender
kann im Frachtbriefe vorschreiben, daß er auf seine Kosten unmittelbar telegraphisch oder durch
die Post benachrichtigt werde; er ist in diesem Falle unter den im Tarife festzusetzendenBe-

dingungen berechtigt, seine Anweisung gleichfalls unmittelbar an die Bestimmungsstation zu

richten. Der Absender kann unter den im Tarife festzusetzendenBedingungen im Frachtbrief
auch vorschreiben, daß ihm das Gut bei Eintritt eines Ablieferungshindernisses ohne vor-

herige Benachrichtigung zurückgeschicktwerde. Sonst darf das Gut nur zurückgeschicktwerden,
wenn es der Absender infolge der Benachrichtigung verlangt.

(2) Hat der Empfänger die Annahme des Gutes verweigert und ist der Absender
von dem Hindernisse benachrichtigt, so darf das Gut nur mit seiner Zustimmung nachträglich
abgeliefert werden. In allen übrigen Fällen wird das Gut dem nachträglich zur Annahme
bereiten Empfänger abgeliefert, wenn nicht inzwischen eine andere Verfügung des Absenders
auf der Bestimmungsstation eingetroffen ist.

(3) Ist die Benachrichtigung des Absenders nicht tunlich oder ist der Absender mit
der Erteilung der Anweisung säumig oder ist die Anweisung nicht ausführbar, so hat die

Eisenbahn das Gut auf Gefahr und Kosten des Absenders auf Lager zu nehmen; sie hat in

diesem Falle für die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns einzustehen. Die Eisenbahn ist
jedoch auch berechtigt, unanbringliche Güter unter Nachnahme der darauf lastenden Kosten und

Auslagen bei einem Spediteur oder in einem öffentlichen Lagerhause für Rechnung und

Gefahr des Verfügungsberechtigten zu hinterlegen.
(4) Die Eisenbahn ist ferner berechtigt:

a) Güter, die nicht abgelicfert werden können, wenn sie schnellemVerderben unter-

liegen oder nach den örtlichen Verhältnissen weder einem Spediteur übergeben
noch eingelagert werden können, sofort,

Zu § 81 vgl. HGB. 8 437, J U. Art. 24.



— 33 —

b) Güter, die nicht abgeliefert werden können und die vom Absender nicht zurück—
genommen werden, 4 Wochen nach Ablauf der lagerzinsfreien Zeit, wenn aber
ihr Wert durch längeres Lagern unverhältnismäßig vermindert würde oder wenn

die Lagerkosten in keinem Verhältnisse zum Werte des Gutes stehen würden,
schon früher

ohne Förmlichkeit bestmöglich zu verkaufen. Von dem bevorstehendenVerkaufe sind der
Absender und der Empfänger zu benachrichtigen, es sei denn, daß dies untunlich ist. Die
Eisenbahn kann, wenn sie den Verkauf selbst vornimmt, außer den baren Auslagen eine
im Tarife festzusetzendeGebühr erheben.

(5) Von der Hinterlegung und vom erfolgten Verkaufe des Gutes hat die Eisenbahn
den Absender und den Empfänger unverzüglich zu benachrichtigen, es sei denn, daß dies
untunlich ist; unterläßt sie es, so ist sie zum Schadensersatze verpflichtet. Dem Absender ist
der Verkaufserlös nach Abzug der Auslagen und Gebühren zur Verfügung zu stellen.

(6) Wird der Frachtbrief vom Empfänger eingelöst, das Gut aber nicht innerhalb
der für die Abnahme festgesetztenFrist abgenommen, so ist der Empfänger nochmals zur
Abnahme aufzufordern und zu benachrichtigen, daß das Gut auf seine Gefahr und Kosten
lagere. Für die Lagerung solcher Güter, für ihre Uberweisung an einen Spediteur oder
an ein öffentliches Lagerhaus sowie für ihren Verkauf gelten sinngemäß die Vorschriften
der Abs. (s) bis (5). Im Falle des Verkaufs ist der Erlös nach Abzug der Kosten dem
Empfänger zur Verfügung zu stellen.

8 82.

Feststellung von Minderung, Beschädigung oder Verlust des
Gutes durch die Eisenbahn.

(1) Wird eine Minderung oder Beschädigung des Gutes von der Eisenbahn entdeckt
oder vermutet oder vom Verfügungsberechtigten behauptet, so hat die Eisenbahn den Zustand
des Gutes, den Betrag des Schadens und, soweit dies möglich, die Ursache und den Zeit-
punkt der Minderung oder Beschädigung ohne Verzug schriftlich festzustellen. Eine Fest-
stellung hat auch bei Verlust des Gutes stattzufinden.

(2) Das Ergebnis ist den sich ausweisenden am Frachtvertrage Beteiligten auf Ver—

langen bekannt zu geben.
(3) Zur Feststellung in Minderungs= oder Beschädigungsfällen sind unbeteiligte Zeugen

oder Sachverständige und, wenn möglich, auch der Verfügungsberechtigte zuzuziehen.
(4) Ergibt die auf Veranlassen des Verfügungsberechtigten vorgenommene Untersuchung

keine oder nur eine von der Eisenbahn schon anerkannte Minderung oder Beschädigung,
so hat er die entstandenen Kosten zu tragen.

§ 83.
Feststellung von Mängeln des Gutes durch Sachverständige

oder durch das Gericht.

Unbeschadet des im 8 82 vorgesehenenVerfahrens kann jeder Beteiligte die Be-

schädigungoder Minderung des Gutes durch amtlich ernannte Sachverständige feststellen
lassen. Zu dieser Feststellung ist die Eisenbahn einzuladen. Die Vorschriften der Zivil-
prozeßordnung über die Sicherung des Beweises bleiben unberührt.

8 84.
Haftung der Eisenbahn für Verlust, Minderung oder

Beschädigung des Gutes im allgemeinen.
Die Eisenbahn haftet für den Schaden, der durch Verlust, Minderung oder Beschädi—

gung des Gutes in der Zeit von der Annahme zur Beförderung bis zur Ablieferung
entsteht, es sei denn, daß der Schaden durch ein Verschulden oder eine nicht von der Eisen—

Zu 88 82 u. 88 v#gl. HGB. 88 464 Abs. (1), 438 Abs. (0, 471, Jü. Art. 2..

Zu 8 83 vgl. HGB. 88§438, 464, 471, J U. Ark. 25 Abs. (4).
Zu § 84 vgl. HGB. 88 456 Abs. (1), 471, Jü. Art. 30 Abs. (1).
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bahn verschuldete Anweisung des Verfügungsberechtigten, durch höhere Gewalt, durch
äußerlich nicht erkennbare Mängel der Verpackung oder durch die natürliche Beschaffenheit
des Gutes, namentlich durch inneren Verderb, Schwinden, gewöhnliche Leckage ver—

ursacht ist.

8 856.

Beschränkung der Haftung hinsichtlich des Bestimmungsorts.

(1) Ist auf dem Frachtbrief ein Bestimmungsort angegeben, wo sich keine für die

Abfertigung des Gutes eingerichtete Güterabfertigungs- oder Nebenstelle befindet, so haftet
die Eisenbahn als Frachtführer nur bis zur letzten dafür eingerichteten Eisenbahnstation
oder Güternebenstelle. Wegen der Weiterbeförderung hat sie die Pflichten des Spediteurs.

(2) Hat die Eisenbahn Einrichtungen zur Weiterbeförderung des Gutes nach solchen
Orten getroffen (8 78 Abs. (1)), so haftet sie bis zum Bestimmungsort als Frachtführer.

8 86.

Beschränkung der Haftung bei besonderen Gefahren.

(1) Die Eisenbahn haftet nicht:
1. bei Gütern, die nach den Vorschriften dieser Ordnung oder des Tarifs oder

nach einer in den Frachtbrief aufgenommenen Vereinbarung mit dem Absender
in offenen Wagen befördert werden,

für den Schaden, der aus der mit dieser Beförderungsart verbundenen

Gefahr entsteht; hierunter ist auffallender Gewichtsabgang oder der Verlust
ganzer Stücke nicht zu verstehen;

2. bei Gütern, die, obgleich ihre Natur eine Verpackung zum Schutze gegen Ver-

lust, Minderung oder Beschädigung während der Beförderung erfordert, nach
Erklärung des Absenders im Frachtbrief unverpackt oder mit mangelhafter
Verpackung zur Beförderung aufgegeben sind,

für den Schaden, der aus der mit dem Mangel oder mit der mangelhaften
Beschaffenheit der Verpackung verbundenen Gefahr entsteht;

3. bei Gütern, deren Auf= und Abladen nach der Vorschrift dieser Ordnung oder
des Tarifs oder nach einer in den Frachtbrief aufgenommenen Vereinbarung
mit dem Absender von diesem oder von dem Empfänger besorgt wird,

für den Schaden, der aus der mit dem Auf= und Abladen oder mit einer

mangelhaften Verladung verbundenen Gefahr entsteht;
4. bei Gütern, die vermöge ihrer eigentümlichen natürlichen Beschaffenheit der

besonderen Gefahr ausgesetzt sind, Verlust, Minderung oder Beschädigung,
namentlich Bruch, Rost, inneren Verderb, außergewöhnliche Leckage, Aus-

trocknung und Verstreuung zu erleiden,
für den Schaden, der aus dieser Gefahr entsteht;

5. bei lebenden Tieren

für den Schaden, der aus der für sie mit der Beförderung verbundenen
besonderen Gefahr entsteht;

6. bei Gütern, einschließlich der Tiere, denen nach dieser Ordnung, nach dem Tarif
oder nach einer in den Frachtbrief aufgenommenen Vereinbarung mit dem Ab-
sender ein Begleiter beizugeben ist,

für den Schaden, der aus der Gefahr entsteht, deren Abwendung durch die
Begleitung bezweckt wird.

(2) Konnte ein Schaden den Umständen nach aus einer der im Abs. (1) bezeichneten
Gefahren entstehen, so wird vermutet, daß er aus dieser Gefahr entstanden sei.

(3) Eine Befreiung von der Haftung kann auf Grund dieser Vorschriften nicht
geltend gemacht werden, wenn der Schaden durch Verschulden der Eisenbahn entstanden ist.

Zu § 85 vgl. HGB. 88 468, 471, Jü. Art. 30 Abs. (2.
Zu 8 86 vgl. HGB. 88 150, 471, J U. Art. 31.
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Beschränkung der Haftung bei Gewichtsverlusten.

(1) Bei Gütern, die nach ihrer natürlichen Beschaffenheit bei der Beförderung regel-
mäßig einen Gewichtsverlust erleiden, ist die Hastung der Eisenbahn für Gewichtsverluste
bis zu nachstehendenNormalsätzen ausgeschlossen:

Bis 2 Prozent bei flüssigen, bei feuchten und bei folgenden trockenen Gütern:

geraspelten und gemahlenen Farbhölzern, Rinden, Wurzeln, Süßholz, ge-
schnittenem Tabak, Fettwaren, Seifen und erhärteten Olen, frischen Früchten,
frischen Tabalblättern, Schafwolle, Häuten, Fellen, Leder, getrocknetem und

gebackenemObste, Tierflechsen, Hörnern und Klauen, Knochen (ganz und ge-
mahlen), getrocknetenFischen, Hopfen, frischen Kitten;

bis 1 Prozent bei allen übrigen trockenen Gütern der eingangs bezeichnetenArt.

(2) Der Normalsatz wird, falls mehrere Stücke auf denselben Frachtbrief befördert
werden, für jedes Stück besonders berechnet, wenn das Gewicht der einzelnen Stücke im

Frachtbriefe verzeichnet ist oder sonst festgestellt werden kann.

(3) Die Beschränkung der Haftung tritt nicht ein, soweit der Verlust den Umständen
nach nicht infolge der natürlichen Beschaffenheit des Gutes entstanden ist oder soweit der

angenommene Satz dieser Beschaffenheit oder den sonstigen Umständen des Falles nicht
entspricht.

(4) Ist das Gut verloren gegangen, so wird für Gewichtsverlust nichts abgezogen.
(5) Die weitergehendeHaftbefreiung der Eisenbahn gemäß § 86 Abs. (1) Ziffer 4 wird

hierdurch nicht berührt.

8 88.

Höhe des Schadensersatzes bei Verlust, Minderung oder

Beschädigung des Gutes.

(1) Muß auf Grund des Frachtvertrags von der Eisenbahn für Verlust oder Minde—
rung des Gutes Ersatz geleistet werden, so ist der gemeine Handelswert und in dessen
Ermangelung der gemeine Wert zu ersetzen, den Gut derselben Art und Beschaffenheit am

Orte der Absendung in dem Zeitpunkte der Annahme zur Beförderung hatte; ferner ist

zu ersetzen, was an Zöllen und sonstigen Kosten sowie an Fracht schon bezahlt oder noch
zu bezahlen ist.

(2) Bei Beschädigung des Gutes ist für die Verminderung des im Abs. (1) bezeichneten
Wertes Ersatz zu leisten.

(3) Wegen der Fälle, in denen voller Ersatz zu leisten ist, vergleiche § 95.

8 89.

Beschränkung der Höhe des Schadensersatzes durch den Tarif.

(1) Die Eisenbahn kann in besonderen Bedingungen (Ausnahmetarifen) einen im Falle
des Verlustes, der Minderung oder der Beschädigung zu erstattenden Höchstbetrag festsetzen,
wenn diese Ausnahmetarife eine Preisermäßigung für die ganze Beförderungsstrecke gegen-
über den gewöhnlichen Tarifen enthalten und wenn der gleiche Höchstbetrag auf die ganze

BeförderungsstreckeAnwendung findet. Verlangt der Absender die Anwendung eines solchen
Ausnahmetarifs, so hat er dies im Frachtbrief unter Bezeichnung des Tarifs zu vermerken.

(2) Die Eisenbahn kann ferner die bei Verlust, Minderung oder Beschädigung von

Gegenständen des § 54 Abs. (2) B Ziffer 1 zu leistende Entschädigung im Tarif auf einen

Höchstbetrag beschränken.
(3) Wegen der Fälle, in denen voller Ersatz zu leisten ist, vergleiche § 95.

Zu § 87 vgl. HGB. 88 460, 471, Jü. Art. 32, Ausf. Best. 8 8.

Zu § 8 vgl. HGB. 88 457, 471, Jül. Art. 34, 37.

Zu § 89 vgl. HGB. 88 461, 462, 471, JU. Art. 35.



§ 90.
Vermutung für den Verlust des Gutes.

Der zum Empfange Berechtigte kann das Gut ohne weiteren Nachweis als verloren

etrachten, wenn es nicht spätestens am dreißigsten Tage nach Ablauf der Lieferfrist abgeliefert
Verden kann.

§ 91.
Wiederauffinden des Gutes.

(1) Der Entschädigungsberechtigte kann bei Empfang der Entschädigung für das
erlorene Gut in der Quittung verlangen, daß er sofort benachrichtigt werde, wenn das
zut wiedergefunden wird. Hierüber ist ihm eine Bescheinigung zu erteilen.

(2) Innerhalb 30 Tagen nach erhaltener Nachricht kann der Entschädigungsberechtigte
eanspruchen, daß ihm das Gut nach seiner Wahl auf der im Frachtbrief angegebenenVer-
aind- oder Bestimmungsstation kostenfrei ausgeliefertwerde. Die erhaltene Entschädigung
at er nach Abzug des gemäß § 94 für die Überschreitungder Lieferfrist zu gewährenden
achadensersatzeszurückzuzahlen.

(3) In allen anderen Fällen kann die Eisenbahn über das wiederaufgefundene Gut
cei verfügen.

§ 92.
Angabe des Interesses an der Lieferung.

(1) Der Absender kann das Interesse an der Lieferung im Frachtbrief angeben. Hierfür
t eine im Tarife festzusetzendeGebühr zu zahlen.

(2) Der Betrag, der das Interesse an der Lieferung darstellt, ist in den Frachtbrief
n der dafür vorgesehenen Stelle mit Buchstabeneinzutragen.

(3) Die Gebühr ist für unteilbare Einheiten von je 10 Mark und 10 Tarifkilometer
u berechnen und darf 0,2 Pfennig für die Einheit nicht übersteigen. UberschießendeBeträge
verden auf 10 Pfennig aufgerundet. Als Mindestbetrag für die Beförderungsstrecke von

er Versand= bis zur Bestimmungsstation werden 40 Pfennig erhoben.
(4) Ist die Ersatzpflicht nach § 89 auf einen Höchstbetrag beschränkt, so ist eine

lugabe des Interesses an der Lieferung über diesen Betrag hinaus unzulässig.

8 83.

Höhe des Schadensersatzes für Verlust, Minderung oder

Beschädigung bei Angabe des Interesses an der Lieferung.

Ist das Interesse an der Lieferung angegeben, so kann bei Verlust, Minderung oder

zeschädigung des Gutes außer der im § 88 bezeichneten Entschädigung der Ersatz des

reiter entstandenen Schadens bis zu dem angegebenen Betrage beansprucht werden.

8 94.

Haftung für Überschreitung der Lieferfrist.
(1) Bei Überschreitungder Lieferfrist hat die Eisenbahn den nachgewiesenenSchaden

u ersetzen,und zwar:

a) wenn das Interesse an der Lieferung nicht angegeven ist, bis zur Höhe der

Fracht,
b) wenn das Interesse an der Lieferung angegeben ist, bis zum angegebenen

Betrage. Ist dieser niedriger als die unter a bestimmte Entschädigung, so
kann letztere beansprucht werden.

Zu 8§90 vgl. Jü. Art. 33.

Zu § 91 vgl. Jü. Art. 36.

Zu §§ 92 u. 93 vgl. HGB. 88 463 Abs. (1) u. (2), 471, Jü. Art. 6, 38, Ausf. Best. § 9.
Zu § 93 vgl. HGB. 88 463, 471, Jü. Art. 38, Ausf. Best. 89.
Zu § 94 vgl. HGB. 88 466, 471, Jü. Art. 39, 40.
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(2) Ist ein Schaden nicht entstanden oder nicht nachgewiesen, so hat die Eisenbahn
zu zahlen:

a) wenn das Interesse an der Lieferung nicht angegeben ist,
bei einer Fristüberschreitung bis einschließlich 1 Tag ½10der Fracht,
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b) wenn das Interesse an der Lieferung angegeben ist,
bei einer Fristüberschreitung bis einschließlich 1Tag 28/10der Fracht,
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,,,, von längerer Dauer die ganze Fracht,
jedoch nicht mehr als den angegebenen Betrag. Ist dieser niedriger als die
unter a bestimmte Entschädigung, so kann letztere beansprucht werden.

(3) Die aus diesen Bestimmungen sich ergebenden Ansprüche können auch neben

etwaigen Ansprüchen wegen Verlustes, Minderung oder Beschädigung des Gutes geltend ge-

macht werden. Ist das Interesse an der Lieferung angegeben, so kann außer dem nach
8 8 zu berechnenden Schadensersatzals Ersatz für den gesamten weiteren Schaden (8§93),
einschließlich des durch die Uberschreitung der Lieferfrist entstandenen, höchstens der an-

gegebeneBetrag des Interesses gefordert werden. Sinngemäß gilt die Vorschrift des

zweiten Satzes im Abs. (1) b.

(4) Die Haftung der Eisenbahn ist ausgeschlossen, wenn die Fristüberschreitung von

einem Ereignisse herrührt, das die Eisenbahn weder herbeigeführt hat noch abzuwenden
vermochte.

(5) Wegen der Fälle, in denen voller Ersatz zu leisten ist, vergleiche § 95.

§ 95.
Schadensersatz bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der

Eisenbahn.

Ist der Schaden durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Eisenbahn herbei-
geführt, so ist in allen Fällen der volle Schaden zu ersetzen.

§ 96.
Verwirkung der Ersatzansprüche.

Werden Gegenstände, deren Beförderung nach gesetzlicherVorschrift oder aus Gründen

der öffentlichen Ordnung verboten ist oder die von der Beförderung ausgeschlossen oder

nur bedingungsweise zur Beförderung zugelassen sind, unter unrichtiger Bezeichnung auf-
gegeben oder werden die für diese Gegenstände vorgesehenen Sicherheitsmaßregeln vom

Absender unterlassen, so ist die Haftung der Eisenbahn auf Grund des Frachtvertrags
ausgeschlossen.

8§97.

Erlöschen der Ansprüche nach Bezahlung der Fracht und

Abnahme des Gutes.

(1) Ist die Fracht nebst den sonst auf dem Gute haftenden Forderungen bezahlt und

das Gut abgenommen, so sind alle Ansprüche gegen die Eisenbahn aus dem Frachtvertrag
erloschen.

Zu § 95 vgl. HGB. 88 438 Abs. (5), 457 Abs. (3), 461 Abs. (2), 464 Abs. (2), 465 Abs. (2),
466 Abs. (4), 471, Jül. Art. 41.

Zu § 96 vgl. HGB. 88 467, 471, Jü. Art. 43.

Zu § 97 vgl. HGB. 88 438, 464, 471, J U. Art. 44.



(2) Hiervon sind ausgenommen:
1. Entschädigungsansprüche für Schäden, die durch Vorsatz oder grobe Fahr-

lässigkeit der Eisenbahn herbeigeführtsind;
2. Entschädigungsansprüche wegen Uberschreitung der Lieferfrist, wenn sie spätestens

am vierzehnten Tage, den Tag der Abnahme nicht mitgerechnet, bei einer der
nach § 100 in Anspruch zu nehmenden Eisenbahnen schriftlich angebracht werden;

3. Entschädigungsansprüche wegen solcher Mängel, die nach § 82 oder 8 83 vor

der Abnahme des Gutes festgestellt worden sind oder deren Feststellung ent-

gegen der Vorschrift im § 82 durch Verschulden der Eisenbahn unterblieben istz;
4. Entschädigungsansprüche wegen solcher Mängel, die bei der Abnahme äußerlich

nicht erkennbar waren, wenn der Berechtigte unverzüglich nach der Entdeckung
und spätestens binnen einer Woche nach der Abnahme entweder schriftlich bei
der Eisenbahn eine nach § 82 vorzunehmende Untersuchung oder bei Gericht
die Besichtigung des Gutes durch Sachverständige beantragt und beweist, daß
der Mangel in der Zeit zwischen der Annahme und der Ablieferung entstanden
ist. Ist der Eisenbahn der Mangel unverzüglich nach der Entdeckung und binnen
der bezeichnetenFrist angezeigt, so genügt es, wenn die Feststellung unverzüg-
lich nach dem Zeitpunkte beantragt wird, bis zu dem der Eingang einer Ant-
wort der Eisenbahn unter regelmäßigen Umständen erwartet werden darf.

5. Ansprüche wegen zu Unrecht erhobener Frachtzuschlägeund unrichtiger Berech-
nung von Fracht und Gebühren.

(3) Der Empfänger kann die Abnahme des Gutes auch nach Annahme des Fracht-
briefs und Bezahlung der Fracht so lange ablehnen, bis seinem Antrag auf Feststellung
der behaupteten Mängel stattgegebenist. Vorbehalte bei der Abnahme des Gutes sind nur

wirksam, wenn sie unter Zustimmung der Eisenbahn gemacht sind.
(4) Wenn von mehreren im Frachtbriefe verzeichneten Gegenständen einer Sendung

bei der Ablieferung einzelne fehlen, so kann sie der Empfänger in der Empfangsbescheini-
gung als fehlend aufführen.

§ 98.
Verjährung der Ansprüche gegen die Eisenbahn wegen Verlustes,
Minderung oder Beschädigung des Gutes oder wegen Uberschrei-

tung der Lieferfrist.

(1) Die Ansprüche gegen die Eisenbahn wegen Verlustes, Minderung oder Beschädi-
gung des Gutes oder wegen Uberschreitung der Lieferfrist verjähren in einem Jahre.

(2) Die Verjährung beginnt bei Beschädigung oderMinderung mit dem Ablaufe des

Tages, an dem abgeliefert ist, bei Verlust oder bei Uberschreitung der Lieferfrist mit dem

Ablaufe der Lieferfrist.
(3) Die Verjährung wird durch die schriftliche Anmeldung des Anspruchs bei der

Eisenbahn gehemmt. Ergeht auf die Anmeldung ein abschlägiger Bescheid, so läuft die

Verjährungsfrist von dem Tage ab weiter, an dem die Eisenbahn ihre Entscheidung dem
Anmeldenden schriftlich bekannt macht und ihm die der Anmeldung etwa angeschlossenen
Beweisstücke zurückstellt. Weitere Gesuche, die an die Eisenbahn oder an die vorgesetzten
Behörden gerichtet werden, hemmen die Verjährung nicht.

(4) Wegen der Unterbrechung der Verjährung bewendet es bei den allgemeinen
gesetzlichenVorschriften.

(5) Die im Abs. (1) bezeichneten Ansprüche können nach der Vollendung der Ver-

jährung nur aufgerechnetwerden, wenn vorher der Verlust, die Minderung, die Beschädi-
gung oder die Uberschreitung der Lieferfrist der Eisenbahn angezeigt oder die Anzeige an

sie abgesendetworden ist. Der Anzeige an die Eisenbahn steht es gleich, wenn gerichtliche
Beweisaufnahme zur Sicherung des Beweises beantragt oder wenn in einem zwischen
dem Absender und dem Empfänger oder einem späteren Erwerber des Gutes wegen des

Verlustes, der Minderung, der Beschädigung oder der Fristüberschreitung anhängigen
Rechtsstreite der Eisenbahn der Streit verkündet wird.

Zu § 98 vgl. HGB. 88 439, 471 (in Verb. mit 414) u. 470 Abs. (2), Jül. Art. 45, 46.
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(6) Die Vorschriften dieses Paragraphen finden keine Anwendung, wenn die Eisen-
bahn den Verlust, die Minderung, die Beschädigung oder die Fristüberschreitung vorsätzlich
herbeigeführt hat. Sie finden ferner keine Anwendung auf Rückgriffsansprüche der Eisen-
bahnen untereinander (8 100).

§ 99.
Geltendmachung der Rechte aus dem Frachtvertrage.

(1) Zur Geltendmachung der Rechte aus dem Frachtvertrage gegenüber der Eisenbahn
ist nur der befugt, dem das Verfügungsrecht über das Gut zusteht (vergleiche aber 88 60
und 70).

(2) Vermag der Absender, dem an sich das Verfügungsrecht zusteht, das Frachtbrief-
duplikat, den Aufnahmeschein oder eine Bescheinigung der Versandstation, daß eine solche
Urkunde nicht ausgestellt ist, nicht vorzuzeigen, so kann er seinen Anspruch nur mit Zu-
stimmung des Empfängers geltend machen, es sei denn, er wiese nach, daß der Empfänger
die Annahmedes Gutes verweigert hat.

(3) Außergerichtliche Ansprüche sind schriftlich bei der nach § 100 zuständigen Eisen-
bahn geltend zu machen. War der Frachtbrief dem Empfänger übergeben, so ist er vor-

zulegen. Handelt es sichum eine Entschädigung wegen Verlustes, Minderung oder Beschädi-
gung, so ist eine Bescheinigung über den Wert des Gutes beizufügen.

(4) Die Eisenbahn hat die Ansprüche mit tunlichster Beschleunigung zu prüfen und
den Antragsteller, wenn keine Verständigung erfolgt, schriftlich zu bescheiden.

8 100.

Haftung mehrerer an der Beförderung beteiligter
Eisenbahnen.

(1) Die Versandbahn haftet für die Ausführung der Beförderung bis zur Ablieferung
des Gutes an den Empfänger, ohne Rücksicht darauf, ob nur eigene oder auch fremde
Strecken benutzt werden.

(2) Jede nachfolgende Bahn tritt dadurch, daß sie das Gut mit dem ursprünglichen
Frachtbrief annimmt, diesem gemäß in den Frachtvertrag ein und übernimmt die selb—
ständige Verpflichtung, die Beförderung nach dem Inhalte des Frachtbriefs auszuführen.

(3) Die Ansprüche aus dem Frachtvertrage können jedoch — unbeschadet des Rück-

griffs der Bahnen untereinander — im Wege der Klage nur gegen die Versandbahn oder

gegen die Bahn, die das Gut zuletzt mit dem Frachtbrief übernommen hat, oder gegen
die Bahn, auf deren Strecke sich der Schaden ereignet hat, gerichtet werden. Unter diesen
Bahnen hat der Kläger die Wahl. Das Wahlrecht erlischt mit Erhebung der Klage.

(4) Durch Widerklage oder Aufrechnung können Ansprüche aus dem Frachtvertrag
auch gegen eine andere Bahn geltend gemacht werden, wenn deren Klage sich auf den-

selben Frachtvertrag gründet.
(56) Hat auf Grund dieser Vorschriften eine der beteiligten Bahnen Schadensersatz

geleistet, so steht ihr der Rückgriff gegen die Bahn zu, die den Schaden verschuldet hat.
Kann diese nicht ermittelt werden, so haben die beteiligten Bahnen den Schaden nach dem

Verhältnis ihrer Streckenlängen, mit denen sie an der Beförderung beteiligt sind, gemeinsem
zu tragen, soweit nicht festgestellt wird, daß der Schaden nicht auf ihren Strecken ent-

standen ist. Die Befugnis der Eisenbahnen, über den Rückgriff im voraus oder im einzelnen
Falle andere Vereinbarungen zu treffen, wird hierdurch nicht berührt.

Zu § 99 vgl. Jü. Art. 26.
»

Zu 8 100 vgl. HGB. 88 432, 469, 471, Jü. Art. 27, 28, 47 ff.



Anlage A.

Leichenpaß.

Die nach Vorschrift eingesargte Leiche de am ten. 19

in —Ort4 an (Todesursache) verstorbenen (Alter)jährigen

(Stand, Vor= und Zuname des Verstorbenen, bei Kindern Stand der Eltern) soll mit der Eisenbahn von

zur Bestattung befördert werden. Nachdem diese Überführung der Leiche genehmigt

worden ist, werden sämtliche Behörden, deren Bezirke durch den Transport berührt

werden, ersucht, ihn ungehindert und ohne Aufenthalt weitergehen zu lassen.

. den „„ten 19

(Siegel.) (Unterschrift.)

Teichenpaß)).

Die nach Vorschrift eingesargte Leiche de am ten 19

in (Ort) an (Todesursache) verstorbenen (Alter) jährigen

(Stand, Vor= und Zuname des Verstorbenen, bei Kindern Stand der Eltern) soll
mit der Eisenbahn
auf dem Seewege

von. über nach.. und

auf dem Seewege
mit der Eisenbahn

von über. na

zur Bestattung befördert werden. Nachdem dieseÜberführungder Leiche genehmigt worden

ist, werden sämtliche Behörden, deren Bezirke durch den Transport berührt werden, ersucht,

ihn ungehindert und ohne Aufenthalt weitergehen zu lassen.

, den ten 19

(Siegel.) (Unterschrift.)

*) Dieser Leichenpaß ist nur zu verwenden, wenn die Leiche mit der Eisenbahn und auf
dem Seewege befördert werden soll.
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Anlage B.
— —

Naͤhere Bestimmungen uͤber die Zeförderung von lebenden Tieren.

I. Verladung.

§ 1.

(1) Soweit die Stationen nach dem Tarif unbeschränkt oder beschränkt für den

Viehverkehr bestimmt sind, müssensiemit Vorrichtungen versehen sein, die, den Abfertigungs-
befugnissen entsprechend,ein zweckmäßigesEin= und Ausladen der Tiere gestatten.

(2) Auf der Oberfläche hölzerner Verladerampen müssen in angemessenenZwischen-
räumen schmale Latten mit abgerundeten Kanten angebracht sein, damit die Tiere sicher
sußen können.

(3) Die Oberfläche fester Rampen darf höchstens1:8, die der beweglichenVorrichtungen
höchstens1:3 geneigt sein.

(4) Die Ladebrücken müssenhinreichend breit und mit mindestens 20 cm hohen Schutz-
leisten an beiden Seiten sowie mit Trittlatten (Abs. (2)) versehen sein. Auch müssen
Vorkehrungen zum Schutze gegen seitliches Abdrängen der Tiere getroffen sein.

(5) Auf Stationen mit regelmäßigem größerem Viehversand sowie auf den Tränk-
stationen (§ 6) oder in deren Nähe müssen zur vorübergehenden Unterbringung des Viehes
eingefriedigte Räume (Buchten oder Bansen) vorhanden sein, von denen ein angemessener
Teil überdeckt sein muß. Diese von der Eisenbahn zu schaffendenRäume müssen Brunnen
oder Wasserleitung sowie Vorrichtungen zum Anbinden, Füttern und Tränken der Tiere
enthalten. Sie müssen in kleinere Abteilungen geteilt sein, in denen die Tiere verschiedener
Gattung und das Großvieh (Pferde, einschließlich Ponys, auch Fohlen, ferner Rindvieh,
Maultiere, Esel und dergleichen), vom Kleinvieh (Schweine, Kälber, Schafe, Ziegen, Hunde,
Geflügel und dergleichen) getrennt unterzubringen sind; Muttertiere mit saugenden Jungen
bleiben zusammen. Der Fußboden muß so beschaffen sein, daß eine ordnungsmäßige
Reinigung möglich ist.

(6) Für die vorübergehende Unterbringung der Tiere in überdeckten Räumen kann
eine im Tarife festzusetzendeGebühr erhoben werden. Sie dient zugleich als Vergütung
für die Benutzung der Einrichtungen zum Füttern und Tränken.

82.
(1) Die Tiere sind in bedeckten oder in hochbordigen offenen Wagen zu befördern.

In den Monaten Januar, Februar, März, November und Dezember dürfen offene Wagen
nur auf Antrag des Absenders gestellt werden. Geflügel darf nur in bedeckten Wagen
befördert werden.

(2) Mehrbödige Wagen dürfen nur verwendet werden, wenn sie an den Seiten Latten-
wände haben; diese müssen soweit aus dichten Brettern bestehen oder mit dichten Klappen
versehen sein, daß die Tiere gegen Zugluft von unten geschütztsind und das Herausfallen
von Kot und Streu verhindert wird. Diese Bestimmung gilt nicht für die mehr als zwei-
bödigen zur Geflügelbeförderung bestimmten Wagen. Doch müssen auch bei diesen Wagen
die Seitenwände aus Latten bestehenund mit Schutzleisten versehen sein, die das Heraus-
fallen von Kot und Streu verhindern.

(s8)Die Unterkästen der Wagen dürfen nur zur Beförderung einzelner unterwegs
erkrankter Tiere benutzt werden.

(4) Die lichte Breite der zur Beförderung von Großvieh dienenden Wagen muß
mindestens 2,60 m betragen.

4
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(5) Bei Verwendung bedeckter Wagen zur Viehbeförderung sind solche Wagenaus-

zuwählen, die in der Nähe der Wagendecke an den Längs= oder Stirnseiten je 2 ver-

schließbare Offnungenvon je mindestens 0,40 m Länge und 0/60 m Breite habenund

außerdem an den Türen mit Vorrichtungen versehen sind, die ihr Offenhalten in einer

Breite von 0,35 m bei Großvieh und von 0,15 m bei Kleinvieh ermöglichen. Bleiben
die Türen während der Fahrt ganz geöffnet, so müssen die Türöffnungen durch einen

1,50 m hohen Bretterverschlag oder durch Lattengitter verstellt sein.
(6) Die offenen Wagen müssen bei Verwendung für Großvieh eine Bordhöhe von

mindestens 1,50 m und bei Verwendung für Kleinvieh eine Bordhöhe von mindestens
0,75 m über dem Fußboden haben.

(7) Zum Festbinden der Tiere müssen Vorrichtungen, wie eiserne Ringe oder der-

gleichen, inden Wagen angebracht sein.
(8) Die Ladefläche der zur Beförderung von Tieren dienenden Wagen muß an

der Außenseite angegeben sein, und zwar bei mehrbödigen und bei den in mehrere Abteile

geteilten Wagen derart, daß die Größe eines jeden Raumes ersichtlich ist.
(9) Bezüglich der vorhandenen alten Wagen können Abweichungen von den Vor-

schriften in Abs. (4) und (5) von den Landesaufsichtsbehördennach Zustimmung des Reichs-
Eisenbahnamts zugelassen werden.

83.

(1) Die zur Beförderung von Tieren dienenden Käfige, Kisten, Körbe, Säcke oder
anderen Behälter müssen geräumig und luftig sein. Die Tiere dürfen nicht geknebelt auf—
gegeben werden.

(2) Käfige oder ähnliche Behälter müssen einen dichten Boden und soweit hinauf dichte
Wände haben, daß eine Verunreinigung des Wagens durch Kot und Streu möglichst
ausgeschlossen ist. Diese Vorschrift gilt nicht für Geflügel inWagenladungen. Der Boden
der Behälter muß mit Heu, Stroh, Sand, Torfmull oder Sägespänen bedeckt sein. Bei der

Verladung ist darauf zu achten, daß zu den Tieren ausreichend frische Luft treten kann;
insbesondere dürfen andere Güter nicht auf die Behälter und diesenur dann übereinander
verladen werden, wenn durch Leisten oder dergleichen dafür gesorgt ist, daß zwischen dem
Boden des oberen und dem Deckel des unteren Behälters ein Luftraum von mindestens 3 cm.

Höhe frei bleibt. Behälter, die ganz oder zum Teil aus Latten bestehen, müssen so
beschaffensein, daß die Tiere nicht einzelne Körperteile hindurchzwängen können, auch
müssen sie so hoch sein, daß die Tiere zwanglos darin stehen können. Gebrauchte Käfige,
Kisten, Körbe, Säcke oder dergleichen dürfen nur nach gründlicher Reinigung wieder benutzt
werden. Ferner müssen Käfige oder ähnliche Behälter, wenn die Beförderung voraussichtlich
mehr als 36 Stunden dauert, mit zweckmäßigenVorrichtungen zum Tränken und bei Klein-

vieh auch zum Füttern der Tiere versehen sein, sofern nicht der Absender für die
Fütterung und Tränkung auf Unterwegsstationen in anderer Weise gesorgt hat.

(3) Bei Festsetzungder größten Zahl der in einen Wagen zu verladenden Tiere ist zu
berücksichtigen, daß Großvieh nicht aneinander und gegen die Wandung des Wagens
gepreßt stehen darf. Dieser Vorschrift ist genügt, wenn sich ein Mann zwischen den ein-
geladenen Tieren hindurch bewegen kann. Bei der Querverladungmuß außerdem zwischen
den Tieren und den Wagenwänden so viel Raum bleiben, daß eine Verletzungder Tiere
durch Aufscheuern oder dergleichen am Kopfe oder am Hinterteile vermieden wird. Klein-
vieh muß die Möglichkeit haben, sich zu legen. Die Entscheidung darüber, ob diesen
Vorschriften entsprochen ist, steht dem Aufsichtsbeamten zu.

(4) Großvieh und Kleinvieh sowie Tiere verschiedener Gattung dürfen in denselben
Wagen nur dann verladen werden, wenn jede Gattung durch Schranken, Bretter= oder

Lattenverschläge von der anderen getrennt wird. Auch in Käfigen oder ähnlichen Behältern
müssen Tiere verschiedener Gattung durch Verschläge oder dergleichen voneinander getrennt
werden. Bei der Beförderung von Muttertieren mit saugenden Jungen fallen diese Be-
schränkungen weg.

bef0 Die mit unverpacktem Geflügel beladenen Wagen sind unter Bleiverschluß zu
efördern.

(6) Die Fußböden der offenen Wagen und derjenigen bedeckten Wagen, die Latten-
wände haben, dürfen nicht mit leicht entzündlichen Stoffen bestreut werden.
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II. Beförderung.

84.
(1) Lebende Tiere werden in Viehzügen und Güterzügen, nach näherer Bestimmung

der Eisenbahn auch in Personenzügen befördert.
(2) Viehzüge müssen auf Strecken mit regelmäßigem starkem Viehverkehr an be—

stimmten von der Eisenbahn bekannt zu machenden Tagen — regelmäßig oder nur nach
Bedarf — nach den bei jedem Fahrplanwechsel festzusetzendenFahrplänen verkehren; sie
müssen derart gelegt sein, daß der Aufenthalt für das auf den Anschlußlinien zu= und

abgehendeVieh auf das unbedingt nötige Maß beschränkt wird. Bei Aufstellung der Fahr-
pläne ist für die Tränkstationen (8 6) ein ausreichender Aufenthalt vorzusehen.

(8) Steht so viel Vieh zur Beförderung, daß zu seiner Verladung mindestens 20 Achsen
erforderlich sind, so ist inErmangelung anderer Beförderungsgelegenheiten ein besonderer
Viehzug abzulassen.

8 5.

(1) Die durchschnittlicheGeschwindigkeit der Viehzüge (8 4 Abs. (2)) darf — vor-

behaltlich der Befugnis der Landesaufsichtsbehörde, bei besonderen Verhältnissen nach Ge-

nehmigung des Reichs-Eisenbahnamts Abweichungen zu gestatten — nicht weniger als
25 lem in der Stunde betragen. Soweit Bestimmungen der Eisenbahn-Bau= und Betriebs-

ordnung dieser Geschwindigkeit entgegenstehen,ist sie zu ermäßigen.
(2) Die für die Tränkstationen vorzusehenden Aufenthalte (§ 4 Abs. (2)) bleiben bei

Berechnung der durchschnittlichen Geschwindigkeit außer Betracht.
(3) Für die Viehzüge der Militärverwaltung gilt die Vorschrift im Abs. (1) nicht.

86.
(1) Alle Tiere, deren Beförderung 24 Stunden oder länger in Anspruch nimmt,

sollen vor der Verladung vom Absender gefüttert und getränkt werden. Dauert die Be-

förderung in Viehzügen mehr als 36 Stunden, so sind die Tiere spätestens nach je
36 Stunden zu füttern und zu tränken. Für die Beförderung von Militärpferden in Vieh—
zügen gelten vorstehendeBestimmungen nicht.

(2) Für die unterwegs erforderliche Fütterung und Tränkung sind nach Bedarf be—

sondere Stationen mit Einrichtungen zu versehen. Diese Stationen (sogenannte Tränk-

stationen) werden vom Reichs-Eisenbahnamte nach Anhörung der beteiligten Bundesregie-
rung bestimmt und sind in den Tarifen bekannt zu machen.

87.
(1) Das Verschieben der mit Tieren beladenen Wagen ist auf das dringendste Be—

dürfnis zu beschränken und stets mit besonderer Vorsicht vorzunehmen; heftiges Anstoßen
ist unbedingt zu vermeiden.

(2) Die Behälter mit Tieren dürfen beim Ein- und Ausladen nicht gestoßen,geworfen
oder gestürzt werden.

88.
Bei Beförderung zur Nachtzeit müssen die Begleiter von Viehsendungen gut brennende

Laternen mit sich führen, wobei leicht entzündliche Brennstoffe, wie Petroleum oder der-

gleichen, verboten sind.
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Neuausgabeder Anlage C

unter Berücksichtigung der bis Ende April 1911 im Reichs-Gesetzblatt veröffentlichten

Anlage C.

Anderungen und Ergänzungen.

Vorschriften über bedingungsweise zur Beförderung
zugelasseneGegenstände.

(§ 54 Abs. (2) A.)

I. Erplosionsgefährliche Gegenstände.

Ia. Sprengstoffe.
Zur Beförderung sind zugelassen:

A. Sprengmittel.
1. Gruppe. Handhabungssichere Sprengstoffe, die in unbeschränkten Mengen

als Stückgut befördert werden dürfen.

a) Ammoniaksalpetersprengstoffe (vorwiegender Bestandteil:
Ammoniaksalpeter), und zwar, sofern sie 48 Stunden bei 75 ge-

lagert keine Stickoxyde abspalten, auch vor und nach der Lagerung
bei Stoß, Reibung oder Entzündung sich nicht gefährlicher erweisen
als Donarit von folgender Zusammensetzung: 80 Prozent Ammo-

niaksalpeter, 12 Prozent Trinitrotoluol, 4 Prozent Roggenmehl und
4 Prozent Nitroglyzerin:
Ammoncahücit mit oder ohne Beifügung von Ziffern und Buch-

staben (Gemenge von mindestens 65 Prozent Ammoniaksalpeter,
höchstens 10 Prozent Kali-, Natron= oder Barytsalpeter oder

Mischungen davon, höchstens 15 Prozent Trinitrotoluol oder

Trinitronaphthalin, die teilweise oder ganz durch Mon= und

Dinitrotoluol, Mono= und Dinitrobenzol oder Nitronaphthalin
ersetzt werden dürfen, ferner von Mehl oder höchstens zwei
Prozent Ruß).

Ammonfördit (Gemenge von Ammoniaksalpeter mit Zusätzen von

Diphenylamin, Pflanzenmehlen, Glyzerin, Chlorkalium und

höchstens 4 Prozent mit Kollodiumwolle gelatiniertem Nitro-

glyzerin).
Ammonkarbonit (Gemenge von Ammoniaksalpeter, Pflanzen-

mehlen, höchstens10 Prozent Kalisalpeter und höchstens 4 Prozent
mit Kollodiumwolle gelatiniertem Nitroglyzerin, auch mit Zusatz
von Ruß).

Ammonkarbonit la (Gemenge von Ammoniaksalpeter, höchstens
2 Prozent Kalisalpeter, höchstens 4 Prozent mit Kollodiumwolle

gelatiniertem Nitroglyzerin, höchstens 6 Prozent Trinitrotoluol,
Mehl, Kohle und mindestens 15 Prozent Alkalichloriden).

Ammon-Nobelit (Gemenge von Ammoniaksalpeter, Pflanzen-
mehlen, Alkalichloriden, Alkalioxalaten und höchstens 4 Prozent
mit Kollodiumwolle gelatiniertem Nitroglyzerin).

Ammon-Nobelit ! (Gemenge von Ammoniaksalpeter, Magnesit,
Alkalichloriden, höchstens 10 Prozent Kalisalpeter, höchstens
12 Prozent Trinitrotoluol und höchstens 0,5 Prozent Kalium-

permanganat).



Ammon-Schlesit oder Kohlen-Schlesit mit den angehängten
Zahlen I. II, III usw. (Gemenge von Ammoniaksalpeter, von

höchstens 10 Prozent Kali-, Natron- oder Barhtsalpeter oder
von Gemischen dieser Salpeterarten, von aromatischen Nitrover—

bindungen [Trinitrotoluol höchstens 8 Prozent], Stärkemehlen,
Harzen und neutralen Salzen (wie Alkalichloriden, zkarbonaten,
ephosphaten, -sulfaten, zoxalatens, höchstens 4 Prozent gelati-
niertem Nitroglyzerin und höchstens 2 Prozent Kaliumperchlorat.
Enthalten die Gemenge Perchlorat, so darf der Gehalt an gela-
tiniertem Nitroglyzerin 3 Prozent nicht übersteigen.)

Ammon-Tremonit oder Gesteins-Tremonit mit oder ohne
die angehängten Zahlen J, II, III usw. (Gemenge von mindestens
51 Prozent Ammoniaksalpeter, höchstens 5 Prozent gelatiniertem
Dinitroglyzerin und höchstens 5 Prozent Kali= oder Natron-
oder Barytsalpeter oder einem Gemenge dieser Salpeterarten,
ferner von flüssigen oder festen aromatischen Nitrokörpern, näm-

lich Nitrobenzol, Nitronaphthalin, Nitrotoluol — davon höchstens
20 Prozent Dinitrotoluol oder Mono= und Dinitrotoluol oder

höchstens 13 Prozent Trinitrotoluol —, ferner von Mehlen aus

Pflanzen oder Pflanzenteilen oder Mineralkohle, sowie von

Alkalichloriden, Karbonaten, Phosphaten, Oxalaten und Sulfaten
der Alkalien und von höchstens 3 Prozent Alkalichromaten.
Enthalten die Gemenge kein Trinitrotoluol, so darf der Gehalt
an Kali= oder Natron= oder Barytsalpeter oder einem Gemenge
dieser Salpeterarten höher sein, jedoch 15 Prozent der Gesamt-
menge nicht übersteigen).

Anagon-Sprengpulver (Gemenge von neutral reagierenden
Salpeterarten und Aluminiumpulver mit Holzkohle und Alizarin
oder mit verharztem Leinöl).

Neu-Anagon (Gemenge von mindestens 70 Prozent Ammoniak-

salpeter, gepulverter Zinkaluminiumlegierung und Holzkohle).
Anilit (Gemenge von mindestens 70 Prozent Ammoniaksalpeter,

Kupfersulfatanilin oder Kupferoxalatanilin und höchstens5 Prozent
Zucker).

Astralit 1 und II (Gemenge von Ammoniaksalpeter, Holzkohle,
Pflanzenmehlen, Paraffinöl, höchstens 15 Prozent Trinitrotoluol
oder Mononitronaphthalin und höchstens 4 Prozent mit Kollo-
diumwolle gelatiniertem Nitroglyzerin).

Astralit la (Gemenge von Ammoniaksalpeter, Kartoffelmehl, Holz-
mehl, höchstens 25 Prozent Trinitrotoluol, höchstens 0,1 Prozent
Kollodiumwolle und höchstens 3,9 Prozent Nitroglyzerin).

Wetter-Astralit (Astralit, worin ein Teil des Ammoniaksalpeters
durch Kochsalz ersetzt ist).

Gelatine-Astralit (einem gelatinierten oder pulverförmigen Ge-

menge von Ammoniaksalpeter, Kali= oder Natronsalpeter oder
einem Gemische von beiden, höchstens 50 Prozent Dinitrochlor-
hydrin, höchstens 5 Prozent Trinitroglyzerin, höchstens 2 Prozent
Kollodiumwolle, Kohlenwasserstoffen, Pflanzenmehlen und Nitro-

verbindungen der aromatischen Reihe lwie Nitrotoluol, Dinitro-

toluol und Nitronaphthalin.).
Gelatine-Wetterastralit (einem gelatinierten oder pulver-

förmigen Gemenge von Ammoniaksalpeter, Kali= oder Natron-

salpeter oder einem Gemische von beiden, höchstens 50 Prozent
Dinitrochlorhydrin, höchstens 5 Prozent Trinitroglyzerin, höchstens
2 Prozent Kollodiumwolle, Kohlenwasserstoffen, Pflanzenmehlen,
fettem Ole, Nitroverbindungen der aromatischen Reihe lwie Nitro-
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toluol, Dinitrotoluol und Nitronaphthalin] und neutralen Salzen
lwie Chlorkalium, Chlornatrium und Orxalatens)).

Bautzener Sicherheitspulver (Gemenge von mindestens
70 Prozent Ammoniaksalpeter, Barytsalpeter und höchstens
15 Prozent Trinitrotoluol).

Bavarit I und II (Gemenge von 90 Prozent Ammoniaksalpeter
und nitriertem Naphthalin, auch mit Zusatz von Holzkohle).

Chromammonit (Gemenge von 50 Prozent Ammoniaksalpeter
und anderen Salpeterarten, höchstens19,5 Prozent Trinitrotoluol,
Chromammoniakalaun oder Chromalaun und Vaseline).

Dahmenit (Gemenge von Ammoniaksalpeter, Naphthalin und

höchstens 15 Prozent Kalisalpeter).
Dahmenit A (Gemenge von Ammoniaksalpeter, Naphthalin und

höchstens 3 Prozent Kaliumbichromat).
Gesteins= auch Neu-Dahmenit (Gemenge von Ammoniaksalpeter,

Kohlenwasserstoffen oderNitrokohlenwasserstoffen, nämlich Nitro-

naphthalin, Dinitrobenzol, Nitrotoluolen, davon höchstens
17 Prozent Trinitrotoluol, ferner von Kali= oder Natronsalpeter,
höchstens 3 Prozent Alkalichromaten, ferner von Alkalichloriden,
Alkalikarbonaten, Alkaliphosphaten, Alkalioxalaten und Alkali-

sulfaten, ferner von Blutlaugensalz, Melasse oder Leimgelatine
spflanzlichen oder tierischen Ursprungs), auch mit Zusatz von

Mehlen aus Pflanzen, Pflanzenteilen oder Mineralkohle).
Dominit XI (Gemenge von Ammoniaksalpeter, Dinitrotoluol,

Glyzerin und höchstens 4 Prozent mit Kollodiumwolle gelati-
niertem Nitroglyzerin).

Donarit (Gemenge von Ammoniaksalpeter, Pflanzenmehlen,
höchstens 12 Prozent Trinitrotoluol und höchstens 4 Prozent
mit Kollodiumwolle gelatiniertem Nitroglyzerin).

Donarit I (Gemenge von Ammoniaksalpeter, Pflanzenmehlen,
höchstens 25 Prozent Trinitrotoluol und höchstens 4 Prozent mit
Kollodiumwolle gelatiniertem Nitroglyzerin).

Gelatine-Donarit (Gemenge von Ammoniaksalpeter, Natron-

salpeter, Dinitrotoluol, höchstens 20 Prozent Dinitromonochlor=
hydrin, höchstens5 Prozent Nitroglyzerin und höchstens 1 Prozent
Kollodiumwolle).

Dorfit (Gemenge von Ammoniaksalpeter, Kochsalz, Mehl, höchstens
17 Prozent Trinitrotoluol und höchstens 5 Prozent Kalisalpeter).

Alldorfit (Gemenge von Ammoniaksalpeter, Mehl und höchstens
17 Prozent Trinitrotoluol).

Faviersche Sprengstoffe (Gemenge von Ammoniaksalpeter und
Mono= oder Dinitronaphthalin).

Fulmenit (Gemenge von Ammoniaksalpeter, Pflanzenmehlen, Holz-
kohle, Paraffinöl, höchstens 6 Prozent Trinitrotoluol und

höchstens 4 Prozent Schießwolle).
Fulmenit I (Gemenge von Ammoniaksalpeter, Paraffinöl, höchstens

3 Prozent Kohle, höchstens 15 Prozent Trinitrotoluol und höch-
stens 0,5 Prozent Schießwolle).

Wetter-Fulmenit (Fulmenit, worin ein Teil des Ammoniak-

salpeters durch Kochsalz ersetzt ist).
Wetter-Fulmenit ! (Fulmenit I1, worin ein Teil des Ammoniak-

salpeters durch Alkalichloride ersetzt ist).
Glückauf (Gemenge von Ammoniaksalpetermit Pflanzenmehlen,

auch mit Zucker, Stärke, Harzen, fetten Olen, auch mit Zusatz
von Kalisalpeter — höchstens 15 Prozent —, Natronsalpeter,
Dinitrobenzol, ferner Ammoniumoxalat, Kupferoxalat — höchstens
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4 Prozent — und Kochsalz oder diesem ähnlichen, neutralen, be-

ständigen, die Gefahr nicht erhöhenden Salzen).
Lignosit I (Gemenge von Ammoniaksalpeter, aromatischen Nitro-

körpern wie Nitronaphthalin, Nitrotoluol oder Nitroxylol (wo-
von höchstens 15 Prozent Trinitrokörper) und Holzmehl, auch
mit Zusatz von höchstens 6 Prozent Kalisalpeter, von höchstens
1 Prozent Kollodiumwolle oder Holzkohle, von Alkalichloriden,
Alkalioxalaten, Alkalikarbonaten und Bauxit).

Luxit I (Gemenge von Ammoniaksalpeter, höchstens 17 Prozent
Trinitrotoluol und höchstens 5 Prozent Holzmehl).

Minolite und Minolite 1 (Gemenge von Ammoniaksalpeter und

Trinitronaphthalin, mit oder ohne Dinitrotoluol).
Monachit ! (Gemenge von Ammoniaksalpeter, höchstens 15 Prozent

Nitroprodukten der unter dem Namen Solventnaphtha zusammen-
gefaßten Kohlenwasserstoffe (wovon höchstens 60 Prozent Trini-=

troverbindungen), ferner von höchstens 4 Prozent gelatiniertem
Nitroglyzerin und von mindestens 4 Prozent Pflanzenmehlen).

Monachit II (Gemenge von Ammoniaksalpeter, höchstens18 Prozent
Nitroprodukten der unter dem Namen Solventnaphtha zusammen-
gefaßtenKohlenwasserstoffe (wovonhöchstens60ProzentTrinitrover=
bindungen), ferner von höchstens 8 Prozent Kalisalpeter, höchstens
1 Prozent Kollodiumwolle, höchstens1 Prozent Kohle, endlich von

Kohlenwasserstoffen, Pflanzenmehlen, Ammoniumoxalat oder an-

deren die Gefährlichkeit nicht erhöhenden neutralen Salzen).
Pastanil (Gemenge von mindestens 70 Prozent Ammoniaksalpeter,

höchstens 25 Prozent Kalisalpeter, höchstens 15 Prozent Nitro-

kohlenwasserstoffen (wovon höchstens 10 Prozent Trinitroverbin-

dungen) und höchstens4 Prozent Nitrosemizellulose, von Glyzerin,
Anilinmetallsalzverbindungen und Mehl).

Gesteins-Plastammon (Gemenge von mindestens 70 Prozent
Ammoniaksalpeter, Glyzerin, höchstens 15 Prozent Nitrotoluolen
oder Nitrobenzolen oder Nitroxylolen, davon höchstens 10 Pro-
zent Trinitroverbindungen, und von höchstens 4 Prozent Nitro-

semizellulose).
Steinkohlen-Plastammon (Gemenge von mindestens 70 Prozent

Ammoniaksalpeter, höchstens 25 Prozent Kalisalpeter, Glyzerin,
Mononitrotoluol und höchstens 4 Prozent Nitrosemizellulose).

Pniowit mit den kennzeichnenden Beifügungen A, 1, II und III

(Gemenge von Ammoniaksalpeter, Trinitrotoluol, Holzmehl und

höchstens 4 Prozent Kaliumperchlorat, auch mit Zusatz von

Natronsalpeter, Nitronaphthalin und Alkalichlorid).
Roburit (Gemenge von Ammoniaksalpeter, Chlordinitrobenzol und

höchstens 17,5 Prozent Chlordinitronaphthalin).
Roburit ! (Gemenge von Ammoniaksalpeter, höchstens 7 Prozent

Dinitrobenzol und höchstens 0,5 Prozent übermangansaurem
Kali, auch mit Zusatz vom Ammonsulfat).

Roburit IA und IC (Gemenge von Ammoniaksalpeter, Ammon-

sulfat, 18 Prozent Dinitrobenzol, höchstens 10 Prozent Kali-

salpeter und höchstens0,5 Prozent Kaliumpermanganat).
Roburit ID (Gemenge von Ammoniaksalpeter, Dinitrobenzol,

Ammonsulfat, Pflanzenmehlen, höchstens 15 Prozent Kalisalpeter
und höchstens 0,5 Prozent Kaliumpermanganat).

Roburit IE oder Kronenpulver (Gemenge von Ammoniak-

salpeter und höchstens 16 Prozent Trinitronaphthalin oder

Gemenge von Ammoniaksalpeter, Ammonsulfat, Pflanzenmehlen,



— 48 —

höchstens 15 Prozent Kalisalpeter, höchstens 18 Prozent Tri—

nitronaphthalin und höchstens 0,5 Prozent Kaliumpermanganat).
Roburit IT oder Gesteins-Sicherheitspulver (Gemenge von

Ammoniaksalpeter, Natronsalpeter, höchstens 15 Prozent Tri—
nitrotoluol und höchstens 0,56Prozent Kaliumpermanganat).

Roburit II(Gemenge von Ammoniaksalpeter, Pflanzenmehlen, Chlor-
natrium, höchstens12 Prozent Trinitrotoluol, höchstens 15 Prozent
Kalisalpeter und höchstens0,6 Prozent Kaliumpermanganat).

Roburit IIa (Gemenge von Ammoniaksalpeter, höchstens15 Prozent
Trinitrotoluol, Pflanzenmehlen, Ammonfulfat, höchstens15 Prozent
Kalisalpeter und höchstens 0,6 Prozent Kaliumpermanganat).

Wetter-Roburite und Gesteins-Roburite (Gemenge von

Ammoniaksalpeter — mindestens jedoch 65 Prozent —, Pflanzen-
mehlen, Pflanzenpulver, Holzkohle, Magnesit, Kochsalz, Salmiak,
Alkalibikarbonat, Alkalioxalat, höchstens 15 Prozent Kalisalpeter,
höchstens 15 Prozent Trinitrotoluol und höchstens 0,5 Prozent
Kaliumpermanganat, auch mit Zusatz von höchstens 3 Prozent
gepulvertem Aluminium).

Wetter-Romperite und Gesteins-Romperite, auch mit den

angehängten Buchstaben A, B, C usw. (Gemenge von mindestens
54 Prozent Ammoniaksalpeter, höchstens 10 Prozent Kalisalpeter,
höchstens 15 Prozent Trinitrotoluol und höchstens 4 Prozent
gelatiniertem Nitroglyzerin, ferner von Pflanzenmehl, Harz,
Kochsalz, Magnesit und Salmiak).

Sicherheitssprengpulver der Vereinigten Cöln-Rott-
weiler Pulverfabriken (Gemenge von Ammoniaksalpeter mit

ganz geringem Zusatz oder ohne Zusatz von doppeltkohlensaurem
Ammonium oderkohlensaurem Baryum und einem pflanzlichen
oder tierischen Ole, das im wesentlichen aus Kohlenstoff, Wasser-
stoff und Sauerstoff besteht, mit oder ohne Schwefel).

Sicherheitssprengstoff der Güttlerschen Pulverfabriken,
bestehend aus Ammoniaksalpeter, überzogen mit Plastomenitlack,
der aus Harzen, Nitrotoluolen und höchstens 0,25 Prozent
Kollodiumwolle bereitet ist.

Siegenit und Wetter-Siegenite, auch mit den angehängten
Zahlen I1, II, III (Gemenge von Ammoniaksalpeter, Mehl und

höchstens 15 Prozent Dintriotoluol, auch mit Zusatz von Kochsalz).
Gesteins-Siegenit, auch mit den angehängten Zahlen I, II, III

usw. (Gemenge von Ammoniaksalpcter, Mehlen und aromatischen
Nitrokohlenwasserstoffen (wie Nitronaphthalinen, Nitrotoluolen
oder Nitroxylolen) auch mit Zusatz von höchstens 4 Prozent
Nitroglyzerin. Enthält das Gemenge Nitroglyzerin, so darf der

Gehalt an Trinitroverbindungen der aromatischen Kohlenwasser-
stoffe 15 Progent, anderenfalls darf er 20 Prozent der Gesamt-
menge nicht übersteigen).

Thornit (Gemenge von Ammoniaksalpeter und Pflanzenmehl, auch
mit Zusatz von tierischen oder pflanzlichen Fetten).

Titanit III (Gemenge von Ammoniaksalpeter, höchstens 12 Prozent
Curcumakohle und höchstens 8 Prozent Trinitrotoluol).

Titanit IV (Gemenge von Ammoniaksalpeter und höchstens
12 Prozent Curcumakohle).

Walsroder Sicherheits-Sprengstoff A (Gemenge von Am-
moniaksalpeter, höchstens 12 Prozent Trinitrotoluol, höchstens
2 Prozent Schießwolle, Mehl und von mindestens 0,5 Prozent

Veaseline).
Westfalit und Westfalit A (Gemenge von Salpeter, Harzen,

Naphthalin und rohen Teerölen, auch mit Zusatz von Lacken und
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Firnissen, von Aluminium und von höchstens 3 Prozent Kalium—
bichromat).

Gelatine-Westfalit (gelatiniertes oder pulverförmiges Gemenge
von Ammoniaksalpeter, höchstens 10 Prozent Kalisalpeter oder
Natronsalpeter oder eines Gemisches dieser beiden Salpeterarten,
höchstens 50 Prozent Dinitrochlorhydrin, höchstens 5 Prozent
Trinitroglyzerin, höchstens 2 Prozent Kollodiumwolle, Kohlen—
wasserstoffen, Pflanzenmehlen, neutralen Salzen [wie Chlorkalium,
Chlornatrium und Oxalaten] und Nitroverbindungen der aroma-

tischen Reihe [wie Nitrotolnol, Dinitrotoluol und Nitronaph-=
thalin.).

Gesteins-Westfalit B (Gemenge von Ammoniaksalpeter, Dinitro=

benzol und Aluminiumpulver).
Gesteins-Westfalit C (Gemenge von Ammoniaksalpeter, Dinitro-

toluol und Aluminiumpulver).
Kohlen-Westfalit, Gesteins-Westfalit oder Salz-Westfalit

mit den angehängten Zahlen I, II, III usw. (Gemenge von

Ammoniaksalpeter, auch mit Zusatz anderer Salpeterarten, von

höchstens 13 Prozent aromatischen Nitrokohlenwasserstoffen,
Pflanzenmehlen, auch mit anderen Kohlenstoffträgern, von neu-

tralen Salzen und höchstens 4 Prozent Nitroglyzerin, auch mit
Kollodiumwolle gelatiniert).

Neuwestfalit, auch Gesteins-Westfalit mit den angehängten
Buchstaben D, E, F usw. (Gemenge von Ammoniaksalpeter und

Pflanzenmehl, auch mit Zusatz von Kohlenwasserstoffen d Nitro-

kohlenwasserstoffen, wie Nitronaphthalin, Nitrotoluolen, davon

höchstens 13 Prozent Trinitrotoluol, auch mit Zusatz von höch-
stens 10 Prozent Baryt-, Kali= oder Natronsalpeter oder deren

Mischungen, auch mit Zusatz von höchstens 1 Prozent Kollodium-
wolle kder1 Prozent Holzkohle, auch mit Zusatz von neutralen,
beständigen inerten Chloriden, Oxalaten, Azetaten und ähnlichen
Salzen).

b) Organische Nitrokörper, soweit sie bei Stoß, Reibung oder

Entzündung nicht gefährlicher als reine Pikrinsäure und 48 Stunden
bei 75 gelagert beständig (gewichtsbeständig) sind (vergleiche auch
2. Gruppe unter a)), und zwar:
a) In Wasser unlöslich, keine explosiven Salze bildend:

Trinitrotoluol, auch im Gemenge mit Dinitrotoluol,
Terpentin und höchstens 0,5 Prozent Kollodium-=
wolle (Plastrotyl),

Trinitroxylol,
Trinitromesitylen,
Trinitropseudokumol,
Trinitrobenzol,
Trinitrochlorbenzol,
Trinitroanilin,
Trinitronaphthalin,
Tetranitronaphthalin,
Hexanitrodiphenylamin.

6) In Wasser löslich:
Pikrinsäure,
Trinitrokresol,
Trinitronaphthol,
Tetranitronaphthol,

alle diese Stoffe (cc) und 9)) auch im Gemenge miteinander.

c) Nitrozellulose (Schießbaumwolle, Kollodiumwolle), sofern sie den

Stabilitätsanforderungen genügt, und zwar!
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a) Schießbaumwolle in Flockenform und Kollodiumwolle unge-
preßt mit mindestens 25 Prozent Wasser= oder Alkoholgehalt
(75 Teile Trockenstoff und 25 Teile Flüssigkeit);

§9) Schießbaumwolle und Kollodiumwolle, gepreßt, mit mindestens
15 Prozent Wassergehalt (85 Teile Trockenstoff und 15 Teile

Wasser) (vergleiche auch 3. Gruppe unter b)).
d) Schwarzpulverähnliche, handhabungssichere Sprengstoffe,

soweit sie sich unter dem Einflusse von Stoß, Reibung oder Ent-

zündung nicht gefährlicher erweisen als Sprengsalpeter von folgen-
der Zusammensetzung: 75 Prozent Natronsalpeter, 10 Prozent
Schwefel, 15 Prozent Braunkohle, und zwar:

Cahücit (fest gepreßtes Gemenge von höchstens 70 Prozent Kali-

salpeter, 8 Prozent Ruß, etwa 12 Prozent Schwefelblumen,
mindestens 10 Prozent Zellulose und geringen Mengen Eisensulfat).

Petroklastit (Haloklastit), auch mit den angehängten Zahlen
J, II, III usw., (festgepreßtes Gemenge von Natronsalpeter,
Schwefel, Steinkohlenpech, Kalisalpeter und höchstens 1 Prozent
Kaliumbichromat, auch mit Zusatz von höchstens 10 Prozent
Holzkohle).

Praeposit (nicht gekörntes Gemenge von Kalisalpeter, Schwefel,
Holzkohle und Hipposin — einem aus vorgetrocknetem Pferde-
dünger gewonnenen staubfeinen Körper — im Gewichtsverhält-
nisse dieser Bestandteile von 12:3:121).

Sprengsalpeter (Gemenge von Natronsalpeter, Schwefel und

Braunkohle).
Castroper Sprengsalpeter oder Löwenpulvber (fest gepreßtes

Gemenge von Kalisalpeter, Natronsalpeter, Schwefel, Holzmehl,
kohlehaltigen Stoffen [wie zum Beispiel Brikettpulver, mine-

ralische Kohle usw.], Sauerstoffsalzen [(wie zum Beispiel Braun-

stein, Bichromat.)).

2. Gruppe. Sprengstoffe, die nur in Mengen bis zu 200 kg als Stück-

gut befördert werden dürfen, bei Aufgabe in größeren Mengen
aber wie die Sprengstoffe der 3. Gruppe zu befördern sind.

a) Organische Nitrokörper, in Wasser unlösliche, nasse, mit
einem Gehalte von mindestens 25 Prozent Wasser (75 Teile Trocken-

stoff und 25 Teile Wasser), soweit sie in trockenem Zustande bei

Stoß, Reibung oder Entzündung nicht gefährlicher als Tetranitro-

methylanilin und 48 Stunden bei 75° gelagert beständig (gewichts-
beständig) sind (vergleiche auch 1. Gruppe unter b)).

b) Chlorat= und Perchloratsprengstoffe (Gemenge von Chloraten
oder Perchloraten der Alkalien oder alkalischen Erden mit kohlen-
stoffreichenVerbindungen, wie Kohle, Kohlenwasserstoffe, Harze,
Ole, nitrierte aromatische Kohlenwasserstoffe, Pflanzenmehle, an-

organische Salze und ähnliche). Chloratmischungen dürfen keine
Ammoniaksalze enthalten. Unter dem Einflusse von Stoß, Reibung
und Entzündung dürfen sich die Sprengstoffe nicht gefährlicher er-

weisen als Cheddit von folgender Zusammensetzung: 79 Prozent
Kaliumchlorat, 1 Prozent Nitronaphthalin, 15 Prozent Dinitrotoluol,
5 Prozent Rizinusöl. Diese Sprengstoffe sind:
Alkalsit ! (Gemenge von höchstens 27 Prozent Kaliumperchlorat,

von Ammoniaksalpeter, höchstens 24 Prozent Natronsalpeter,
höchstens 8 Prozent Trinitrotoluol, sowie von Holzmehl, Mehl
und Nitronaphthalin).
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Alkalsit A (Gemenge von höchstens 55 Prozent Kaliumperchlorat,
Ammoniaksalpeter, höchstens 31 Prozent Trinitrotoluol und

höchstens 5 Prozent eines flüssigen neutralen Gemisches nitrierter

Toluole).
Cheddit (Gemenge von höchstens 80 Prozent Kaliumchlorat oder

höchstens 75 Prozent Natriumchlorat mit Nitronaphthalin, Di-
nitrotoluol und mindestens 5 Prozent Rizinusöl, auch mit Zusatz
von Paraffin).

Perilit (Gemenge von höchstens 65 Prozent Kaliumperchlorat, von

aromatischen Nitroverbindungen (darunter höchstens 8 Prozent
Trinitrotoluol oder andere Trinitroverbindungen], von höchstens
6 Prozent Dinitrochlorhydrin, von neutralen Salpeterarten
ldarunter höchstens 10 Prozent Kalisalpeter] auch mit Zusatz von

Getreide= oder Kartoffelmehl oder ähnlichen Kohlenstoffträgern und

von anderen neutralen, die Gefährlichkeit nicht erhöhendenSalzen.)
Gesteins-Permonit, Permonit ! (Gemenge von hoöchstens

32,5 Prozent Kaliumperchlorat, Ammoniaksalpeter, höchstens
7 Prozent Natronsalpeter, höchstens 20 Prozent Trinitrotoluol,
ferner von Mehl, Holzmehl und von Melan — Gemisch von 1 Teil

Glyzerin und 3,5 Teilen Leim —).

Wetter-Permonit, Permonit ll (Gemenge von höchstens34 Pro-
zent Kaliumperchlorat, von Ammoniaksalpeter, Kochsalz, höchstens
7 Prozent Trinitrotoluol, von Holzmehl, Mehl, Melan — Ge-

misch von 1 Teil Glyzerin und 3,5 Teilen Leim — sowie von

höchstens 6 Prozent Nitroglyzerin).
Permonit A (Gemenge von höchstens 54 Prozent Kaliumperchlorat,

von Ammoniaksalpeter, von neutralen nitrierten Kohlenwasser-
stoffen — darunter höchstens 20 Prozent Trinitrotoluol —, von

Holzmehl und von höchstens4 Prozent gelatiniertem Nitroglyzerin).
Persalit (Gemenge von höchstens 77 Prozent Perchloraten der

Alkalien oder alkalischen Erden, von Kohlenstoffträgern wie

Kohlenwasserstoffen, Harzen, Olen, Pflanzenmehlen und nitrierten

aromatischen Kohlenwasserstoffen — mit der Beschränkung, daß
bei einem Perchloratgehalt über 70 Prozent höchstens 10 Prozent
Trinitrotoluol vorhanden sein dürfen, — und von mindestens
4 Prozent Ammoniaksalpeter; ein Zusatz von Natronsalpeter
und von solchen anorganischen Salzen, die die Gefahr nicht er-

höhen, ist zulässig).
Silesia (Gemenge von höchstens 80 Prozent Kaliumchlorat und

von Harz, von dem höchstens 4 Prozent nitriert sein dürfen.
Auch Gemenge von höchstens 75 Prozent Kaliumchlorat, minde-

stens 8 Prozent Harz und mindestens 10 Prozent Kochsalz;
letzteres muß durch Paraffinöl (14 Prozent seines Gewichts)
denaturiert sein; das Harz muß einen Schmelzpunkt von etwa

70° haben).
Yonckit I (Gemenge von höchstens20 Prozent Ammoniumperchlorat,

von Ammoniaksalpeter und von höchstens 27 Prozent Natron-

salpeter, auch mit Barytsalpeter — höchstens 6 Prozent — und

mit höchstens 20 Prozent Trinitrotoluol).
Yonckit II (Gemenge von höchstens 15 Prozent Ammoniumperchlorat,

von Ammoniaksalpeter und von höchstens 30 Prozent Natron-

salpeter, auch mit Barytsalpeter — höchstens 10 Prozent — und

mit höchstens 22,5 Prozent Trinitrotoluol und Kochsalz).
Yonckit III (Gemenge von höchstens25 Prozent Ammoniumperchlorat,

von insgesamt höchstens 45 Prozent Ammoniak-, Natron= und

Kalisalpeter — von letzterem aber höchstens 30 Prozent der Ge-



— 52 —

samtmenge des Sprengstoffs —, ferner von höchstens 10 Pro-
zent Trinitrotoluol und von mindestens 20 Prozent Kochsalz).

c) Nitrierte Chlorhydrine.
d) Triplastit (Gemenge von 50 bis 60 Prozent Trinitrotoluol, 10

bis 14 Prozent flüssigem Dinitrotoluol, 0,4 bis 2 Prozent Schieß-
oder Kollodiumwolle und 25 bis 40 Prozent Bleinitrat).

3. Gruppe. Sprengstoffe, die nur in Wagenladungen befördert werden dürfen.

a) Organische Nitrokörper und Gemenge von solchen, die den

b)

Anforderungen unter 1b) und 2a) nicht entsprechen, aber bei Stoß,
Reibung oder Entzündung sich nicht gefährlicher erweisen als Tetra-

nitromethylanilin, auch 48 Stunden bei 75° gelagert beständig
(gewichtsbeständig) sind.
Nitrozellulose (Schießbaumwolle, Kollodiumwolle), sofern sie den

Stabilitätsanforderungen genügt, und zwar:

a) Schießbaumwolle und Kollodiumwolle, ungepreßt, mit min-

destens 15 Prozent Wassergehalt (85 TeileTrockenstoff und 15 Teile

Wasser) (vergleiche auch 1. Gruppe unter c) a) 6)).
6) Gemahlene Schießbaumwolle, auch mit Zusatz von 30 bis 50 Pro-

zent Kali= oder Barytsalpeter in Patronenform gepreßt, mit
einem Paraffinüberzug.

c) Chlorat= und Perchloratstoffe, die den Bedingungen unter 2b)

d)

nicht entsprechen, aber nicht gefährlicher sind als Silesia I von

folgender Zusammensetzung: 85 Prozent Kaliumchlorat und 15 Pro-
zent Kolophonium, und zwar:
Alkalsite (Gemenge von höchstens80 Prozent Kalium=oder Natrium-

chlorat oder 80 Prozent Kalium-, Natrium= oder Ammonium-

perchlorat mit Nitrokohlenwasserstoffen der aromatischen Reihe
und Zellulosenitraten — Gesamtmenge der organischen Nitro-

bestandteile 19 Prozent —, Kohle, Kohlenwasserstoffen oder Kohle-
hydraten, in Verbindung mit allen Salwpeterarten. Chlorat-
mischungen dürfen keine Ammoniaksalze enthalten).

Cheddit ! (Gemenge von höchstens 80 Prozent Kalium= oder

Natriumchlorat, Dinitrotoluol, Nitronaphthalin und Rizinusöl,
auch mit Zusatz von Paraffin).

Kinetit (ein durch Nitrozellulose gelatiniertes Nitrobenzol, in das
ein Gemenge von salpetersaurem und chlorsaurem Kali einge-
knetet ist).

Permonite (Gemenge von je höchstens30 bis 40 Prozent Ammoniak-
salpeter und Kaliumperchlorat unter Zusatz von Leimgelatine,
Natronsalpeter, Pflanzenmehl und höchstens 20 Prozent Trinitro-

toluol).
Silesia 1 (Gemenge von höchstens 85 Prozent Kaliumchlorat und

reinem oder nitriertem Harze, auch mit Zusatz von nitriertem
Pflanzenmehle).

Schwarzpulver (Gemenge von Kalisalpeter, Schwefel und Kohle)
in Mehlform, gekörnt oder gepreßt, ferner schwarzpulverähn-
liche Gemenge, die den Bedingungen unter Ach)nicht entsprechen,
sich aber unter dem Einfluß von Stoß, Reibung oder Entzündung
nicht gefährlicher erweisen als staubfein gemahlenes Jagdpulver
von folgender Zusammensetzung: 75 Prozent Kalisalpeter, 10 Pro-
zent Schwefel und 15 Prozent Faulbaumkohle.

e) Dynamite und dynamitähnliche Sprengstoffe aus einer zu
ihrer Herstellung berechtigten deutschen oder aus einer zum Versand
auf deutschen Bahnen besonders ermächtigten ausländischen Fabrik.
Sie dürfen nicht gefährlicher sein als Sprenggelatine oder Gur-
dynamit.
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Hierzu gehören insbesondere:

Cosilit (Gemenge von höchstens 30 Prozent Nitroglyzerin, min—
destens 40 Prozent Pflanzenmehl, Natron= oder Kalisalpeter und

Kochsalz).
Extra-Gummidynamit, Winterdynamit l und II — auch

Belgisches Winterdynamit genannt — (Gemenge von höchstens
60 Prozent Nitroglyzerin und höchstens 8 Prozent Nitrobenzol,
gelatiniert mit Kollodiumwolle, mit Zusatz von Salpeterarten,
denen auch Holzmehl und indifferente, neutrale, beständige,
färbende Stoffe beigemischt sein können).

Gelatinedynamit (Gemenge von mit Kollodiumwolle gelatiniertem
Nitroglyzerin, von Salpeter und kohlenstoffreichen Verbindungen).

Gurdynamit (Gemenge von Nitroglyzerin mit mindestens 25 Prozent
Kieselgur).

Schwergefrierbare Dynamite (Gemenge von mit Kollodium-
wolle gelatiniertem Nitroglyzerin, von Salpeter und kohlen-
stoffreichen Verbindungen, mit gänzlichem oder teilweisem Ersatze
des Nitroglyzerins durch nitrierte Chlorhydrine, durch Nitro-

benzol oder durch Dinitroglyzerin oder ähnliche Stoffe).
Sicherheits-Gallerte-Dynamite (wasserhaltiges Gemenge von

gelatiniertem Nitroglyzerin, kohlenstoffreichen Verbindungen,
anorganischen Nitraten und Alkalichloriden).

Wettersichere Gelatinedynamite mit den angefügten Ziffern 1,
II, III usw. (Gemenge von Nitroglyzerin, Salpetern, Mehlen —

auch mit Zusatz von hochmolekularen Kohlenwasserstoffen —,

Seifen, aromatischen Nitroverbindungen und stickstoffhaltigen
Kohlenstoffträgern oder neutralen Salzen (Chloriden, Oxalaten,
Sulfaten, Phosphaten oder dergleichen.).

Jördite, gelatinöse und nicht gelatinöse Kohlenfördite (Gemenge
von gelatiniertem oder nichtgelatiniertem Nitroglyzerin, Kohle-
hyhdraten, Glyzerin, Nitrokohlenwasserstoffen, anorganischen
Nitraten und Alkalichloriden).

Gesilit mit oder ohne die Ziffern I, II und III (Gemenge von

höchstens 30 Prozent durch Kollodiumwolle gelatiniertem Nitro-

glyzerin mit Salpeterarten, Kochsalz und Kohlehydraten, mit
oder ohne Zusatz von Dinitrotoluol).

Karbonite (Gemenge von höchstens 30 Prozent Nitroglyzerin mit

Salpeter, Mehl und Zusätzen wie Kaliumbichromat, Glyzerin-Gela-
tine, höchstens 0,7 Prozent Kollodiumwolle und ähnlichen Stoffen).

Nobelit (Gemenge von gelatiniertem Nitroglyzerin, kohlenstoffreichen
Verbindungen, anorganischen Nitraten und Alkalichloriden).

Salite und Wittenberger Wetterdynamite (Gemenge von

Nitroglyzerin — auch mit Zusatz von Kollodiumwolle —,

Salpetern — mit oder ohne aromatische Nitroverbindungen —,

Mehlen, stickstoffhaltigen Kohlenstoffträgern (Melassegummi
oder dergleichen) und neutralen Salzen (Chloriden, Karbonaten,
Oxalaten, Azetaten oder dergleichen)).

Sprenggelatine (ein mit mindestens 7 Prozent Kollodiumwolle

gelatiniertes Nitroglyzerin).
Tremonit, auch Tremonit 8 mit oder ohne die angefügten

Ziffern I, II, III (Gemenge von durch Kollodiumwolle gelatiniertem
Dinitroglyzerin mit Salpeter [Ammoniaksalpeter, Barytsalpeter,
Kalisalpeter, Natronsalpeter! und Pflanzenmehlen, auch mit

Zusatz von festen Kohlenwasserstoffen, Alkalioxalaten, Alkali-

chromaten, Chlorammonium, Chlorkalium, Chlornatrium, Blut-

laugensalz).
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fl) Nicht handhabungssichere (d. h. den Bedingungen der
1. Gruppe a) nicht entsprechende) Ammoniaksalpeterspreng-
stoffe, soweit sie in keiner Beziehung gefährlicher sind als Gela-

tinedyonamit. Sie dürfen keine Chlorate enthalten und müssen
aus einer zu ihrer Herstellung berechtigten deutschenoder aus einer

zum Versand auf deutschen Bahnen besonders ermächtigten aus-

ländischen Fabrik herstammen.
Hierzu gehört insbesondere:

Lignosit II (Gemenge von Ammoniaksalpeter, von Kalisalpeter,
von höchstens 10 Prozent Kollodiumwolle, von Bauxit oder Al-

kalichloriden oder anderen neutralen, beständigen Alkalisalzen).
g) Proben anderer, neuer Sprengstoffe bis zum Gewichte von

15 kg, bei Aufgabe an amtlich anerkannte Prüfungsstellen zur

Untersuchung, soweit sie nicht gefährlicher sind als Sprenggelatine
oder Gurdynamit (vergleiche jedoch Seite 55, Eingang der Be-

förderungsvorschristen).
Die näheren Bestimmungen über das Verfahren bei Prü-

fung der Sprengstoffe trifft das Reichs-Eisenbahnamt.

B. Schießmittel.
1. Gruppe. Schießmittel, die in unbeschränkten Mengen als Stückgut befördert

werden dürfen, und zwar:
Rauchschwache gelatinierte Nitrozellulosepulver und nitroglyzerin-

haltige Nitrozellulosepulver — auch in Form von Kartuschen —,

soweit sie nachstehen denAnforderungen entsprechen:
(1) Die verwendete Nitrozellulose muß von bester Beschaffenheit

sein und folgenden Stabilitätsbedingungen?) genügen:
a) Die Abspaltung von Stickoxyd während einer zwei-

stündigen Erhitzung auf 132° darf für 1 g Nitrozellulose
nicht mehr als 3 ccm betragen;

b) die Verpuffungstemperatur der Nitrozellulose muß über
180 % liegen.

(2) Das verwendete Nitroglyzerin muß von bester Beschaffenheit,
insbesondere völlig säurefrei sein.

(3) Das fertige Pulver muß gelatiniert sein und folgenden
Anforderungen entsprechen:

a) Nitrozellulosepulber müssen eine Verpuffungstemperatur
von mindestens 170°5 haben und bei der Stabilitätsprüfung
mindestens 1 Stunde auf 132° erhitzt werden können
ohne deutlich erkennbare gelbrote Dämpfe abzuspalten;

b) Nitroglyzerinhaltige Nitrozellulosepulver müssen eine Ver-

puffungstemperatur von mindestens 160° haben und bei
der Stabilitätsprüfung mindestens 1½ Stunden auf 120°

erhitzt werden können, ohne deutlich erkennbare gelbrote
Dämpfe abzuspalten.

(4) Nitrozellulosepulver und nitroglyzerinhaltige Nitrozellulose-
pulver dürfen bei der Trauzlschen Bleiblockprobe im Vergleiche mit einem

nitroglyzerinhaltigen Nitrozellulose-Würfelpulver von 2 mm Seiten-

länge (aus 60 Prozent Nitrozellulose [12 Prozent Stickstoffgehalt!
und 40 Prozent Nitroglyzerin bestehend) eine höchstens 10 Prozent
stärkere Ausbauchung ergeben als dieses.

(5) Die näheren Bestimmungen über das Verfahren bei

Prüfung der Pulver und ihrer Ausgangsstoffe trifft das
Reichs-Eisenbahnamt.

*) Die Vorschriften unter a) und b) gelten nicht für die vor dem
23. Juni 1906 hergestellten Pulver.
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2. Gruppe. Schießmittel, die nur in Wagenladungen befördert werden dürfen
(vergleiche aber die Beförderungsvorschriften unter B. Abs. (2)), und zwar:

Rauchschwache gelatinierte Nitrozellulosepulver und nitroglyzerin-

1. Gruppe der

Sprengmittel.

haltige Nitrozellulosepulver, die den Anforderungen für die

Pulver der 1. Gruppe nicht entsprechen.
Rauchschwache nicht gelatinierte Nitrozellulosepulver (sogenannte

Mischpulver).
Schwarzpulver (gepreßt oder gekörnt) und ähnliche für Schießzwecke

geeignete Pulver.
Gut durchgelatinierte Pulverfäden und daraus hergestellte Fabrikate.

1.

C. Andere explosionsfähige Stoffe.
(1) Explosionsfähige, nicht selbstentzündliche chemische

Produkte, die nicht unter A und B aufgeführt sind, müssen
in trockenem Zustand einer Prüfung auf Schlagempfindlichkeit und
Feuergefährlichkeit unterworfen worden sein, und sich dabei nicht ge-
fährlicher erwiesen haben als die zum Vergleiche herangezogenegepul-
verte reine Pikrinsäure (Erstarrungspunkt nicht unter 1205).

(2) Die näheren Bestimmungen über das Verfahren bei

dieser Prüfung trifft das Reichs-Eisenbahnamt.
(83)Mechanische Gemenge explosiver Natur sind nicht zu diesen

Stoffen zu rechnen.

Beförderungsvorschriften.

Zur Untersuchung durch amtlich anerkannte Prüfungsstellen
können als Stückgut befördert werden Proben neuer Spreng-
stoffe, die nicht gefährlicher sind als der Vergleichs-Donarit (sieheAbt. A.
1. Gruppe a)), in kleinen Mengen (bis zu 5 kg), wenn sie patroniert
sind. Die Patronen müssen durch festes Papier zu Paketen bis zum

Gewichte von 2½ kg vereinigt, und in eine starke, haltbare Holzkiste
und diese wieder in eine hölzerne Überkiste verpackt sein. Der

Zwischenraum zwischen den Wandungen beider Kisten muß mindestens
5 cm betragen und mit Kieselgur oder Sägemehl ausgefüllt sein.
Die Überkistemuß die deutliche haltbare Aufschrift „Sprengstoff-
proben. 1. Gruppe.“ tragen. Dem Frachtbriefe muß die Bescheinigung
eines von der Eisenbahn anerkannten Chemikers beigefügt werden, daß
Art und Verpackung der Sendung diesen Vorschriften entspricht.

Für die Beförderung der unter A, B und C aufgeführten
Sprengstoffe gelten folgende Vorschriften:

A.

Verpackung.
Ammoniaksalpetersprengstoffe a).

(1) Die Sprengstoffe müssen patroniert sein. Die Patronen
sind in luftdicht verschlosseneBlechbüchsen und diese in haltbare Holz-
behälter fest zu verpacken.

(2) Mit Paraffin oder Zeresin getränkte Patronen können auch
durch eine feste Umhüllung von Papier zu Paketen vereinigt werden.

Auch nicht getränkte Patronen bis zum Gesamtgewichte von 2½ kg
dürfen zu Paketen vereinigt werden, wenn diese durch einen Uberzug
von Zeresin oder Harz völlig von der Luft abgeschlossensind. Die

Pakete sind in starke, dichte, sicher verschlosseneHolzbehälter fest zu

verpacken.
(8) Der Inhalt eines Behälters darf höchstens 50 kg betragen.
(4) Die Behälter müssen die deutliche Aufschrift „Ammoniak-=

salpetersprengstoff (Name). 1. Gruppe.“ tragen.
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2. Gruppe der 1.

Sprengmittel.

Organische Nitrokörper und Gemenge aus solchen b).
(1) Die Stoffe müssen in starke, dichte, sicher verschlosseneHolz-

behälter fest verpackt sein. Statt der Holzbehälter können auch so-
genannte amerikanischePappefässer verwendet werden.

(2) Die Behälter müssen die deutliche Aufschrift „Nitrokörper.
1. Gruppe.“ tragen. Zur Verpackung von wasserlöslichen Nitrokörpern
darf kein Blei verwendet werden.

Nitrozellulose (Schießbaumwolle, Kollodiumwolle) c). Nitrozellu-
lose in Flockenform und ungepreßt mit mindestens 25 Prozent Wasser-
oder Alkoholgehalt (a)) und gepreßte Nitrozellulose mit mindestens 15

Prozent Wassergehalt (8)) müssenwasser= beziehungsweisealkoholdicht in

starke, dichte, sicher verschlosseneHolzbehälter fest verpackt sein. Statt
der Holzbehälter können auch sogenannte amerikanische Pappefässer
verwendet werden. Die Behälter müssen die deutliche Aufschrift
„Nasse Nitrozellulose. 1. Gruppe." tragen.

Schwarzpulverähnliche, handhabungssichere Sprengstoffec.).
(1) Die Stoffe müssenwie die Ammoniaksalpetersprengstoffea) ver-

packt sein. Für Praeposit ist an Stelle der Verpackung in Patronen
auch die Verpackung in Büchsen aus Weißblech mit dicht schließendem
Deckel zugelassen. Jede Büchse darf höchstens 5 kg Praeposit enthalten
und ist in kräftiges Packpapier völlig einzuwickeln. Höchstens 3 Büchsen
sind in einen starken, dichten, sicher verschlossenenHolzbehälter so ein-

zusetzen, daß die Deckel der Büchsen durch den Behälter in ihrer Lage
durchaus festgehalten werden. Ferner sind bei Praeposit an Stelle der
mit Paraffin oder Zeresin getränkten Patronenhüllen (vergleiche Ziffer 1
Abs. (2)) dichte Hüllen aus Pergamentpapier zugelassen.

(2) Die Aufschrift auf den Packgefäßen hat zu lauten: „Schwarz-=
pulverähnliche handhabungssichere Sprengstoffe (Name). 1. Gruppe.“
Nasse organische Nitrokörper a).

(1) Die mit Wasser angefeuchteten Nitrokörper sind in haltbare
Holzbehälter mit Zinkblecheinsatz, die zwischen Deckel und oberem Rande
eine Gummidichtung besitzen,zu verpacken.

(2) Der Inhalt eines Behälters darf höchstens 25 kg betragen.
(3) Die Behälter müssen die deutliche, gedruckte oder schablonierte

Aufschrift „Nasse Nitrokörper. 2. Gruppe.“ tragen.
Chlorat= und Perchloratsprengstoffe b).

(1) Die Stoffe müssen patroniert sein. Die Patronen müssen mit

Paraffin oder Zeresin überzogen oder in paraffiniertes oder zeresiniertes
Papier eingeschlagen und durch eine feste Umhüllung von Papier zu

Paketen bis 2½ kg Gewicht vereinigt sein. Die Pakete müssen in

starke, dichte, sicher verschlosseneHolzbehälter fest verpackt sein. In
dem Behälter etwa leer bleibende Räume müssen mit geeigneten Ver-

packungsstoffen derart ausgefüllt sein, daß sichdie Pakete nicht bewegen
können. Zum Zusammenfügen der Wände der Behälter verwendete

eiserne Nägel müssen verzinkt sein.
(2) Der Inhalt eines Behälters darf höchstens 25 kg betragen.
(3) Die Behälter müssen eine den Inhalt deutlich kennzeichnende

Aufschrift „Chloratsprengstoff (Name).“ oder „Perchloratsprengstoff
(Name).“ „2. Gruppe."“ tragen.

A. Nitrierte Chlorhydrine „) sind in starke, dicht verschlosseneMetall=
gefäße zu verpacken, die nur bis zu 9/6 ihres Fassungsraums gefüllt
sein und nicht mehr als 25 kg nitrierte Chlorhydrine enthalten
dürfen. Jedes Gefäß ist einzeln in einen starken Holzbehälter mit Säge-
mehl so einzusetzen, daß es überall von einer mindestens 10 cm

starken Schicht des Verpackungsstoffs umgeben ist. Die Ausschrift des

Holzbehälters hat zu lauten: „Nitriertes Chlorhydrin. 2. Gruppe.“
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Sprengmittel.

Triplastit d) muß in starke, dichte, sicher verschlosseneHolzbehälter
fest verpackt sein. Statt der Holzbehälter können auch sogenannte
amerikanische Pappefässer verwendet werden. Der Inhalt des Be—
hälters darf höchstens 25 kg betragen. Die Behälter müssen die deut—

liche, haltbare Aufschrift tragen: „Sprengstoff Triplastit. 2. Gruppe.“

Organische Nitrökörper und Gemenge von solchen a).
Verpackung wie bei den organischen Nitrokörpern der 1. Gruppe

b). Die Aufschrift auf den Gefäßen hat zu lauten: „Nitrokörper.
3. Gruppe.“

Schießbaumwolle und Kollodiumwolle b).
(1) Die Stoffe müssen wasserdicht in haltbare Holzbehälter, die

keine eisernen Reifen oder Bänder haben, so fest verpackt sein, daß
der Inhalt sich nicht reiben kann. Außer den Holzbehältern sind auch
sogenannte amerikanische Pappefässer zulässig. Die Behälter dürfen
nicht mit eisernen Nägeln verschlossensein.

(2) Mit Paraffin überzogene Patronen mit oder ohne Zusatz von

30 bis 50 Prozent Kali= oder Barytsalpeter sind vor dem Einlegen in
die Behälter dürch festes Umschlagpapier zu Paketen zu vereinigen.

(3) Die Behälter müssen die deutliche Aufschrift „Nitrozellulose.
3. Gruppe.“ tragen.

. Chlorat= und Perchloratsprengstoffe O).
(1) Die Stoffe müssen patroniert sein. Die Patronen müssen

mit Paraffin oder Zeresin überzogen oder in paraffiniertes oder

zeresiniertes Papier eingeschlagenund durch eine feste Umhüllung von

Papier zu Paketen bis 2½ kg Gewicht vereinigt sein. Die Pakete
müssen in starke, dichte, sicher verschlossene Holzbehälter fest verpackt
sein. In dem Behälter etwa leer bleibende Räume müssen mit geeig-
neten Verpackungsstoffen derart ausgefüllt sein, daß sich die Pakete
nicht bewegen können. Zum Zusammenfügen der Wände der Behälter
verwendete eiserne Nägel müssen verzinkt sein.

(2) Der Inhalt eines Behälters darf höchstens 25 kg betragen.
(3) Die Behälter müssen eine den Inhalt deutlich kennzeichnende

Aufschrift „Chloratsprengstoffe (Name).“ oder „Perchloratsprengstoffe
(Name).“ „3. Gruppe."“ tragen.

Schwarzpulver und schwarzpulverähnliche Sprengstoffe ch.
(1) Die Stoffe müssen in haltbare, dichte, sicher verschlossene

Holzbehälter fest verpackt sein, die das Verstreuen oder Verstauben des

Inhalts sicher verhindern. Auch sogenannte amerikanische Pappefässer
sind zulässig. Die Behälter dürfen keine eisernen Nägel, Schrauben
oder sonstigen eisernen Befestigungsmittel (Reifen, Bänder oder der-

gleichen) haben. Auch metallene Packgefäße (mit Ausnahme von

eisernen) sind zulässig, wenn ihr Verschluß zwar völlig dicht ist, jedoch
im Falle eines Brandes dem Drucke der sich im Innern entwickelnden

Pulvergase nachgeben kann.

(2) Vor der Verpackung in Holzbehälter muß loses Kornpulver
in dichte, haltbare Säcke, Mehlpulver in Lederbeutel geschüttet werden.

(3) Das Rohgewicht eines Behälters darf höchstens 90 kg be-

tragen.

(4) Die Behälter müssen die deutliche, gedruckteoder schablonierte
Aufschrift „Sprengpulver. 3. Gruppe." tragen.

Dynamite und dynamitähnliche Sprengstoffe e), nicht hand-
habungssichere Ammoniaksalpetersprengstoffe t) und Spreng-
stoffproben g).

5
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(1) Die Sprengstoffe müssen patroniert sein. Die Patronen, zu
deren Hülsen kein gefettetes oder geöltes (wohl aber paraffiniertes)
Papier verwendet sein darf, müssen durch festes Umschlagpapier zu

Paketen vereinigt sein; in den Paketen müssen sie mit Wellpappe so
eingepackt sein, daß sie schichtweise in ihrer Lage festgehalten werden.
Die Pakete sind in starke, dichte, sicher verschlosseneHolzbehälter, die
keine eisernen Reifen oder Bänder haben, so fest einzusetzen, daß sie
sich nicht verschieben können.

(2) Die Behälter müssen an zwei gegenüberliegenden Stirnseiten
mit zuverlässigen Handgriffen oder Handleisten versehen sein; bei

Fässern und Tonnen sind Handgriffe nicht erforderlich, wenn durch
tief eingelassene Böden und Deckel eine feste Handhabe gegeben ist.

(3) Auf die zur Ausfuhr in das Ausland bestimmten Sendungen
von Stoffen unter e) finden die Vorschriften im Abs. (1) wegen der

Benutzung von Wellpappe sowie der Abs. (2) keine Anwendung.
(4) Das Rohgewicht der Behälter mit Stoffen unter e) darf

höchstens 35 kg betragen.
(5) Die Behälter müssen die deutliche, gedruckteoder schablonierte

Aufschrift „Dynamitpatronen usw. 3. Gruppe.“ sowie die Bezeichnung
des Ursprungsorts (Fabrikmarke) tragen.

a) Für die 1. und 2. Gruppe gemeinsam.
Die Schießmittel — auch in Form von Kartuschen — müssen

fest in haltbare Holzbehälter verpackt sein, deren Fugen so gedichtet
sind, daß kein Ausstreuen stattfinden kann. Auch sogenannte amerika-

nische Pappefässer sind zulässig. Die Behälter dürfen keine eisernen
Nägel, Schrauben oder sonstigen eisernen Befestigungsmittel (Reifen,
Bänder oder dergleichen) haben. Metallene Packgefäße(mit Ausnahme
von eisernen) sind zulässig, wenn sie völlig dicht und nachgiebig genug

sind, um die Entstehung eines eine Detonation bedingenden Innen-
drucks zu verhindern.

b) Für die 1. Gruppe.
Die Holzbehälter und metallenen Gefäße müssendie deutliche und

haltbare Aufschrift „Rauchschwaches Pulver. 1. Gruppe.“ tragen.

c) Für die 2. Gruppe.

(1) Loses Kornpulver muß vor der Verpackung in Tonnen oder

Kisten in haltbare, dichte Säcke geschüttet sein. Zum Verpacken von

prismatischem Pulver in einzelnen Stücken sind starke, dichte, sicher
verschlosseneHolzbehälter zu verwenden. Die Wände der Behälter
müssen gezinkt, Boden und Deckel müssen durch verleimte hölzerne
Nägel oder durch Messingschraubengut befestigt sein. Innerhalb des

Behälters müssen sich zur Festlegung der Pulverprismen zwei Platten
von Filz oder einem ähnlichen elastischen Stoffe, die eine an einer

Kopfwand, die andere unter dem Deckel befinden.
(2) Das Rohgewicht eines Behälters darf höchstens 90 kg be-

tragen.
(3) Die Behälter müssen die deutliche, gedruckte oder schablonierte

Aufschrift „Schießpulver. 2. Gruppe.“ tragen.

d) Ausnahmen von den Vorschriften unter a) und c) für
Schießmittel der 2. Gruppe und für gut durchgelatinierte
Pulverfäden sowie für daraus hergestellte Fabrikate in

Frachtstücken von höchstens 200 kg Gewicht.

(1) Die Stoffe müssen in dichte Beutel gefüllt sein, die das Ver-

stauben und Ausstreuen verhindern. Die Beutel müssen in Metall-
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hülsen verpackt sein, deren Verschluß zwar völlig dicht ist, jedoch im

Falle eines Brandes dem Drucke der sich im Innern entwickelnden

Pulvergase nachgeben kann. Das Schießmittel in jedem Beutel darf
höchstens 1 kg, die damit beschickte Hülse höchstens 1,5 kg wiegen.
Gut durchgelatinierte Pulverfäden und daraus hergestellte Fabrikate
werden ohne Metallhülsen befördert, auch kann der dichteBeutel weg-
fallen, wenn die zur Verpackung verwendeten Holzbehälter (vergleiche
Abs. (2)) einen Zinkblecheinsatz haben.

(2) Die Metallhülsen mit Schießmitteln oder die staubsicheren
Beutel mit Pulverfäden oder daraus hergestellten Fabrikaten müssen
in haltbare Holzbehälter verpackt sein. Leerer Raum muß mit geeig-
neten trockenen Verpackungsstoffen so fest ausgefüllt werden, daß jedes.
Schlottern während der Beförderung ausgeschlossenist.

(3) In einem Behälter dürfen weder verschiedenartige Schieß-
mittel, noch Schießmittel mit anderen explosionsfähigen Stoffen zu-

sammengepacktsein.
(4) Die Behälter dürfen nur dann durch eiserne Nägel verschlossen

sein, wenn diese gut verzinkt sind. Die Behälter müssen eine den In-
halt deutlich kennzeichnendeAufschrift tragen. Außerdem sind sie mit

einem Plombenverschluß oder mit einem auf zwei Schraubenköpfen des

Deckels angebrachten Siegel (Abdruck der Marke) oder mit einem über

Deckel und Wände geklebten, die Schutzmarke enthaltenden Zeichen zu

versehen.
(1) Zur Verpackung der explosionsfähigen Stoffe in Abt. C

sind haltbare, dichte, sicher verschlosseneBehälter zu verwenden, die das

Verstreuen, Verstauben oder Auslaufen des Inhalts sicher verhindern.
(2) Die Behälter müssen die deutliche, haltbare Aufschrift tragen:

„Explosionsfähige, nicht selbstentzündliche chemischeProdukte.“
B.

Aufgabe.
(1) Als Eilgut dürfen nicht aufgegeben werden: Sprengmittel

der 2. und der 3. Gruppe sowie Schießmittel der 2. Gruppe.
(2) Die Sprengmittel der 2. Gruppe sowie die nach der

Vorschrift unter A. d) verpackten Schießmittel der 2. Gruppe
werden nur in Mengen bis zu 200 kg als Stückgut angenommen.

(3) Für die Sprengmittel der 2. Gruppe in Mengen
über 200 kg, für die Sprengmittel der 3. Gruppe und für die

Schießmittel der 2. Gruppe, die nicht nach der Vorschrift
unter A. d) verpackt sind, ist noch folgendes zu beachten:

a) Diese Stoffe dürfen nicht nach Stationen und Bahnstrecken
aufgegeben werden, wo ihre Beförderung verboten ist.

b) Die Annahme kann, wenn die Sendung nicht mit Sonder-

zügen befördert wird, von vornherein auf bestimmte Tage
und Züge beschränkt werden. Die Bestimmung der Tage
und Züge unterliegt der Genehmigung der Landesaussichts-
behörde.

c) Die Frachtgebühren sind bei der Aufgabe zu entrichten.
Mit Nachnahme belastete Sendungen sind ausgeschlossen.
Die Angabe des Interesses an der Lieferung ist unzulässig.

d) Jede Sendung muß — vorbehaltlich besonderer Verein—

barungen mit der Eisenbahn im Einzelfalle — mindestens
1 Tag vor der Aufgabe unter Vorlegung einer genauen und

vollständigen Abschrift des Frachtbriefs bei der Abferti-
gungsstelle angemeldet werden. Die Sendung darf nur

zu der von der Abfertigungsstelle schriftlich bestimmten.

Tageszeit aufgeliefert werden.

57
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e) Sendungen in Sonderzügen sind der Aufgabebahn min—

destens 8 Tage vor der Aufgabe unter Bezeichnung der

Bestimmungsstation anzumelden.

C.

Bescheinigungen. Frachtbriefe.

(1) Bei den Sprengmitteln der 1. Gruppe und bei den
in Mengen bis zu 200 kg aufgelieferten Sprengmitteln
der 2. Gruppe muß jede Sendung von einer Bescheinigung eines
von der Eisenbahn anerkannten Chemikers begleitet sein, daß der

Sprengstoff den Bestimmungen unter Ia. der Anl. C zur Eisenbahn-
Verkehrsordnung entsprechendzusammengesetztist und die dort vorge-
schriebenePrüfung bestanden hat. Außerdem muß auf dem Fracht-
briefe vom Absender bescheinigt sein, daß die Verpackung des

Sprengstoffs diesen Vorschriften entspricht. Bei nitrierten Chlor-
hydrinen ist nur die letztere Bescheinigung erforderlich.

(2) Bei den Nitrokörpern der 1. und 3. Sprengmittel-
gruppe muß im Frachtbrief angegeben sein, ob sie in Wasser lös-

lich sind.

(3) Für die Sprengmittel der 2. Gruppe in Mengen über
200 kg und für die Sprengmittel der 3. Gruppe ist folgendes zu

beachten:

a) Die Frachtbriefe dürfen keine anderen Gegenstände um-

fassen. Die darin enthaltene Bezeichnung des Sprengstoffs
ist mit roter Tinte zu unterstreichen. Die Frachtbriefe
müssen außer Anzahl, Gattung, Zeichen und Nummer der

Behälter auch das Rohgewicht jedes einzelnen Behälters
enthalten; für Nitrozellulose sind siebesonders auszufertigen.

b) Auf dem Frachtbriese muß vom Absender bescheinigt sein,
daß Beschaffenheit und Verpackung der Sprengstoffe den

Vorschriften unter la. der Anlage C zur Eisenbahn-Ver-
kehrsordnung entspricht. Außerdem muß jeder Sendung von

Patronen aus Dynamit oder aus den übrigen in der 3. Gruppe
unter e), f) und g) aufgeführten Stoffen ein vom Fabri-
kanten ausgestelltes, amtlich beglaubigtes Ursprungszeugnis
und die Bescheinigung eines von der Eisenbahn anerkannten

Chemikers über ordnungsmäßige Beschaffenheit und Ver-

packung beigegebensein.

(4) Bei den Schießmitteln der 1. Gruppe muß auf dem

Frachtbriefe von einem von der Eisenbahn anerkannten Chemiker be-

scheinigt sein, daß die Pulver den für sie gestellten Anforderungen ent-

sprechen. Bei der Weiterbeförderung von Teilsendungen durch andere

Absender als die herstellenden Fabriken kann von der Bescheinigung
eines von der Eisenbahn anerkannten Chemikers abgesehen werden,
wenn der Absender auf dem Frachtbrief erklärt, daß das Pulver oder
die damit gefüllten Kartuschen einer geprüften und bescheinigten Liefe-
rung entstammen. Auf Erfordern ist dies glaubhaft nachzuweisen
(vergleiche auch Abs. (6)).

(5) Für die Schießmittel der 2. Gruppe gelten die Vor-

schriften für die Sprengmittel der 3. Gruppe im Abs. (3) (vergleiche
auch Abs. (6)).

(6) Bei Versendung von Schießmitteln der 2. Gruppe in

Metallhülsen sowie von Pulverfäden und daraus herge-
stellten Fabrikaten in Mengen bis zu 200 kg, die nach der Vor-

schrift unter A. d) verpackt sind, ist folgendes zu beachten:
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a) Jedem Behälter muß ein besonderer Frachtbrief beigegeben
sein, der keine anderen Gegenständeumfaßt.

b) Der Absender hat im Frachtbrief eine von ihm unter-

zeichnete Erklärung abzugeben, worin auch das Zeichen der
Plombe, des Siegels, der Siegelmarke oder der Schutz-
marke angegeben ist. Die Erklärung hat zu lauten:

„Der Unterzeichnete erklärt, daß die zu diesem.
Frachtbriefe gehörige, mit dem Zeichen ver-

schlosseneSendung in Beschaffenheit und Verpackung
den in der Anlage C zur Eisenbahn-Verkehrsordnung.
unter la. getroffenen Bestimmungen entspricht.“

(7) Bei den explosionsfähigen Stoffen unter Abt. C muß
auf dem Frachtbriefe durch einen von der Eisenbahn anerkannten

Chemiker bescheinigt sein, daß die Stoffe nach den Vorschriften unter
Ia. der Anlage C zur Eisenbahn-Verkehrsordnung geprüft sind und den

gestellten Anforderungen entsprochen haben.

D.

Beförderungsmittel.

(1) Zur Beförderung aller Sprengstoffe müssen bedeckte

Güterwagen verwendet werden.

(2) Mit Blei ausgekleidete oder mit Blei bedeckte Wagen dürfen
zur Beförderung von wasserlöslichen Nitrokörpern (1. und 3. Gruppe
der Sprengmittel) nicht verwendet werden (vergleiche C. Abs. (2)).

(3) Für die Sprengmittel der 2. Gruppe in Mengen
über 200 kg, für dieSprengmittel der 3. Gruppe und für die

Schießmittel der 2. Gruppe, die nicht nach A. d) verpackt sind,
gilt folgendes:

a) Nur Wagen mit federnden Stoß= und Zugvorrichtungen,
fester sicherer Bedachung, dichter Verschalung und gut
schließenden Türen, möglichst ohne Bremsvorrichtung,
dürfen verwendet werden.

b) Wagen, in deren Innerm eiserne Nägel, Schrauben,
Muttern oder dergleichen hervorstehen, dürfen nicht ver-

wendet werden.

c) Wagentüren und Fenster sind verschlossen zu halten und zu

dichten. Papier darf hierzu nicht verwendet werden.

d) Wagen, deren Achslager kürzlich erneuert worden oder die

demnächst zur Untersuchung in der Werkstätte bestimmt
sind, dürfen nicht verwendet werden.

e) Die Sendungen müssen von der Aufgabe= bis zur Be-

stimmungsstation in demselben Wagen befördert und dürfen
unterwegs nur bei unabweislicher Notwendigkeit umge-

laden werden.

f) Die beladenen Wagen müssen oben auf der Vorder= und-

Hinterwand oder an den beiden Längsseiten deutlich sicht-
bare viereckige schwarze Flaggen mit einem weißen „P“
tragen.

E.

Verladung.

(1) Spreng= und Schießmittel sowie explosionsfähige-
Stoffe der Abt. C dürfen nicht mit sprengkräftigen Zündungen
(Ib. Ziffer 4) zusammen in denselben Wagen verladen werden. Jedoch
ist die Zusammenladung handhabungssicherer Ammoniaksalpeterspreng-
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stoffe ((a. A. 1. Gruppe a)) mit Sprengkapseln (Ib. Ziffer 4 a)) zu-

lässig, wenn diese nach den Vorschriften unter Ib. zu 4 Abs. (s) ch) und

Abs. (5) a) verpackt sind.
(2) Mit wasserlöslichen Nitrokörpern der 1. und

3. Gruppe der Sprengmittel darf Blei nicht in denselben Wagen
verladen werden (vergleiche C. Abs. (2)).

(3) Chlorat= und Perchloratsprengstoffe dürfen nicht mit

Schwefel-, Salz= oder Salpetersäure zusammen in denselben Wagen
verladen werden.

(4) Kleinere Sendungen von Sprengmitteln der 2. Gruppe
dürfen nur in Mengen bis insgesamt 200 kg in denselben Wagen
verladen werden. Die Annahme zur Beförderung kann demgemäß
beschränkt werden.

(5) Für das Verladen der Sprengmittel der 2. Gruppe in

Mengen über 200 kg und der Sprengmittel der 3. Gruppe
ist noch folgendes zu beachten:

a) Die Behälter müssen in den Eisenbahnwagen so fest lagern,
daß sie gegen Scheuern, Rütteln, Stoßen, Umkanten und

Herabfallen aus oberen Lagen gesichertsind. Insbesondere
dürfen Tonnen nicht aufrecht gestellt, sie müssen vielmehr
gelegt, gleichlaufend mit den Längsseiten des Wagens ver-

laden und durch Holzunterlagen unter Haardecken gegen

jede rollende Bewegung gesichert werden.

b) Die Wagen dürfen nur bis zu zwei Dritteln ihres Lade-

gewichts beladen werden.

c) Es dürfen nur Mengen bis zu 1000 kg mit anderen Gütern

zusammen verladen werden, vorausgesetzt, daß letztere nicht
leicht entzündlich sind und nicht früher als die Spreng-
mittel ausgeladen werden.

d) Die Sprengmittel dürfen nicht von den Güterböden oder

Gütersteigen aus, sondern müssen auf möglichst abgelegenen
Seitensträngen und tunlichst kurz vor Abgang des Zuges,
mit dem sie befördert werden sollen, verladen werden. Das
Verladen hat der Absender unter sachverständiger Aussicht
zu besorgen. Die besonderen Ladegeräte und Warnungs-
zeichen (Decken, Flaggen oder dergleichen) sind vom Ab-

sender herzugeben und werden dem Empfänger mit dem
Gute ausgeliefert.

e) Unberufene sind von dem Verladungsplatze fernzuhalten
und dieser ist, wenn ausnahmsweise bei Dunkelheit verladen

wird, mit fest= und hochstehendenLaternen zu erleuchten,
die aber nicht mit Petroleum gespeistsein dürfen.

f) Beim Verladen, insbesondere von Patronen aus Dynamit,
sind Erschütterungen sorgfältig zu vermeiden; insbesondere
dürfen die Behälter nicht gerollt oder geworfen werden.

(6) Schießmittel der 2. Gruppe sowie gut durchgelati-
nierte Pulverfäden und daraus hergestellte Fabrikate, nach der

Vorschrift unter A. d) verpackt, dürfen nur in Mengen bis zu
200 kg Rohgewicht in einen Eisenbahnwagen zusammen verladen,
andere Sprengstoffe dürfen nicht beigeladen werden. Die Annahme
zur Beförderung kann demgemäß beschränkt werden.

(7) Für das Verladen von Schießmitteln der 2. Gruppe,
die nicht nach A. d) verpackt sind, gelten die Vorschriften des Abs. (5).

Für die Sprengmittel der 2. Gruppe in Mengen über 200 kg und für die

Sprengmittel der 3. Gruppe sowie für Schießmittel der 2. Gruppe, die nichr nach
der Vorschrift unter A. d) verpackt sind, ist noch folgendes zu beachten:
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F.

Vorsichtsmaßregeln in den Bahnhöfen und während der
Fahrt.

(1) Weder beim Verladen noch während der Beförderung darf
in oder an den Wagen geraucht oder Feuer oder offenes Licht gehalten
werden.

(2) Vorüberfahrende Lokomotiven haben — tunlichst auch beim

Begegnen auf freier Strecke — Feuertür und Aschenklappengeschlossen
zu halten, auch darf das Blaserohr nicht verengt sein. Während der

Vorüberfahrt muß die Verladung unterbrochen, die Wagentüren müssen
verschlossen und der noch unverladene Teil der Sendung muß mit
einer Decke feuersicher geschütztsein.

(3) Beladene Wagen müssen von ihrer Lokomotive mindestens
durch vier andere, nicht mit feuergefährlichen Stoffen beladene Wagen
getrennt sein. Im Sinne dieser und der Bestimmung unter G. Abs. (3)
sind Steinkohlen, Braunkohlen, Koks und Holz nicht feuergefährlich.

(4) Wagen mit Sprengstoffen dürfen niemals abgestoßen werden,
sind auch zum Verkuppeln mit größter Vorsicht anzuschieben.

(5) Bei längerem Halten auf Unterwegsstationen sind die Wagen
in möglichst abgelegene Nebengleise zu fahren. Dauert der Aufenthalt
voraussichtlich länger als 1 Stunde, so ist der Ortspolizeibehörde An-

zeige zu machen.
G.

Bestimmung der Züge und Einstellung der mit Sprengstoffen
beladenen Wagen in die Züge.

(1) Sprengstoffe dürfen niemals mit Personenzügen, mit ge-
mischten Zügen nur da befördert werden, wo keine Güterzüge fahren.

(2) Güterzügen und gemischten Zügen dürfen nicht mehr als 8

mit Sprengmitteln der 2. Gruppe in Mengen über 200 kg, mit

Sprengmitteln der 3. Gruppe oder mit Schießmitteln der 2. Gruppe
beladene Achsen beigegeben werden. Größere Mengen dürfen nur in

Sonderzügen befördert werden.

(3) Die Wagen mit solchen Stoffen sind in die Züge möglichst
entfernt von der Lokomotive, jedoch so einzureihen, daß ihnen noch
drei Wagen folgen, die nicht mit leicht feuerfangenden Stoffen beladen

sind. Mindestens vier solcher Wagen müssen den mit Sprengstoffen
beladenen Wagen vorangehen. Diese sind unter sich und mit den vor-

angehenden und nachfolgendenWagen fest zu verkuppeln; die gehörige
Verbindung ist auf jeder Zwischenstation, wo der Aufenthalt es gestattet,
sorgfältig zu prüfen. Vor und nach Wagen, worin loses Pulver in

Mengen von höchstens 15 kg Rohgewicht oder andere Sprengstoffe in

Mengen von höchstens 35 kg Rohgewicht verladen sind, ist die Ein-

stellung besonderer Schutzwagen nicht erforderlich.
(4) Weder an den mit Sprengstoffen beladenen, noch, wenn die

Beförderung mit den gewöhnlichen Zügen erfolgt, an dem nächsten
hinter und vor ihnen laufenden Wagen dürfen die Bremsen besetzt
werden. Dagegen muß der am Schlusse des Zuges befindliche Wagen
eine bediente Bremse haben.

H.

Begleitung der Sprengstoff-Sendungen.
Bei Aufgabe mehrerer Wagenladungen ist der Absender verpflichtet,

zur Bewachung der Ladung besondere Begleitung beizugeben. Die

Begleiter dürfen während der Fahrt ihren Platz weder in, noch auf
den beladenen Wagen nehmen.



Benachrichtigung der Unterwegsstationen und der an der

Beförderung beteiligten Verwaltungen.

(1) Sämtliche auf der Fahrt zu berührenden Stationen und das

Personal der Züge, mit denen unterwegs gekreuzt wird oder die über—

holt werden, sind von Abgang und Ankunft der Sendungen rechtzeitig
zu benachrichtigen, damit jeder unnötige Aufenthalt vermieden und

jede Gefahr möglichst ausgeschlossenwird.

(2) Wenn eine Sendung auf eine andere Bahn übergehen soll,
so ist deren Verwaltung sobald als möglich von der Zuführung in

Kenntnis zu setzen.
K.

Ankunft auf der Bestimmungsstation und Auslieferung der

Sendungen.

(1) Der Empfänger muß durch die Empfangsstation im voraus,
außerdem aber sofort nach Ankunft der Sendung, die Empfangs-
station durch eine Vorstation unter Bezeichnungdes Zuges von dem

Eintreffen benachrichtigt werden. Die Übernahmehat innerhalb
3 Tagesstunden, die Entladung innerhalb weiterer 9 Tagesstunden
nach Ankunft und Anmeldung zu erfolgen.

(2) Begleitete Sendungen (vergleiche H.), die der Empfänger nicht
innerhalb 3 Tagesstunden übernimmt, sind ohne Verzug von den Be-

gleitern zu übernehmen.
(3) Ist das Gut 12 Tagesstunden nach der Ankunft nicht ab-

gefahren, so ist es ohne Verzug vom Bahnhofe zu entfernen und der

Ortspolizeibehörde zu weiterer Verfügung zu übergeben. Die Über-
gabe von Sprengstoffen aller Art an die Ortspolizeibehörde hat auch
dann — und zwar auch auf Unterwegsstationen — zu erfolgen, wenn

die Sendung in einen solchen Zustand geraten ist, daß die weitere

Aufbewahrung auf der Station oder die Weiterbeförderung bedenklich
erscheint.

(4) Bis zur Übernahmeist die Ladung besonders zu bewachen.
(5) Die Sprengstoffe dürfen nicht auf den Gütersteigen oder in

den Güterböden entladen und gelagert werden, sondern nur auf mög-
lichst abgelegenen Seitensträngen oder in räumlich von den Güterböden

getrennten, nicht gleichzeitig anderen Zwecken dienenden Schuppen
unter Beachtung der unter E und F gegebenenVorschriften.

Ib. Munition.

Zur Beförderung sind zugelassen:
1. Leucht= und Signalmittel.

Raketen und geladene Raketenhülsen für Zwecke des

Krteges oder des Rettungswesens mit Treibsatz von so
stark verdichtetem Kornpulver, daß es beim Abbrennen nicht
mehr explodiert (wegen anderer Leucht= und Signalmittel ver-

gleiche lc. Ziffer 3a) und Ziffer 4; wegen Signalfeuerwerks
vergleiche Ziffer 8).

2. Zündschnüre ohne Zünder.
a) Schwarzpulverzündschnüre (gesponnene Schnüre oder Zünd-

schnüre aus dichtem Schlauche mit Schwarzpulverseele von ge-
ringem Querschnitt), (wegen Sicherheitszünder vergleiche Lo,
Ziffer 1 )).
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b) Schnellzündschnüre (Zündschnüre aus dickem Schlauche mit

Schwarzpulverseele von großem Querschnitt oder mit Seele aus

nitrierten Baumwollfäden).

c) Momentzündschnüre (dünnwandige Metallröhren von geringem
Querschnitt mit einer Seele aus Sprengstoffen von nicht größerer
Gefährlichkeit als reine Pikrinsäure oder gesponnene Schnüre
von geringem Querschnitt mit einer Seele aus abgestumpftem
Knallsatz von nicht größerer Gefährlichkeit als Schwarzpulver).

.Nichtsprengkräftige Zündungen (Zündungen, die weder

durch Sprengkapseln noch infolge sonstiger Einrichtungen
eine brisante Wirkung äußern).
a) Zündhütchen für Schußwaffen (Metallhütchen mit fest-

sitzendem Zündsatz): .

Zündspiegel (Pappnäpfchen mit festsitzendem Zündsatz), und

zwar:

a) Munitionszündspiegel, die höchstens 40 Milligramm Zündsatz
enthalten und deren überstehender Papprand mindestens
doppelt so hoch ist, als der Durchmesser des eingepreßten
Zündsatzes;

6) andere Zündspiegel mit einem höheren (höchstens aber mit
80 Milligramm) Zündsatz oder mit einem niedrigeren Papp-
rand als unter a) angegeben; der Papprand muß über die

Zündsatzoberfläche hervorragen.
b) Leere Patronenhülsen mit Zündvorrichtungen für Schuß-

waffen.
c) Brandeln, Schlagröhren, Zündschrauben, elektrische

Zünder ohne sprengkräftige Zündung, Sicherheits-
zündschnuranzünder (Hebelzünder), Schlagzündschrauben
oder ähnliche Zündungen mit kleiner Schwarzpulverladung
(zum Beispiel Alzünder), die durch Reibung oder Elektrizität
zur Wirkung gebracht werden.

d) Geschoßzünder ohne Sprengkapseln oder Einrichtungen,
die eine brisante Wirkung hervorrufen. Zündmittel.
zu Geschoßzündern und dergleichen.

e) Platz-(Manöver-) Patronen für Handfeuerwaffen.

Sprengkräftige Zündungen.
a) Sprengkapseln (Sprengzündhütchen).
b) Minenzündungen, die durch Elektrizität oder Reibung oder

durch Sicherheitszünder (vergleiche Ic. Ziffer 1c)) zur Wirkung
kommen.

c) Geschoßzünder, in denen eine Sprengkapsel und brisanter
Sprengstoff im Gewichte von höchstens 20 g oder Einrichtungen
für brisante Zündung enthalten sind, ähnlich wie sie durch
Sprengkapsel und Sprengstoff hervorgerufen wird (sogenannte
brisante Geschoßzünder ohne Detonatoren).

d) Zündladungen (gepreßte Körper aus brisanten, nicht gefähr-
licher als reine Pikrinsäure sich verhaltenden Sprengstoffen von

höchstens 20 g Gewicht mit eingesetzter Sprengkapsel — Spreng-
zündhütchen —).

e) Geladene Gefechtspistolen für Torpedos ohne Zünder.

uBrisante Sprengladungen für Geschosse, Torpedos und

Minen, ferner Sprengpatronen, Sprengbüchsen und der-

gleichen, sämtlich ohne Zünder.
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a) Sprengladungen aus reiner Pikrinsäure oder aus

Sprengstoffen, die sich bei der Prüfung nach Ia. A. 1. Gruppe b)
nicht gefährlicher als reine Pikrinsäure erwiesen haben.

b) Petarden für Knallhaltsignale auf Eisenbahnen.

6. Patronen für Handfeuerwaffen.
a) Fertige Metallpatronen mit ausschließlich aus

Metall bestehenden Hülsen. Die Geschossemüssen mit den

Hülsen so fest verbunden sein, daß sie sich nicht ablösen können
und ein Ausstreuen der Pulverladung verhindert ist.

b) Fertige Patronen, deren Hülsen nur zum Teil aus

Metall bestehen. Die ganze Menge des Pulvers muß sich
in dem metallenen Patronenunterteil befinden und durch einen

Pfropfen oder Spiegel abgeschlossen sein. Die Pappe muß so
beschaffen sein, daß ein Brechen bei der Beförderung ausge—
schlossenist.

c) Fertige Patronen in Papierhülsen, die einzeln in gut
verschlosseneBlechhülsen eingelegt sind.

d) Fertige Zentralfeuerpappepatronen. Die Pappe muß so
beschaffen sein, daß ein Brechen bei der Beförderung ausge—
schlossenist.

e) Kugelzündhütchen (Flobertmunition).
f) Schrotzündhütchen (Flobertmunition).
g) Flobertzündhütchen ohne Kugel und Schrot.

7. Geladene Munition für Geschütze bis 15 cm Kaliber aus

einer zu ihrer Herstellung berechtigten deutschen oder

aus einer zum Versand auf deutschen Bahnen besonders
ermächtigten ausländischen Fabrik.

a) Fertige Metallpatronen.
a) Granatpatronen (Schwarzpulver als Geschoßfüllung).
5) Schrapnellpatronen (Schwarzpulver in Form einer Boden-

kammerladung im Geschoß, darüber Kugeln im Geschoß, mit

Kolophonium oder dergleichen oder mit Schwarzpulver fest-
gelegt).

7) Panzergranatpatronen (Schwarzpulver als Füllung in
dem mit massiver Spitze versehenen Geschoß).

) Kartätschpatronen, bei denen die Kugeln in einer Metall-

büchse mit einem ungefährlichen, keine explosiven Eigen-
schaften besitzendenMittel festgelegt sind.

8) Schrapnellgranatpatronen (Granate und Schrapnell in sich
vereinigende Geschosse oder getrennter Granat= und

Schrapnellteil; Zusammensetzung ähnlich wie bei 6) unter

Verwendung eines brisanten Sprengstoffs, der nicht ge-
fährlicher ist als reine Pikrinsäure).

6) Sprenggranatpatronen (brisanter Sprengstoff, nicht gefähr-
licher als reine Pikrinsäure, außerdem Rauchentwickler).

b) Metallpatronen in getrenntem Zustand.
a) Geschützladungen (rauchschwaches Zusammensetzung

Pulver in Metallkartuschen). wie bei den
5) Geschosse. Patronen zu a).

8. Signalfeuerwerk, wie Kanonenschläge und dergleichen für
Zwecke des Krieges oder des Rettungswesens, bestehend aus einer
mit Bindfaden umschnürten und geleimten Papierhülse, die höchstens
200 8 Kornpulver mit Zündschnur, aber ohne Detonationszünder
enthält (wegen Signalfeuerwerks mit höchstens 75 g Kornpulver
vergleiche 1 c. Ziffer 4).
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Beförderungsvorschriften.

A.

Verpackung.

Zu 1.

(1) Leucht= und Signalmittel sind in haltbare Holzbehälter
aus mindestens 18 mm starken Brettern zu verpacken. Die Wände

müssen gezinkt, Boden und Deckel durch Messingschrauben oder ver-

zinnte eiserne Schrauben gut befestigt sein. Die Behälter müssen im

Innern mit gutem, zähem Papier vollständig ausgelegt sein.
(2) Höchstes Rohgewicht eines Behälters 100 kg.
(3) Die Anzündestelle muß so verwahrt sein, daß ein Ausstreuen

des Satzes ausgeschlossenist.
(4) Die Leucht= und Signalmittel sind in die Behälter dergestalt

einzubetten, daß jede Bewegung bei der Beförderung verhindert ist.
Die Behälter müssen die Aufschrift tragen: „Leuchtmittel.“ oder „Signal-
mittel.“ „Ib.“

Zu2.

(1) Zündschnüre ohne Zünder sind in haltbare, dichte, sicher
verschlosseneHolzbehälter (Kisten oder Tonnen) fest zu verpacken, die
das Verstreuen oder Verstauben sicher verhindern und die nicht mit

eisernen Reifen oder Bändern versehen sind. Statt der hölzernen Be-

hälter können auch sogenannte amerikanische Pappefässer verwendet
werden. Die Behälter dürfen nicht mit eisernen Nägeln ver-

schlossensein.
(2) Höchstgewicht der Zündschnüre in einem Behälter 60 kg,

höchstes Rohgewicht des Behälters 90 kg. Die Behälter müssen die

deutliche und haltbare, auf rotem Papier gedruckte Aufschrift „Zünd-
schnüre. Ib.“ tragen.

Zu 3.

(1) Nichtsprengkräftige Zündungen sind in starke, dichte,
sicher verschlossene volzkistenfest zu verpacken; ferner sind zulässig
Holzfässer . . bei den Zündhütchen unter a);
Söäckel bei den leeren Patronenhülsen unter b);
hölzerne Tonnen oder

ezenannte
bei elektrischenZündern ohne spreng-

amerikanische Pappefässer kräftige Zündung unter c).
(2) Vor dem Einlegen der Zündungen unter a) in die äußeren

Behälter ist folgendes zu beachten:
1. Zündhütchen mit unbedeckter Zündsatzoberfläche sind bis zu

1000 Stück, Zündhütchen mit bedeckter Zündsatzoberfläche bis zu
5000 Stück in Blechbehälter, steife Pappschachteln oder Holzkisten
fest zu verpacken.

2. Munitionszündspiegel (a)) sind bis zu 1000 Stück in steife Papp-
schachteln fest zu verpacken. Die Schachteln müssen einen über-

greifenden Deckel haben und sind gut zu verschnüren. Jede Kiste
darf höchstens 10 Schachteln enthalten und muß innen mit einem

1 Zentimeter dicken Filz ausgelegt sein.
3. Andere Zündspiegel (6)) sind schichtweise aufrechtstehend in starke

Pappschachteln zu verpacken, die einzelnen Schichten sind durch
Zwischenlagen zu trennen, sämtliche Hohlräume sind durch Säge-
mehl oder dergleichen auszufüllen. Jede Schachtel darf höchstens
1000 Spiegel, jede Kiste höchstens 10 Schachteln enthalten.
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(3) Die Platz= (Manöver-) Patronen (e)) sind vor dem Ein-

legen in die äußeren Behälter fest in Schachteln zu verpacken, die

höchstens 100 Stück enthalten dürfen.
(4) Höchstes Rohgewicht eines Behälters

mit Zündhütchen unter a) 200 kg,
mit Zündungen unter c) und d) 150 „

(5) Die Behälter müssen die deutliche Aufschrift „Nichtspreng-
kräftige Zündungen. I DP.“ tragen.

Zu 4.

a) Sprengkapseln.
(1) a) Höchstens100 Stück müssen stehend nebeneinander mit der

ffnung nach oben in starken Blechbehältern so verpackt sein,
daß eine Bewegung der einzelnen Kapseln (auch bei Er-

schütterungen) ausgeschlossenist.
6) Der leere Raum in den einzelnen Kapseln und zwischen.

ihnen muß mit trockenem Sägemehl oder einem ähnlichen
sandfreien Stoffe vollständig ausgefüllt sein, wenn nicht die

Einrichtung der Kapseln, zum Beispiel eine den Sprengsatz
sicher abschließende innere Schutzkapsel, Gewähr dafür bietet,
daß der Sprengsatz bei der Beförderung nicht gelockert wird.

7) Der Boden und die innere Seite des Deckels des Bilech-
behälters müssen mit einer Filz= oder Tuchplatte, die inneren

Wände der Behälter mit Kartonpapier so bedeckt sein, daß
eine unmittelbare Berührung der Sprengkapseln mit dem

Bleche ausgeschlossenist.
(2) a) Die so gefüllten Blechbehälter sind mit je einem haltbaren

Papierstreifen so zu umkleben, daß der Deckel fest auf den

Inhalt gepreßt und ein Schlottern der Sprengkapseln ver-

hindert wird. Je 5 Blechbehälter sind in einem Umschlag aus

starkem Packpapiere zu einem Pakete zu vereinigen oder in
eine Pappschachtel fest einzulegen.

8) Die Pakete oder Schachteln sind in eine haltbare Holzkiste
von mindestens 22 mm Wandstärke oder in einen starken Blech-
behälter so einzuschließen, daß möglichst keine Hohlräume im

Innern der Behälter entstehen. In jeder Schicht ist mindestens
ein Paket oder eine Schachtel mit einem festen Bande zu um-

winden; an diesem Bande muß das Paket oder die Schachtel
ohne Schwierigkeit herausgenommen werden können.

7) Hohlräume in den Behältern sind mit Papier, Stroh, Heu,
Werg, Holzwolle oder Hobelspänen — alles völlig trocken
— auszustopfen, worauf der Deckel des Behälters, wenn dieser
aus Blech besteht, aufgelötet, wenn er von Holz ist, mit

Messingschrauben oder verzinnten Holzschrauben befestigt wird.
Die Löcher für die Schrauben müssen im Deckel und in
den Wänden schon vor dem Füllen der Behälter vor-

gebohrt sein.
(3) Der Behälter, dessenDeckel den Inhalt so niederzuhalten hat,

daß ein Schlottern verhindert wird, ist in eine starke, dichte und
mit Messingschraubenoder verzinnten Holzschrauben sicher zu ver-

schließende hölzerne Uberkiste von wenigstens 25 mm Wandstärke
mit dem Deckel nachaufwärts einzulegen. Zwischen dem inneren

Behälter und der Uberkiste muß überall ein Zwischenraum vor-

handen sein, der betragen muß:
a) mindestens 12 cm, wenn die Sprengkapseln mit Ammoniak-=

salpetersprengstoffen (la. A. 1. Gruppe a)) zusammen in den-



selben Wagen verladen werden sollen. Der Zwischenraum
muß mit trockenem Holzmehl oder Sägemehl fest ausgefüllt
sein. Durch geeignete Vorrichtungen muß sichergestellt sein,
daß sich der Zwischenraum durch Rütteln während der Be—
förderung nicht ändern kann.

§9)mindestens 30 mm bei allen übrigen Sprengkapselsendungen.
Der Zwischenraum muß mit Sägespänen, Stroh, Werg, Holz-
wolle oder Hobelspänen — alles völlig trocken — fest aus-

gefüllt sein.
() Die Überkiste der im Abs. (3) a) behandelten Sprengkapseln

muß die Aufschrift tragen „SprengkapselnIb., nach Abs. (3) a)
verpackt. Nicht stürzen.“ Die Uberkiste der nach Abs. (3) 5)
verpackten Sprengkapseln muß die Aufschrift tragen: „Spreng-
kapseln. Ib. Nicht stürzen.“ Jede Uberkiste ist mit einem

Plombenverschluß oder mit einem auf zwei Schraubenköpfen des
Deckels angebrachten Siegel (Abdruck oder Marke) oder mit einem
über Deckel und Wände geklebten, die Schutzmarke enthaltenden
Zeichen zu versehen.

(5) Eine Kiste darf höchstens enthalten:
a) wenn die Sprengkapseln zusammen mit Ammoniaksalpeter-

sprengstoffen befördert werden sollen (vergleiche Abs. (3) ch),
2 kg Knallquecksilber-Sprengsatz oder eine in ihrer Wir-

kung gleichwertige Menge einer anderen Sprengsatz-
mischung;

6) wenn sie nach Abs. (3) 5) verpackt ist,
20 kg Sprengsatz.

Kisten, deren Gewicht 25 kg übersteigt, müssen mit Handhaben
oder Leisten versehen sein.

b) Minenzündungen:
(1) Elektrische Zündungen mit kurzen Drähten oder festem Kopfe

sind zu höchstens 100 Stück aufrechtstehend in starke Blech-
behälter oder in starke Pappschachteln zu verpacken. Im übrigen
gelten die Vorschriften unter a) Abs. (1) und (2).

2) Elektrische Zündungen an langen Guttaperchadrähten oder

-bändern, an Wachsdrähten oder -bändern oder an einem

Schafte aus getränkter Pappe sind zu höchstens 100 Stück in

Pakete zu vereinigen. In einem Pakete dürfen höchstens 10 Stück

zusammengebunden sein. Die Zündungen müssen abwechselnd
an das eine oder das andere Ende des Pakets gelegt sein. Je
höchstens 10 Pakete sind in starkes Papier einzuwickeln, zu ver-

schnüren und in eine starke Holz= oder Blechkiste zu verpacken,
in der sie mittels Heu, Stroh oder ähnlichen Stoffen — alles

völlig trocken — gegen Verschiebung gesichert sein müssen.
(3) Elektrische Zündungen an Holzstäben sind zu höchstens 100 Stück

in hölzerne Kisten von mindestens 12 mm Deckel-, Boden= und

Seitenwandstärke und mindestens 20 mm Stirnwandstärke zu

verpacken. Die Kisten müssen mindestens 80 mm länger sein als

die Zünder. An jeder Stirnwand muß die Hälfte der Zünder
mit Drähten sicher befestigt sein, sodaß kein Zünder den anderen
oder die Wandungen berühren kann und jedes Schlottern ver-

hindert ist. Höchstens 10 solcher Kistensind in eine hölzerne
Uberkiste zu verpacken.

(4) Friktionszünder sind zu je höchstens 50 Stück in ein Bündel zu

vereinigen; ihr Reiberdrahtende muß mit einer über die Reiber-

drahtöse greifenden Papierverklebung versehen sein. Die Bündel
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sind am Zünderkopfende in Holzwolle und dann in Papier ein—

zuschlagen; ihre umgebogenen Reiberdrahtenden sind zuerst in

eine aufgebundene, ungefüllte und dann in eine zweite mit

Holzwolle gefüllte Papierkappe zu legen. Hierbei muß darauf
gesehen werden, daß die Holzwolle nicht in unmittelbare Be—

rührung mit den Reiberdrähten kommen kann, damit der Reiber—

draht beim Herausnehmen der Zünder oder beim Abnehmen der

Papierkappe nicht hängen bleiben oder herausgerissen werden
kann. Höchstens 20 Bündel sind in eine Kiste aus mindestens
22 mm starken gezinkten Brettern von der Länge der Zünder zu

verpacken und mit Papier oder Holzwolle — beides völlig
trocken — gegen Verschiebung zu sichern.

(5) Zünder mit Sicherheitszündschnüren (le. Ziffer 1c)) sind zu

höchstens 100 Stück in eine Holzkiste aus mindestens 12 mm

starken Brettern zu verpacken, jeder Zünder für sich zusammen-
gerollt und höchstens 10 Zünder zu einem in starkes Papier
eingeschlagenen und verschnürten Paket vereinigt. Die Pakete
müssen unter sich und von den Kistenwandungen mindestens
20 mm abstehen und durch Hobelspäne, Holzwolle oder Werg —

alles völlig trocken — gegen Verschiebung gesichertsein. Höchstens
10 solcher Kisten dürfen zusammengepackt werden.

(6) Dic Behälter mit Minenzündungen der Abs. (1) bis (5) sind wie

unter a) Abs. (2) für die Behälter von Sprengkapseln vorge-

schriebenist, zu verschließen und nach a) Abs. (8) (5), (4) und (5)
in Uberkisten zu verpacken, deren Aufschrift zu lauten hat:
„Minenzündungen. Ib.Nicht stürzen.“

c) Sprengkräftige Geschoßzünder und

d) Zündladungen sind zu höchstens 25 Stück in Holzkisten aus

22 mm starken Brettern zu verracken; die Kistenwände müssen ge-

zinkt, Boden und Deckel durch Messing= oder verzinnte eiserne
Schrauben verschlossensein. In den Holzkisten sind die Zünder und

Zündladungen mittels Einlagen aus Holz oder Metall derart zu

lagern, daß sie unter sich und von den Kistenwänden mindestens
10 mm abstehen und gegen Bewegung gesichert sind. Bei Verwen-

dung von Zinkblecheinsätzen muß die Holzkiste mindestens 17 mm

Wandstärke haben. Mehr als 4 Kisten dürfen nicht zusammengepackt
werden.

Verschluß der Holzkisten wie zu a) Abs. (2) für Sprengkapseln.
Verpackung in Überkistenwie zu a) Abs. (3) bis (5), jedoch lichter
Raum zwischen Kisten und Überkistemindestens 100 mm.

Die Aufschrift der Kisten hat zu lauten: „Sprengkräftige Ge-

schobzünder. Ib.“ oder „Zündladungen. Ib.“ „Nicht stürzen.“
e) Geladene Gefechtspistolen für Torpedos ohne Zünder sind

zu höchstens 10 Stück in Holzkisten aus 22 mm starken Brettern
zu verpacken; die Kistenwände müssen gezinkt, Boden und Deckel
durch Messing= oder verzinnte eiserne Schrauben verschlossen sein.
Bei Verwendung von Zinkblecheinsätzen muß die Wandstärke der
Holzkiste mindestens 17 mm betragen. In den Holzkisten sind die
Gefechtspistolen mittels Holzeinlagen derart zu lagern, daß sie unter

sich und von den Kistenwänden mindestens 20 mm abstehen und
gegen Verschiebung gesichert sind. Mehr als 5 Kisten dürfen nicht
zusammengepackt werden.

Verschluß der Kisten wie zu a) Abs. (2) für Sprengkapseln.
Verpackung in Überkistenwie zu a) Abs. (8) bis (5), jedoch lichter
Raum zwischen Kisten und UÜberkistemindestens 100 mm.

Die Aufschrift der Kisten hat zu lauten: „Geladene Gefechts-
pistolen für Torpedos. Ib. Nicht stürzen."“



Zu 5.

(1) Für die Sprengladungen unter a) sind starke, dichte,
sicherverschlosseneHolzkisten zu verwenden; für die Petarden unter b)
Kisten aus mindestens 22 mm starken, gespundeten Brettern, die durch
Holzschraubenzusammengehalten, völlig dicht und von einer
dichten Uberkiste umgeben sind. Letztere darf höchstens 0,06 chm

groß sein.
(2) Die Sprengladungen unter a) sind so zu verpacken, daß sie

sich nicht verschieben können. Die Petarden unter b) müssen fest in
Papierschnitzel, Sägemehl oder Gips gebettet oder auf andere Weise
so festund getrennt gelegt sein, daß sie weder sichuntereinander, noch die
Kistenwände berühren können.

(3) Die Aufschrift der Kisten hat zu lauten: „Brisante Spreng-
ladungen. Ib.“ oder „Petarden für Haltsignale. I b.“

Zu 6.

(1) Die Patronen für Handfeuerwaffen sind in Behälter
aus Blech, Holz oder steifer Pappe so fest zu verpacken, daß sie sich
nicht verschieben können. Die Behälter sind dicht neben= und über-
einander in starke, dichte, sicher verschlossene Uberkisten zu verpacken.
Zwischenräume sind mit Pappe, Papier, Werg, Holzwolle oder Hobel-
spänen — alles völlig trocken — so fest auszufüllen, daß jedes Schlottern
verhindert ist.

(2) Das Rohgewicht einer Kiste darf 200 kg nicht übersteigen.
(8) Die Kisten müssen die deutliche Aufschrift „Patronen für

Handfeuerwaffen. Ib." tragen.

Zu 7.

(1) Die Munition für Geschütze bis zu 15 cm Kaliber

darf nicht mit Zündern versehen sein, sondern muß an Stelle der

Zünder Zinkverschlußschrauben mit hohlen Zapfen enthalten.
(2) Die Patronenhülsen dürfen Zündschrauben oder Zündhütchen

enthalten. In diesem Falle muß das Zündhütchen entweder durch
eine wenigstens 1 mm starke Metallplatte bedeckt sein oder um wenig-
stens 0,5 mm gegen den Boden der Patronenhülse versenkt liegen.
Die Zündschrauben oder Zündhütchen müssen durch Metallbügel mit

Gummieinlage, die mit drei Armen den Rand der Patronenhülse um-

greifen und dadurch in ihrer Lage gesichert sind, gegen Stoßwirkungen
geschütztsein. Bei Munition von weniger als 10 cm Kaliber können,
statt der Metallbügel mit Gummieinlage auch mindestens 3 mm starke
Pappscheiben verwendet werden, die in den Packkisten zwischen den

Böden der Patronen und den Kistenwänden liegen und an den Stellen

für die Zündschrauben oder Zündhütchen entsprechendeAuslochungen
haben. Haben die Hülsen keine Zündschrauben, so müssen Zinkver-
schlußschrauben vorhanden sein. In diesem Falle sind Pappscheiben
oder Metallbügel nicht erforderlich.

(3) Die Munition ist in haltbare Holzkisten so fest zu verpacken,
daß eine Verschiebung verhindert ist.

(4) Zum Schließen der Kisten dürfen nur Schrauben verwendet

werden.

(5) Die Kisten müssen, wenn sie nicht mit Zinkblecheinsatzversehen
sind, innen und außen einen haltbaren Firnisanstrich haben. Sie sind
mit sicherenHandhaben und mit der deutlichen, gedrucktenoder schablo-
nierten Aufschrift zu versehen:
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„ZusammengesetzteMunition für Geschütze."
oder

„Getrennte Munition für Geschütze."
oder

„Geladene Geschossefür Geschütze.“
oder

„Geschützladungen in Metallkartuschen.“

Zu 8.

(1) Signalfeuerwerk muß in haltbare Holzbehälter fest ver-

packt sein, deren Fugen so gedichtet sind, daß kein Ausstreuen stattfinden
kann. Auch sogenannte amerikanische Pappefässer sind zulässig. Die

Behälter dürfen keine eisernen Nägel, Schrauben oder sonstigen eisernen
Befestigungsmittel (Reifen, Bänder oder dergleichen) haben.

(2) Das Rohgewicht eines Behälters darf höchstens 90 kg be-

tragen.

(3) Die Behälter müssen die deutliche Aufschrift „Signalfeuer-
werk. Ib.“ tragen.

B.

Aufgabe.
Geladene Munition für Geschütze (Ziffer 7) und Signal-

feuerwerk (Ziffer 8) dürfen nicht als Eilgut aufgegeben werden.

Für die Gegenstände der Ziffer 7 und 8 gelten bezüglich der Aufgabe
außerdem die Vorschriften unter la. B. für die Sprengmittel der
3. Gruppe.

C.

Bescheinigungen. Frachtbriefe.

(1) Bei den Leucht= und Signalmitteln der Ziffer 1 muß
auf dem Frachtbriefe vom Absender bescheinigt sein, daß Beschaffenheit
und Verpackung der Sendung den unter Ib. Ziffer 1 der Anlage C

zur Eisenbahn-Verkehrsordnung getroffenen Vorschriften entsprechen.
(2) Bei den Momentzündschnüren der Ziffer 2c) muß

auf dem Frachtbrief durch einen von der Eisenbahn anerkannten

Chemiker bescheinigtsein, daß die Beschaffenheit des Sprengstoffs den

Bedingungen unter Ib. Ziffer 2c) in Anlage C zur Eisenbahn-Ver-
kehrsordnung entspricht.

(3) Bei den nichtsprengkräftigen Zündungen der Ziffer 3
hat der Absender im Frachtbrief eine von ihm unterzeichnete Erklärung
abzugeben, die zu lauten hat:

„Der Unterzeichnete erklärt, daß die zu diesem Frachtbrief
gehörige Sendung in Beschaffenheit und Verpackung den in

Anlage C zur Eisenbahn-Verkehrsordnung unter Ib. für nicht-
sprengkräftige Zündungen getroffenen Vorschriften entspricht.“
(4) Bei den sprengkräftigen Zündungen der Ziffer 4 muß

der Frachtbrief eine vom Absender und von einem von der Eisenbahn
anerkannten Chemiker ausgestellte Bescheinigung über die Beachtung
der in Anlage C zur Eisenbahn-Verkehrsordnung unter Ib. für spreng-
kräftige Zündungen getroffenen Verpackungsvorschriften enthalten. Bei
den sprengkräftigen Zündungen unter Ziffer 4c) bis e) muß
außerdem durch einen von der Eisenbahn anerkannten Chemitker be-

scheinigt sein, daß die Beschaffenheit der Sprengstoffe den Bestimmungen
für reine Pikrinsäure entspricht.



(5) Bei der Munition der Ziffer 5 hat der Absender im
Frachtbriefe zu bescheinigen, daß die Sendung nach der Vorschrift
unter lb. in Anlage C zur Eisenbahn-Verkehrsordnung verpackt ist.
Bei den Sprengladungen unter a) muß außerdem durch einen von

der Eisenbahn anerkannten Chemiker auf dem Frachtbriefe bescheinigt
sein, daß die Beschaffenheit der Sprengstoffe den Bedingungen unter
Ib. 5a) entspricht. Bei der Weiterbeförderung von Teilsendungen von

Sprengladungen durch andere Absender als die herstellenden Fabriken
kann von der Bescheinigung eines von der Eisenbahn anerkannten

Chemikers abgesehen werden, wenn der Absender auf dem Frachtbrief
erklärt, daß die Sprengladungen einer geprüften und bescheinigten
Lieferung entstammen. Auf Erfordern ist dies glaubhaft nachzuweisen.

(6) Bei den Patronen für Handfeuerwaffen der Ziffer 6

hat der Absender im Frachtbrief eine Erklärung zu unterzeichnen, die

zu lauten hat:
„Der Unterzeichnete erklärt, daß die zu diesem Frachtbrief

gehörige Sendung in Beschaffenheit und Verpackung den in An-

lage C zur Eisenbahn-Verkehrsordnung unter Ib. für Patronen
für Handfeuerwaffen getroffenen Vorschriften entspricht.“
(7) Bei geladener Geschützmunition der Ziffer 7 hat der

Absender auf dem Frachtbriefe zu bescheinigen, daß die in der Muni-
tion befindlichen Spreng= oder Schießmittel in der unter Ia. der An-

lage C zur Eisenbahn-Verkehrsordnung hierfür vorgeschriebenen Weise
auf ihre gute Beschaffenheit und Lagerbeständigkeit mit Erfolg geprüft,
daß sie in den Geschossenund Hülsen sicher festgelegt sind, und daß
die Verpackung der Munition den in der Anlage C unter lb. zu ?7

Abs. (2) bis (5) getroffenen Vorschriften entspricht. Außerdem muß
ein vom Fabrikanten ausgestelltes, amtlich beglaubigtes Ursprungs-
zeugnis beigefügt werden.

(8) Bei Signalfeuerwerk der Ziffer 8 muß auf dem Fracht-
briese vom Absender bescheinigt sein, daß Art und Verpackung der

Sendung den Vorschriften in Anlage C zur Eisenbahn-Verkehrsordnung
unter I b. entspricht.

D.

Beförderungsmittel.

(1) Zur Beförderung aller Munitionsgegenstände müssen
bedeckte Güterwagen verwendet werden.

(2) Für Geschützmunition (Ziffer 7) und Signalfeuerwerk
(Ziffer 8) gelten die Vorschriften unter I a. D für die Sprengmittel der

3. Gruppe.

E.

Verladung.

(1) Die Zündungen der Ziffer 4 dürfen nicht mit Spreng-
stoffen unter l a. und nicht mit Geschützmunition oder mit

Signalfeuerwerk (lb. Ziffer 7 und 8) in denselben Wagen ver-

laden werden. Jedoch ist die Zusammenladung von Sprengkapseln
(Ziffer 4a) mit Ammoniaksalpetersprengstoffen (la. A. 1. Gruppe a))

zulässig,wenn die Sprengkapseln nach der Vorschrift zu 4. Abs. (3) a)
und Abs. (5) a) verpackt sind.

(2) Für die Verladung geladener Geschützmunition (Ziffer ?7)
und von Signalfeuerwerk (Ziffer 8) gelten die Vorschriften unter

I a. E für die Sprengmittel der 3. Gruppe.)

6



F.

Sonstige Vorschriften.

Bei der Beförderung von geladener Geschützmunition
(Ziffer 7) und von Signalfeuerwerk (Ziffer 8) sind die Vorsichts-
maßregeln unter Ia. F bis K zu beachten.

lc. Zündwaren und Feuerwerkskörper.

Zur Beförderung sind zugelassen:
1. Zündkörper, Zündschnüre.

a) Gewöhnliche Zündhölzer und andere Reib= und Streichzünder.
b) Pyrotechnische Zündstäbchen wie bengalischeZündhölzer, Gold-

regenhölzer, Blumenregenhölzer, Wunderkerzen und dergleichen.
c) Sicherheitszünder (Zündschnüre aus dünnem, dichtem Schlauche

mit Schwarzpulverseele von geringem Querschnitte) (wegen
anderer Zündschnüre vergleiche I b. Ziffer 2).

2. Pyrotechnische Scherzartikel, Zündbänder.

a) Knallbonbons, Blumenkarten, Blättchen von Kollodiumpapier
und ähnliche Sachen, die ganz geringe Mengen von Kollodium-

papier oder kleine Knallsilberpünktchen enthalten.

b) Knallerbsen, Knallgranaten und ähnliche Artikel mit Knallsilber;
1000 Stück dürfen nicht über 1 g# Knallsilber enthalten.

c) Konfettibomben, Boskozylinder, Kotillonfrüchte und ähnliche
Artikel, die eine kleine Ladung von Kollodiumwolle zum Aus-

stoßen einer ungefährlichen Füllung wie Wattekugeln, Konfetti
und dergleichen enthalten.

d) Zündblättchen (Amorces), Zündbänder, Paraffinzündbänder,
Knallkorke, Knallkapseln, enthaltend einen Knallsatz aus Kalium-

chlorat oder Salpeter, aus geringen Mengen von Phosphor,
ferner aus Schwefelantimon, Schwefel, Milchzucker, Ultramarin,
Klebemitteln (Dextrin, Gummi) oder dergleichen. In 1000 Zünd-
pillen dürfen im ganzen höchstens 7,5 g Knallsatz verwendet sein.
Der Zündsatz eines Knallkorkes darf höchstens 0,os g wiegen.
Die Oberfläche des Zündsatzes muß von dem oberen Rande
der Bohrung im Korke mindestens 5 mm entfernt sein. Die
Korke müssen, wenn der Zündsatz nicht zwischen Papierblättchen
festgelegt oder in einem dichten festen Näpfchen aus Papiermasse
eingebettet ist, derart dicht und frei von Poren sein, daß ein

Durchsickern der flüssigen Zündmasse ausgeschlossen ist. Der

Zündsatz muß durch eine Schicht Korkmehl und etwas darüber

gegossenesParaffin abgedecktsein. Bei Einschluß des Satzes
zwischen Papierblättchen genügt auch ein eingepreßter Kartonring,
der den Satz festhält. Bei Verwendung von Näpschen genügt
Verschluß der Korköffnung durch ein aufgepretztes und festge-
klebtes Papierblättchen.

Bei den Knallkapseln ist der Zündsatz, höchstens 0,os g, in

ein Näpfchen einzubetten, das den mittleren Teil des Bodens
einer aus Pappe gezogenen Kapsel bildet, und gegenüber dem

äußeren Kapselrande vertieft liegt. Die Zündmasse muß mit
einem dichten, nicht abspringenden Überzugbedeckt sein, der auch
den Näpschenrand überziehen muß.



e) Sogenanntes spanischesFeuerwerk, wie Radauplätzchen, Krawall-
stangen, Gewitterhagel.

Der einzelne Körper darf höchstens 2,5 g wiegen und neben
Gummi und Farben höchstens 6 Prozent gelben Phosphor, höch-
stens 23 Prozent amorphen Phosphor und höchstens 21 Prozent
Kaliumchlorat enthalten.

3. Feuerwerkskörper.

a) Kunstfeuerwerkskörper, wie Raketen, römische Lichter, Fontänen,
Feuerräder, Sonnen und dergleichen.

b) Klein-und Salonfeuerwerk, wie Frösche, Fire Crackers, Schwärmer,
Silber= und Goldregen und ähnliche in der Hand abzubrennende
Feuerwerkskörper.

c) Bengalische Feuer, bengalische Fackeln, Signal blue-lights und
dergleichen.

Für die Zusammensetzung der Feuerwerkskörper gilt folgendes:

(11) Sie dürfen keine erhebliche Sprengwirkung hervorrufen
können, auch keine Mischungen enthalten, die sich von selbst oder
durch Reibung, Druck oder Schlag leicht entzünden.

Es sind gestattet:
a) in Nitratsätzen und bei bengalischen Magnesiumfackeln ein

Zusatz von höchstens 3 Prozent Magnesiumpulver;
b) in besonderen kleinen Leuchtkörpern, die im Feuerwerks-

körper eingebettet sind, Chloratmischungen mit einem Ge-
halte von höchstens 40 Prozent Kaliumchlorat;

c) in Papierhülsen eingefüllte Pfeifensätze, die pikrinsaure
Magnesia und chlorsaures Salz enthalten. Die fertigen
Pfeifensätze dürfen aber durch Stoß, Schlag oder Zün-
dung nicht zur Detonation gebracht werden können.

Andere gelben Phosphor, Zinkstaub, Magnesiumpulver
oder Chlorate enthaltende Mischungen sind nicht zulässig.

(2) Die Körper unter a) und b) müssen hauptsächlich aus Mehl-
pulver bestehen, gemischt mit Kohle, Metallpulver (Gußeisen-, Guß-
stahlpulver), Aluminiumflitter, Bleiglätte und anderen Mineral-

pulvern in gepreßtem Zustande. Von gekörntem Schwarzpulver darf
der einzelne Körper höchstens 30 g enthalten.

4. Signalfeuerwerk, wie Kanonenschläge und dergleichen, bestehend
aus einer mit Bindfaden umschnürten und geleimten Papierhülse, die

höchstens 75 g Kornpulver mit Zündschnur, aber ohne Detonations-

zünder enthält (wegen anderen Signalfeuerwerks vergleiche Ib. Zif. 8).

Beförderungsvorschriften.

A.

Verpackung.

(1) Zur Verpackung sind starke, dichte, sicher verschlosseneHolzkisten
zu verwenden. Bei den Gegenständen der Ziffer 1 a) sind auch feste
Blechgefäße zulässig. Bei den Gegenständen der Ziffern 2b) bis e),
3 und 4 müssen die Kisten aus gefügten Brettern bestehen; ihre
Seitenteile müssen durch Zinken oder Kopfleisten miteinander ver-

bunden sein (sogenannte französische Kisten). Bei den Gegenständen
der Ziffern 1c), 20) bis e), 3 und 4 müssen die Kisten eine Brettstärke



— 76 —

von mindestens 18 mm haben; im Innern sind sie mit gutem, zähem
Papier vollständig auszulegen; an Stelle des Papiers sind dünne

Zinkeinsätze zulässig.

(2) Vor dem Einlegen in die Kisten sind fest zu verpacken die Gegen-
stände:

a) der Ziffern 1a), 2a) und 2c)
in starke Papierumschläge oder Schachteln;

b) der Ziffer 1b)
in Schachteln und je 10 bis 12 Schachteln in einen Papier=
umschlag;

c) der Ziffer 2b)
in Holzkistchen oder in starke mit Papier umwickelte Papp-
schachteln, wobei jeder Behälter höchstens 1000 Stück ent-

halten darf; zur Festlegung ist Sägemehl zu verwenden;

d) der Ziffer 24)
a#)Zündblättchen in starke Pappschachteln, von denen jede

höchstens100 Zündpillen enthalten darf. Je 12 Schachteln
mit Zündblättchen sind zu einer Rolle und je 12 Rollen
wieder zu einem festen Pakete mit Papierumschlag zu
verbinden.

&) Zündbänder und Paraffinzündbänder entweder wie unter

a) oder in zylindrische Blechbüchsen mit oben und unten

dicht aufgeschobenenDeckeln. Jede Büchse darf höchstens
12 gerollte Bandstreifen mit je 50 Zündpillen enthalten.
Höchstens je 30 Büchsen sind durch Papierumschlag zu
einem festen Pakete zu vereinigen;

7) Knallkorke in starke Pappschachteln, von denen jede

I#

höchstens 50 Stück enthalten darf. Die Korke sind am

Boden der Schachtel festzukleben; die Zwischenräume
sind mit trockenem Holzmehl oder Korkmehl dicht aufzu-
füllen. Auf das Mehl ist eine passendeWatteschicht zu

legen und die Schachtelmit einem übergreifenden Deckel

zu schließen. Jede Schachtel für sichoder je 2 Schachteln
zusammen sind zu verschnürenund je 10 Schachteln
wieder mit Papierumschlag zu einem festen Pakete zu

vereinigen. Eine Kiste darf höchstens 20 Pakete ent-

halten;
Je 50 Knallkapseln sind in eine starke Pappschachtel mit

trockenem, seinem Sägemehl fest einzupacken; jede
Schachtel ist mit übergreifendem Deckel zu verschließen
und der Verschluß durch Umschnürung oder Streifband
zu sichern. Je 10 Schachteln sind durch Papierumschlag
zu einem festen Pakete zu vereinigen. Eine Kiste darf
höchstens 20 Pakete enthalten.

e) der Ziffer 2e)
in Holzkistchen, von denen jedes nicht mehr als 144 Feuer-
werkskörper, gut in Sägemehl verpackt, enthalten darf;

f) der Ziffer 3

in starke Pappschachteln oder Holzkistchen; für die Gegen-
stände unter c) dieser Ziffer sind auch Papierbeutel zulässig;
größere Kunstfeuerwerkskörper sind in Papierumschläge zu

verpacken, wenn nicht ihre Anzündestelle mit einer Papier=
kappe bekleidet ist — in beiden Fällen muß ein Ausstreuen
des Satzgemenges verhindert sein —;



g) der Ziffer 4

in starke Schachteln, in die das Signalfeuerwerk fest ein-

gebettet werden muß, die einzelnen Körper durch eine starke
Schicht Sägemehl oder einen ähnlichen geeigneten Stoff
voneinander getrennt.

(3) Ein Bewegen der Pakete in den Kisten muß ausgeschlossensein.
Bei den Gegenständen der Ziffern 2b) bis e), 3 und 4 müssen

die Zwischenräume in den äußeren Behältern mit geeigneten
trockenenVerpackungsstoffen (Holzwolle, Papier oder dergleichen —

bei Knallkorken und Knallkapseln mit Holzmehl oder Sägespänen —)
fest ausgestopft sein. Feuchtes Heu, Putzwolle oder ähnliche zur
Selbstentzündung neigende Stoffe dürfen nicht verwendet werden.
Bei größeren Feuerbildern (Transparenten) genügt sicheres Befestigen
in der Kiste.

(4) Auf den äußeren Behältern muß bei den Artikeln der Ziffern 1,
2b) bis e), 3 und 4 ihr Inhalt und bei den Artikeln der Ziffern 20b)
bis e), 3 und 4 außerdem die genaue Adresse des Absenders deutlich
und dauerhaft angegeben sein.

(5) Das Rohgewicht einer Kiste mit Artikeln der Ziffern 2b) bis e), 3

und 4 darf 100 kg, ihr Gesamtgewicht an Feuersatz 20 kg, das darin

enthaltene Feuerwerkskornpulver 2,5 kg nicht übersteigen.

B.

Sonstige Vorschriften.

(1) Zündhölzer der Ziffer 1a) in Mengen bis zu 5 kg, die gemäß
Abschnitt A verpackt sind, dürfen mit anderen Gegenständen (aus-
genommen die Stoffe unter la. bis c., II und III dieser Anlage)
in ein Frachtstück vereinigt werden.

(2) Die Beförderung hat in bedeckten Wagen zu geschehen.
(3) In den Frachtbriefen muß bei den Gegenständen der Ziffern 2b)

bis e), 3 und 4 vom Absender bescheinigt sein, daß Art und Ver-

packung der Sendung den Vorschriften unter Ic) der Anlage C zur

Eisenbahn-Verkehrsordnung entsprechen.

Id. Verdichtete und verflüssigte Gase.

Zur Beförderung sind zugelassen:

Verdichtete Gase:

——. Kohlensäure.
2. Azetylen, in Azeton gelöstes und in porösen Massen

aufgesaugtes.
3. Leucht= und Fettgas, letzteres auch mit einem Zusatze von

höchstens 30 Prozent Azetylen (Mischgas), sowie Wassergas.
4. Sauerstoff, Wasserstoff, Grubengas, Stickstoff und

Preßluft.

Verflüssigte Gase:

5. Kohlensäure, Stickoxhydul, Ammoniak, Chlor, schweflige
Säure, Chlorkohlenoxyd (Phosgen), Stickstofftetroxyd.

6. Chlormethyl und Chloräthyl, letzteres auch parfümiert
(Lance-Parfüm).

7. Flüssige Luft.
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Beförderungsvorschriften.
A.

Art der Packgefäße.

a) Bei den Stoffen der Ziffern 1 bis 6:

dicht verschlosseneGefäße aus Schweißeisen, Flußeisen oder

Gußstahl, die bei Azetylenlösungen (SZiffer 2), bei

Leuchtgas (Ziffer 3) von mehr als 10 Atmosphären
Überdruck bei Grubengas (Ziffer 4)von mehr als 20

Atmosphären Überdruck sowie bei allen anderen

Stoffen der Ziffern 4 nahtlos sein müssen. Bei Chlor-
kohlenoxyd (Phosgen), Chlormethyl und Chlor=
äthyl auch kupferne Gefäße. Als Schutzumhüllung für die

Gefäße dürfen Kisten verwendet werden.

b) Bei flüssiger Luft (Ziffer 7):
a) Glasgefäße mit luftleeren Doppelwänden.

Sie müssen mit Filz umkleidet und mit einem Filz-
pfropfen so verschlossen sein, daß die verdampfenden Gase
entweichen können, ohne im Innern einen erheblichen Über—
druck zu erzeugen, daß aber ein Ausfließen des Inhalts ver—

hindert wird. Der Filzpfropfen muß so befestigt sein, daß er

sich beim Kippen oder Umkehren der Flasche nicht lockert.

Jede Flasche oder mehrere Flaschen gemeinschaftlich müssen
durch einen sicher stehenden Drahtkorb oder durch ein ähn—
liches Gefäß gegen Stöße geschützt sein. Die Drahtkörbe
oder anderen Gefäße sind in Metallkästen oder in Holz-
kisten mit Blecheinsatz einzustellen, die oben offen oder nur

durch ein Drahtnetz, einen mit Löchern versehenen Decckel
oder eine ähnliche Vorrichtung geschlossensind. Die
Metallkästen oder Holzkisten müssen an dem unteren Teile
bis zu einer solchen Höhe dicht sein, daß im Falle eines

Bruches der Flaschen die Flüssigkeit nicht auslaufen kann.

In den Kisten dürfen sich keine leicht brennbaren Ver-

packungsstoffe wie Sägespäne, Torf, Stroh, Heu befinden
dagegen ist Holzwolle zulässig.
Gefäße aus anderem Stoffe.

Sie dürfen nur dann verwendet werden, wenn sie gegen

Wärmedurchgang so geschütztsind, daß sie nicht beschlagen
oder bereifen. Eine weitere Verpackung dieser Gefäße ist
nicht erforderlich. Die Vorschriften für den Verschruß der

Glasflaschen unter a) gelten sinngemäß auch für solche
Gefäße.

c) Bei Azetylenlösungen (Ziffer 2) muß das Gefäß mit feinporiger,
gleichmäßigverteilter Masse ganz ausgefüllt sein. Es darf
nur so viel von dem Lösungsmittel (Azeton) eingefüllt werden,
daß sich die durch Aufnahme des Azetylens eintretende Volum-

vergrößerung unbehindert vollziehen kann und daß bei einer

Steigerung der Außentemperatur auf 45° ein genügender
Gasraum verbleibt.

9

B.

Beschaffenheit des Materials und Herstellung der Gefäße.

(1) Die Wandstärken neuer Gefäße aus Schweißeisen, Flußeisen,
Gußstahl oder Kupfer sind so zu bemessen, daß ihre schwächste Stelle
durch den höchsten auftretenden inneren Druck nicht über ein Fünftel
ihrer Bruchfestigkeit, bei den Gefäßen für Stoffe der Ziffer 2 durch
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den Probedruck nicht über 8 kg (auf das Quadratmillimeter gerechnet)
beansprucht wird.

(2) Bei Flaschen (Gefäßen von höchstens 21 cm innerem Durch-
messer und von höchstens 2 m Länge) aus Schweißeisen, Flußeisen
oder Gußstahl, mit Ausnahme der Gefäße für Stoffe der Ziffer 2,
sind höhere Beanspruchungen zugelassen, jedoch müssen die Wandstärken
neuer Flaschen mindestens so bemessen sein, daß ihre schwächsteStelle
bei der Druckprobe (C) nicht über 30 kg auf das Quadratmillimeter
beansprucht wird. Dabei muß die aus der schwächsten Stelle der

Wandung und dem Probedrucke zu berechnende Materialbeanspruchung
mindestens um ein Drittel unter der Streckgrenze liegen, die aus

Probestreifen der fertigen Flaschen durch Zerreißversuche festgestellt
wird. Unzulässig ist Material, dessen Streckgrenze höher als 45 kg
(auf das Quadratmillimeter gerechnet) liegt oder dessenDehnung bei

100 mm Zerreißlänge weniger als 12 mm beträgt. Als Streckgrenze
gilt im Zweifelsfall eine bleibende Längenveränderung des Probestabs
über 0,002 der ursprünglichen Länge. Die Wandstärke der Flaschen
darf nicht weniger als 3 mm betragen.

(3) Wagen, die für die Beförderung flüssiger Kohlensäure (Ziffer 5)
besonders eingerichtet sind (Kesselwagen), dürfen Flaschen von mehr als
2 mm Länge enthalten. Im übrigen müssen die Gefäße den Vorschriften
des Abs. (2) entsprechen und in die Wagen fest und sicher eingebaut
sein; sie dürfen nicht aus den Wagen herausgenommen werden.

C.

Amtliche Prüfung der Gefäße.

(1) Neue Gefäße aus Schweißeisen, Flußeisen, Gußstahl oder

Kupfer müssen vor ihrer Verwendung von einem durch die zuständige
Behörde ermächtigten Sachverständigen auf Beschaffenheit des
Materials und Herstellungsart geprüft (B.) sowie einer Wasserdruck-
probe unterzogenwerden. Gefäße für Azetylenlösungen sind vor der

Verwendung auch auf die Beschaffenheit der porösen Masse und die

zulässige Füllung mit dem Lösungsmittel (siehe A. O) zu prüfen. Die

Wasserdruckproben müssen an jedem Gefäße, die anderen Prüfungen
mindestens an einem von je 200 Gefäßen und bei den mehr als 5 m

langen Flaschen (B. Abs. (3)) mindestens an einem von je 100 Gefäßen
vorgenommen werden. Flaschen (sogenannte Bomben) sind vor der

Prüfung sorgfältig auszuglühen.
(2) Der bei der Wasserdruckprobe anzuwendende innere Druck muß:

a) bei dem in Azeton gelösten und in porösen Massen
aufgesaugten Azetylen (Ziffer 2) mindestens 40 Atmo-

sphären betragen, bei den übrigen verdichteten Gasen
um 50 Prozent höher sein als der Füllungsdruck, diesen
aber mindestens um 5 Atmosphären übersteigen;

b) bei den verflüssigten Gasen der Ziffern 5 und 6 be-

tragen:

bei Kohlensäurer 190 Atmosphären,
„ Stickoxydul. . . 180 ,, ,

,,-Ammoniak.......3·0 ,, ,

„ Chlor und Stickstofftetroxyd 22 „ ,

» schwefligerSäure 12 „

„Chlorkohlenoxyd . . . 30 „

„ Chlormethl. . . 16 » ,

,,Chloräthyl......12 ,, .

(3) Die Druckprobe ist zu wiederholen:
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a) alle 2 Jahre bei den Gefäßen für Chlor und Stickstoff-
tetroryd, schweflige Säure, Chlorkohlenoxyd,
Chlormethyl und Chloräthyl;

b) alle 5 Jahre bei den Gefäßen für die übrigen Gase.
Bei der wiederholten Prüfung ist es nicht erforderlich, die Ge-

fäße auszuglühen.
Einer Wiederholung der Prüfung bedarf es nicht bei Gefäßen

für Stoffe der Ziffer 2. Bei diesen Gefäßen sind nach 5 jähriger Be-

nutzung herausgreifende Prüsungen anzustellen, wobei ½ Prozent der

jährlich beschafften Gefäße, mindestens jedoch 1 Gefäß, bereit zu stellen
ist. Von diesen Gefäßen muß der Sachverständige eine ihm angemessen
scheinende Anzahl auf Festigkeit und Abnutzung sowie auf Beschaffen-
heit der porösen Masseprüfen.

(4) Bei den Diukproben müssen Einrichtungen vorhanden sein,
die ermöglichen, den Druck stoßfrei zu steigern. Die Gefäße müssen
den Probedruck aushalten, ohne die Form dauernd zu ändern oder

undicht zu werden.

D.

Ausstattung der Gefäße (Ventile, Vermerke).

(1) Die Gefäße für Stoffe der Ziffern 1 bis 6 müssen mit

mindestens einem Ventile zum Füllen und Entleeren versehen sein. Bei

Azetylenlösungen (SZiffer 2) dürfen die mit dem Gase in Berührung
kommenden Teile der Ventile /n aus Kupfer hergestellt sein. Bei

Chlorkohlenoxyd, Fett= und Mischgas sind statt der Ventile ein-

geschraubte Stopfen zulässig; diese müssen so dicht schließen, daß sich
der Inhalt des Gefäßes nicht durch Geruch bemerkbar macht.

(2) Die Kohlensäuregefäße unter Abschnitt B. Abs. (3) dürfen nicht
je für sich ein Ventil zum Füllen und Entleeren haben, sondern es

müssen die Gefäße jeder wagerechten Schicht an ein Sammelrohr an-

geschlossensein, das an seinen Enden Absperrventile trägt, die inner-

halb des verschließbaren Wagenkastens liegen.
(3) Auf den Gefäßen müssen in dauerhafter und leicht sichtbarer

Weise vermerkt sein:
a) bei den verdichteten Gasen:

a) die Höhe des zulässigen Druckes,
6) der Tag der letzten Prüfung und der Stempel des Sach-

verständigen, der die Prüfung vorgenommen hat;
b) bei den verflüssigten Gasen:

a)das Gewicht des leeren Behälters, einschließlich der Aus-

rüstungsteile (Ventil, Schutzkappe, Stopfen und dergleichen),
6) das zulässige Höchstgewicht der Füllung,
7) der Tagder letzten Prüfung und der Stempel des Sach-

verständigen, der die Prüfung vorgenommen hat.

E.

Füllung der Gefäße.

(1) Der zulässige höchste Füllungsdruck der Gefäße für ver-

dichtete Gase beträgt bei 17,56:
für gasförmigeKohlensäure 20.

„ in Azeton gelöstes und in porösen Massen
aufgesaugtes Azethlen 15 " Atmosphären

„ Fettgas, Mischgas und Wassergas 10 Überdruck.
„ Sauerstoff, Wasserstoff,Grubengas, Leucht- 1gas, Stickstoff und Preßluft . . . 200
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(2) Die zulässige höchsteFüllung der Gefäße für verflüssigte
Gase der Ziffern 5 und 6 beträgt:

für Kohlensäure 1 kg Flüssigkeit für je 1,8aLiter
„ Stickorydul 1 „" „ „ „ 1,34 „

„ Ammoniak 1 " „ „ „ 1,86 „
-

„Chlor u. Stickstofftetroxyd 1, » ,,»0,8,, Fassungs-
„ schweflige Säure 1

"„ „ „ 0,8 „ raum des

„ Chlorkohlenoxyd 1 „ „ „ „ 0,, „

Gefäßes.

„ Chlormethyl 1 "„ „ „ „ 1,25 „

„ Chloräthyl 1
„ , „ „ 1,25 „

F.

Sonstige Vorschriften.

(1) Werden Gefäße mit Gasen der Ziffer 5 (ausgenommen
Chlor und Stickstofftetroxyd) und der Ziffer 6 in Kisten verpackt,
so ist das Beipacken anderer Gegenstände gestattet.

(2) Nicht in Kisten verpackteGefäße mit verdichteten Gasen und
mit verflüssigten Gasen der Ziffern 5 und 6 müssen mit Vor-
richtungen versehen sein, die ein Rollen verhindern. Ihre Ventile müssen
Schutzkappen aus Schmiedeeisen, Stahl oder schmiedbarem Gusse
tragen; bei Gefäßen aus Kupfer sind kupferne Schutzkappen zulässig.
Keiner Kappe bedürfen Ventile, die im Innern des Flaschenhalses an-

gebracht und durch einen aufgeschraubten gut sitzendenMetallstöpsel
geschütztsind. Die Ventile der Kohlensäuregefäße unter Abschnitt B.
Abs. (3) bedürsen keiner Schutzkappen, die Gefäße auch keiner das
Rollen verhindernden Vorrichtungen.

(3) Auf Kisten, worin Gefäße mit verdichteten Gasen und
mit verflüssigten Gasen der Ziffern 5 und 6 verpackt sind, muß
der Inhalt deutlich angegeben sein. Holzkisten und Metallkästen mit

flüssiger Luft (Ziffer 7) müssen die deutlichen Aufschriften „Flüssige
Luft.“, „Oben.“, „Unten.“, „Sehr zerbrechlich.“ tragen.

(4) Bei jeder Sendung von verdichteten Gasen (Ziffern 1 bis 4)
hat der Absender auf Verlangen den in den Behältern vorhandenen
Druck durch ein richtig zeigendes Manometer nachzuweisen. Die

Prüfung hat der Annahmebeamte im Frachtbriefe zu bescheinigen.
Für Fett= und Mischgas in Seebojen oder ähnlichen Gefäßen

gilt diese Vorschrift nicht.
(5) Die Versandstücke dürfen nicht geworfen, auch nicht den

Sonnenstrahlen oder der Ofenwärme ausgesetzt werden.

(6) Zur Beförderung sind zu verwenden:

a) offene Wagen
1. für die verdichteten Gase bei Auflieferung in Fahrzeugen,

die besonders für Landwege eingerichtet und mit Planen
ganz bedeckt sind;

2. für Chlormethyl und Chloräthyl; die Wagen müssen aber
in den Monaten April bis Oktober einschließlich mit Decken

ganz eingedeckt sein, wenn die Gefäße nicht in Holzkisten
verpackt sind;

3. Kesselwagen für die verflüssigten Gase der Ziffer 5 müssen
mit hölzernen Uberkästen versehen sein.

b) bedeckte Wagen

1. für dieverdichteten Gase (vergleiche jedocha) Ziffer 1 und c)
Ziffer 1);
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2. für die verflüssigten Gase der Ziffer 5 während der
Monate April bis Oktober einschließlich;

3. für flüssige Luft.

C) offene oder bedeckte Wagen
1. für Fettgas, Mischgas und Wassergas; die offenen Wagen

müssen aber in den Monaten April bis Oktober einschließlich
mit Decken ganz eingedeckt sein, wenn die Gefäße nicht in

Holzkisten verpackt sind;
2. für die verflüssigten Gase der Ziffer 5 während der Monate

November bis März einschließlich.
(7) Die Behälter mit verdichteten oder verflüfsigten Gasen

sind im Eisenbahnwagen so zu lagern, daß sie nicht umfallen oder

herabfallen können. Die Behälter mit flüssiger Luft müssen aufrecht
stehen und gegen Beschädigungen durch andere Frachtstücke geschützt
sein. Auch sind sie nicht in unmittelbarer Nähe von leicht brennbaren

kleinstückigen oder leicht brennbaren flüssigen Stoffen zu verladen.

G.

Ausnahmen von den Vorschriften unter Abis F.

(1) Die verflüssigten Gase der Ziffer 5 dürfen in kleinen

Mengen, und zwar Kohlensäure und Stickorxydul bis 3 L, Ammoniak,
Chlor und Stickstofftetroryd bis 20 g, wasserfreie schweflige Säure und

Chlorkohlenoxyd (Phosgen) bis 100 g auch in starken zugeschmolzenen
Glasröhren unter folgenden Bedingungen befördert werden: Die Glas-

röhren dürfen für Kohlensäure und Stickoxhydul nur bis zur Hälfte,
für Ammoniak, Chlor und Stickstofftetroryd nur bis zu zwei Dritteln,
für schweflige Säure und Chlorkohlenoxyd (Phosgen) nur bis zu drei

Vierteln gefüllt sein. Jede Glasröhre muß in einer zugelöteten mit

Kieselgur gefüllten Blechkapsel und diese in einer starken Holzkiste ver-

packt sein. Es ist zulässig, mehrere Blechkapseln in eine Kiste einzu-
legen, doch dürfen Röhren mit Ammoniak nicht mit Chlor enthaltenden
Röhren in dieselbe Kiste gelegt werden. Den Blechkapseln mit ver-

flüssigten Gasen lausgenommen Chlor) dürfen auch andere Gegenstände
beigepackt werden.

(2) Chlormethyl und Chloräthyl bis zu 100 g in Glas-

röhren bei einer Gesamtmenge von höchstens 5 kg dürfen allein oder

mit anderen Gegenständen zusammen in starke Kisten verpackt werden,
wenn die Glasröhren darin fest eingebettet sind. Die Kisten müssen
auf rotem Grunde die gedruckte Aufschrift „Feuergefährlich.“ tragen.
Enthalten die Kisten nicht mehr als 100 g Chlormethyl oder Chlor-
äthyl, so dürfen sie in bedeckten Wagen befördert werden.

(3) Metallene Kohlensäurekapseln (Sodor, Sparklet),
die höchstens 25 g flüssige Kohlensäure und höchstens 1 g Flüssigkeit
auf 1,34 cem Fassungsraum enthalten, werden ohne Beschränkung be-

fördert, wenn die Kohlensäure nicht mehr als ½ Prozent Luft enthält.
(4) Zur Beförderung von verdichtetem Sauerstoff und

verdichtetem Wasserstoff dürfen statt der nach Abschnitt C ge-
prüften auch solche Behälter benutzt werden, die laut angebrachtem
Stempel nach den besonderen Vorschriften der Militärverwaltung
amtlich geprüft und innerhalb der letzten 3 Jahre nachgeprüft sind.
In diesem Falle dürfen die Gase auf 170 Atmosphären verdichtet sein.
Bei Behältern, die nach der amtlichen Prüfung mit einem Betriebs-
druck von höchstens 150 Atmosphären in Anspruch genommen werden

dürfen, ist die Verdichtung der Gase nur bis zu dieser Grenze zu-

lässig. Jm übrigen gelten die Vorschriften der Abschnitte A, B, D bis F.
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le. Stoffe, die in Berührung mit Wasser entzündliche
oder die Verbrennung unterstützende Gase entwickeln.

Zur Beförderung sind zugelassen:
1. Die Metalle der Alkalien und der alkalischen Erden, wie

Natrium, Kalium, Kalzium und dergleichen sowie Legierungen dieser
Metalle miteinander.

. Kalziumkarbid, auch imprägniert, Kalziumhydrür (Hydrolith).
3. Natriumsuperoxyd, auch in Mischungen, die nicht gefähr-

licher sind als Natriumsuperoryd.
4. Natriumazid.

Beförderungsvorschriften.
A.

Verpackung.
(1) Zur Verpackung sind starke, dichte, sicher verschlosseneGefäße

aus Eisen (auch Eisenblech) zu verwenden. Stoffe der Ziffer 1 bis zu
5 kg dürfen auch in starken, sicher und dicht verschlossenen Glas-
gefäßen befördert werden. Die Gefäße müssen völlig trocken, bei den

Stoffen der Ziffern 1, 2 und 4 dürfen sie auch mit Petroleum be-

schicktsein.
(2) Die Packgefäße der in den Ziffern 1 und 3aufgeführten

Stoffe müssen in Schutzumhüllungen eingesetztsein, und zwar:

a) die Gefäße aus Eisen oder Eisenblech mit Stoffen der

Ziffer 1 in Holzkisten oder in eiserne Schutzkörbe,
b) Glasgefäße mit Stoffen der Ziffer 1 oder Gefäße mit

Stoffen der Ziffer 3 in Holzkisten mit einem gegen Ein-

dringen von Wasser gedichteten Blecheinsatz. Die in solche
Kisten eingesetztenGlasgefäße sind mit trockener Kieselgur oder
mit ähnlichen nicht brennbaren Stoffen fest einzubetten. Bei

Glasgefäßen mit Mengen bis zu 250 g dürfen statt der Holz-
kisten sicher und dicht verschlossene Blechgefäße verwendet
werden.

(3) Auf den Versandstücken muß ihr Inhalt fest und dauerhaft
angegeben sein, auch müssen sie die Aufschrift tragen: „Vor Nässe zu

schützen."“

B.

Sonstige Vorschriften.

(1) Mengen bis zu 5 kg, die gemäß Abschnitt A verpackt sind,
dürfen anderen Gegenständen beigepackt werden.

(2) Die Versandstücke sind besonders sorgfältig zu behandeln.
Sie dürfen nicht geworfen und müssen im Wagen so fest gelagert
werden, daß sie gegen Scheuern, Rütteln, Stoßen, Umkanten und

Herabfallen aus den oberen Lagen gesichert sind.
(3) Zur Beförderung sind bedeckte Wagen zu verwenden.

II. Selbstentzündliche Stoffe.

Zur Beförderung sind zugelassen:
1. Gewöhnlicher (weißer oder gelber) Phosphor.
2. Amorphert(roter) Phosphor, Phosphorkalzium, Phosphor-

strontium, Phosphoreisen und ähnliche Verbindungen von

Phosphor mit Metallen.
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3. Mischungen von amorphem Phosphor mit Harzen oder

Fetten, deren Schmelzpunkt über 350 liegt.
Zinkäthyl, auch in ätherischer Lösung.
Frisch geglühter Ruß.
Frisch geglühte Holzkohle, gemahlen oder körnig.
Hochbeschwerte Seide (Cordonnet-, Souple-, Bourre de Soie-
und Chappe-Seide) in Strängen.

8. Folgende Stoffe, gefettet oder gefirnißt: Wolle, Haare, Kunst-
wolle, Baumwolle, Seide, Flachs, Hanf, Jute — in rohem
Zustand, als Abfälle vom Verspinnen und Verweben, als

Lumpen oder Lappen —; ferner Seilerwaren, Treibriemen
aus Baumwolle und Hanf, Weber-, Harnisch= und Geschirr-
litzen.

9. Gefettete Eisen= und Stahlspäne (Dreh-, Bohr-Späne und

dergleichen). 4

10. Mit Fett oder Ol getränktes Papier und daraus ge-

fertigte Hülsen.
11. Pyrophorische Metalle.
12. Gebrauchte Hefebeutel, ungereinigt.

ie-i

Beförderungsvorschriften.

A.

Verpackung.

(1) Die Stoffe der Ziffern 1 und 2 müssen in starke, dichte,
gut verlötete Blechgefäße verpackt und diese in starke, sicher ver-

schlossene Holzbehälter fest eingesetzt sein. Bei den Stoffen der

Ziffer 2 in Mengen bis zu 2 kg dürfen statt der Blechgefäße auch
Glasgefäße, Kruken oder Kisten verwendet werden. Gewöhnlicher
Phosphor muß mit Wasser umgeben sein. Auf den Kisten muß ihr
Inhalt deutlich und dauerhaft angegeben sein, bei gewöhnlichem Phos-
phor ist die Bezeichnung „Oben.“ beizufügen.

"

(2) Die Stoffe der Ziffer 3 sind entweder in Kisten zu ver-

packen, die kein Ausstreuen gestatten, oder sie müssen in ungeladene
Geschosseeingegossensein.

(3) Zinkäthyl (Ziffer 4), auch in ätherischer Lösung, ist in starke,
dichte, gut verschlosseneGefäße aus Glas, Ton (Steinzeug oder der-

gleichen) oder Metall zu verpacken.
Gefäße aus Glas oder Ton sind einzeln oder zu mehreren

unter Verwendung von Asche oder trockener Kieselgur in starke Blech-
gefäße einzusetzen, dic dicht zu verlöten sind. Gefäße aus Metall sind
einzeln oder zu mehrerenunter Verwendung geeigneter Verpackungs-
stoffe in starke Ubergefäße (Weiden=oder Metallkörbe, Kübel oder

Kisten) fest einzusetzen. Offene Ubergefäße müssen eine Schutzdecke
haben, die, wenn sie aus Stroh, Rohr, Schilf oder ähnlichen leicht
brennbaren Stoffen besteht, mit Lehm= oder Kalkmilch oder dergleichen
unter Zusatz von Wasserglas getränkt sein muß.

Jedes Versandstück muß auf rotem Grunde die deutliche, ge-
druckte Aufschrift tragen: „Feuergefährlich.“ Ubergefäße mit Glas-
ballons müssen ferner mit der deutlichen Ausschrift versehen sein:
„Vorsichtig tragen.“ Sie dürfen nicht auf Karren gefahren, auch nicht
auf der Schulter oder dem Rücken getragen werden.

(4) Die Stoffe der Ziffern 5 und 6 sind in dichte, gut ver-

schlosseneBehälter zu verpacken. Holzbehälter müssen im Innern mit
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dichten Stoffen ausgekleidet sein; sie sind in haltbare Übergefäße
(Körbe, Kübel, Kisten) einzusetzen.

(5) Die Stoffe der Ziffer 7 müssenin starke Kisten verpackt
sein. Sind die Kisten höher als 12 cm, so müssen zwischen den ein-

zelnen Lagen der Seide durch Holzroste ausreichende Hohlräume ge-
schaffen sein, die mit Offnungen in den Kistenwänden in Verbindung
ftehen, so daß Luft durchziehen kann. An den äußeren Kistenwänden
sind Leisten anzubringen, die das Zustellen der Luftlöcher verhindern.

(6) Von den Stoffen der Ziffer 8 sind gebrauchte Putzwolle
und nicht trockene Putzlappen (Putztücher) in starke, dichte, sicher
verschlosseneBehälter zu verpacken.

(7) Die Stoffe der Ziffer 9 sind in starke, dichte, sicher ver-

schlosseneMetallgefäße zu verpacken. Verpackung ist nicht erforderlich,
wenn eiserne Deckelwagen oder offene eiserne Wagen mit Decken ver-

wendet werden.

(8) Die Stoffe der Zifser 11 müssen in Glasröhren einge-
schmolzenund diese in verlötete Blechgefäße verpackt sein, die mit Kieselgur
oder mit anderen geeigneten trockenerdigen Stoffen ausgefüllt sind.

(6) Gebrauchte, ungereinigte Hefebeutel (Ziffer 12) sind
in dicht schließende Behälter zu verpacken.

B.

Sonstige Vorschriften.

(1) Mit anderen Gegenständen dürfen bei Beachtung der im

Abschnitt A gegebenen Vorschriften über die Behälter in einen starken,
dichten, sicher verschlossenenHolzbehälter zusammengepacktwerden:

a) die Stoffe der Ziffer 2 in Mengen bis zu 5 kg;
b) Zinkäthyl (Ziffer 4) in Mengen bis zu 2 kg, wobei die

Gefäße in den Behälter fest eingebettet sein müssen; jedoch
ist das Zusammenpacken mit anderen selbstentzündlichen
Stoffen, sowie mit Sprengstoffen (Ia.), Munition (Ib.),
Zündwaren und Feuerwerkskörpern (le.) und mit den unter

III aufgeführten brennbaren Flüssigkeiten nicht gestattet;
c) die Stoffe der Ziffern 10 und 11 ohne Beschränkung.

(2) Ist in den Frachtbriefenbescheinigt, daß
a) Ruß (Ziffer 5) und gemahlene oder körnige Holzkohle

(Ziffer 6) nicht frisch geglüht sind (das heißt mindestens
48 Stunden gelagert haben),

b) Seide in Strängen (Ziffer 7) nicht hoch beschwert ist,
c) Stoffe der in den Ziffern 8 und 9 bezeichneten Art

nicht gefettet oder gefirnißt sind,
d) gebrauchte Hefebeutel (Ziffer 12) gereinigt sind,

so werden diese Stoffe ohne Beschränkung befördert.

(3) Die Stoffe der Ziffer 8 — ausgenommen gebrauchte
Putzwolle und nach Abschnitt A. Abs. (6) verpackte Putzlappen
(Putztücher) — müssen trocken sein.

(4) Papierhülsen der Ziffer 10 dürfen nur befördert werden,
wenn im Frachtbriefebescheinigt ist, daß sie nach der Tränkung mit

Fett oder Ol erhitzt und dann in Wasser völlig abgekühlt sind.

(5) Zur Beförderung sind zu verwenden:

a) für Zinkäthyl (Ziffer 4) offene Wagen; kleinere Mengen
bis zu 10 kg dürfen allein oder nach Abs. (1) b) mit anderen

Gegenständenzusammengepacktauch in bedeckte Wagen ver-

laden werden;
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b) für die Stoffe der Ziffern 7, 8 und 10 sind nur bedeckte
Wagen oder offene Wagen mit Deckenverschluß zu verwenden.

Putzwolle und nach Abschnitt A. Abs. (6) verpackte Putz-
lappen (Putztücher) dürfen auch in offenen Wagen befördert
werden.

(6) Für Zinkäthyl sind weiter die Vorschriften unter III.
Abs. (5) zu beachten.

III. Brennbare Flüssigkeiten.

1. Kohlenwasserstoffe, und zwar

a) Petroleum, rohes und gereinigtes, wenn es bei
17,5“ ein spezifisches Gewicht von mindestens O/780
hat, oder bei einem Barometerstande von 760 mm

(auf die Meereshöhe reduziert) im Abelschen Apparate
nicht unter 21° entzündliche Dämpfe gibt C(Test-
petroleum). »·

Aus Braunkohlenteer bereitete Ole, Torf—
und Schieferöle, Asphaltnaphtha und Destillate aus

solchen, wenn diese Stoffe mindestens das vor—

bezeichnete spezifische Gewicht haben (Solaröl, Photo-
gen und dergleichen).

Steinkohlenteeröle, die bei 17,55 ein geringeres
spezifisches Gewicht als 0,950 haben (Benzol, Toluol,
Tylol, Kumol und dergleichen).

Kohlenwasserstoffe anderen Ursprungs, die bei

17,5° ein spezifisches Gewicht von mindestens 0,830
haben, mit Ausnahme von Schmierölen, die im Pensky-
Martensschen Apparat erst bei einer Wärme von mindestens
100 entzündliche Dämpfe geben;

b) Petroleum, rohes und gereinigtes, Braunkohlen-
teeröle, Torf= und Schieferöle, Asphaltnaphtha sowie
Destillate aus solchen, wenn diese Stoffe bei 17,5%
ein spezifisches Gewicht von weniger als O0/780 und

mehr als 0,680 haben.
Petroleumnaphtha und Destillate aus Petro-=

leum und Petroleumnaphtha (Benzin, Ligroin, Putzöl
und dergleichen), wenn diese Stoffe bei 17,5° ein spezi-
fisches Gewicht von mehr als 0,680 haben;

c) Petroleumäther (Gasolin, Gasäther, Neolin und dergleichen)
und ähnliche aus Petroleumnaphtha oder Braun-

kohlenteer bereitete, leicht entzündliche Stoffe, wenn

sie bei 17,5 ein spezifisches Gewicht von höchstens
O,680 haben.

2. Flüssigkeiten, die bereitet sind einerseits aus Petroleum-
naphtha oder ähnlichen leicht entzündlichen Flüssig-
keiten, andererseits aus Harz, Kautschuk, Guttapercha,
Seife, Asphalt, Teer oder dergleichen.
Ester (Ather) aller Art, zum Beispiel Amylazetat (für
Petroleumäther vergleiche Ziffer 1c), für Schwefeläther vergleiche
Ziffer 3).

3. Schwefeläther, auch mit anderen Flüssigkeiten gemengt
(zum Beispiel Hoffmannstropfen), Lösungen von Nitrozellu-
lose in Schwefeläther (Kollodium), in Amylalkohol, in
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Arhylalkohol, in Methylalkohol, in Essigäther, in Amyl=
azetat, in Azeton, in Nitrobenzol oder in Gemengen
dieser Flüssigkeiten (zumBeispiel Zaponlacke), höchstens ein-
prozentige Lösungen von Nitroglyzerin in Alkohol.

4. Lösungen von Nitrozellulose in Essigsäure.
5. Holzgeist, roh und rektifiziert, Azeton, Azetaldehyd

(auch in alkoholischer Lösung).
6. Das allgemeine Denaturierungsmittel für Spiritus

(mit Pyridin versetzter Holzgeist).
7. Gemische von Holzgeist und Benzol (mit oder ohne Erd-

wachs, zum Beispiel Pansol).
8. Schweselkohlenstoff.
9. Fette Olc, Firnisse, mit Firnis versetzte Farben, Terpen-

tinöl (Kienöl) und andere ätherische Ole, absoluter Alko-
hol, Weingeist (Spiritus), sowie daraus bereiteteFlüssigkeiten
(Spirituslacke, Sikkative, flüssige Seifen und dergleichen) in

Mengen über 40 kg.

Beförderungsvorschriften.

A.

Verpackung.
(1) Zur Verpackung sind starke, dichte, sicher verschlosseneGefäße

aus Glas, Ton (Steinzeug oder dergleichen) oder Metall zu verwenden.

Lösungen von Nitrozellulose in Essigsäure dürfen nicht in

Metallgefäßen versandt werden.

Für die Flüssigkeiten der Ziffern 1a) und b), 2, 4, 5, 6,
7 und 9 sind auch starke, dichte, sicher verschlosseneHolzbehälter (Fässer)
zulässig.

(2) Gefäße aus Glas oder Ton mit den Flüssigkeiten der

Ziffern 1 bis 9 sowie Blechgefäße mit Flüssigkeiten der Ziffern 3

und 8 sind einzelnoder zu mehreren unter Verwendung geeigneter
Verpackungsstoffe in starke Übergefäße(Weiden= oder Metallkörbe,
Kübel oder Kisten) fest einzusetzen; Übergefäße(ausgenommenKisten)
müssen mit guten Handhaben versehen sein. Offene Übergefäßemüssen
eine Schutzdecke haben, die, wenn sie aus Stroh, Rohr, Schilf oder

ähnlichen leicht brennbaren Stoffen besteht, mit Lehm= oder Kalkmilch
oder dergleichen unter Zusatz von Wasserglas getränkt ist.

(3) Blech= oder andere Metallgefäße dürfen mit Flüssigkeiten
der Ziffern 3 und 8 nur bis zu 9/10 (bei 155) gefüllt werden.

(4) Jedes Versandstück mit Flüssigkeiten der Ziffern 1b)
und c), 3, 4 und 8 muß auf rotem Grunde die deutliche, gedruckte
Aufschrift: „Feuergefährlich.“ tragen. Körbe und Kübel mit Glas-

ballons müssen ferner mit der deutlichen Aufschrift: „Vorsichtig tragen."“
versehen sein. Sie dürfen nicht auf Karren gefahren, auch nicht auf
der Schulter oder dem Rücken getragen werden.

B.

Sonstige Vorschriften.

(1) Die Flüssigkeiten der Ziffer 9 in Mengen bis zu
40 kg werden ohne Beschränkung befördert.

(2) Mit anderen Gegenständen dürfen bei Beachtung der im

Abschnitt A gegebenenVorschriften über die Behälter in starke, dichte,
sicher verschlosseneHolzbehälter zusammengepacktwerden:
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a) die Flüssigkeiten der Ziffer 9 ohne Beschränkung;
b) die Flüssigkeiten der Ziffern 1 bis 7 in Mengen bis

zu 10 kg;
c) Schwefelkohlenstoff (Ziffer 8) in Mengen bis zu 2 kg.

Die Gefäße mit den Flüssigkeiten der Ziffern 1 bis 8

müssen in den Behälter fest eingebettet sein.
(3) Bei den Kohlenwasserstoffen der Ziffer 1 a) und b) ist im

Frachtbrief anzugeben, daß ihr spezifischesGewicht sich innerhalb der
in Ziffer 1 a) und b) vorgesehenen Grenzen bewegt; bei Petroleum
a) genügt die Angabe, daß es der Vorschrift über den Entflammungs-
punkt entspricht. Fehlt eine solche Angabe, so sind diese Stoffe wie

Petroleumäther (Ziffer 1c)) zu behandeln.
(4) Zur Beförderungsind zu verwenden:

offene Wagen
für die Flüssigkeiten der Ziffern 1 bis 8; kleinere Mengen der
in den Ziffern 1 bis 7 aufgeführten Stoffe bis zu 10 kg und von

Schwefelkohlenstoff (Ziffer 8) bis zu 2 kg dürfen, allein oder nach Abs. (2)
b) und c) mit anderen Gegenständen zusammengepackt,auch in be-
deckte Wagen verladen werden.

(5) Für die Flüssig keiten der Ziffern 1 bis 8 ist weiter zu

beachten:

a) die Wagen sind vor Beginn der Verladung auf beiden
Seiten mit roten Zetteln zu versehen, die deutlich die Auf-
schrift: „Feuergefährlich.“ und „Vorsichtig verschieben."
tragen;

b) die Versandstücke müssen im Wagen sichergelagert werden.

Offene Körbe und Kübel sind am Wagen zu befestigen,
auch dürfen sie nicht aufeinander gestellt werden;

c) während der Beförderung schadhaft gewordene Behälter sind
sofort auszuladen und können, wenn ihre Wiederherstellung
nicht alsbald möglich ist, mit dem vorhandenen Inhalt ohne
weiteres für Rechnung des Absenders verkauft werden;

d) dicht verschlossene leere Blechbehälter, worin solche Stoffe
enthalten waren, dürfen in bedeckten Wagen, andere Ge-

fäße müssen in offenen Wagen befördert werden; auf die

frühere Verwendung der Behälter ist im Frachtbriefe hin-
zuweisen.

IV. Giftige Stoffe.

1. Nicht flüssige Arsenikalien, namentlich arsenige Säure

(Hüttenrauch), gelbes Arsenik (Rauschgelb, Auripigment), rotes

Arsenik (Realgar), Scherbenkobalt (Fliegenstein) und dergleichen.
Ferrosilizium, auf elektrischem Wege gewonnen.

Zyankalium und Zyannatrium in fester Form.
Flüssige Arsenikalien, insbesondere Arsensäure.

. Zyankaliumlauge und Zyannatriumlauge.
Giftige Metallpräparate:

a) Sublimat, weißes und rotes Präzipitat:
Kupferfarben, insbesondere Grünspan, grüne und blaue
Kupferpigmente;
Bleizucker.

6
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b) Andere Bleipräparate, insbesondere Bleiglätte (Glätte,
Massikot), Mennige, Bleiweiß und andere Bleifarben;
Bleirückstände und sonstige bleihaltige Abfälle.

.Kupfervitriol (Blaustein) und Mischungen von Kupfervitriol
mit Kalk, Soda oder dergleichen (Pulver zur Herstellung von

Bordelaiser Brühe oder dergleichen).
8. Chlorsaure Salze.

Beförderungsvorschriften.

A.

Verpackung.

(1) Die zur Verpackung benutzten Behälter müssen haltbar, dicht
und so verschlossen sein, daß kein Verstreuen, Verstauben oder Aus-

laufen des Inhalts möglich ist.
(2) Die Stoffe der Ziffern 1 und 3 sind zu verpacken:

a) in starke eiserne Fässer mit aufgeschraubtem Deckel und

Rollreifen
oder

b) in doppelte Fässer aus festem, trockenem Holze mit Ein-

lagereifen oder in ebensolchedoppelte Kisten mit Umfassungs-
bändern, wobei die inneren Gefäße mit dichtem Stoffe aus-

gekleidet sein müssen. Statt der inneren Holzbehälter können

auch verlötete Blechgefäße oder Gefäße aus Glas oder
Ton verwendetwerden. Die Glas= oder Tongefäße müssen
in den Ubergefäßen (Körben, Kübeln, Kisten) mit geeigneten
Verpackungsstoffen fest verpackt sein. Unter diesen Be-

dingungen können auch mehrere solche Behälter zu einem

Versandstücke vereinigt werden.

c) Die Stoffe der Ziffer 1 dürfen auch in Säcke von

geteerter Leinwand verpackt sein, die in einfache Fässer
von starkem, trockenem Holze einzuschließensind.

(3) Ferrosilizium (Ziffer 2) ist zu verpacken:
in starke wasserdichte Behälter aus Holz oder Metall.

(4) Die Stoffe der Ziffer 4 sind zu verpacken:
a) in Metall-, Holz= oder Gummigefäße mit guten Verschlüssen,

oder

b) in Glas= oder Tongefäße, die unter Verwendung geeigneter
Verpackungsstoffe in starke ÜUbergefäße(Weiden- oderMetall-

körbe, Kübel oder Kisten) fest eingesetzt sind; Übergefäße
(ausgenommen Kisten) müssen mit guten Handhaben ver-

sehen sein.

(5) Die Stoffe der Ziffer 5 sind zu verpacken:
a) in gut verschlosseneeiserne Gefäße, die in feste Holz= oder

Metallbehälter mit Kieselgur, Sägemehl oder anderen auf-
saugenden Stoffen fest eingebettet sind

oder

b) in Kesselwagen. Die Kessel dürfen keine Nietnähte haben
oder müssen doppelwandigsein. Sie dürfen an den unteren

Teilen keine Offnungen(Hähne, Ventile oder dergleichen)
haben. Die Offnungen müssen abgedichtet und durch fest
aufgeschraubte Metallkappen geschütztsein.

7
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(6) Die Stoffe der Ziffer 6 sind zu verpacken:
a) in eiserne Fässer oder in dichteFässer aus festem, trockenem

Holze mit Einlagereifen oder in Kisten mit Umfassungsbändern
oder

b) in eiserne Gefäße (sogenannte Hobbocks)
oder

c) in Glas= oder Tongefäße oder — bei Mengen bis zu 10 kg —

in doppelte, starke Papierumhüllungen (Beutel); die Be-

hälter und Beutel sind in starke, dichte, sicher verschlossene
Holzbehälter mit geeigneten Verpackungsstoffen fest einzu-
betten;

d) bei allen Bleifarben sind auch Gefäße aus Weiß= oder

anderem Eisenblech zugelassen;
e) bei allen Blei= und Kupferverbindungen in wasser-

haltiger Lösung sind auch dichte Kessel und Kesselwagen aus

Stoffen zulässig, die von den Verbindungen nicht angegriffen
werden.

(7) Die Stoffe der Ziffer 7 sind zu verpacken:
in starke, dichte, sicherverschlosseneHolzbehälter (Fässer oder

Kisten) oder in starke, dichte, gut verschlosseneSäcke.

(8) Die Stoffe der Ziffer 8 sind zu verpacken:
in starke, dichte, mit Papier ausgelegte und sicher ver-

schlosseneHolzbehälter (Fässer oder Kisten).
(969)Auf den Versandstücken und auf den Kesselwagen mit

Stoffen der Ziffern 1 bis 8 muß ihr Inhalt deutlich und dauerhaft
angegeben sein. Sammelbezeichnungen, wie Arsenikalien, Bleipräparate,
Giftfarben sind zulässig. Außerdem ist bei den Stoffen der Ziffern
1, 3 bis 5 sowie Ga) die Bezeichnung „Gift.“", bei Ferrosilizium
(Ziffer 2) die Aufschrift „Vor Nässe zu bewahren. Nicht stürzen.“
hinzuzufügen.

B.

Sonstige Vorschriften.

(1) Mit anderen Gegenständen dürfen bei Beachtung der im Ab-
schnitt A gegebenen Vorschriften über die Behälter in einen starken,
dichten, sicher verschlossenenHolzbehälter zusammengepackt werden:

a) bis zu 5 kg die Stoffe der Ziffern 1, 3 und 8; doch ist
die Beipackung von Zyankalium, Zyannatrium und chlor-
sauren Salzen zu Säuren oder sauren Salzen verboten;

b) bis zu 10 kg die Stoffe der Ziffer 6a);
c) in beliebiger Menge die Stoffe der Ziffern 2, 6b) und 7.

Der Behälter muß, wenn er Stoffe der Ziffern 1, 3, 4, 5 oder
Ga) enthält, die Bezeichnung „Giftige Stoffe.“ tragen.

(2) Die Stoffe der Ziffern 1, 3, 4, 5 und Ga) dürfen nicht
mit Nahrungs= oder Genußmitteln zusammen verladen werden.

(3) Die Stoffe der Ziffern 3, 5 und 8 dürfen nicht mit

Säuren, diejenigen der Ziffer 5 auch nicht mit sauren Salzen zu-
sammen verladen werden. Kesselwagen mit Stoffen der Ziffer 5

sind in die Züge so einzustellen, daß sie von Wagen mit flüssigen
Säuren mindestens durch einen Wageu getrennt sind.

(4) Die Stoffe der Ziffer 5 dürfen nur in Kesselwagen oder
in offenen Wagen befördert werden.

(5) Ferrosilizium ist völlig trocken und in völlig trockenen Be-
hältern aufzuliefern; wenn es in offenen Wagen befördert wird, müssen
diese mit wasserdichtenDecken eingedeckt sein.
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(6) Leere Behälter, Säcke und Kesselwagen, worin giftige
Stoffe der Ziffern 1, 3, 4, 5 oder Ga) enthalten gewesen sind, müssen
vollkommen dicht geschlossensein. Ihr früherer Inhalt muß auf ihnen
und im Frachtbrief angegeben sein. Die Vorschrift im Abs. (2) ist
ebenfalls zu beachten.

V. AtzendeStoffe.

1. Schwefelsäure(Vitriolöl), Salzsäure, Salpetersäure (Scheide-
wasser), Flußfäure.

2. Chlorschwefel sowie salpetersaures und schwefelsaures
Eisenoxyd (Ferrinitrat oder Ferrisulfat, Eisenbeize).

3. Atzlauge (Natronlauge, Sodalauge, Kalilauge, Pottaschenlauge
und dergleichen), Olsatz (Rückstände von der Olraffinerie).
Brom.

5. Wasserfreie Schwefelsäure (Anhydrid, sogenanntes festesOleum).
6. Phosphortrichlorid, Phosphorpentachlorid (Phosphorsuper-

chlorid), Phosphoroxychlorid und Azetylchlorid.

-*’

Beförderungsvorschriften.
A.

Verpackung.
(1) Zur Verpackung der Stoffe der Ziffern 1 bis 4 sind starke,

dichte, sicher verschlosseneGefäße zu verwenden, die durch den Inhalt
nicht angegriffen werden. Der Verschluß muß so beschaffen sein, daß er

weder durch Erschütterungen noch durch den Inhalt beschädigt werden
kann. Bei Verwendung von Gefäßen aus Glas oder Ton ist nach-
stehendes zu beachten:

a) Bei den Stoffen der Ziffern 1 bis 3 sind die Gefäße
unter Verwendung geeigneter Verpackungsstoffe in starke Über-
gefäße (Weiden=oder Metallkörbe, Kübel oder Kisten) fest ein-

zusetzen; Ubergefäße (ausgenommenKisten) müssen mit guten
Handhaben versehen sein.

b) Bei konzentrierter Salpetersäure mit einem spezisischen
Gewichte von mindestens 1,48 bei 15° (46,8° Baumé) und bei
roter rauchender Salpetersäuresind die Glas= oder Ton-

gefäße in den Übergefäßenmit einer ihrem Inhalte mindestens
gleichkommenden Menge Kieselgur oder anderer geeigneter
trockenerdiger Stoffe einzubetten.

c) Verpackungsstoff a) und b) ist nicht erforderlich,wenn die

Glasgefäße in eiserne Mantelkörbe eingesetzt sind und durch
gut federnde, mit Asbest belegte Schließen so gehalten werden,
daß sie sich in den Körben nicht bewegen können.

d) Bei Brom (SZiffer4) sind die Glas= oder Tongefäße in starke
Holz= oder Metallbehälter bis zum Halse in Asche, Sand oder

Kieselgur oder in ähnliche nicht brennbare Stoffe einzubetten.
e) Die Vorschriften unter a) bis d) gelten nicht für Topf-

wagen.
(2) Feuerlöschvorrichtungen, die Säuren der Ziffer 1 ent-

halten, müssen so gebaut sein, daß keine Säure ausfließen kann.

(8) Mit Schwefelsäure (Ziffer 1) gefüllte elektrische Samm-
ler (Akkumulatoren) sind in einem Batteriekasten so zu befestigen,
daß die einzelnen Zellen sich nicht bewegen können. Der Batteriekasten
ist mit aufsaugenden Verpackungsstoffen in eine Kiste fest zu verpacken.
Die Kisten müssen auf den Deckeln die deutlichen Aufschriften „Elektrische

77
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Sammler (Akkumulatoren).“ und „Oben.“ tragen. Sind die Sammler

geladen, so müssen die Pole gegen Kurzschluß gesichertsein.
(4) Für schwefelsäurehaltigen Bleischlamm aus Akkumu-

latoren und aus Bleikammern dürfen Holzgefäße nur verwendet

werden, wenn ein Austropfen der Säure verhindert ist.

(5) Wasserfreie Schwefelsäure (Ziffer 5) ist zu verpacken:
a) in starke, verzinnte und verlötete Eisenblechgefäße,

oder

b) in starke Eisen= oder Kupferflaschen, deren Offnungen sicher
und luftdicht verschlossen sind.

Die Gefäße und Flaschen müssen mit Kieselgur oder ähnlichen,
nicht brennbaren Stoffen in starke Holzkisten fest verpackt sein.

(6) Die Chloride (Ziffer 6) sind zu verpacken:
a) in vollkommen dichte und mit guten VerschlüssenverseheneGefäße

aus Schweißeisen, Flußeisen, Gußstahl, Blei oder Kupfer
oder

b) in Glasgefäße. Für diesen Fall gelten folgende Vorschriften:
a) Die Glasgefäße müssen starkwandig und mit gut einge-

schliffenen, gedichteten und gegen Herausfallen gesicherten
Glasstöpseln verschlossen sein.

8) Wenn die Glasgefäße mehr als 5 kg enthalten, sind sie in

metallene Gefäße einzusetzen. Flaschen mit geringerem In-
halte dürfen in starke Holzbehälter verpackt werden, die

durch Zwischenwände in so viele Abteilungen geteilt sind,
als Flaschen versandt werden. Ein Behälter darf nicht
mehr als vier Abteilungen enthalten.

7) Die Glasgefäße sind in die Behälter so einzusetzen, daß sie
mindestens 30 mm von den Wänden abstehen. Die Zwischen-
räume sind mit Kieselgur oder ähnlichen nicht brennbaren

Stoffen fest auszustopfen; bei Azetylchlorid dürfen auch
Sägespäne verwendet werden.

) Auf dem Deckel der äußeren Behälter ist der Inhalt anzu-

geben und das Glaszeichen anzubringen.

B.

Sonstige Vorschriften.

(1) Mit anderen Gegenständen dürfen bei Beachtung der im

Abschnitt A gegebenen Vorschriften über die Behälter in einen starken,
dichten, sicher verschlossenenHolzbehälter zusammengepackt werden:

a) bis zu 500 g Brom (iffer 4);
b) bis zu 5 kg Chloride (SZiffer 6)
c) bis zu 10 kg die Stoffe der Ziffern 1, 2 und 3.

Dabei müssen diese Stoffe in den Behälter fest eingebettet sein.
(2) In den Frachtbriefen muß
a) bei Salpetersäure (Ziffer 1) in Glasgefäßen das spezifische

Gewicht bei 15° vermerkt sein; fehlt eine solche Angabe, so
ist die Säure als konzentriert (A. Abs. (1) b) und c)) zu be-

handeln;
b) bei schwefelsäurehaltigem Bleischwamm aus Akku-

mulatoren und aus Bleikammerr bescheinigtsein, daß ein

Austropfen der Schwefelsäure verhindert ist;
c) bei Abfallschwefelsäure aus Nitroglyzerinfabriken

bescheinigt sein, daß sie vollständig denitriert ist; anderenfalls
ist die Säure von der Beförderung ausgeschlossen.
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Bei Abfallsäure aus Nitrozellulosefabriken be-
darf es einer solchen Bescheinigung nicht; ein geringer Gehalt
an Nitrozellulose bleibt außer Betracht.

(3) Die Stoffe der Ziffern 1 bis 5 sind in offenen Wagen zu
befördern. Doch dürfen auch bedeckte Wagen verwendet werden

a) für Stoffe der Ziffer 3, wenn sie in starke, dichte Eisen-
fässer, die höchstens bis 3/10 ihres Fassungsraums gefüllt sein
dürfen, verpackt sind;

b) für Brom (Ziffer 4) bis zu 500 8g und für die Stoffe
der Ziffern 1, 2 und 3 bis zu 10 kg, allein oder mit
anderen Gegenständen zusammengepackt, wenn die Gefäße in

starke Holzbehälter fest eingebettet sind.
(4) Leere Gefäße, worin Stoffe der Ziffern 1 bis 5 enthalten

gewesensind, müssen bei Aufgabe als Stückgut dicht verschlossen oder

vollständig gereinigt sein. Ihr früherer Inhalt muß im Frachtbrief
angegebensein.

(5) Die Vorschriften der Abs. (3) und (4) gelten nicht für Feuer-
löschvorrichtungen und elektrische Sammler (A. Abs. (2) und (3)).

VI. Fäulnisfähige Stoffe.
1. Frische Flechsen, nicht gekalktes frisches Leimleder und

Abfälle von beiden, frische Hörner und Klauen und

frische Knochen, sowie andere nicht zum menschlichen Ge-

nusse geeignete oder nicht zur Verarbeitung zu mensch-
lichen Genußmitteln bestimmte fäulnisfähige oder

übelriechende tierische Stoffe, soweit sie nicht in den folgen-
den Absätzen genannt sind.

. Ungesalzene frische Häute.
uGereinigte trockene Knochen, trockene Hörner und Klauen.

4Frische, von allen Speiseresten gereinigte Kälbermagen.
. Ausgepreßte Kesselrückstände von der Leimlederfabri-

kation (Leimkalk, Leimkäse oder Leimdünger).
Nicht ausgepreßte Rückstände der in Ziffer 5 bezeich-

neten Art.
7. Mit Streu durchsetzter Stalldünger.
8. Andere Fäkalien und Latrinenstoffe.
9. Hausmill.
0. Zu unschädlicher Beseitigung bestimmte tierische Stoffe

(ganze Körper, Körperteile und Abfälle).

————ll–
S

Für die Beförderung gilt folgendes:

A.

Verpackung.

(1) Bei Aufgabe als Stückgut müssen verpackt sein
a) die Stoffe der Ziffern 1, 5 und 6

in starke, dichte, sicher verschlosseneHolzbehälter (Fässer, Kübel,
Kisten); der Inhalt darf sich nicht in belästigender Weise durch
Geruch bemerkbar machen;

b) die Stoffe der Ziffer 2

in starke, dichte, sicherverschlosseneHolzbehälter (Fässer, Kübel,
Kisten)

oder

in starke, dichte, gut verschlossene Säcke, die mit geeigneten
Desinfektionsmitteln, wie Karbolsäure, Lysol, so angefeuchtet
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sind, daß der üble Geruch des Inhalts nicht wahrnehmbar
ist; die Verwendung solcher Säcke ist jedoch auf die Monate
November, Dezember, Januar und Februar beschränkt;

c) die Stoffe der Ziffer 3

in dichte Behälter (Fässer oder Kübel) oder in starke Säcke;
d) Kälbermagen (Ziffer H

in starke, dichte, sicher verschlosseneHolzbehälter (Fässer oder

Kübel); während der Monate April bis einschließlich Sep-
tember müssen die Kälbermagen so gesalzen sein, daß für
jeden Magen 15 bis 20 8 Kochsalz verwendet sind, auch muß
eine mindestens 1 cm hohe Salzschicht auf den Boden des Be-

hälters und auf die oberste Magenschicht gestreut sein; im

Frachtbrief ist die Beachtung dieser Vorschrift zu bescheinigen;
e) Hundekot (Ziffer 8)

in starke, dichte, sicher verschlosseneMetall= oder Holzbehälter;
11)Taubendünger (Ziffer 8)

in starke, dichte, sicher verschlosseneHolzbehälter (Fässer oder

Kübel);
trockener Taubendünger darf auch in starke, dichte Säcke

verpackt sein.
Den Packgefäßendürfen außen keine Spuren des Inhalts anhaften.
(2) Für Wagenladungen gelten folgende Vorschriften:
a) Stoffe der Ziffern 1 und 2:

1) Bei Verwendung besonders eingerichteter bedeckter

Wagen, die mit wirksamen Durchlüftungsvorrichtungen ver-

sehen sind, ist Verpackung nicht erforderlich. Die Stoffe sind
mit mindestens fünfprozentiger Karbolsäure oder anderen ge-

eigneten Desinfektionsmitteln derart anzufeuchten, daß ein

fauliger Geruch nicht wahrnehmbar ist.
2) Bei Verwendung gewöhnlicher offener Güterwagen:

a) Vom 1. März bis zum 31. Oktober müssen die Stoffe in

starke, dichte Säcke verpackt sein; diese sind mit den
unter 1) genannten Desinfektionsmitteln derart anzu-

feuchten, daß der faulige Geruch des Inhalts nicht wahr-
nehmbar ist. Jede Sendung muß mit einer aus starkem Ge-
webe (sogenanntem Hopfentuch) hergestellten, mit den vor-

bezeichneten Desinfektionsmitteln getränkten Decke und

diese wieder mit einem großen, wasserdichten, ungeteerten
Wagenplane völlig bedeckt sein.

5) Vom November bis Ende Februar sind Säcke nicht
erforderlich. Die Sendung muß jedoch ebenfalls mit
einer Decke aus Hopfentuch und diese wieder mit einem
großen, wasserdichten, ungeteerten Wagenplane völlig be-
deckt sein. Die untere Decke ist nötigenfalls mit den unter 1)
genannten Desinfektionsmitteln so anzufeuchten, daß kein

fauliger Geruch wahrnehmbar ist.
7) Sendungen, bei denen der faulige Geruch durch Des-

infektionsmittel nicht beseitigt werden kann, müssen in

starke, dichte, gut verschlosseneFässer oder Kübel so ver-

packt sein, daß sich der Inhalt des Gefäßes nicht durch
Geruch bemerkbar macht.

b) Stoffe der Ziffern 3, 7 und 9 bedürfen keiner besonderen
Verpackung; die Stoffe der Ziffern 3 und 9 müssen aber,
wenn unverpackt, mit dichten Wagendecken völlig eingedeckt
sein; Hausmüll (Ziffer 9) in besonders eingerichteten, das

Zerstäuben verhütenden Wagen bedarf keiner Decken.
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c) Kälbermagen (Ziffer 4)sind, wie Abs. (0)d) angibt, zu verpacken.
d) Stoffe der Ziffer 5 müssen mit zwei übereinander liegenden

großen, wasserdichten,ungeteerten Wagenplanen völlig bedecktsein.
Die untere Decke ist mit geeigneten Desinfektionsmitteln (Kar-
bolsäure, Formaldehyd, Lysol oder dergleichen) so zu tränken,
daß kein fauliger Geruch wahrnehmbar ist. Zwischen den beiden
Decken muß sich eine Schicht von trockenem, gelöschtemKalke,
von Torfmull oder von gebrauchter Lohe befinden.

e) Stoffe der Ziffer 6 müssen nach Abs. (1) a) verpackt sein.
f) Stoffe der Ziffer 8 sind in starke, dichte, sicher verschlossene

Behälter zu verpacken. Trockener Taubendünger darf
auch in starke, dichte Säcke verpackt sein.

g) Stoffe der Ziffer 10 dürfen nur in besonders eingerichteten
Wagen befördert werden (vergleiche B. Abs. (9)).

B.

Sonstige Vorschriften.

(1) Die Eisenbahn kann die Beförderung auf bestimmte Züge
beschränken, auch besondere Vorschriften über Zeit und Frist des Auf-
und Abladens sowie der An= und Abfuhr treffen.

(2) Die Stoffe der Ziffern 7, 8 (mit Ausnahme von Hunde-
kot und Taubendünger), 9 und 10 werden nicht als Stückgut
angenommen.

(3) Behälter mit Hundekot dürfen nicht gerollt werden, sie sind
aufrechtstehend zu befördern.

(4) Ladungen von Stoffen der Ziffern 1 und 2 dürfen nur auf
möglichst abgelegenen Seitensträngen oder auf Anschlußgleisen ein= und

ausgeladen werden.

(5) Bei Wagenladungen kann die Eisenbahn von den Absendern
oder Empfängern die Reinigung der Ladestellen verlangen. Für die

Verladung und Entladung von Hausmull sind Einrichtungen zu

treffen, die das Verstäuben tunlichst ausschließen. Die Eisenbahn kann
die Herstellung dieser Einrichtungen von den Absendern und Empfängern
verlangen.

(6) Die Eisenbahn muß Eisenbahnwagen, worin Ladungen von

Stoffen der Ziffern 1, 2, 3 und 7 in losem Zustande oder

Ladungen von Stoffen der Ziffer 8 befördert worden sind, nach jedes
maligem Gebrauche dem Reinigungs-(Desinfektions-) Verfahren unter-

werfen, das für die Beseitigung von Ansteckungsstoffen bei der Beför-
derung von Vieh auf Eisenbahnen vorgeschrieben ist. Durch die Des-

infektion müssen die den Wagen etwa anhaftenden Ansteckungsstoffe
völlig beseitigt werden. Ausgenommen hiervon sind nur solcheWagen,
die bestimmungsgemäß ausschließlich zur Beförderung dieser Stoffe
benutzt werden. Die Kosten der Desinfektion hat der Absender oder
der Empfänger zu ersetzen.

(7) Macht sich ein lästiger Geruch während der Beförderung be-

merkbar, so kann die Eisenbahn die Stoffe jederzeit auf Kosten des

Absenders oder des Empfängers mit geeigneten Mitteln zur Beseiti-
gung des Geruchs behandeln lassen.

(8) Die Stoffe der Ziffern 3 und 4 dürfen in bedecktenWagen
befördert werden. Ihr Zusammenladen mit Nahrungs= und Genuß-
mitteln ist verboten. Zur Beförderung von Hausmull sind besonders
eingerichtete, das Verstäuben verhütende Wagen oder dichte, offene,
mit gut schließendenDecken versehene Wagen zu verwenden. Die

Stoffe der Ziffern 1, 2, 5, 6, 7 und 8 müssen in offenen Wagen
befördert werden (vgl. aber A. (2) a) 1.).
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(9) Leere Behälter und zurückgehende Wagendeckenmüssen völlig
gereinigt und mit geeigneten Desinfektionsmitteln behandelt sein, so
daß sie keinen fauligen Geruch verbreiten. Im Frachtbrief ist auf
ihre frühere Verwendung hinzuweisen. Sie müssen in offenen Wagen
befördert werden.

(lo) Die Stoffe der Ziffer 10 müssen in luft= und wasserdichten
eisernen Wagen befördert werden. Diese müssen mit Ventilen versehen
sein, die bei zu hohem Drucke der sich entwickelnden Gase dem Aufreißen
der Wagenwände vorbeugen. Die Wagen sind nach den Vorschriften
des Abs. (5) zu desinfizieren, und zwar sofort nach der Entladung,
wenn ihr Inhalt von Tieren herstammte, die mit Rinderpest, Milz-
brand, Tollwut, Rotz oder Maul= und Klauenseuche behaftet waren,
anderenfalls alle 4 Wochen.

Schlußbestimmung.
Ergänzungen und Anderungender Anlage C verfügt das Reichs-

Eisenbahnamt. Die Verfügungen müssen im Reichs-Gesetzblatte ver-

öffentlicht, auch sollen sie im Reichsanzeiger bekannt gemacht werden.





Anlage F.

Allgemeine Erklärung
über die Verpackung des Gutes.

— Ô

Ich erkenne an, daß die von mir bei der Güterabfertigungsstelle der

Eisenbahn in ]]r0 aufgelieferten Güter, und zwar:

unverpackt *

in nachbeschriebenermangelhafter Verpackung )

wenn im Frachtbrief auf dieseErklärung Bezug genommen ist.

, den ten. 19

UUnterschrift.)

*) Je nach der Beschaffenheit der Sendungen sind entweder das Wort „unverpackt"“ oder

die Worte „in nachbeschriebener mangelhafter Verpackung“ zu streichen.





Auhang.

Besondere Vorschriften fuͤr die Befoͤrderung von bedingungsweise
zugelassenenGegenständender Anlage C auf elektrisch betriebenen Eisen-
bahnen mit oberer Stromzufuͤhrung, bei denen ein Bruch der Ober--

leirung nicht durch besondere Vorrichtungen unschädlich gemacht ist.
—...

(1) Werden die brennbaren Flüssigkeiten unter III in Kessel-(Bassin-) Wagen
befördert, so ist über dem Wagen eine starke Schutzdecke aus Holz oder einem anderen

isolierenden Stoffe anzubringen, die es verhindert, daß ein herabgefallener Leitungsdraht
den Strom auf die metallenen Teile des Wagens überträgt.

(2) Bei der Beförderung von Leuchtgas, Fett= und Mischgas sowie von Wassergas
I d. 3), von verflissigten Gasem unter 1 d. 5, von Chlormethyl und Chloräthyl (I d. 6),
Zinkäthyl (II. 4), von brennbaren Flüssigkeiten (III. Ziffern 1 bis 8), von Terpentinöl sowie
von absolutem Alkohol und Weingeist (III. Ziffer 9) sind über den offenen Wagen starke
Schutzdecken aus Holz oder einem anderen isolierenden Stoffe anzubringen, die es verhüten,
daß ein herabgefallener Leitungsdraht eine Zündung herbeiführt. Die Schutzdecken dürfen
den freien Zutritt der Luft zum Gute nicht verhindern.

(3) Die brennbaren Flüssigkeiten (III) dürfen nicht in Wagen oder Wagenabteilen
befördert werden, worin sich dem Betriebe dienende elektrische Apparate, wie stromführende
Elektromotoren oder Generatoren, Transformatoren, Blitzplatten, Widerstände, Sicherungen,
elektromagnetische Bremsen, Heizapparate befinden. Zugelassen sind Glühlampen, die in

besonders starke Glasschutzglocken eingeschlossensind, und deren Ausschalter und Sicherungen
sich außerhalb der Wagen oder Wagenabteile befinden; ferner sind isolierte Drahtleitungen
gestattet, die gegen mechanischeBeschädigungen gut geschützt sind.

(4) Die explosionsgefährlichen Gegenständeunter Ia. und Ib. Ziffern 4, 5, 7 und 8

dürfen nicht in Wagen befördert werden, die stromführende oder unter Spannung stehende
elektrische Leitungen oder Apparate enthalten, also auch nicht in Wagen, die elektrisch be-

leuchtet sind.
(5) Die Vorschrift unter Ia. F. Abs. (2) gilt nicht für elektrischeLokomotiven ohne

Feuerherd.
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Aken, Alfeld, Alsleben a. S., Altdamm, Altona, Andernach, Aplerbeck, Arendsee,
Arneburg, Aschersleben, Aurich, Barby, Barten, Bartenstein, Bartschin, Baruth,
Belgern, Bendorf, Benneckenstein, Beuthen, Bibra, Bielefeld, Bingerbrück, Bis-

mark, Bleicherode, Bocholt, Bodenwerder, Bonn, Boppard, Brandenburg a. H.,
Braunfels, Bredstedt, Brehna, Bremervörde, Brieg, Bromberg, Brüssow, Buckow,
Bünde, Burg a. F. (Reg.-Bez. Schleswig), Burg b. M. (Reg.-Bez. Magdeburg),
Burg (Reg.-Bez. Düsseldorf), Burscheid, Buxtehude, Calbe a. M., Callies, Camen,
Carlshafen, Celle, Cleve, Clötze, Cochstedt, Cöln, Cönnern, Conz, Cottbus,
Cranenburg, Crone a. d. Brahe, Cronenberg, Croppenstedt, Cüstrin, Dahme,
Dardesheim, Derenburg, Dingelstädt, Dinslaken, Dommitzsch, Domnau, Dreng-
furt, Duderstadt, Düben, Dülken, Eberswalde, Egeln, Ehringshausen, Eilenburg,
Einbeck, Elbing, Eldagsen, Ellrich, Elten, Emden, Emmerich, Ems, Erfurt, Esens,
Exin, Eydtkuhnen (Grenzstation), Finsterwalde, Flensburg, Forst i. L., Frank-
furt a. O., Friedland (Reg.-Bez. Königsberg),Friedrichstadt, Fürstenwalde (Spree),
Gartz a. O., Gebesee,Gefell, Gembitz, Gerbstedt, Gerresheim, Gilgenburg, Gleiwitz,
Glückstadt, Goch, Görlitz, Göttingen, Gollantsch, Gollnow, Gommern, Gonsawa,
Goslar, Gräfenhainichen, Graudenz, Gröningen, Groß-Salze, Guben, Guttentag,
Guttstadt, Hadmersleben, Halberstadt, Hameln, Harburg, Havelberg, Heiligen-
hafen, Heilsberg, Helmarshausen, Hilden, Hildesheim, Hitdorf, Hohenmölsen,
Hohenstein (Reg.-Bez. Königsberg), Hornburg, Ibbenbüren, Insterburg, Janowitz,
Jerichow, Joachimsthal, Kaiserswerth, Kaldenkirchen, Kappeln, Kattowitz, Keitum

(für die Insel Sylt), Kemberg, Kettwig, Kiel, Kindelbrück, Kirn, Königshütte O.-S.,
Konstadt, Kruschwitz, Küppersteg, Labischin, Landeck, Landsberg a. W. (Reg.-Bez.
Frankfurt a. O.), Landsberg (Reg.-Bez. Merseburg), Langenberg, Langenfeld,
Langensalza, Lebus, Leer, Lengerich, Lenzen, Leschnitz, Lichtenau, Liebstadt, Liegnitz,
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Lingen, Loburg, Löbau, Löbejün, Lontzen, Loslau, Lüdenscheid,Lüneburg, Lütjen-
burg, Lüttringhausen, Lychen, Melle, Mettmann, Moringen, Mühlhausen (Reg.-Bez.
Erfurt), Mühlhausen (Reg.Bez. Königsberg), Mülheim a. Rh., Müllrose, Münche—
berg, Münden, Münder, Münster, Myslowitz, Neudamm, Neumünster, Neun-

kirchen, Neustadt a. R. (Reg.-Bez. Hannover), Neustadt (Reg.-Bez. Schleswig),
Niedermarsberg, Nieder-Thalheim, Nienburg, Nikolai, Norden, Nordhausen a. H.,
Northeim, Oberhausen,Oberlahnstein, Odenkirchen, Obisfelde,Ovenum (für die

Insel Föhr), Oynhausen,Ohligs, Oldenburg, Oldesloe, Opladen, Oppeln, Orsoy,
Ortrand, Osnabrück, Osterfeld, Osterode a. H., Osterwieck, Ottensen, Ottmachau,
Pakosch, Papenburg, Pasewalk, Passenheim, Patschkau, Pattensen, Peine, Pellworm,
Pitschen, Plaue, Pollnow, Polzin, Prettin, Pretzsch, Pritzwalk, Quakenbrück,
Ratibor, Rattingen, Recklinghausen, Reinerz, Rheinberg, Rheine, Rogowo, Rügen-
walde, Saalfeld, Sachsa, Sandau, Schildau, Schippenbeil, Schkölen, Schmiede-
berg (Reg.-Bez. Merseburg), Schneidemühl, Schocken, Schönebeck, Schönlanke,
Schraplau, Schwanebeck, Schweidnitz, Schwelm, Schwiebus, Seehausen i. A.

(Kreis Osterburg), Seehausen (Kreis Wanzleben), Sobernheim, Bad Soden,
Sömmerda, Sohrau O.-S., Soldau, Sommerfeld, Sonnenburg, Spandau, Stade,
Stargard i. Pomm., Staßfurt, Steele, Stössen, Stolberg, Stolp i. Pomm.,
Storkow, Strälen, Stralsund, Strasburg (Reg.-Bez. Potsdam), Strausberg,
Stromberg, Süchteln, Suhl, Sulzbach, Tangermünde, Tapiau, Telgte, Tennstedt,
Teuchern, Thorn, Tilsit, Trarbach, Treffurt, Tremessen, Treptow a. d. Rega,
Treptow a. d. Tollense, Treuenbrietzen, Trier, Tscherbeney, Ulzen,Unna, Velbert,
Verden, Versmold, Viersen, Vlotho, Völklingen, Wandsbek, Warburg, Watten-

scheid, Wegeleben, Weißenfels, Wendisch-Buchholz, Werben, Werden, Werder, Werl,
Westerland auf Sylt, Wettin, Willenberg, Witten, Wittstock, Wollin i. Pomm.,
Wülfrath, Wunstorf, Tanten, Zahna, Zahnow, Zehdenick, Zeitz, Ziegenhals,
Ziegenrück, Ziesar, Zörbig. — Der Gutsvorsteher in Uchtspringe, Kreis Garde-

legen, und der dirigierende Arzt des Johanniterkrankenhauses in Polzin, Kreis

Belgard.

2. Königreich Bayern.
Die Bezirksämter,
die unmittelbaren Stadtmagistrate,
die Polizeidirektion in München,
die exponierten Bezirksamts-Assessoren sowie
für die im § 47/(2) der Eisenbahn-Verkehrsordnung erwähnten Leichensendungen die Ver-

waltungen der Strafanstalten und Arbeitshäuser.

3. Königreich Sachsen.
Die Amtshauptmannschaften,
die Stadträte,
die Direktoren der Landes-, Heil= und Pflegeanstalten (Hubertusburg, Sonnenstein, Unter-

göltzsch, Zschadraß, Großschweidnitz, Colditz, Hochweitzschen, Großhennersdorf,
Kreiskrankenstift Zwickau).

4. Königreich Württemberg.
Die Stadtdirektion Stuttgart,
die Oberämter.

5. Großherzogtum Baden.
Die Bezirksämter.

6. Großherzogtum Hessen.
Die Kreisämter.



7. Großherzogtum Mecklenburg-Schwerin.
Die Ortsbehörden, nämlich

im Domanium: die Amter,
auf den ritterschaftlichen Gütern: die Gutsobrigkeiten,
im Gebiete der Städte: die Magistrate und die städtischen Polizeibehörden sowie
im Gebiete der drei Landesklöster: die Klosterämter.

8. Großherzogtum Sachsen.
Die Bezirksdirektoren,
die Gemeindevorstände von Jena und Ilmenau,
der Gemeindevorstand in Blankenhain für Personen, die in dem Carl Friedrich-Hospitale

daselbst verstorben sind und auswärts beerdigt werden sollen.

9. Großherzogtum Mecklenburg-Strelitz.

a) Im Herzogtume Strelitz:
Die Amter,
die Gutsobrigkeiten,
die Magistrate.

b) Im Fürstentume Ratzeburg:
Die Landvotigtei,
die Gutsherrschaften.

10. Großherzogtum Oldenburg.

a) Im Herzogtum Oldenburg und im Fürstentume Lübeck:

Die Gemeindevorstände,
die Stadtmagistrate.

b) Im Fürstentume Birkenfeld:

Die Bürgermeister.

11. Herzogtum Braunschweig.
Die Kreisdirektionen,
die Polizeidirektion in Braunschweig,
die Stadt-Polizeibehörden in Blankenburg a. Harz, Eschershausen, Gandersheim, Bad

Harzburg, Hasselfelde,Helmstedt, Holzminden, Königslutter, Schöningen, Schöppen-
stedt, Seesen, Stadtoldendorf, Wolfenbüttel.

12. Herzogtum Sachsen-Meiningen.
Die Landräte sowie
für die im 8 471(2) der Eisenbahn-Verkehrsordnung erwähnten Leichensendungen die

Direktion des Zuchthauses in Maßfeld.

13. Herzogtum Sachsen-Altenburg.
Die Landratsämter,
die Stadträte.

14. Herzogtum Sachsen-Coburg und Gotha.
a) Im Herzogtume Coburg:

Das Landratsamt in Coburg,
die Magistrate in Coburg, Neustadt und Rodach,
der Stadtrat in Königsberg in Franken.
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b) Im Herzogtume Gotha:
Die Landratsämter,
die Stadträte in Gotha, Ohrdruf und Waltershausen.

15. Herzogtum Anhalt.
Die Regierung, Abteilung des Innern,
die Kreisdirektionen,
die Polizeiverwaltungen zu Dessau, Cöthen, Zerbst und Bernburg sowie
für die im § 47°(2) der Eisenbahn-Verkehrsordnung erwähnten Leichensendungen die

Direktion der Strafanstalt in Coswig,
die Herzogliche Salzwerks-Direktion zu Leopoldshall bei tödlich verlaufenen Unglücksfällen

auf den Herzoglichen Salzwerken Leopoldshall und Friedrichshall.

16. Fürstentum Schwarzburg-Sondershausen.
Die Landräte.

17. Fürstentum Schwarzburg-Rudolstadt.

a) Bei Sendungen innerhalb des Fürstentums:

Die Ortspolizeibehörden.

b) Bei Sendungen über die Grenzen des Fürstentums hinaus:
Die Landratsämter.

18. Fürstentum Waldeck und Pyrmont.
Die Kreisamtmänner.

19. Fürstentum Reuß älterer Linie.

Das Landratsamt in Greiz,
der Amtsrichter in Burgk.

20. Fürstentum Reuß jüngerer Linie.

Die Landratsämter in Gera und Schleiz.

21. Fürstentum Schaumburg-Lippe.
Die Landratsämter,
die städtischePolizeiverwaltung in Bückeburg,
der Magistrat in Stadthagen.

22. Fürstentum Lippe.

Die Magistrate der Städte Barntrup, Blomberg, Detmold, Horn, Lage, Lemgo, Salzuflen,
Schwalenberg,

die Verwaltungsämter in Blomberg, Brake, Detmold, Lipperode-Cappel, Schötmar.

23. Freie und Hansestadt Lübeck.

Das Polizeiamt in Lübeck.

24. Freie Hansestadt Bremen.

Die Polizeidirektion in Bremen,
der Landherr in Bremen,
die Amter in Bremerhaven und Vegesack.
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25. Freie und Hansestadt Hamburg.
Die städtische Polizeibehörde in Hamburg,
der Amtsverwalter in Ritzebüttel,
der Bürgermeister in Bergedorf.

26. Elsaß-Lothringen.
Die Kreisdirektoren,
die Polizeidirektoren in Metz und Straßburg.

II. Für vom Auslande kommende Leichen.

1. Deutsche Behörden.

Abeffinien.
Gesandtschaft in Adis Abeba.

Argentinien.
Generalkonsulat in Buenos Aires.

Belgien.
Gesandtschaft in Brüssel.
Generalkonsulat in Antwerpen.
Konsulat in Boma.

Konsulat in Brüssel.
Konsulat in Lüttich.

Brasilien.
Konsulat Am Amazonenstrom.
Konsulat in Bahia.
Konsulat in Curitiba.

Konsulat in Desterro.
Konsulat in Porto Alegre.
Konsulat in Rio Grande do Sul.

Generalkonsulat in Rio de Janeiro.
Konsulat in Säo Paulo.

Bulgarien.
Diplomatische Agentur in Sofia.
Konsulat in Sofia.
Konsulat in Varna.

Chile.
Generalkonsulat in Valparaiso.

China.
Konsulat in Amoy.
Konsulat in Canton.

Konsulat in Charbin.
Konsulat in Hankau.
Konsulat in Itschang.
Konsulat in Mugden.
Konsulat in Nanking.
Konsulat in Pakhoi-Hoihau.
Generalkonsulat in Schanghai.
Konsulat in Swatau.

Konsulat in Tientsin.

Konsulat in Tschengtu-Tschungking.
Konsulat in Tschifu.
Konsulat in Tsinanfu.

Columbien.

Gesandtschaft in Bogotäáä.

Costarica.
Konsulat in San José de Costarica.

Cuba.

Ministerresidentur in Havana.

Dänemark.

Gesandtschaft in Kopenhagen.
Generalkonsulat in Kopenhagen.

Ecuador.

Konsulat in Quito.

Frankreich.
Botschaft in Paris.
Konsulat in Algier.
Konsulat in Bordeaux.
Vizekonsulat in Boulogne-sur-Mer.
Vizekonsulat in Calais.

Vizekonsulat in Dünkirchen.
Konsulat in Hävre.
Gouvernement in Lome (für die französische

Kolonie Dahome).
Konsulat in Lyon.
Konsulat in Marseille.
Vizekonsulat in Mazamet.
Vizekonsulat in Nantes.

Vizekonsulat in St. Nazaire.
Konsulat in Nizza.
Konsulat in Paris.
Vizekonsulat in La Rochelle.
Vizekonfulat in Rouen.

Konsulat in Saigon.
Vizekonsulat in Roubarx.

Griechenland.
Generalkonsulat in Athen.



Großbritannien.
Konsulat in Bombay.
Generalkonsulat in Calkutta.

Generalkonsulat in Capstadt.
Konsulat in Colombo.
Konsulat in Durban.

Konsulat in Hongkong.
Konsulat in Johannesburg.
Gouvernement in Lome (für die britischen

Kolonien an der Gold= und Niger-
küste).

Generalkonsulat in London.

Konsulat in Montreal.

Konsulat in Pretoria.
Generalkonsulat in Singapore.
Generalkonsulat in Sydney.

Haiti.
Gesandtschaft in Port au Prince.

Italien.
Botschaft in Rom.

Konsulat in Ancona.

Konsulat in Bari.

Konsulat in Bologna.
Konsulat in Brindisi.
Konsulat in Cagliari.
Vizekonsulat in Catania.

Konsulat in Civita Vechhia.
Konsulat in Florenz.
Vizekonsulat in Gallipoli.
Generalkonsulat in Genua.

Vizekonsulat in Girgenti.
Vizekonsulat in Lecce.

Vizekonsulat in Licata.

Konsulat in Livorno.

Konsulat in Mailand.

Konsulat in Messina.
Vizekonsulat in Milazzo.
Generalkonsulat in Neapel.
Konsulat in Palermo.
Vizekonsulat in Pizzo.
Vizekonsulat in Rapallo.
Vizekonsulat in Reggio.
Konsulat in Rom.

Konsulat in San Remo.

Konsulat in Savona.

Vizekonsulat in Spezia.
Vizekonsulat in Syrakus.
Vizekonsulat in Terranova.

Vizekonsulat in Trapani.
Konsulat in Turin.

Konsulat in Venedig.

Japan.
Konsulat in Kobe.

Konsulat in Nagasaki.

102 —

Konsulat in Schimonoseki.
Generalkonsulat in Söul.

Generalkonsulat in YDokohama.

Liberia.

Konsulat in Monrovia.

Marokko.

Gesandtschaft in Tanger.
Konsulat in Casablanca.
Konsulat in Fez.

Mexiko.
Konsulat in Mexiko.

Montenegro.
Ministerresidentur in Cettinje.

Nicaragua.
Konsulat in Managua.

Niederlande.

Gesandtschaft im Haag.
Generalkonsulat in Amsterdam.
Generalkonsulat in Bataovia.

Konsulat in Rotterdam.

Norwegen.
Generalkonsulat in Christiania.

Österreich-Ungarn.
Botschaft in Wien.

Konsulat in Brünn.

Generalkonsulat in Budapest.
Konsulat in Fiume.
Konsulat in Innsbruck.
Konsulat in Lemberg.
Konsulat in Prag.
Konsulat in Sarajewo.
Vizekonsulat in Spalato.
Konsulat in Triest.
Konsulat in Wien.

Vizekonsulat in Czernowitz.

Paraguay.

Konsulat in Asuncion.

Persien.

Gesandtschaft in Teheran.
Vizekonsulat in Buschär.

Portugal.

Konsulat in Lourengo Marques.
Konsulat in Lissabon.
Konsulat in Funchal.
Konsulat in Porto.



Rumänien.

Konsulat in Bukarest.
Konsulat in Galatz.
Konsulat in Jassy.

Rußland.

Botschaft in St. Petersburg.
Konsulat in Abo.

Konsulat in Archangel.
Vizekonsulat in Arensburg.
Konsulat in Baku.

Vizekonsulat in Batum.

Konsulat in Björneborg.
Konsulat in Charkow.
Vizekonsulat in Cronstadt.
Vizekonsulat in Hangö.
Konsulat in Helsingfors.
Vizekonsulat in Jacobstad.
Vizekonsulat in Jekaterinoslaw.
Vizekonsulat in Kemi.

Konsulat in Kiew.

Vizekonsulat in Kischinew.
Vizekonsulat in Korka.

Konsulat in Kowno.
Konsulat in Libau.
Vizekonsulat in Mariupol.
Konsulat in Moskau.

Konsulat in Narva.

Vizekonsulat in Nicolajew.
Konsulat in Nikolaistad.
Vizekonsulat in Noworossysk.
Generalkonsulat in Odessa.
Konsulat in Pernau.
Generalkonsulat in St. Petersburg.
Konsulat in Reval.

Konsulat in Riga.
Konsulat in Rostoff am Don.

Konsulat in Saratow.

Vizekonsulat in Tammerfors.
Konsulat in Tiflis.
Konsulat in Uleäborg.
Generalkonsulat in Warschau.
Konsulat in Wiborg.
Konsulat in Windau.

Konsulat in Wladiwostok.

Schiffer-(Samoa-) und Tonga= (Freund-
schafts-) Inseln.

Gouvernement in Apia.
Mit der Wahrnehmung konsulari-

scher Befugnisse beauftragt für die

nicht zu einem deutschenSchutzgebiet
gehörenden Inseln der Südsee, so-
fern sie nicht dem Amtsbezirk eines
andern Konsulats zugeteilt sind.
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Schweden.

Generalkonsulat in Stockholm.
Konsulat in Malmö.

Schweiz.

Gesandtschaft in Bern.
Konsulat in Basel.
Konsulat in Bern.

Konsulat in Davos.

Konsulat in Genf.
Konsulat in Lausanne.
Vizekonsulat in Lugano.
Generalkonsulat in Zürich.

Serbien.

Konsulat in Belgrad.

Siam.

Gesandtschaft in Bangkok.

Spanien.

Generalkonsulat in Barcelona.
Konsulat in Madrid.

Konsulat in Santa Cruz de Tenerife.
Konsulat in Vigo.

Türkei.

Botschaft in Constantinopel.
Diplomatische Agentur in Cairo.

Konsulat in Aleppo.
Konsulat in Alexandrien.
Konsulat in Bagdad.
Konsulat in Beirut.

Konsulat in Cairo.

Vizekonsulat in Canea.

Generalkonsulat in Constantinopel.
Vizekonsulat in Haiffa.
Vizekonsulat in Jaffa.
Konsulat in Jerusalem.
Vizekonsulat in Konia.

Vizekonsulat in Mossul.
Konsulat in Salonik.

Konsulat in Smyrna.

Tunis.

Konsulat in Tunis.

Uruguay.

Ministerresidentur in Montevideo.

Vereinigte Staaten von Amerika.

Konsulat in Atlanta.

Konsulat in Chicago.



Konsulat in Cincinnati.

Konsulat in Denver.
Konsulat in Manila.

Konsulat in New Orleans.

Generalkonsulat in New York.
Konsulat in Philadelphia.
Konsulat in San Francisco.
Konsulat in Seattle.

Konsulat in St. Louis.

Konsulat in St. Paul.
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Zanzibar.
Vizekonsulat in Mombassa.
Konsulat in Zanzibar.

Die Küstenbezirksämter von Deutsch-
Ostafrika, das Distriktsamt Lüderitzbucht,
das Bezirksamt Swakopmund, die Küsten-
bezirksleiter von Kamerun, die Gouverneure
von Togo und Samoa sowie die Bezirks-
ämter und Stationen von Deutsch-Neuguinea.

2. Ausländische Behörden.

a) Österreich.
1. Sämtliche K. K. Bezirkshauptmannschaften.
2. Die Magistrate folgender Städte:

Bielitz, Bozen, Brünn, Cilli, Czernowitz, Friedek, Görz, Graz, Hradisch (Ungarisch-
Hradisch), Iglau, Innsbruck, Klagenfurt, Krakau, Kremsier, Laibach, Lemberg, Linz,
Marburg (in Steiermark), Olmütz, Pettau, Prag, Reichenberg (in Böhmen), Ro-
veredo, Rovigno, Salzburg, Steyr, Trient, Triest, Troppau, Waidhofen a. d.

Obbs, Wien, Wiener Neustadt, Znaim.

b) Ungarn.

Die Vizegespaneder Komitate Abauj-Torna, Also-Fehér, Arad, Arva, Bäcs-Bodrog,
Baranya, Bars, Beékés, Bereg, Besztercze-Naszöd, Bihar, Borsod, Brassö, Csanäd,
Csik, Csongräd, Eßtergom, Fejér, Fogara, Gömör-Kishont, Györ, Hajdu, Häromszek,
Heves, Hont, Hunyad, Jäß-Nagykun-Szolnok, Kis-Küküllb, Koloß, Komärom,
Krasso-Szörôny, Lipt5, Märamaros, Maros-Torda, Moson, Nagy-Küküllö, Nogräd,
Nyitra, Pest-Pilis-Solt-Kiskun, Pozsony, Säros, Somogy, Sopron, Szabolcs,
Szatmär, Szeben, Szepes, Szilägy, Szolnok-Doboka, Temes, Tolna, Torda-

Aranyos, Torontäl, Trencsén, Turöcz, Udvarhely, Ugocsa,Ungarisch-Vas, Veßprem,
Zala, Zemplén und Zölyom.

Die Bürgermeister der mit Jurisdiktionsrecht bekleideten Städte Arad, Baja, Buda-

pest, Debreczen, Györ, Hôdmezö-Bäsärhely, Kassa, Kecskemét,Kolozsvär, Komärom,
Maros-Väsärhely, Nagy-Värad, Pancsova, Pécs, Pozsony, Selmecz“ und Bélabänya,
Sopron, Szabadka, Szatmär-Németi, Szeged, Szekesfehérv#ár,Temesvar, Ujvidek,
Versecz und Zombor und in Fiume der Gouverneur.

In Kroatien die Komitatsbehörden in Gospiê, Ogulin, Zägräb (Agram), Varasd
(Warasdin), Belovär, Pozsega, Eszék (Esseg) und Vukovär und die Magistrate
der Städte Zägräb, Varasd, Eszék und Zimony (Semlin).

c) Schweiz.
Zürich, Polizeidirektion.
Bern, Regierungsstatthalterämter.
Luzern, Statthalterämter.
Uri, Standeskanzlei.
Schwyz, Kantonskanzlei.
Obwalden, Polizeidirektion.
Nidwalden, Polizeidirektion.
Glarus, Militär= und Polizeidirektion.
Zug, Kantonspolizeidirektion.

10. Freiburg, Polizeidirektion und Oberamtmänner.
11. Solothurn, Polizeidirektion.
12. Baselstadt, Sanitätsdepartement.

—
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13. Basellandschaft, Polizeidirektion.
14. Schaffhausen, Polizeidirektion.
15. Appenzell A.-Rh., Kantonskanzlei.
16. Appenzell J.Rh., Polizeidirektion und Bezirkshauptmannamt in Oberegg.
17. St. Gallen, Bezirksämter.
18. Graubünden, Kantonales Polizeibureau.
19. Aargau, Bezirksämter.
20. Thurgau, Polizeidepartement.
21. Tessin, Staatskanzlei.
22. Waadt, Departement des Innern und Oberamtmänner.
23. Wallis, Justiz= und Polizeidepartement.
24. Neuenburg, Departement des Innern.
25. Genf, Justiz= und Polizeidepartement.

Bemerkung:
Nach den Bekanntmachungen des Reichskanzlers vom 21. Dezember 1909 und vom 2. April

1890 (Zentralblatt für das Deutsche Reich 1909, S. 1500 und 1890, S. 78) sind zwischen Deutsch-
land und der Schweiz sowie zwischen Deutschland und Osterreich-Ungarn Vereinbarungen getroffen,
wonach Leichenpässe, die von einer zuständigen Behörde eines der Vertragsstaaten ausgestellt sind,
im wechselseitigen Verkehr dieser Staaten anerkannt werden. Für den Verkehr mit der Schweiz
gelten die für den inneren deutschen Verkehr vorgesehenen Leichenpaßmuster (S. 40); für den

Verkehr mit Osterreich-Ungarn gilt vorläufig noch das nachstehend abgedruckteMuster.

LTeichen-Paß.

Die nach Vorschrift eingesargte Leiche deam ten 19—

zu (Ort) an (Todesursache) verstorbenen (Alter) jährigen

(Stand, Vor= und Zuname des Verstorbenen, bei Kindern Stand der Elrern) soll mittelst Eisenbahn von

über nach —

zur Bestattung gebracht werden. Nachdem zu deser Uberführungdem Begleiter der Leiche

(Stand und Name) die Genehmigung erteilt worden ist, werden sämmtliche Behörden,

deren Bezirke durch diesen Leichentransport berührt werden, ersucht, denselben ungehindert

und ohne Aufenthalt weitergehen zu lassen.

(Siegel.) (Unterschrift.)





Alphabetisches Verzeichnis

der

in der Anlage C zur Eisenbahn-Verkehrsordnung

aufgeführten Gegenstände.

Vorbemerkungen.

1. Die auf den elektrisch betriebenen Eisenbahnen mit oberer Stromzuführung noch besonders zu

beachtenden Vorschriften bei Auswahl der Wagen (Anhang zur EVO) sind in der Spalte 5

unter der überschrift„Elektrische Bahnen“ aufgeführt.

2. Bei den Gegenständen, deren Brand nicht mit Wasser, sondern mit Erde, Sand, Kies, Asche
oder dergleichen gelöscht werden muß, ist in Spalte 7 vermerkt:

„Nicht mit Wasser zu löschen.“
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Nr.

Gegenstand der Verpackung
Anlage C

1 2 3

———

Abfälle, bleihaltige,
s. Metallpräparate, giftige.

Abfälle, tierische
. Flechen.

Knochen, gereinigte,
Tierische Stoffe,
Stalldünger,
Fäkalien.

Abfälle vom Verspinnen
und Verweben, gefettete
oder gefirnißte,

s. Spinn= und Webstoffe.
Abfallsäure aus Nitrogloyzerin-

oder Nitrozellulosefabriken
s. Schwefelsäure (Sp. 7).

Ather
s. Ester,
wegen Petroleumäther s.

Kohlenwasserstoffe,
wegenSchwefeläthers. diesen.

S#therische Ole
s. Ole, fette.

Atzlauge (Natronlauge, Soda= V. Zif. 3. Starke, dichte, sicherverschlosseneGefäße, die durch
auge, Kalilauge, Pottaschen- den Inhalt nicht angegriffen werden. Der Verschluß

lauge u. dgl.), muß so beschaffen,sein,Laßer35 Erschütre-
»»

, rungen noch durch den Inhalt beschädigt werden kann.

OlsatzGüchständevon der Ol-
Bei Verwendung von Gefäßen aus Glas oder

'

Ton ist nachstehendes zu beachten:
a) die Gefäße sind unter Verwendung geeigneter Ver-

packungsstoffein starke Ubergefäße (Welden= oder
etallkörbe, Kübel oder Kisten) Eeneinzusetzen;

Ubergefäße (ausgenommen Kisten) müssen mit guten
andhaben versehen sein, »

b) Verpackungsstoff (a) ist nicht erforderlich, wenn die
Glasgefäße in eiserne Mantelkörbe eingseehtsind
und durch gut federnde, mit Albest belegte Schließen
so gehalten werden, daß sie sich in den Körben
nicht bewegen können,

c) die Vorschriften unter a) und b) gelten nicht für
Topfwagen.

Akkumulatoren
s. Schwefelsäure. 1

Alkalimetalle und Metalle Le.Zif. 1.) innere: äußere:
der alkalischen Erden, wie
Natrium, Kalium, Kalzium
und dgl. sowie Legierungen
dieser Metalle miteinander.

a) Die Glasgefäßemüssen
in Holzkisten mit einem

gegen Eindringen von

a) Starke, dichte, sicherver-

schlossene Gefäße aus

Eisen (auch Eisenblech),
b) bei Mengen bis 5 kg WassergedichtetenBlech-

auch starke, sicher und einsatz mit trockener
dicht verschlosseneGlas- Kieselgur oder mit ähn-
gefäße. lichen nicht brennbaren

Stoffen fest eingebettet
sein. Bei Glasgefäßen
mit Mengenbis zu 2508
dürfen statt der Holz-
kisten sicher und dicht ver-
schlossene Blechgefäße
verwendet werden.

b) die Gefäße aus Eisen
oder Eisenblech müssen
in Holzkisten oder in

eeiserne Schutzkörbe ein-
gesetzt sein.

Auf den Versandstückenmußihr Inhalt fest und dauerha
angegeben sein, auch müässensie
die Aufschrift tragen: „Vor
Nässe zu schützen“.

Diese Gefäße müssen
völlig trocken oder mit
Petroleum beschicktsein.
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Ist Zusammmen=Zu ver- Ist
packung mi ;

anderen Gegen=
wendender Beiladung Bemerkungen

ständenzulässig' Wagen zulässig?

4 5 6 7

Ja, Offener, Ja. Leere Gefäße, worin solche Stoffe enthalten zuesenin Mengen nur sind, müssenbei Aufgabe als Stückgut dicht verschlossen
bis 10 Kg. Mengen bis oder vollständiggereinigt sein. Ihr früherer Inhalt muß

Die Gefäße 10 kg (allein im Frachtbrief angegeben sein.
mit diesen oder mit an-

Stoffen deren Gegen-
müssen dann ständen zu-
mit den an-- sammen-
deren Gegen= gepackt — s.

ständen iun Sp. 4 —)
einen starken, dürfen in
dichten, sicher bedeckten
verschlossenen Wagen beför-
Holzbehälter dert werden.
zusammenge-
packt und fest

eingebettet
sein.

Ja, Bedeckter. Ja. Die Versandstücke sind besonders sorgfältig zu behan-
in Mengen deln. Sie dürfen nicht geworfenund müssen im Wagen

bis 5 kg nach so fest gelagert werden, daßsie gegen Scheuern, Rütteln,
Spalte 3 Stoßen, Umkanten und Herabfallen aus den oberen Lagen
verpackt. gesichert sind.

Nicht mit Wasser zu löschen!

8*
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Nr.

Gegenstand der Verpackung
Anlage C

1 2 3

Alkalsit 1 und Alkalsit A s.
Chlorat= und erchlorat-
sprengstoffe a) und b).

Alkohol, absoluter s.Ole, fette.
Alldorfit s. Ammoniaksalpeter=

sprengstoffe a).
Alzünder s. Zündungen, nicht-

sprengkräftge b).

—
s. Aneniat-

Ammonfördit Nsprengftoffe a).

Ammoniak, Chlor, Kohlen- 1d. Zif.s. Dicht verschlosseneGefäßeaus Schweißeisen,Fluß-
säure, schweflige Säure, eisen oder Gußstahl"), die mit mindestens einem Ventil

Stickoxydul, Stickstoff- zumFlillen und Entleeren versehen sein müsen.Bei

tetroxyd (verflüssigte Gase). · en»Kc’j·selwgqenfür Kohlensäure dürfen die Gefäße nicht
je für sichein Ventil zumFüllenund Entleeren haben,
sondern es müssen die Gefäße jeder wagerechten Schicht
an ein Sammelrohr angeschlossen sein, das an seinen
Enden Absperrventile trägt, die innerhalb des verschließ-
baren Wagenkastens liegen.

Auf den Gefäßen muß vermerkt sein:
a) Das Gewicht des leeren Behälters einschließlich der

Ausrüstungsteile (Ventil, Schutzkappe,Stopfen usw.),
b) das zulässige Höchstgewicht der Füllung,
c) der Prüfungsstempel und der Tag der letzten Prü-

fung, der bei:
Ammoniak, Kohlensäure und Stickoxydul

nicht mehr als 5 Jahre,
Chlor, schweflige Säure und Steckstofftetroxyd

4 nicht mehr als 2 Jahre
zurückliegen darf.

Sind die Gefäße in Kisten verpackt, so ist auf diesen
derInhalt anzugeben; sind die Gefäße unverpackt, müssen
sie mit Vorrichtungen versehen sein, die ein Rollen ver-

hindern, auch müssen sie zum Schutz der Ventile Kappen
aus Schmieedeeisen,Stahl oder schmiedbarem Guß tragen.
Keiner Kappe bedürfen Ventile, die im Innern des

Flaschenhalses angebracht und durch einen aufge-
schraubten, gut sitzenden Metallstöpsel geschützt sind.
Die Ventile der Kohlensäuregefäße bei Kesselwagen
bedürfen keiner Schutzkappen, die Gefäße auch keiner

Ammoniaksalpeterspreng=das Rollen verhindernden Vorrichtungen.
offe, patronierte, Ta. A. innere: äußere:a) „ — 1. Gruppe Luftdicht verschlossene Starke, dichte, sicher
Sprengstoffe, und zwar:

a). Blechbüchsen.MitParaffin verschlosseneHolzbehälter,
Ammoncahücit mit oder ohne Bei- pder Zeresin getränkte Pa= worin die lechbüchsen
fügung von Buchstaben und Ziffern, tronen können auch durch oderdie Pakete fest verpackt
Ammonfördit, Ammonkarbonit, Am= eine festeUmhüllung von sein müssen. .

monkarbonitla,Ammon-NobelitundPUPIeVzUPakethPVT- Deutliche, haltbare
Ammon-Nobelit I, Ammon-Tremonit, einigt werden. Auch nicht Aufschrift: „Ammoniak-
oder Gesteins-Tremomt, Anagon= getränkte Patronen bis salpetersprengstoff(Name)
Sprengpulver, Neu-Anagon, Anilit, zum Gesamtgewicht von 1. Gruppe icht

dAnralit I, la und II, Werter-Astralit, 22 kg dürfen zu Paketen HöochstesGewicht des
Gelatine-Astralit, Gelatine-Wetter= vereinigt werden, wenn Inhalts eines Behälters:
Astralit, Bautzener Sicherheitspulver, diese durch einen Uberzug 50 kg.
Bavarit I und II, Chromammonit, vonzeresin oderHarzvöllig
Dahmenit,DahmenitA, Gesteins-Dah= von der Luft abgeschlossen
menit, Neu-Dahmenit, Dominit XI, sind.
Donarit, Donarit I. Gelatine-Donarit,

*) 1. Kleinere Mengen, und zwar Kohlensäure un

chweflige Säure bis 100 g,tetroxyd bis 20 g, wasserfreie

HelgerdenBedingungen befördert werden:
ür Ammoniak, Chlor und Stickstofftetroryd nur bis
efüllt sein. Zed
olzkiste verpackt sein. Es ist zulässig, mehrere

e Glasröhre muß in einer zugelöretenmit Keeselgurgefüllten
lechkapseln in eine

nicht mit Chlor enthaltenden Röhren in dieselbe Kiste gelegt werden.

d Stickorydul bis 3 g, Ammoniak, Chlor und Stickstof-
dürfen auch in starken zugeschmolz#enen Glasröhren unter

Die Glasröhren dürfen für Kohlensäure und Stickoxydul nur bis zur Hälfte
zu zwei Dritteln, für schwestigeSäure nur bis zu drei Vierteln

genommen Chlor) dürfen auch andere Gegenstände beigepackt werden.
· » Z„

2. Metallene Kohlensäurekapseln 9# Sparklet), die höchstens 25 g Kohlensäure und höchstens
Flüssigkeit auf 1,34 cem Fassungsraum enthalten, werden bedingungslos befördert, wenn die Kohlensäure nicht mehr1

al#s1/d%%Luft enthält.

lechkapsel und diese in einer starken
iste einzulegen, doch durfen Röhren mit Ammoniak

Den Blechkapseln mit verflüssigten Gasen (aus-



arZusammen=Zu ver- Ist
unboren— wendender Beiladung Bemerkungen
ständen zulässiggg Wagen zulässig?

4 5 6 7

a, Bedeckter Ja. 1. Die Gefäße dürfen nicht geworfen und nicht den

britAmmo-
in den#bet Sonnenstrahlen oder der Ofenwärme ausgesetzt werden.

niak, Kohlen= naten Apri 2. Die Gefäße sind im Eisenbahnwagen so zu lagern, da

säure,schvefbisIiteber sie nicht umfallen oder herabfallen können.
gern, daß

8 Stic= Offener 3. Uber die Beschaffenheitdes Materials und Herstellung
oxydul, wenn ober

der Gefäße,über die amtliche Prüfung und die Füllung
die Gefäßein bedeckter der Gefäße sind besondere Vorschriften unter Id. B, C

Kisten ver= in den Mo- und E getroffen.
packt sind. naten No-

S. auch die vember bis
Fußnote in März einschl.
Spalte3. —

Kesselwagen müssen mit einem hölzernen Uberkasten
versehen sein.

Elektrische Bahnen.
Uber den offenen Wagen sind starke Schutzdecken aus

Holz oder einem anderen isolierenden Stoffe anzubringen,
die es verhüten, daß ein herabgefallener Leitungsdraht
eine Zündung gerbeäsipenDie Schutzdecken dürfen den
freien Zutritt der Luft zum Gute nicht verhindern.

1

Nein. Bedeckter. Ja, 1. Jede Sendung muß von einer Bescheinigung eines von
Elektrische ausgenom- der Eisenbahn anerkannten Chemikers begleitet sein,
Bahnen. men sind die daß der Sprengstoff den Bestimmungen unter I a. der

Diese Stoffe unter dem Anlage C zur E B O. entsprechend zusammengesetzt ist

dürfen nicht Stichwort und die dort vorgeschriebene Prüfung bestanden hat.
in Wagen „Schießmit-2. Auf dem Frachtbriefe muß vom Absender bescheinigt
befördert

tel. unter III

sein,daß die Verpackung den Vorschriften unter I a. der

werden, die aufgeführten nlage C zur E V O. entspricht.
strom- Schiehmittel

führendeoderfTr. Gruppe
unter Span-or-4 spreng-
nungstehende* tige Zun,elektrischeuen41

Leitungen S ennoder Appa-).
p *rate ent- di

apse "u.halten, also ürfen aber

auch nicht in beigeladen
Wagen, die werden, wenn

elektrisch be-
leuchtet sind.

sie in der für
diesen Fall

besonders
vorgesehenen Weise — s.
sprengkräftige Zündungen
Sp.7 Zif. 2— verpackt sind.

1
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Nr.

Gegenstand der Verpackung
Anlage C

—

1 2 3

Noch Ammoniaksalpeter-
sprengstoffe a) usw.

Dorfit, Alldorfit, FabierscheSprengstoffe, Fulmenit, Fulmenit I. Wetter-Ful-
menit und Wetter-Fulmenit 1, Glückauf, Lignosit I, Luxit I, Minolite und Mino-
lite I, Monachit I und II, Pastanil, Gesteins-Plastammon, Steinkohlen-Plast-
ammon, Pniowit A, L, II, III, Roburit, Roburit I, I A, IC, ID, IE oder Kronen-
pulver, Roburit IT oder Gesteins-Sicherheitspulver, Roburit II und IIa,
Wetter-Roburit und Gesteins-Roburit, Wetter-Romperite und Gesteins-Rom-
perite, Sicherheitssprengpulver der Vereinigten Cöln-Rottweiler Pulverfabriken,
Sicherheitssprengstoff der Güttlerschen Pulverfabriken, Siegenit und Wetter-
Siegenite, Thornit, Titanit III und IV, Westfalit und Westfalit A, Gelatine-
Westfalit, gaeingeels.auch GesteinswestfalitD—F’ usw., Gesteinswestfalit B

estfalit, Gesteinswestfalit, Salzwestfalit I—IV usw.,und C, Kohlen-

b) 3. Gruppe der Spreng-
mittel, nicht handhabungs-
sichere Sprengstoffe. ie

müssen aus einer zu ihrer
Herstellung berechtigten
deutschen oder aus einer

zumVersand auf deutschen
ahnen besonders ermäch-

tigten ausländischen Fabrik
stammen

Hierzu gehört.
Lignosit II

Ammonkarbonit u. Ammon-
karbonit Ia sieheAmmoniak-

salpetersprengstoffe a).

Ammon-Nobelit und Am-
mon-Nobelit J

"4Ammoniaksalpeterspreng-
toffe a).

Ammon-Tremonit
s. Ammoniaksalpeterspreng-
stoffe a).

Amg% tikel yrotech. erzartike rotech-
nische d).

p

Amnlazetat
s. Ester.

Anagon-Sprengpulver
Ammoniaksalpeterspreng-

toffe a).

Anhnydrid, sogenanntes
estes Oleum (wasserfreie

chwefelsäure).

Anilit

S Ammoniaksalpeterspreng-
toffe a).

Arsenige Säure

sowie
Arsenik, gelbes oder rotes,

s. Arsenikalien, nichtflüssige.

I a. A. innere: äußere:
3. Gruppe, Die Patronen, zu deren Starke, dichte,sicher ver-

s). Hülsen kein gefettetes schlosseneHolzbehälter, die
oder geöltes (wohl aber keine eiserne Reifen oder

paraffiniertes) Papier ver= Bänder haben. Die Be-
wendet sein darf, müssen durch festes hälter müssen an zwet
Umschlagpapierzu Paketenvereinigt gegenüberliegenden Stirn-
ein; in den Paketen müssensie mit seiten mit zuverlässigen
Wellpappe"')so eingepackt sein, daß Handgriffen oder Hand-

sie schichtweise in ihrer Lage festge= leisten) versehen sein; bet

halten werden. Die Pakete sind in Fässern und Tonnen sind
die äußeren Holzbehälter so fest ein= Handgriffe nicht erforder-

zusetzen,daß sie sich nicht verschieben lich, wenn durch tief ein-
önnen. gelasseneBöden und Deckel

eine feste Handhabe ge-
geben tst. —Das Rohgewicht der Behälter darf höchstens
35 kg betragen. — Deutliche, gedruckte oder schablonierte
Aufschrift: „Nicht handhabungssicherer Ammoniaksalpeter-
sprengstoff (Name) 3. Gruppe.“ sowie die Bezeichnung des Ur-
sprungsorts (Fabrikmarke).

V. Zif. 5. a) Starke, verzinnte und verlötete Eisenblechgefäße
oder

b) starke Eisen= oder Kupferflaschen, deren Offnungen
sicher und luftdicht verschlossen sind.

Die Gefäße und Flaschen müssen mit Kieselgur
oder ähnlichen nicht brennbaren Stosfsenin starken
Holzkisten fest verpackt sein.

*) Auf die zur Ausfuhr ins Ausland bestimmten Sendungen
finden die Vorschriften wegen Verwendung von Wellpappe sowie

wegenAnbringung von Handgriffen oder Handleisten keine An-
endung.



Ist Zusammen- Zu ver- Ist
packung mit ·

anderen Gegen=
wendender Beiladung Bemerkungen

ständen zulässtgg Wagen zulässig

4 5 6 7

Nein. Bedeckter. Ja, 1. Die Frachtbriefe dürfen keine anderen Gegenstände um-

Elektrische ausgenom- fassen. Die darin enthaltene Bezeichnung des Spreng-
Bahnen. men sind stoffs ist mit roter Tmtezu unterstreichen. Die Fracht-

DieseStoffe spreng- briefe müssen außer Anzahl, Gattung, Zeichen und
dürfen nichtkräftige Zün- Nummer der Behälter auch das Rohgewicht jedes

#
in Wagenbe-dungen (lb. einzelnen Behälters enthalten.

fördert werden, die strom-Zif. 4)und die
2. Auf dem Frachtbriefe muß vom Absender bescheinigt

führende oder unter Span= unter dem sein, daß Beschaffenheit und Verpackung der Spreng=
mung stehende elektrische Stichwort toffe den Vorschriften unter Ia. der Anlage C zur
Leitungen oder Apparate „Schieß- V0O. enrspricht. Außerdem muß jeder Sendung ein
enthalten, also auch nichtjmittel“ unteter vom Fabrikanten ausgestelltes, amtlich beglaubigtes
in Wagen, die elektrisch III auf- Ursprungszeugnis und die Bescheinigung eines von der
beleuchtet sind. Shkehrtene#

Eisenbahn anerkannten Chemikers über ordnungsmäßige
der 2. Gruppe. Nur Mengen bis 1000 kg
dürfen mir anderen Gütern zusammen-
verladen werden, vorausgesetzt, daß diese
nicht leicht entzündlich sind und nicht
früher als die Sprengmittel ausgeladen
werden.

Nein. Offener.

Beschaffenheit und Verpackung beigegeben sein.
.Aufgabe als Eilgut ist unzulässig.
.Weiter sind die Beförderungsvorschriften unter Ia. B.

Abs. (3), D. Abs. (3), E. Abs. (5), F, G, H, J und K
zu beachten. Die Vorschrift unter Ia. F. Abs.(2) gilt
nicht für elektrische Lokomotiven ohne Feuerherd.

Leere Gefäße, worin Anhydrid enthalten gewesen ist,
müssen bei Aufgabe als Stückgutdicht verschlossenoder
vollständig gereinigt sein. Ihr früherer Inhalt muß im

Frachtbrief angegeben sein.
Nicht mit Wasser zu löschen!
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Nr.

Gegenstand der Verpackung
Anlage C

1 2 8

Arsenikalien:
a) Vicht flüssige, namentlich IV. Zif. 1.| Haltbare, dichte Behälter, die so verschlossen sein

arsenige Säure (Hütten- müssen, daß kein Verstreuen, Verstauben oder Aus-
rauch), gelbes Arsenik laufen des Inhalts möglich ist, und zwar:

(Rauschgelb, Auripigment), a) starke eiserne Fässer mit aufgeschraubtem Deckel
rotes Arsenik (Realgar), und Rollreifen
ScherbenkobaltFliegenstein) oder
u. dgl. b) doppelte Fässer aus festem, trockenem Holze mit

Einlagereifen oder ebenfochedoppelte Kisten mit
Umfassungsbändern, wobei die inneren Gefäße mit

dichtemStoff ausgekleidet sein müssen. Statt der
inneren Holzbehälter können auch verlötete Blech-
gefäße oder Gefäße aus Glas oder Ton verwendet

werden. Die Glas= und Tongefäße müssen in den
Ubergefäßen (Körben, Kübeln, Kisten) mitgeeigneten
Verpackungsstoffen fest verpackt sein. Unter diesen
Bedingungen können auch mehrere solcher Behälter
zu einem Versandstücke,vereinigt werden

. oder
«

c)SäckgvongeteerterLeinwand,dieineinfacheFässer
von starkem, trockenem Holze einzuschließen sind.
Auf den Versandstücken muß ihr Inhalt deut—

lich und dauerhaft angegeben sein. Sammelbe—
zeichnungen,wie Arsen#kalien,sind zulässig. Außerdem
ist die Bezeichnung „Gift.“ hinzuzufügen.

b) Flüssige, insbesondere Ar- IV. Zif. 4. Haltbare, dichte Behälter, die so verschlossen sein
sensäure. müssen, daß kein Auslaufen des Inhalts möglich ist,

und zwar:
a) Metall-, Holz= oder Gummigefäße mit guten Ver-

schlüssen
oder

b) Glas= oder Tongefäße, die unter Verwendung ge-
eigneter Verpackungsstoffe in starke Ubergefäße
(Weiden= oder Metallkörbe, Kübel oder Kisten) fest
eingesetzt sind; Ubergefäße (ausgenommen Kisten)
müssen mit guten Handhaben versehen sein.
Auf den Versandstücken muß ihr Inhalt deut-

lich und dauerhaft angegeben sein. Die Sammel-
bezeichnung „Arsenikalien.“ ist zulässig. Außerdem ist
die Bezeichnung „Gift.“ hinzuzufügen.

Asphaltnaphtha
s. Kohlenwasserstoffe.

Astralit I, Ia und II, Wetter-
Astralit

s. Ammoniaksalpeterspreng-
stoffe a).

AuripigmentWieriliutiena).

Azetaldehyd
s. Azeton.

Azeton, Azetaldehyd (auch in III. Zif. 5. Starke, dichte, sicher verschlosseneGefäße aus Holz
alkoholischerLösung), Holz-
geist, roh und rektifiziert. ;ässer),Glas, Ton (Steinzeug oder dergleichen) oder

etall.

Gefäße aus Glas oder Ton sind einzelnoder zu
mehreren unter Verwendung geeigneter Verpackungs-
stoffe in starke Ubergefäße (Weiden= oder Metallkörbe,
Kübel oder Kisten) fest einzusetzen; Ubergefäße (aus-
genommen Kisten) müssen mit guten Handhaben ver-

sehensein. Offene Ubergefäßemüssen eine Schutzdecke
haben, die, wenn sie aus Stroh, Rohr, Schilf oder
ähnlichen leicht brennbaren Stoffen besteht, mit Lehm-
und Kalkmilch oder dergleichen unter Zusatz von
Wasserglas getränkt ist.
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Ist Zusammen= Zu ver- Ist

—nt ie wendender Beiladung Bemerkungen
ständenzulässigfWagen zulässig?

4 5 6 7

Ja, Bedeckter Ja,. Leere Behälterund Säcke, worin dieseStoffe enthalten
in Mengen oder nur die gewesensind, müssen vollkommen dicht geschlossen sein.
bis 5 Kg. offener. Zusammen= Ihr früherer Inhalt muß auf ihnen und im Frachtbrief

Die Behälter ladung mit angegebensein. Ihr Zusammenladen mit Nahrungs= und
mit den Nahrungs= Genußmittteln ist verboten.

Arsenikalien und Genuß-
müssen dann mitteln ist
mit den an- verboten.

deren Gegen-
ständen in

einen starken,
dichten, sicher
verschlossenen
Holzbehälter
zusammen-

Lebacktsein.
Dieser Holz-
behälter muß
die Bezeich-

nung,Giftige
Stoffe"“
tragen.

Nein. Bedeckter Ja, LeereBehälter, worin diese Stoffe enthalten gewesen
oder nur die sind, müssen vollkommen dicht geschlossensein. Ihr frü-

offener. Zusammen= herer Inhalt muß auf ihnen und im Frachtbrief ange-
ladung mit geben sein. Ihr Zusammenladen mit Nahrungs= und
Nahrungs= Genußmitteln ist verboten.

und Genuß-
mitteln ist
verboten.

s l

Ja, Offener, nur Ja. 1. Die Wagen sind vor Beginn der Verladung auf beiden
in Mengen Mengen bis Seiten mit roten Zetteln zu versehen, die deutlich die
bis 10 kg. 10 kg Aufschrift: Ichergefählicheund „Vorsichtig ver-

Die Gefäte(allein oder schieben.“ tragen.
«

müssen dann
mit den übri-
gen Gegen—
ständen in

starke, dichte,
sicher ver-

slassenHolzbehälter
zusammen-

verpackt sein.
Die Gefäße

mit anderen
Gegenstän-

den zusam-
mengepackt

—s. Sp.4—)

dürfeninbedeckten
enWa

befördert
werden.

Die Versandstücke müssen im Wagen sicher gelagert
werden. Offene Körbe und Kübel sind am Wagen ubefestigen, auch dürfen sie nicht aufeinander gestellt
werden.

.Während der Beförderung schadhaft gewordene Behälter
sind sofort auszuladen und können, wenn ihre Wieder-

herstellung nicht olsbald möglich ist, mit dem vorhan-
denen Inhalt ohne weiteres für Rechnung des Absen-
ders verkauft werden.

Z„

Dicht verschlossene leere Blechbehälter, worin solche
Stoffe enthalten waren, dürfen in bedeckten Wagen,
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Gegenstand
Nr.
der

Anlage C
Verpackung

1 2

Noch Azeton usw.

Azetylchlorid
s. Phosphortrichlorid.

Azetylen, in Azeton gelöftes
und in porösen Massen
aufgesaugtes.

Baumwolle,
gefirnißt,

s. Spinn= und Webstoffe.

Bautzener Sicherheitspulver
s. Ammoniaksalpeterspreng-
stoffe a).

Bavarit 1 und II

"a1Ammoniaksalpeterspreng-
toffe a).

gefettet oder

VelgischesWinterdynamit
s. Dynamit und dynamit-
ähnliche Sprengstoffe.

d. Zif. 2. Dicht verschlossene,nahtlose Gefäße aus Schweiß-
cisen, Flußeisen oder Gußstahl, die mindestens mit

einem Ventil zum Füllen und Entleeren versehen sein
müssen. Das Gefäß muß mit feinporiger, gleichmäßig
verteilter Masse ganz ausgefüllt sein. Es darf nur so
viel von dem Lösungsmittel (Azeton) eingefüllt werden,
daß sich die durch Aufnahme des Azetylens eintretende
Volumvergrößerung unbehindert vollziehen kann und
daß bei einer Steigerung der Außentemperatur auf
45° ein genügender Gasraum verbleibt. Die mit dem

Gas in Berührung kommenden Teile der Ventile
dürfen nicht aus Kupfer hergestellt sein.

Auf den Gefäßen muß vermerkt sein:
a) die Höhe des zulässigen Füllungsdrucks, der bei

17.55 höchstens15 Armosphären betragen darf.
b) der Prüfungsstempel und der Tag der letzten Prü-

fung, der nicht mehr als 5 Jahre zurückliegen darf.
Sind die Gefäße in Kisten verpackt, so ist auf

diesen der Inhalt anzugeben; sind die Gefäße unver-
packt, müssen sie mit Vorrichtungen versehen sein, die
ein Rollen verhindern, auch müssensie zum Schutzder
Ventile Kappen aus Schmiedeeisen, Cah#oder schmied-
barem Guß tragen. Keiner Kappe bedürfen Ventile,
die im Innern des Flaschenhalses angebracht und durch
einen aufgeschraubten Metallstöpsel geschützt sind.
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Ist Zusammen-
packung mit

anderen Gegen-
ständenzulässig?

wendender
Zu ver- Ist

Beiladung
Wagen zulässig?

4 5 6 7

mit Azeton
usw. müssen
in den Be-

hälter fest
eingebettet

sein.

Nein.

1.

Elektrische Bahnen.
Wagen oder Wagen—
abteilungen dürfen nicht
verwendet werden, wor-

in sich dem Betriebe die-

im Frachtbriefe hinzuweisen.

Bemerkungen

andere Gefäße müssen in offenen Wagen befördert
werden; auf die frühere Verwendung der Behälter ist

nende elektrische Appa-
rate, wie stromführendeElektromotoren oder Gene-
ratoren, Transformatoren, Blitzplatten, Widerstände,
Sicherungen, elektromagnetische Bremsen,Heizapparate
befinden. Zugelassen sind Glühlampen, die in besonders
starke Glasschutzglocken eingeschlossensind, und deren
Ausschalter und Sicherungen sich außerhalb der Wagen
oder Wagenabteile befinden; ferner sind isolierte Draht-
leitungen gestattet, die gegen mechanischeBeschädigungen
gut geschütztsind.

Uber den offenen Wagen sind starke Schutzdecken aus

polzoder einem anderen isolierenden Stoffe anzu-

ringen, die es verhüten, daß ein herabgefallener Lei-
tungsdraht eine Zündung herbeiführt. Die Schutzdeckendürsenden freien Zutritt der Luft zum Gute nicht
verhindern.

. Bei Verwendung von Kessel-(Bassin-) Wagen ist
über dem Wagen eine starke Schutzdeckeaus Holz oder
einem anderen isolierenden Stoffe anzubringen, die es

verhindert, daß ein herabgefallener Leitungsdraht den
Strom auf die metallenen Teile des Wagens überträgt.

Bedeckter. Ja. 1.

Offene sind
nur zulässig,
wenn die Ge-

Es kann verlangt werden, daß der Absender durch ein
Manometer den in den Behältern vorhandenen Druck
nachweist. Diese Prüfung hat der Annahmebeamte im

Frachtbriefe zu bescheinigen.
fäße in Fuhr- 2. Die Gefäße dürfen nicht geworfen und nicht den
werken auf- Sonnenstrahlen oder der Ofenwärme ausgesetzt werden.

gegebenver- 3. Die Gefäße sind im Eisenbahnwagen so zu lagern, daß

Paan-en## sie nicht umfallen oder herabfallen können.

deckt sind. 4. Uber Beschaffenheit des Materials und Herstellung der

Gefäße sowie über die amtliche Prüfung der Gefäße
sind besondere Vorschriften unter 1d. B und C ge-
troffen.
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Gegenstand
Nr.
der

Anlage C
Verpackung

1 2

Bengalische Fackeln
5„ Feuer
5„ Ma-

gnesiumfackeln
Bengalische Zündhölzer

W’‚ßeepyrotechnische

siehe
Feuer-
werks-

körper.

Benzin ·

s. Kohlenwasserstoffe.
Benzol

s. Kohlenwasserstoffe.
Blaue Kupferpigmente

s. Metallpräparate, giftige.
Blaustein

s. Kupfervitriol.

Bleifarben
Bleiglätte
Bleihaltige Abfälle
Bleipräparate rate,

Bleirückstände galiftige.
Bleischlamm, schwefelsäure-

haltig s. Schwefelsäure.
Bleiweiß 1 Metallpräpa—
Bleizucker rate, giftige.
Blumenkarten s.Scherzartikel,

pyrotechnische a).

Blumenregenhölzer

b Zündhölzer,pyrotechnische

siehe
Metall-

präpa-

Bohrspäne
s. Eisen= und Stahlspäne.

Bordelaiser Brühe,
Pulver zu ihrer Herstellung,
s. Kupfervitriol.

Boskozylinder s.Scherzartikel,
Ppyrotechnischec).

Bourre de Soie-Seide
s. Seide, hochbeschwerte.

Brandeln s. Zündungen, nicht-
sprengkräftige.

Braunkohlenteeröle
s. Kohlenwasserstoffe.

Brisante Sprengladungen
für Geschosfse usw.

s. Sprengladungen.
Brom. V. Zif. 4. Starke, dichte, sicher verschlosseneGefäße, die #urchden Inhalt nicht angegriffen werden. Der Verschlu

muß so beschaffen sein, daß er weder durch Erschütte-
rungen. noch durch den Inhalt beschädigt werden kann.

Gefäße aus Glas oder Ton sind in starke Holz-
oder Metallbehälter bis zum Halse in uche,Sand
oder Kieselgur oder in ähnliche nicht brennbare Stoffe
einzubetten. Auf Topfwagen findet diese Vorschrift
keine Anwendung.



Ist Zusammen= Zu ver- Ist
packung mit wendender Beiladung Bemerkungen

anderen Gegen- imms
ständen zulässg Wagen zulässig?

4 5 6 7

Ja, Offener, Ja. Leere Gefäße, worin Brom enthalten gewesen ist,
in Mengen nur Mengen müssenbei Aufgabe als Stückgut dichr verschlossen oder
bis 500 g. bis 500 g vollständig gereinigt sein. Ihr früherer Inhalt muß im

Die Brom= (allein oder Frachtbrief angegeben sein.
efäße müssenmit anderen
ann mit den Gegenstän-

übrigen Ge= den zusam-
genständen imm men gepackt
einen starken,— s. Sp.4—)
dichten, sicher dürfen in
verschlossenen bedeckten
Holzbehälter Wagen beför-
zusammen= dert werden.

gepacktund
est ein-

gebettet sein.
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Gegenstand
Nr.
der

Anlage C
Verpackung

9

Cahücit
s. Schwarzpulver
schwarzpulverähnliche
menge a).

Castroper Sprengsalpeter
s. Schwarzpulver und
schwarzpulverähnliche Ge-
menge I.

Chappe-SeideChs. hochbeschwerte.
Cheddit und Cheddit 1

s. Chlorat= und Perchlorat-
sprengstoffe.

Chemische Produkte, explo-
sionsfähige ·

s. Explosionsfähige, nicht
selbstentzündliche chemische
Produkte.

Chlor (verflüssigtes Gas)
s. Ammoniak.

Chloräthyl und Chlormethyl,
ersteresauch parfümiert (Lance-
Parfüm)

und
Ge-

Chlorat= und Perchlorat-
prengstoffe, patroniert:

a) 2. Gruppe der Spreng-
mitrel. Söchstgewicht einer
Stückgursendung 200 kg.

EChlorat-uFerchloratspreng=stoffe (Gemengevon Chlora-
ten oder Perchloraten der Al-
kalien oder alkalischen Erden
mit kohlenstoffreichen Verbin-
dungen wie Kohle, Kohlen-
wasserstoffe, Harze, Ole, ni-

trierte aromatische Kohlen-
wasserstoffe, Pflanzenmehle,
anorganische Salze und ähn-
liche). Chloratmischungen dür-
fen keine Ammoniaksalze ent-
halten. Unter dem Einflusse
von Stoß, Reibung und Ent-
zündung dürfen sichdie Spreng-

Id. Zif. 6.

Innern des

Dicht verschlosseneGefäße aus Schweißeisen, Fluß-
eisen,Gußstahl oder Kupfer'), die mindestens mit einem

Ventil zumFüllen und Entleeren Versehensein müssen.
Au den Gefäßen muß vermerkt ein:

a) das Gewicht des leeren Behälters einschließlich der
Ausrüstungsteile (Ventil,Schutzkappe,Stopfen usw.),

b) das zulässige Höchstgewicht der Füllung,
c) der rüfungsstempel und der Tag der letzten Prü-

fung, der nicht mehr als 2 Jahre zurückliegen darf.
Sind die Gefäße in Kisten verpackt, so ist auf diesender In-

halt anzugeben; sind die Gefäße unverpackt, müssen sie mit Vor-
richtungen versehen sein, die ein Rollen verhindern, auch müssen
sie zum Schutz der Ventile Kappen aus Schmiedeeisen,Stahl
oder schmiedbarem Guß tragen. Bei Gefäßen aus Kupfer sind
kupferne Kappen zulässig. Keiner Kappe bedürfen Ventile, die im

Flaschenhalses angebracht und durch einen auf-
geschraubten gut sitzenden Metallstöpsel geschütztsind.

Ia. A.
2. Gruppe

b).

stoffe nicht gefährlicher erweisen als
Cheddit von folgender Zusammensetzung:
79 Prozent Kaliumchlorat, 1 Prozent
Nitronaphthalin, 15 Prozent Dinitro-
roluol, 5 Prozent Rizinusbl. Dies sind

Alkalsit L, Alkalsit A, Thed-
dit, Gesteins-Dermonit,
Dermonit I. Wetter-Per-
monit, Dermonit II, Her-
monir A, Hersalit, Silesig,
Nonchkir I, II und III;

innere:
Die Patronen müssen

mit Paraffin oder Zeresin
überzogen oder in paraffi-
niertes oder zeresiniertes
Papier eingeschlagen und
durch eine feste Umhüllung
von Papier zu Paketen
bis 2½ kg Gewicht ver-

einigt sein.

äußere:
Die Pakete müssen in

starke, dichte, sicher ver-

schlosseneHolzbehälter fest
verpackt sein. In dem

Vebaarteretwa leerblei-
bende Räume mühssenmit
geeigneten Verpackungs-
stoffen derart ausgefüllt#endaß sich die Pakcte
nicht bewegen können.

ZumZusammenfügen der
ände der Behälter ver-

wendete eiserne Nägel
müssen verzinkt sein.

Höchstes Gewicht des

Ahaltseines Behälters
25 Kg.

Deutliche, haltbare,
den Inhalt kenn-
zeichnende Aufschrift:

„Chloratsprengstoff
(Name).“ oder „Per-

chloratsprengstoff (Name).“
„2. Grlippe“.

*) Chloräthyl und Chlermethyl bis zu 100 g in Glasröhren, bei einer

Gesamtmenge von höchstens 5 kg, dürfen allein oder mit anderen Gegenständen
usammen in starke Kisten verpackt werden, wenn die Glasröhren worin en-eingebettet sind. Die Kisten müssen auf rotem Grunde die gedruckte Aufschri t:

Feuergefärlich“ tragen. Enthalten die Kisten nicht mehr als 100 g Chlor-
äthyl o er Chlormethyl, so dürfen sie in bedeckten Wagen befördert werden.
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IstZusammen= Zu ver- Ist
s—NMN—-wendenderBeiladung Bemerkungen

ständenzulässig=Wagen zulässig

—*2 5 6 7

Ja, Offener, Ja. 1. Die Gefäße dürfen nicht geworfen, auch nicht den
wenn die ei= die Wagen Sonnenstrahlen oder der Ofenwärme ausgesetzt werden.
sernenusw. müssen aber 2. Die Gefäße sind im Eisenbahnwagen so zu lagern, daß
Gefäßein in den Mo- sie nicht umfallen oder herabfallen können.

Kisten ver= naten April 3. Uber Beschaffenheit des Materials und Herstellung der
packt sind. bis Ottober Gefäße sowie über die amtliche Prüfungder Gefäße

einschließlich sind besondere Vorschriften unter Id. und C ge-
mit Decken troffen.
eingedeckt =

sein, wenn die Gefäße nicht in Holzkisten verpackt sind.

Elektrische Bahnen.
Über den Wagen sind starke Schutzdecken aus Holz

oder einem anderen isolierenden Stoffe anzubringen, die
es verhüten, daß ein FzabgefallenerLeitungsdraht eine

Zündunherbeiführt. DieSchutdechendürfen den freien
utritt der Luft zum Gute nicht verhindern.

Nein. Bedeckter. Ja, 1. Jede Sendung muß von einer Bescheinigung eines von

Elektrischeausgenom- der Eisenbahn anerkannten Chemikers begleitet sein,
men sind daß der Sprengstoff den Bestimmungen unter la. der

Bahnen. sprengkräf- Anlage C zur E V O. entsprechend zusammengesetzist
Chlorat= und tige Zündun- und die dort vorgeschriebene Prüfung bestandenhat.

Kerchlorat-genelb.3#4),2. Aufgabe als Eilgut ist unzulässig.
» - « 3. Auf dem Frachtbriefe muß vom Absender bescheinigt

düre ichtStüchwortsein, daß die Verpackung des Sprengstoffs den Vor-

fördert wer- mittel“ unter schriften unter la. der Anlage C zur EV O. entspricht.
den, die strom. III aufge-
führende oder führten
unter Span-Schießmittel der 2. Gruppe, ferner Schwefel-,
nungstehende Salz= und Salpetersäure. Von diesen Chlo-

elektrische rat= oder Perchloratsprengstoffen, von organi-
Leitungen schenNitrokörpern der 2. Gruppe, von nitrierten

oder Appa= Chlorhydrinen oder von Triplastit dürfen nur

rate enthal-
ten, also auch

nicht in
Wagen, die

elektrisch be-
leuchtet sind.

insgesamt 200 kg in denselben Wagen ver-

laden werden.
1

kann demgemäß beschränkt werden.
Die Annahme zur Beförderung
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Nr.

Gegenstand der Verpackung
Anlage C

1 2

b) 3. Gruppe der Spreng- Ia. A. Wie vor unter a). Wie vor unter a).
mitrel (nur in Wagen-
ladungen zu befördern).

Chlorat= und Perchlorat-

sprengstoffe,die
a)den edingungen der

2. Gruppe genügen, aber in
Sendungen mit einem
höheren Gewicht als 200 kg
aufgeliefert werden,
den Bedingungen der
2. Gruppe nicht entsprechen,
aber nicht gefährlichersind
als Silesia 1 von folgender
Zusammensetzung:

85 Prozent Kaliunchlorat
und 15 Prozent Kolopho-
nium, und zwar:

Alkalsire, Theddit I, Ri=
nerit, Dermonit,Silesial.

Chlorhydrine, nitrierte:
a) 2. Gruppe der Spreng-

mittel. Zöchstgewicht einer
Stückgursendung 200 kg.

b) 3. Gruppe der Spreng-
mittel. Sendungen mit
einem höheren Gewicht als
200 kg.

3. Gruppe
-.

Ia. A.
2. Gruppe

C).

T a. A.
3. Gruppe.

innere:

Starke, dicht ver-
schlosseneMetallgefäße, die
nur bis zu 9/0 ihres
Fassungsraums gefüllt sein
und nicht mehr als 25 kg
nitrierte Chlorhydrine ent-

halten dürfen.

Wie vor unter a).

Die Aufschrift hat zu
lauten:

„Chloratsprengstoff
(Name).“ oder „Perchlorat-

sprengstoff (Name).“
„3. Gruppe.“

äußere:
Jedes Gefäß ist einzeln

in einen starken Holzbe-
hälter mit Sägemehl so
einzusetzen, daß es über-
all von einer mindestens
10 cm starken Schicht des
Verpackungsstoffs umge-
ben ist.

Die deutliche, halt-
bare Aufschriftdes Holz-
behälters hat zu lauten:

„Nitrierte Chlorhydrine.
2. Gruppe.“

Wie vor unter a).
Die deutliche, halt-

bare AufschriftdesHolz-
behälters hat zu lauten:
„Nitrierte Chlorhydrine.
3. Gruppe.“
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Ist Zusammen= Zu ver- Ist

—m— wendender Beiladung Bemerkungen
ständenzulössggWagen zZzulässig?

4 5 6 7

Nein. Bedeckter. Ja, Die Frachtbriefedürfen keine anderen Gegenstände um-

ausgenom- fassen. Die darin enthaltene Bezeichnung des Spreng-Elektrische t. . g 9

B
men sind stoffs ist mit roter Tinte zu unterstreichen. Die Fracht-

ahnen. spreng- briefe müssen außer Anzahl, Gattung, Zeichen und
Chlorat= und kräftige Nummer der Behälter auch das Rohgewicht jedes ein-

erchlorat= Zündungen zelnenBehälters enthalten. .

prengstoffe (lb Zif. 4)h, 2. Auf dem Frachtbriefe muß vom Absender bescheinigt
dürfen nicht die unter dem sendaß Beschaffenheit und Verpackung der reng-

in Wagen Stichworttoffe den Vorschriften unter Ia. der Anlage zur
befördert „Schieß- E V O. entspricht.

werden,die mittel“ unter 3. Aufgabe als Eilgut ist unzulässig.
stromfüh= Ulaufgeführ-4. Weiter sind die Beförderungsvorschriften unter Ia. B

rende oder ten Schieß- Abs. (3), D Abs. . E Abs. (5), F, G, J und K
unter Span= mittel der 2. zu beachten. Die VBorschriftunter la F Abs.(2) gilt
nung stehendeGruppe, nicht für elektrische Lokomotiven ohne Feuerherd.

elektrische ferner
Leitungen Schwefel-,

oder Appa= Salz= und
rate enthal= Salpeter-

ten, also auchsure.Höch-
nicht in Wa-stens 1000 k

gen, die elek= Chlorat= un

trisch beleuch= Perchlorat-
tet sind. sprengstoffe

dürfen mit
anderen Gü-

tern zusammenverladen
werden, vorausgesetzt, daß

beesenicht leicht entzündlich
sind und nicht früher als
die Sprengmittel ausge-
laden werden.

Nein. Bedeckter. Ja
·

«-,1.JmFrachtbriefemußderAbsenderbeschelmgen, daß
Elektrischeausgenom-die Verpackung des SbrengstoffdenVorschriften unter

Bahnen. preune la der AnlageCzur E . entspricht.
Chlorhydrine kräftige Zün-

2. Aufgabe als Eilgut ist unzulässig.

dürfen nichtindungen (Ib.
Wagen beför= Zif. 4) und

ZX

dert werden, die unter dem Stichwort „Schießmittel“ unter

die stromfüh= III aufgeführten Schießmittel der 2. Gruppe.
rende oder Von Chlorhydrinen, Chlorat= und Perchlorat-

unter Span- sprengstoffen (2. Gruppe), von Nitrokörpern

elektrische Leitungen oder
Apparate enthalten, also
auch nicht in Wagen, die
elektrisch beleuchtet sind.

nungstehende (2. Gruppe) oder von Wilasttdürfen nur

Nein. Wie vor
unter a).

insgesamt 200 kg in denselben Wagen ver-

laden werden. Die Annahme zur Beförderung
kann demgemäß beschränkt werden.

Ja, 1. Die Frachtbriefe dürfen keine anderenGegenstände um-

ausgenom- fasen.Die darin enthalteneBezeichnung des Spreng-
men sind toffs ist mit roter Tinte zu unterstreichen. Die Fracht-

gesetzt, daß
leicht entzün
nicht

ü

Chlorhydrin
werden.

spreng-
kräftige Zündungen (lb

gif4) und die unter dem
tichwort „Schießmittel“

unter III aufgeführten
Schießmittelder 2.Gruppe.

öchstens 1000 kg Chlor-
ydrine dürfen mit an-

deren Gütern zusammen-
verladen werden, voraus-

früher

briefe müssen außer Anzahl, Gattung, Zeichen und
Nummer der Behälter auch das Rohgewicht jedes ein-
zelnen Behälters enthalten. "

2. Auf dem Frachtbnesemuß vom Absender bescheinigt
sein, daß die Verpackung der Sprengstoffe den Vor-
schriften unrer Ia. der Anlage C zur E VO.entspricht.

3. Aufgabe als Eilgut ist unzulässig.
4. Weiter sind die Beförderungsvors te

Abs. (3), D Abs. (3), E Acl.(5), F, G, H, J und K
zu beachten. Die Vorschrift unter 1a. F Abs.(2) gilt
nicht für elektrische Lokomotiven ohne Feuerherd.

riften unter Ia. B

diese nicht
dlich sind und

als die
e ausgeladen
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Gegenstand
Nr.
der

Anlage C
Verpackung

1 2 3

Chlorkohlenoxyd (Phosgen).

Chlormethylb
s. metholn1D

Chlorsaures Kali und andere
chlorsaure Salze.

Chlorschwefel, sowie sal-
etersaures und schwefel-

aures Eisenoyd (Ferri-

Rütratoder Ferrisulfat, Eisen-
eize).

Chromammonit

"4Ammoniaksalpeterspreng-
toffe a).

Cordonnet-Seide
s. Seide, hochbeschwerte.

Cosilit
s. Dynamite und dynamit-
ähnliche Sprengstoffe.

Cumol
s. Kohlenwasserstoffe.

Id. Zif. 5.

IV. Zif. 8.

V. Zif. 2.

Dicht verschlosseneGefäße aus Schweißeisen, Fluß-
eisen, Gußstahl oder Kupfer“"), die mit mindestens
einem Ventil zum Füllen und Entleeren versehen sein
müssen. Statt der Ventile sind auch eingeschraubte
Stopfen mulässig,die so dicht schließen müssen, daßsigver enhaltdes Gefäßes nicht durch Geruch bemerkbar
macht.

Auf den Gefäßen muß vermerkt sein:
a) das Gewicht des leeren Behälters einschließlich der

Ausrüstungsteile (Ventil, Schutzkappe,Stopfen usw.),
b) das zulässige Höchstgewicht der Füllung,
c) der Prüfungsstempel und der Tag der letzten Prü-

fung, der nicht mehr als 2 Jahre zurückliegen darf.
Sind die GefäßeinKisten verpackt, soist auf diesen der In-

halt anzugeben; sind die Gefäße unverpackt, müssen siemit

Vorrichtungen versehensein, dieein Rollen verhindern, auch
müssensie zumSchutzder Ventile Kappena. Schmiedeeisen,
Stahl oder schmiedbarem Guß tragen. Bei Gefäßenaus

Kupfer sindkupferne Kappenzulässig. Schutzkappen sind bei

eingeschraubtenStopfen u. beiVentilen, dieimInnerndes
Flaschenhalses angebracht u. durch einen aufgeschraubten
gut sitzenden Metallstöpsel geschütztsind, nicht erforderlich.

Starke, dichte, mit Papier ausgelegte und sicher
verschlossene Holzbehälter (Fässer oder Kisten), die kein
Verstreuen oder Verstauben des Inhalts zulassen.

Auf den Versandstücken muß ihr Inhalt deutlich
und dauerhaft angegeben sein.

Starke, dichte, sicher verschlosseneGefäße, die urchden Inhalt nicht angegriffen werden. Der Verschlu
muß so beschaffen sein, daß er weder durch Erschütte-
rungen noch durch den Inhalt beschädigt werden kann.

Bei Verwendung von Gefäßen aus Glas oder
Ton ist nachstehendes zu beachten:
a) die Gefäße sind unter Verwendung geeigneter Ver-

packungsstoffe in starke Ubergefäße (Weiden=oder
Metallkörbe, Kübel oder Kisten) fest einzusetzen;Über-
gefäße (ausgenommen Kisten) müssen mit guten
Handhaben versehen sein,

b) Verpackungsstoff a) ist nicht erforderlich, wenn die

Glasgefäße in eiserne Mantelkörbe eingesetzt sind
und durch gut federnde, mit AsbestbelegteSchließen
so gehalten werden, daß sie sich in den Körben nicht
bewegen können,

e) die Vorschriften unter a) und b) gelten nicht für
Topfwagen.

*) Kleinere Mengen (bis 100 g) können auch in starken, zu-
eschmolzenen Glasröhren befördert werden, die nur bis zu ¾ ge-

feltseindürfen. Jede Glasröhre muß in einer zugelöteten, mit

Kieselgur gefülltenPlechrapselund diese in einer starken Holzeiteverpäckt sein. Es ist Aulässig,mehrere Blechkapseln in eine Kiste
einzulegen. Zu den Blechkapseln dürfen auch andere Gegenstände
beigepackt werden.
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Ist BusammenZu ver- Ist
ackung m

anderen Aeegen.= wendender Betladung Bemerkungen
ständenzulässig'Wagen zZulässig?

4 5 6 7

Ja, Bedeckter Ja. 1. Die Gefäße dürfen nicht geworfen und nicht den

gen
die inden#cbor Sonnenstrahleneissder Ofenwärme ausgesetzt chergden

zefäße in naten Apri 2. Die Gefäße sind im Eisenbahnwagen so zu lagern, da

*“ ver-bis „#ktober sie nicht umfallen oder zubahmuag gern, daß

packtsind. S#che 3. Uber die Besbessenheetdes Matertals und die Her-

oder stellung der Gefäße,sowie über die amtliche Prüfun
bedeckter der Gefäße sind besondere Vorschriften unter Id.

in den Mo-
und C getroffen.

naten Novem-
ber bis März

einschl.
Kesselwagen
müssen mit » .

einem hölzernen Uberkasten versehen sein.

Elektrische Bahnen.
Uber den offenen Wagen sind starke Schutzdecken aus

Folzoder einem anderen isolierenden Stoffe anzubringen,
ie es verhüten, daß ein herabgefallener Leitungsdraht

eine Zündung herbeiführt. Die Schutzdecken dürfen den
freien Zutritt der Luft zum Gute nicht verhindern.

a, Bedeckter Din Mengen oder nur die Zu-
bis 5 kg,. offener. sammen-

doch ist die ladung mit

Zusammen= Säuren ist
packung mit verboten.
Säuren oder
sauren Sal-
zen verboten. Die Behälter mit den
chlorsauren Salzen müssen mit den
anderen Gegenständen in einen starken,
dichten, sicher verschlossenenHolzbehälter
zusammengepackt sein.

alt

Ja, Offener, Ja. Leere Gefäße, worin solche Stoffe enthalten freenin Mengen nur sind, müssen bei Aufgabe als Stückgut dicht ver glolen

bis 10 kg. Mengen bis oder vollständig gereinigt jeim.Ihr früherer In
Die Gefäße10 kg (allein muß im Frachtbrief angegeben sein.
mit solchen oder mit an-

Stoffen deren Gegen-
müssen dann ständen zu-
mit den übri= sammenge-

en Gegen= packt—s.Sp.4
tänden in —)dürfen in

einem starken,bedeckten Wa-
dichten, sicher gen befördertverschlossenen werden.

bolzbehänterO6t eingeettet sein.

—
—
—
—
—

9*
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Nr.

Gegenstand der Verpackung
Anlage C

1 2 8

Dahmenit, Dahmenit A,
esteins-Dahmenit

" Ammoniaksalpeterspreng-
toffe a).

Denaturierungsmittel, all- III. Zif. 6. Starke, dichte, sicher verschlosseneGefäße aus Holz
emeines, für Spiritus (mit
yridin versetzter Holzgeist).

Destillate aus Braunkohlen-
tcer-, Torf= und Schiefer-
ölen sowie aus Asphalt-
naphtha u. dygl.

s. Kohlemvaßerstoffe.
Dominit XI

s. Ammoniaksalpeterspreng-
stoffe a).

Donarit und Donarit 1
s. Ammoniaksalpeterspreng-
stoffe a).

Dorfit
s. Ammoniaksalpeterspreng-
stoffe a).

Drehspäne
s. Eisenspäne.

(Fässer), Glas, Ton (Steinzeug oder dgl.) oder Metall.
Gefäße aus Glas oder Ton sind enzeinoder zu

mehreren unter, Verwendunggeeigneter Verpackungs-

soein starke Ubergefäße (Weiden= „oder Metallkörbe,
Kübel oder Kisten) festeinzusetzen; Übergefäße (aus-
genommen Kisten) müssen mit guten Handhaben ver-

sehen sein. Offene Ubergefäße müssen eine Schutzdecke
haben, die wenn sie aus Stroh, Rohr, Schilf oder
ähnlichen leicht brennbaren Stostenbesteht, mit Lehm-
oder Kalkmilch oder dgl. unter Zusatzvon Wasserglas
getränkt ist.
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Ist Zusammen= Zu ver- Ist
vackung mit wendender Beiladung Bemerkungenanderen Gegen- .,

ständenzulässi; Wagen zulässig?

4 5 6 7

W Offener, Ja. Die Wagen sind vor Beginn der Verladung auf beiden
in Mengen nur Seiten mit roten Zetteln zu versehen, die deutlich die
bis 10 kg. kleine Men- Aufschrift: „Feuergefährlich.“ und „Vorsichtig ver-
Die Gefäße gen bis 10kg schieben.“ tragen.

müssen dann
mit den übri-
gen Gegen-
ständen in

starke, dichte,
sicher ver-

schlossene
Holzbehälter

zusammen-
gepackt sein.
Die Gefäße

mit dem De-
naturie-

rungsmittel
müssen in den

Behältern
fest einge-
bettet sein.

(allein oder
mit anderen

Gegenstän-
den zusam-
mengepackt

dürfen in be-
deckten Wa-
gen befordertwerden.

Elektrische
Bahnen.

1. Wagen
oder Wa-
genabtei-

Die Versandstücke sind im Eisenbahnwagen sicher zu
lagern. Offene Körbe und Kübel sind am Wagen zu

befestigen, auch dürfen sie nicht aufeinander gestellt
werden.

f.Während der Beförderung schadhaft gewordene Be-
hälter sind sofort auszuladen und können, wenn ihre
Wiederherstellung nicht alsbald möglich ist, mit dem
vorhandenen Inhalt ohne weiteres für Rechnung des
Absenders verkauft werden.

. Dicht verschlossene leere Blechbehälter, worin das Dena-
turierungsmittel enthalten gewesen ist, dürfen in be-
deckten Wagen, andere Gefäße müssen in offenen Wagen
befördert werden; auf die frühere Verwendung der Be-
hälter ist im Frachtbrief hinzuweisen.

lun

ferner sind

trägt.

mechanische

gen
dürfen nicht verwendet werden, worin sich dem Betriebe
dienende elektrische Apparate, wie stromführende Elektro-
motoren oder Generatoren, Bieplatten, Widerstände, Sicherungen, elektromagnetische
Bremsen, Heizapparate befinden. Zugelassen sind Glüh-
lampen, die in besonders starke Glasschutzglocken ein-
geschlossensind, und deren Ausschalter und Sicherungen
sich außerhalb der Wagen oder

i#ollerteDrahtleitungen gestattet, die gegen
eschädigungen

2. Uber den offenen Wagen sind starke Schutzdecken aus

polzoder einem anderen isolierenden Stoffe anzubringen,
ie es verhüten, daß ein herabgefallener Leitungsdraht

eine Zündung herbeiführt. Die Schutzdecken dürfen den
freien Zutritt der Luft zum Gute nicht verhindern.

3. Bei Verwendung von Kessel= (Bassin-) Wagen ist
über dem Wagen eine starke Schutzdecke aus Holzoder
einem anderen isolierenden Stoffe anzubringen, di

verhindert, daß ein herabgefallener Leitungsdraht, den
Strom auf die metallenen Teile des Wagens über—

Transformatoren,

agenabteile befinden;

gurgeschützt sind.

e es
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ohrspäne u. dgl.), gefettete.

Elektrische Zünder
s. Zündungen,sprengkräftige
und nichtsprengkräftige.

Entzündliche Flüssigkeiten
. lüssigkeiten.

Verpackung ist nicht erforderlich, wenn eiserne

Nr.

Gegenstand der Verpackung
Anlage C

1 2

**. innere: äußere:
Dynamite und dynamitähn- J. A. Die Patronen, zu deren Starke, dichte, sicher

iche Sprengstoffe, patro= 3. Gruppe Hülsen kein gefettetes oder verschlossene Holzbehälter,
nierte, aus einer zu ihrer Her- O. geöltes (wohl aber paraffidie keine eisernen Reifen
stellung berechtigten deurschen niertes) Papier verwendet oder Bänder haben.
oder aus einer zum Versand ein darf, müssen durch Die Behälter müssen an

auf deutschenBahnen beson- estes Umschlagpapier zu zwei gegenüberliegenden
ders ermächtigten ausländi- aketen vereini ufeer.in Stirnseiten mit zuver-
schen Fabrik. Siedürfen nicht den Paketen müssen sie mit lässigen Handgriffen oder
gefährlicher sein als Spreng- Wellpappes) so eingepackt Handleisten versehensein;
gelatine oder Gurdynamit. sein, daß sie schichtweisein bet Fässern und Tonnen

, ihrer Lage festgehalten sindHandgriffe nicht er-
3. Gruppeder Sprengmirrel werden. Die Pakete sind forderlich, wenn durch tief

(nur in Wagenladungenzu in die äußeren Holhbehältereingelassene Böden und
befördern). 64fest einzusetzen, daß ste Deckel eine festeHandhabe

Hierzu gehöreninsbesondere: ch nicht verschieben gegeben ist.
Cosilir, Errra-Gummidyna= können. Das Rohgewicht der
mir, Winterdynamit I und1I— Behälter darf höchstens
auch Belgisches Winterdyna- 35 kg betragen.
mit genannt —, Gelatine- Deutliche, gedruckte
dynamir, Gurdynamit,schwer- oder schablonierte

efrierbereDOynamire,Sicher- Aufschrift: „Dynamit-
heits--Gallerte-Dynamite, patronen usw. 3. Gruppe.“

Wertersichere Gelatinedyna- owie die Bezeichnung des
mire I,II, Musw.,Fördite, Ge- rsprungsorts (Fabrik-
silit mit oder ohne die Ziffern 1, marke).
II undlll, Karboenite, Wobelit,
Salire und witrrtenberger
Wetrerdynamire, Spreng-

gelarine:Tremonit, auch
remonit 8 mit oder ohne

die angefügten Ziffern I, II, III.

Eisenbeize
s. Chlorschwefel.

Eisenoxyd, salpetersaures
und schwefelsauress. Chlorschwefel.

Eisen= und Stahlspäne (Dreh-, II. Zif. 9. Starke, dichte, sicherverschlossene Metallgefäße.
eckel-

wagen oder offene eiserne Wagen mit Decken ver-
wendet werden.

*) Auf die zur Ausfuhrin das Ausland bestimmten Sen-
dungen finden die Vorschriften wegen der Benutzung von Wellpappe

wie wegen Anbringen von Handgriffen oder Handleisten keineowie wegen
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Ist Zusammen= Zu ver- Ist

upckungmit,,
wendender Beiladung Bemerkungen

gen- ...

MenzulässingageU zulässig?

4 5 6 7

Nein. Bedeckter. Ja, 1. Die Frachtbriefe dürfen keine anderen Gegenstände um-

Elektrischeausgenom- assen. Die darin enthaltene Bezeichnung des Spreng-
men sind toffs ist mit roter Tinte zu unterstreichen. Die Fracht-

Bahnen. spreng= briefe müsenaußer Anzahl, Gattung, Zeichen und
Diese Stoffe räftige Nummer der Behälter auch das Rohgewicht jedes ein-
dürfen nicht Zündungen zelnenBehälters enthalten.

in Wagen (lb. Zif. 4) 2. Auf dem Frachtbriefe muß vom Absender bescheinigt
befördert und die unter sein, daß Beschaffenheit und Verpackung der Spreng-

werden, die dem Stich- noßeden Vorschriften unter Ia. der Anlage C zur
stromfüh= wort,,Schieß- E V O. entspricht. Außerdem muß jeder Sendung ein

rende oder mittel“ unter vom Fabrikanten ausgestelltes, amtlich beglaubigtes
unter Span-LIIIaufgeführr= Ursprungszeugnis und die Bescheintgungeines von der
nung stehende ten Schieß- Eisenbahn anerkannten Chemikers über ordnungsmäßige

elektrische mittel der Beschaffenheit und Verpackung beigegeben sein.
Leitungen 2. Gruppe. 3. Aufgabe als Eilgut ist unzulässig.

oder Appa- Nur 4. Weiter sind die Beförderungsvorschriften unter Ia. B
rate enthal= Mengen bis Abs. (3), D Abs. E Abs. (5), l G, J und K
ten, also auch 1000 kg zu beachten. Die Vorschrift unter la. F Abs.(2) gilt

nicht in dürfen mit nicht für elektrische Lokomotiven ohne Feuerherd.
Wagen, die anderen

elektrisch Gütern zu-
beleuchtet sammenver-

sind. laden werden,

¾*/gesetzt, da

diese nicht
leicht ent-

zündlich sind
und nicht
früher als

die Spreng-
mittel aus-

geladen
werden.

Nein. Bedeckter Ja. Ist im Frachtbriefe bescheinigt, daß die Eisen= oder
oder

J

Stahlspänenicht gefettet sind, werden ß.ohne Beschrän-
offener,. kung befördert.

wenn ver-

packt. Bei

Fehlendererpackung
eiserne

Deckel= oder
offene eiserne

agen mit
Decken.
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Nr.

Gegenstand der Verpackung
Anlage C

1 2 3

er (Ither) aller Art, z. B. III. Zif. 2. Starke, dichte, sicherverschlosseneGefäße aus HolzEser#tberg. (Fässer), Glas, Ton (Steinzeug oder dergleichen) oder
Wegen Fetkokeumäther Metall.

s. Loblenwasserstofe Gefäße aus Glas oder Ton sind einzelnoder zu
Wegen Schwefeläther mehreren unter, Gerwendung.geeigneter Verpackungs-

s. diesen. stoffe in starke Ubergefäße (Weiden= „oder Metallkörbe,
Kübel oder Kisten) festeinzusetzen;übergefäße(ausge-
nommen Kisten) müssen mit guten Handhaben vorsehen
sein. Offene Ubergefäße misseneine Schutzdeckehaben,
die, wenn sie aus Stroh, Rohr,Schilf oder ähnlichen
leicht brennbaren Stoffen besteht, mit Lehm= oder

Kalkmilch oder dergleichen unter Zusatz von Wasser-
glas getränkt ist.

plosionsfähige, nicht Ia. C. Haltbare, dichte, sicher verschlossene Behälter, die

elbstentzundlichechemische
Produkte, die nicht unter

den Sprengmitteln und

Schießmitteln (Ia. A u. B)
aufgeführt sind, müssen in
trockenem Zustand einer Prü-
sung") auf Schlagempfindlich-
keit und Feuergefährlichkeit
unterworfen worden sein und
sich dabei nicht gefährlicher er-

wiesen haben als die zum
Vergleiche herangezogene ge-
pulverte reine Hikrinsäure

Erstarrungspunktnicht unter

MechanischeGemenge er-

blosiverNatur sind nicht zu
iesen Stoffen zu rechnen.

Extra-Gummidynamit
s. Dynamtte und dynamit-
ähnliche Sprengstoffe.

Fackeln, bengalische,
s. Feuerwerkskörper.

das Verstreuen, Verstauben oder Auslaufen des In-
halts sicher verhindern. Deutliche, haltbare Auf-
schrift: „Explosionsfähige, nicht selbst entzündliche
chemischeProdukte.“

*) Die näheren Bestimmungen über das Verfahren bei dieser Prüfung trifft das Reichs-Eisenbahnamt.
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Ist Zusammen= Zu ver- Ist

runnrp⅜ wendender Beiladung Bemerkungen
höndenzulässig? Wagen zulässig

4 5 6 7

a, Offener, Ja. 1. Die Wagen sind vor Beginn der Verladung auf beiden

— engennure7Eergen Etenmtroten.Zetteln z versehen, die ßeutlich die
i 8 ufschrift: „Feuergefährlich.“ „

-

Befäe aalleinoder schieben.“ tragen.
gefaͤhrlich.“ und „Borstchtig ver

müssen dann mit anderen 2. Die Versandstücke müssen im Wagen er gelagert

mitdenan-steGegen werden.Offene KörbeennKübelfindd Wchenu
ständen in. sammertze- befeitigen,auch dürfen sie nicht aufeinander gestellt

stiarke,dichte,packt — s. 3. Während der Beförderung schadhaft gewordene Behälter

scherver= Sp. 4 — sind sofort auszuladen und können, wenn ihre Wieder-

alcblosene.drsenn ve berstellungni 6alsbaldmöglich ist, mit dem vorhan-
-

enen Inhalt ohneweiteres
fü

-

zaien verladen ders verkauft werden.
eres für Rechnung des Rbsen

- Gefähswerden. 4. Dicht verschlossene leere Blechbehälter, worin solche
mit den Elektrische Stoffe4webaenwarendürfein HedecktenWa-en,
. nen. andere Gefäße müssen in offenen Wagen befördert

Puafsokeiten,1 Babnen werden; auf die frühere Verwendung desBehälter ist

Behälternoder Wa-
im Frachtbriefe hinzuweisen.

est einge- enabtei- Nicht mit Wasser zu löschen!
ttet sein. ungen

Nein.

lampen,

2. Uber den o

dürfen nicht verwendet werden, worin sich dem Betriebe
dienende elektrische Apparate, wie stromführende Elektro-
motoren oder Generatoren, Transformatoren,

latten, Widerstände, Sicherungen, elektromagnetische
remsen, Heizapparate befinden.

die in besonders starke
ges loensind, und deren Ausschalter und

schaußerhalbder Wagen oder Wagenabteile befinden;
erner sind isolierte Drahtleitungen gestattet, die gegen

mechanische Beschädigungen gut geschützt sind.
Wagen sind starke Schutzdecken aus

Holz oder einem anderen isolierenden Stoffe anzubringen,
die es verhüten, daß ein herabgefallener Leitun
eine Zündung herbeiführt. Die Schutzdecken titen den

freienZutritt der Luft zum Gute nicht verhindern.
3. BeiVerwendung von Kessel= (Bassin-) Wagen ist

über dem Wagen eine starke Schutzdeckeaus Holz,oder
einem anderen isolierenden Stoffe anzubringen, di

verhindert, daß ein herabgefallener Leitungsdraht den
Strom auf die metallenen Teile des Wagens überträgt.

ffenen

Blitz-

ugelassen sind Glüh-
lasschutzglocken ein-

Sicherungen

sdraht

e es

Bedeckter.

Elektrische
Bahnen.

Solche Pro-
dukte dürfen
nicht in Wa-
gen befördert
werden, die
stromfüh-
rende oder

unter Span-
nungstehende
elektrischeLei-
tungen oder

Apparate
enthalten,
also auch

nicht in Wa-
gen, die elek-
trisch beleuch-

tet sind.

Ja,
ausgenom-

men sind
spreng-

„Schieß-
mittel“ unter

III aufge-
führten

Schießmittel
der 2.Gruppe.

der keine anderen GegenständeAuf dem Frachtbriefe,v Frach 1
Eisenbahn an-umfassen darf, muß von einem durch die

erkannten Chemiker bescheinigt sein, daß die Stoffe nach
den Vorschriften unter Ia. der Anlage C zur E O. ge-

prüft sind und den gestellten Anforderungen entsprechen.
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... SSSS

Nr.

Gegenstand der Verpackung
Anlage C

1 2 8

Fäkalien (ausgenommen Stall= VI. Zif. 8. a) Bei Aufgabe als Stückgut:
dünger, mit Streu durchsetzt, 1. Hundekot
s. diesen) und Latrinenstoffe. in starken, dichten, sicher verschlossenen Metall-

oder Holzbehältern;
2. Taubendünger

in starken, dichten, sicher verschlossenen Holz-
behältern (Fässern oder Kübeln); trockener
Taubendünger auch in starken, dichten Säcken.

Den Packgefäßen dürfen keine Spuren des
Inhalts anhaften.)

b) Bei Aufgabe als Wagenladung:
Starke, dichte,sicherverschlosseneBehälter, trockener
Taubendünger darf auch in starke, dichte Säcke
verpackt sein.

Farben, mit Firnis versetzt,
s. Ole, fette.

Fäulnisfähige,tierische
offe

s. Flechsen,frische.
Faviersche Sprengstoffe

. Ammoniaksalpeterspreng-
toffe a).

Ferrinitrat, Ferrifulfat
(Eisenbeize)

s. Chlorschwefel.
Ferrosilizium, auf elektrischem IV. Zif. 2. Starke, wasserdichte Behälter aus Holz oder

Wege gewonnen.

Fertige Patronen für Hand-
feuerwaffen

s. Patronen für Handfeuer-
waffen.

Fertige Metallpatronen für
Geschütze

n

s. Geschützmunition.

Metall, die so verschlossen sein müssen, daß kein Ver-
streuen oder Verstauben des Inhalts möglich ist. Jedes
Versandstück muß deutlich und dauerhaft die Auf-
schrift tragen: „Ferrosilizium. Vor Nässe zu bewahren.
Nicht stürzen.“

*) Die übrigen Fäkalien und die Latrinenstoffe werden nur
als Wagenladungen angenommen.
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Ist ZusemmeneZu ver- Ist
packung mit

anderen Gegen- wendender Belladung Bemerkungen
ständen zulässig? Wagen zulässig?

4 5 6 7

Nein. Offener. Ja. Die Eisenbahnkann die Beförderung auf bestimmte Züge
beschränken,auch besondere Vorschriften über Zeit und

Festdes Auf= und Abladens sowie der An- und Abfuhr
reffen.

Gefäße mit Hundekot dürfen nicht gerollt werden, sie

lindaufrecht stehend zu befördern.
Bei Wagenladungen kann die Eisenbahn von den Ab-

sendern oder Empfängern die Reinigung der Ladestellen
verlangen.

Die Eisenbahn muß Eisenbahnwagen, worin solche
Ladungen befördert worden sind, nach jedesmaligem
Gebrauch dem Reinigungs-(Desinfektions-) Verfahren
unterwerfen, das für die Beseitigung von Ansteckungs-
stoffen bei der Beförderung von Vieh auf Eisenbahnen
vorgeschrieben ist. Durch die Desinfektion müssen die
den Wagen ertwa anhaftenden Ansteckungsstoffe völlig
beseitigt werden. Ausgenommen hiervon . nur solche
Wagen, die bestimmungsgemäß ausschließlichzur Be-

förderungdieser Stoffe benutzt werden. Die Kosten
er w eiehat der Absender oder der Empfänger
u ersetzen.

Mechta"vein lästiger Geruch während der Beförderung
bemerkbar, so kann die Eisenbahn die Stoffe jederzeit
auf Kosten des Absenders oder des Empfängers mit
geeigneten Mitteln zur Beseitigung des Geruchs be-
handeln lassen.
Leere Behälter müssen völlig gereintat und mit geeigneten
Desinfektionsmitteln behandelt sein, so daßsie keinen
fauligen Geruch verbreiten. Im Frachtbrief ist auf
ihre frühere Verwendung hinzuweisen. Sie müssen in

offenen Wagen befördert werden.

Ja, Bedeckter Ja. Ferrosilizium muß völlig trocken und in völlig trockenen

die Behälter oder Behältern aufgeliefert werden.

mit Ferro- offener.
silizium lletzterermuß

müssen dann aber miteiner
mit den an= wasserdichten

deren Gegen= Decke einge-
ständen tr deckt sein.

starke, dichte,
sicher ver-

schlossene
Holzbehälter

zusammen-
gepackt
werden.
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Nr.

Gegenstand der Verpackung
Anlage C

1 2
*

Fettgas, verdichtetes,
s. Leuchtgas.

Feuer, bengalische,
s. Feuerwerkskörper.

Feuerräder
s. Feuerwerkskörper.

Feuerwerkskörper: Ic. Zif. 3. innere: äußere:
a) Kunstfeuerwerkskörper, wie a) Bei kleinerem Feuer- Starke, dichte, sicherver-

Raketen, römische Lichter, werk starke Pat chach- bosseneHolzkisten. Die
Jontänen, Feuerräder, Son- teln oder Holzkistchen, retter müssen gefügt, die
nen u. dgl.; bei den Gegenständen Seitenteile durch Zinken

b) Klein= und Salonfeuerwerk, unter c) auch Papier= oder Kopfleisten mitein-
wie Frösche, Fire crackers, beutel, ander verbunden sein
Schwärmer, Silber= und b) bei größerem Feuer- (sog. französische Kisten).
Goldregen und ähnliche in werk Papierumschläge Brettstärke mindestens
der Hand abzubrennende oder eine Papierkappe 18 mm. Die Kisten sind
Feuerwerkskörper; über der Anzündestelle; im Innern mit gutem,

rlr BengalischeFeuer, benga- ein Ausstreuen des zähem Papier vollständig
lische Fackeln, Signal-blue- Satzgemenges muß in auszulegen, statt dessen
lights u. dgl.; beiden Fällenverhin= sind dünne Zinkeinsätze

Für die Zusammensetzungder dert sein. zulässig.
Feuerwerkskörper gilt folgendes: Leer bleibende Hohl-

(1) Sie dürfen keine erhebliche
rufen können, auch keine Mischungen enthalten, die
sich selbst oder durch Reibung, Druck oder Schlag
leicht entzünden.

Es sind gestattet:
a) in Nitratsätzen und bei bengalischen Magnesium-

fackeln ein Zusatz von höchstens 3 % Ma-

Knefiumplver;·

b) in besonderen kleinen Leuchtkörpern, die im Feuer-
werkskörper eingebettet sind,
mit einem Gehalt von höchstens 40% Kalium-
chlorat;

c) in Papierhülsen eingefüllte Pfeifensätze, die pikrin-
«

chlorsaures al) enthalten.
ie fertigen Pfeifensätze dürfen aber du

Schlag oder Zündung nicht zur Detonation ge-

aure Magnesia und

bracht werden können.

(2) Die Körper unter a) und b) müssen hauptsächli
Mehlpulver, gemischt mit Kohle, Metallpulver
eisen-, Gußstahlpulver), Aluminiumflitter, Bleiglätte

ineralpulvern in gepreßtem Zustande
«

Von gekörntem Schwarzpulver darf der
einzelne Körper höchstens 30 g enthalten.

SzrauchSignalfeuerwerk sowie Leucht= und Signal-
mittel.

und anderen
bestehen.

Feuerwerk, spanisches
s. Scherzartikel,pyrotechni-
sche e).

Fire crackers
s. Feuerwerkskörper.

Firnisse
s. Wie,fette.

Flachs, gefettet oder ge-
firnißt,

s. Spinn= und Webstoffe.

Sprengwirkung hervor-

Chloratmischungen

rch Stoß,

aus
Guß-

räume in den Kisten sind
mit geeigneten trockenen
Verpackungsstoffen Gohwolle, Papier oder dgl.)
fest auszustopfen. Feuch-
tes Heu, Putzwolle oder
ähnliche zur Selbstent-

zündungneigende Stoffe
ürfen nicht verwendet

werden. Bei größeren
Feuerbildern (Transpa-
renten) genügt sicheres Be-

festigenin der Kiste.
uf der Kiste müssen

der Inhalt und die ge-

naue Adresse des Ab-
senders deutlich und

dauerhaft angegeben
ein.

Höchstes Rohgewicht
einer Kiste 100 kg. Das
Gesamtgewicht an Feuer-
satz darf 20 kg, das darin
enthaltene euerwerks-
kornpulver 2,5 kg nicht
übersteigen.
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B—

Ist Zusammen= Zu ver- Ist

— wendender Beiladung Bemerkungen
ständenzulässig; Wagen zulässig?

48 5 6 7

Nein. Bedeckter. Ja. In den Frachtbriefen muß vom Absender bescheinigt
sein, daß Art und Verpackung der Sendung den Vor-
schriften unter Llc. der Anlage C zur E O. entspricht.
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Nr.

Gegenstand der Verpackung
Anlage C

1 2 3

Flechsen, frische, nicht ge= VI. Zif. 1. a) Bei Aufgabe als Stückgut:
kalktes frischesLeimleder Starke, dichte, sicher verschlosseneHolzbehälter (Fässer,
und Abfälle von beiden, Kübel, Kisten). Der Inhalt darf sich nicht in belästigenderWeise

feischeHörnerund Klauen, durch Geruch bemerkbar machen, auch dürfen den Gefäßen außen
rische Knochen sowie keine Spuren des Inhalts anhaften.

andere nicht zum mensch- b) Bei Aufgabe als Wagenladung:
lichen Genuß geeignete 1. Bet Verwendung besonders eingerichteter bedeckter
od. nicht zurVerarbeitung Wagen, die mit wirksamen Durchlüftungsvorrichtungen ver-

zu menschlichen Genuß= sehen sind, ist Verpackung nicht erforderlich. Die Stoffe sind
mitteln bestimmte fäulnis- mit mindestens fünfprozentiger Karbolsäure oder anderen ge-
fähige oder übelriechende eigneten Desinfektionsmitteln derart anzufeuchten, daß ein

tierische Stoffe. fauliger Geruch nicht wahrnehmbar ist.
,

Wegen ungesalzener, frischer/ 2. Bet Verwendung gewöhnlicher offener Güterwagen:

Säute s. Häute, a) Vom 1. März bis zum 31 Oktober müssen die Stoffe in

wegen gereinigrer, trockener starke, dichte Säcke verpackt sein; diese sind mit den unter
Nnochen, trockener Sörner 1. genannten Desinfektionsmitteln derart anzufeuchten,daß
und Blauen, der faulige Geruch des Inhalts nicht wahrnehmbar ist. Jede
s. Knochen,gereinigte,trockene, Sendung muß mit einer aus starkemGewebe (sogen. Hopfen-

wegen zu unschädlicher tuch) hergestellten, mit den vorbezeichneten Desinfektions-
Beseitigun bestimmter mitteln getränkten Decke und diesewieder mit einer großen,
rierischer Sroffe, wasserdichten, ungeteerten Wagenplane völlig bedeckt sein.

1tierische Stoffe, 6) Vom November bis Ende Februar sind Säcke nicht erforder-
.auch Kälbermagen. lich. Die Sendung muß jedoch ebenfalls mit einer Decke

aus Hopfentuch und diese wieder mit einer großen, wasser-
dichten, ungeteerten Wagenplane völlig bedeckt sein. Die
untere Decke ist nötigenfalls mit den unter 1. genannten

Hesufertionsmisttelnso anzufeuchten, daß kein fauliger
Geruch wahrnehmbar ist.

7) Sendungen, bei denen der faulige Geruch durch Desinfektions-
mutel nicht beseitigt werden kann, müssen in starke, dichte,
gurverschlosseneFässer oder Kübel so verpackt sein, daß sich

er Inhalt des Gefäßes nicht durch Geruch bemerkbar macht.

Fliegenstein
s. Arsenikalien a).

Flobertmunition, Flobert-
zündhütchen

s. Patronen für Handfeuer-
waffen.

Flüssige Luft. d. Zif. 7. a) Glasgefäße mit luftleeren Doppelwänden.
Sie müssen mit Filz umkleidet und mit einem ipfropfen soverschlossensein, daß die verdampfenden Gase

entweichen können, ohne im Innern einen erheblichen
Uberdruck zu erzeugen, daß aber ein Ausfließen des
Inhalts verhindert wird. Der Filspfropfenmuß so
befestigt sein, daß er sich beim Kippen oder Umkehren
der Flasche nicht lockert. Jede Flasche oder mehrere
Flaschen gemeinschaftlich müssen durch einen sicher
stehenden Drahtkorb oder durch ein ähnliches Gefäß
gegen Stöße geschützt sein. Die Drahtkörbe oder
anderen Gefäße sind in Metallkästen oder Holzkisten mit
Blecheinsatz einzustellen, die oben offen oder nur durch
ein Drahtnetz, einen mit Löchern versehenen Deckel
oder eine ähnliche Vorrichtung geschlossensind. Die
Metallkästen oder Holzkisten müssen an dem unteren
Teile bis zu einer solchen Höhe dicht sein, daß im

Falle eines Bruches der Flaschen die Flüssiakeit nichauslaufen kann. In den Kisten dürfen sich keinc leicht
brennbaren Verpackungsstoffe,wie Sägespäne, Torf,
Stroh, Heu, befinden; dagegen ist Holzwolle zulässig.

b) Gefäße aus anderem Stoffe.

ür den Verschluß der Glasflaschen unter a) gelten
für solche Ge lasch 8
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gst Zufammen-
packung mit

anderen Gegen-
ständenzulässig?

Zu ver-

wendender

Wagen

Ist
Beiladung
zulässig?

Bemerkungen

4f 6 7
——-

Nein.

Nein. Bedeckter.

Ja.

Ja,
jedoch dürfen
leicht brenn-

bare klein-
stückige oder
leicht brenn-
bare flüssige
Stoffe nicht
in unmittel-

barer Nähe
von flüssigerLuft verladen

werden.

1. Die Eisenbahnkann die Beförderung auf bestimmte Züge
beschränken,auchbesondere Vorschriften über Zeit und Frist
des Auf= und Abladens sowie der An- und Abfuhr treffen.

2. Wagenladungen dürfen nur aufmöglichst abgelegenen
Seitensträngen oder auf Anschlußgleisen ein= und aus-

geladenwerden.
3. Bei Wagenladungen kann die Eisenbahn von den Ab-

sendern oder Empfängern die Reinigung der Ladestellen
verlangen.

4. Die Eisenbahn muß Eisenbahnwagen, worin Ladungen
dieser Stoffe in losem Zustande befördert worden sind,
nach jedesmaligem Gebrauch dem Reinigungs-(Des-
infektions-) Verfahren unterwerfen, das für die Beseiti-
gung von Ansteckungsstoffen bei der Beförderung von

Vieh auf Eisenbahnen vorgeschrieben ist. Durch die
Desinfektion müssen die den Wagen etwa anhaftenden
Ansteckungsstoffevöllig beseitigt werden. Ausgenommen
hiervon sind nur solche Wagen, die bestimmungsgemäß

ausschließlichur Beförderung dieser Stoffe benutzt
werden. Die Kostender Desinhektonhat der Absender
oder der Empfänger zu ersetzen.

5. Macht sich ein lästiger Geruch während der Beförderung
bemerkbar, so kann die Eisenbahn die Stoffe jederzeit
auf Kosten des Absenders oder des Empfängers mit

eeigneten Mitteln zur Beseitigung des Geruchs be-

gandenlassen.eere Behälter und zurückgehendeWagendecken müssen
völlig gereinigr und mit geeigneren Desinfektionsmitteln
behandelt sein, so daß sie keinen fauligen Geruch ver-
breiten. Im Frachtbrief ist auf ihre frühere Verwen-
dung hinzuweisen. Ste müssen in offenen Wagen be-
fördert werden.

Die Versandstücke dürfen nicht geworfen, auch nicht
den Sonnenstrahlen oder der Ofenwärme ausgesetztwerden.
Sie müssen aufrecht stehen, und gegen Beschädigungen
durch andere Frachtstücke geschütztsein.
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Nr.

Gegenstand der Verpackung
Anlage C

2 3

Flüssigkeiten, die bereitet III. Zif. 2. Starke, dichte, sicher verschlosseneGefäße aus Holz

fin einerseits aus Petro-
eumnaphtha oder ähn-

lichen leicht entzündlichen
Flüssigkeiten, andererseits
aus Harz, Kautschuk,
Guttapercha oder Seife.

lußsä5 —e
Fontänen (Feuer-)

s. Feuerwerkskörper.

Fördite
s. Dynamite und dynamit-
ähnliche Sprengstoffe.

Frösche (Feuer-ber(Feuer#
Fulmenit und Fulmenit 1,

Wetter-Fulmenit und
Wetter-Fulmenit 1

s. Ammoniaksalpeterspreng-
stoffe a).

Gasäther
s. Kohlenwasserstoffe.

Gase, verdichtete und ver-

flüssigte.
Die einzelnen Gase sind im

Verzeichnis besonders aufge-
führt.

Kisser)Glas, Ton (Steinzeug oder dergleichen) oder
etall.

Gefäße aus Glas oder Ton sind einzeln oder zu
mehreren unter Verwendung ghegneteerpackungs-
stoffe in starke Ubergefäße (Weiden-,oder Metallkörbe,
Kübel oder Kisten) fest einzusetzen; Ubergefäße (aus-

enommen Kisten) müssen mit guten Handhaben ver-

febensein. Offene Ubergefäße müssen eine Schutzdecke
haben, die, wenn sie aus Stroh, Rohr, Schilf oder
ähnlichen leicht brennbaren Stoffen besteht, mit Lehm-
oder Kalkmilch oder dergleichen unter Zusatz von

Wasserglas getränkt ist.
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IstZusammnenZu ver- Ist

W# wendender Beiladung Bemerkungen
ständen zulässigo Wagen zulässig?

4 5 6 7

a, Offener, Ja. . Die Wagen sind vor Beginn der Berladung auf beiden
in Mengen nur Mengen Seiten mit roten Zetteln zu versehen, die deutlich di
bis 10 kg. bis 10 kg. Aufschrift: „Feuergefährlich.“ und Pertuüchdee
* Guäe(alleinoder schieben.“ tragen.

J

mussen dann mit anderen uDie Versandstücke müssen im Wagen sicher gelagert
mit denan= Gengen- werden. Offene Körbe und Kübel eindsichWagrtu
— egen-standenzu- befestigen,auch dürfen sie nicht aufeinander gestellt

.

- eren.

stssåkeekdichte,— geack. . FiljxænhnddesrfBeförderungschabbastgewordeneVe-.. älter si ofort auszuladen und können, wenn ihre

Helchlolsene.6dirfenin Wer #indesoornichalsbald möglich ist, mit ker
zusammen= Wagen ver- WeanenenInhaltohmeweiteres für Rechnung des

epackt sein. laden werden. enders verkauft werden.

Hi Gefä- . .DichtverschlosseneleexeBlechbeälter,worinole
mit 4 Elektrische Stoffe enthalten waren, dürfen "7bedecktenW de

SlüsstakettenBahnen. andere Gefäße müssen in offenen Wagen befördert

m 8
in den 1. Wagen werden=auldiepfrühere,scerwendungder Behälter ist

ehältern oder Wa- m Frachtbriefe hinzuweisen.
fest einge- enabtei-
bettet sein. ungen

dürfen
nicht verwendet werden, worin sichdem Betriebe dienende
elektrische Apparate, wie stromführende Elektromotoren
oder Generatoren, Transformatoren, Blitzplatten, Wider-
stände, Sicherungen, elektromagnetische Bremsen, Heiz-
apparate befinden. Zugelassensind Glühlampen, die in
besonders starke Glasschutzglocken eingeschlossensind, und
deren Ausschalter und Sicherungen sich außerhalb der

Wagen oder Wagenabteile befinden; ferner sind isolierte
Drahtleitungen gestattet,die gegen mechanischeBeschädi-
gungen gut geschütztsind.

2. Uber den offenen Wagen sind starke Schutzdecken aus

Holz oder einem anderen isolierendenStoffe anzubringen,
die es verhüren, daß ein herabgefallener Leitungsdraht
eine Zündung herbeiführt. Die Schutzdecken dürfen den

freien Zutritt der Luft zum Gute nicht verhindern.
3. Bei Verwendung von Kessel-(Bassin-) Wagen ist

über dem Wagen eine starke Schutzdeckeaus Holz oder
einem anderen isolierenden Stoffe anzubringen, die es

verhindert, daßein herabgefallener Leitungsdraht den
Strom auf die metallenen Teile des Wagens über-

trägt. —

10
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Gegenstand
Nr.

der

Anlage C
Verpackung

1 2

asolin
s. Kohlenwasserstoffe.

Gefettete oder gefirnißte
Textilrohstoffe und -Er-

zeugnisse
s. Spinn= und Webstoffe.

Geladene Gefechtspistolen
für Torpedos

s.Zündungen, sprengkräftige.

Geladene Munition für Ge-
schütze s. Geschützmunition.

Gelatine-Astralit "SAmmo-
niaksalpetersprengstoffe a).

Gelatine-Donarit s. Ammo-
niaksalpetersprengstoffea).

Gelatinedynamit: auch
wettersicheres, "

s. Dynamite und dynamit-
ähnliche Sprengstoffe.

Gelatine-Westfalit

"4Ammoniaksalpeterspreng-
toffe a).

Gemische von Holzgeist und
enzol
s. Nitrobenzol.

Gelatine-Wetterastralit

1 Ammoniaksalpeterspreng-
toffe a).

Geschirrlitzen, gefettete oder

gefirnißte, ·

s. Spinn= und Webstoffe.

Geschoßzünder4

s. Zündungen, nichtspreng-Eiie

kräftige und sprengkräftige.

Geschoffefür Geschütze und
eschützladungen
s. Geschützmunition.

Geschützmunition.
Geladene Munirtion für

Geschüßge bis 15 cm Naliber
aus einer zu ihrer Serstel-
lung berechtigten deutschen
oder aus einer zum Versand
auf deutschen Bahnen be-
sonders ermächtigten aus-

ländischen Fabrik.

a) Fertige Metallpatronen:

lb. Zif. 7.

a) Granatpatronen (Schwarzpulverals
Geschoßfüllung).

6) Schrapnellpatronen(Schwarzpulver
in Form einer Bodenkammerladung
im Geschoß, darüber Kugeln im
Geschoß, mit Kolophonium oder
dergleichen oder mit Schwarzpulver
festgelegt).

7) Panzergranatpatronen Schwarz=«

in dem müllungpulver als t

massiver Spitze versehenen Geschoß).
q)Kartätschpatronen, bei denen die

Kugeln in einer Metallhülse mit

innere:
Die Munition darf nicht

mit Zündern versehen sein,
sondern muß an Stelle
der Zünder Zinkverschluß-

schraudenmit hohlen Zap-
en enthalten.

Die Patronenhülsen dür-
fen Zündschrauben oder
Zündhütchen enthalten. In
diesem Falle muß das
Zündhütchen entweder
durch eine wenigstens mm

tarke Metallplatte be-
eckt sein oder um wenig-

stens 0,5 mm gegen den
Boden der Patronenhülse
versenkt liegen. Die Zünd-
schrauben oder Zündhüt-
chen müssen durch Metall-
bügel mit Gummieinlage,
die mit drei Armen den
Rand der Patronenhülse
umgreifen und dadurch in
ihrer Lage gesichert sind,

äußere:
Haltbare Holzkisten,wor-

in die Munition so fetu verpacken ist, daß eine

erschiebung verhindert
wird.

zum Schließen der
Kisten dürfen nur Schrau-
ben verwendet werden.

Die Kisten müssen, wenn

sie nicht mit Zinkblech-
einsatz versehen sind, innen
und außen einen halt-
barenFirnisanstrichhaben.
Sie sind mit sicheren Hand-

aben und mit der deut-

ichen, gedruckten oder

schebloniertenAuf-
schrift zu versehen:

„Zusammengesetzte Mu-
nition für oln-

oder

„Getrennte Munition
für Geschütze.“
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2 Zusammen=Zu ver- Ist
usremegen=wendender Beiladung Bemerkungen
ständenzulässig?Wagen zulässig?

4 5 6 7

Nein. Bedeckter. Ja, 1. Auf dem Frachtbriefe hat der Absender zu bescheinigen,

Elektri ausgenom- daß die in der Munition befindlichen Spreng=oder Schieß-
ektrische men sind mittel in der unter Ia der Anlage C zur EV O. hierfür

Bahnen. spreng- vorgeschriebenenWeise auf ihre gute Beschaffenheit und

Geschütz- räftige Lagerbeständigkeit mit Erfolg geprüft, daß sie in den

munltion Zündungen Geschossenund Hülsen sicherfestgelegt sind, und daß die

darf nicht in (Ib. Zif.4). Verpackung der Munition den in der Anlage C unter

Wagen be= Nur Mengen Ib zu 7 Abs. (2) bis (5) getroffenen Vorschriften ent-

fördert bis zu 10001g spricht. Außerdem muß ein vom Fabrikanten ausgestelltes,

werden,die dürfen mit amtlich beglaubigtes Ursprungszeugnis beigefügt werden.

stromfühGhieren Aufgabe als Eilgut ist unzulässig.
* 3. Weiter sind die Beförderungsvorschriften für Spreng-

unter Span= sammenver- mittel der 3. Gruppe unter Ia. B Abs. (3), D Abs.r.
mungsehendeladenwerdenAbs. (2), F. G, , Jau# zu berchten. Hi- Vor-

Leitungen gesetzt,daß schrift unter Ia. Fei-s. (2) gilt nicht für elektrische

oder Appa= diese nicht Lokomotiven ohne Feuerherd.

rate ent- leicht ent-

halten, also zündlich sind
auch nicht in und nicht
Wagen, die früher als die
elektrisch be= Munition
leuchtet sind. ausgeladen

werden.

107
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Nr.

Gegenstand der Verpackung
Anlage C

1 2 3

Noch Geschützmunition usw.
einem ungefährlichen, keine explo= gegen Stoßwirkungen ge- oder
siven EigenschaftenbesitzendenMittel schütztsein. Bei Munition Geladene Geschossefür
festgelegt sind. von weniger als 10 cm

«

Geschütze."
e) Schrapnellgranatpatronen (Granate Kaliber können statt der oder

und Schrapnell in sich vereinigende Metallbügel mit Gummi- *

zurt sichve Granat-einlage auch mindestens „Geschücladunen in
und Schrapnellteil; Zusammen= 3 mm starke Pappscheiben Metallkartuschen.

#rsungähnlich wie bei 6) unter verwendet werden, die in

erwendung eines brisantenSpreng=denPackkisten zwischen den

stoffs, der nicht gefährlicher ist als Bödender Patronen und
reine Pikrinsäure). den Kistenwänden liegen

5) Sprenggranatpatronen (brisanter
und an den Stellen für

Sprenastoff, nicht gefährlicher als die Zündschrauben oder

reine Pikrinsäure, außer dem Rauch- Kändöbtchenenesspechendeentwickler. ben die Hülsen keineZünd-
b) Merallpatronen in getrenntem zu= schrauben, so müssen Zink-

stande: ver schlußschrauben vor-

a) Geschützladungen handen sein. In diesem
(auchschwaches Pul-] Zulammen=JFalle sind Pasyscheiben
ver in Metallkartu= bei den Pa=

poder Mctallbügelnicht er-

schen). tronen zu a). forderlich.
6) Geschosse. -

Gesilit
s. Dynamite und dynamit-
ähnliche Sprengstoffe.

Gesteins-Dahmenitauch Neu-
Dahmenit

s. Ammoniaksalpeterspreng-
stoffe a).

Gesteins-Permonit
s. Chlorat= und Perchlorat-
sprengstoffe.

Gesteins-Plastammon
Gesteins-Roburite
Gesteins-Nomperite
Gesteins-Sicherheits-

pulver oder Nobu-
rit IT

Gesteins-Tremonit
Gesteins-Westfalit 1,

II, III usw.
Gesteins-Westfalit B

bis F usw.

Gewitterhagel
Scherzartikel, pyrotech-

nische e).

Giftige Metallpräparate
s. Metaupräparate.

Glätte
s. Metallpräparate, giftige.

Glückauf
s. Ammoniaksalpeterspreng-
stoffe a).

Goldregen
Feuerwerkskörper.

Goldregenhölzer
s. Zündhölzer, pyrotech-
nische b).

Granatpatronen
s. Geschützmunttion.

——

stoffe
a).

s.

Ammoniaksalpeterspreng
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Ist Zusammen-Zu ver- Ist
packung mit .

anderen Gegen- wendender Beiladung Bemerkungen
ständen zulässigo Wagen zulässig?

4 5 6 7
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Nr.

Gegenstand der Verpackung
Anlage C

1 2 8

Grubengasund Kohlensäure, Id. Zif. 1, Dicht uerschlosseneGefäßeaus Schweißeisen, Fluß-
verdichtet. eisen oder Gußstahl, die mit mindestens einem Ventil

zum Füllen und Entleeren versehen sein müssen.
Auf den Gefäßen muß vermerkt sein:

a) die Höhe des zulässigen Füllungsdrucks, der nicht
mehr als 20 Atmosphärenbei 17,5% betragen darf,

b) der Prüfungsstempel und der Tag der letzten Prü-
fung, der nicht mehr als 5 Jahre zurückliegen darf.

Sind die Gefäße in Kisten verpackt, so ist auf
diesen der Inhalt anzugeben; sind die Gefäße unver-

packt, müssen sie mit Vorrichtungen versehen sein, die
ein Rollen verhindern, auch müssen sie zum Schutz
der Ventile Kappen aus Schmiedeeisen, Stahl oder
schmiedbarem Guß tragen. Keiner Kappen bedürfen
Ventile, die im Innern des Flaschenhalses angebracht
und durch einen gut sitzendenMetallstöpsel geschütztsind.

Grũnspans. Metallpräparate, giftige.
Grüne Kupferpigmente

s. Metallpräparate.
Gurdynamit

s. Dynamite und dynamit-
ähnliche Sprengstoffe.

Haare.gefettet oder geftr-
ni

Spinn-und Webstoffe.
Haloklastit

. Schwarzpulver und
chwarzpulverähnliche Ge-

menge a).
Häute, ungesalzene, frische.] VI Zif. 2. a) Bei Aufgabe als Stückgut:

Starke, dichte, sicher verschlosseneHolzbehälter (Fässer,
Kübel, Kisten) oder
starke, dichte, gut verschlossene Säcke, die mit geeigneten Des-
infektionsmitteln, wie Karbolsäure, Formaldehyd, Lysol, so an-

gefeuchtetsinddaß der üble Geruch des Inhalts nicht wahr-
nehmbar ist; die Verwendung solcher Säcke ist ledochauf die
Monate November, Dezember, Januar und Februar beschränkt.
Den Packgefäßendürfen außen keine Spuren des Inhalts anhaften.

b) Bei Aufgabe als Wagenladung:
1. Bei Verwendung besonders eingerichteter bedeckter

Wagen, die mit wirksamen Durchlüftungsvorrichtungen ver-
sehen sind, ist Verpackung nicht erforderlich. Die Stoffe sind
mit mindestens fünfprozentiger Karbolsäure oder anderen ge-
eigneten Desinfektionsmitteln derart anzufeuchten, daß ein
fauliger Geruch nicht wahrnehmbar ist.

2. Bei Verwendung gewöhnlicher offener Güterwagen:
a) Vom 1. März bis 31. Oktober müssen die Häute in starke,

dichte Säcke verpackt sein; diese sind mit den unter 1)

genanntenDesinfektionsmitteln derart anzufeuchten, daß
er faulige Geruch des Inhalts nicht wahrnehmbar ist.

Jede Sendung muß mit einer aus starkem Gewebe (so-
genanntem Hopfentuch) hergestellten mit den vorbezeich-
neten Desinfektionsmitteln getränkten Decke und diese
wieder mit einer großen, wasserdichten, ungeteerten Wagen-

##anevöllig bedeckt sein.
6#) Vom November bis Ende Februar dindSäcke nicht er-

forderlich. Die Sendung muß jedoch ebenfalls mit einer
Decke aus Hopfentuch und diese wieder mit einer großen,
wasserdichten,ungeteerten Wagenplane völlig bedeckt sein.
Die untereDeckeist nötigenfalls mit den unter 1) genannten

Gesufertionemitternso anzufeuchten, daß kein fauliger
Geruch wahrnehmbar ist.

?) Sendungen,bei denen der faulige Geruch durch Desinfek-
tionsmittelnicht besettigt werden kann, müssenin startedichte,
gut verschlosseneFässer oder Kübel so verpackt sein,daß sich
der Inhalt des Gefäßes nicht durchGeruch bemerkbar macht.
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Ist Zusammen= Zu ver- Ist
packung mit wendender Beiladung Bemerkungenanderen Gegen- s

ständenzulässigeWagen zZulässig?

–4 5 7

Nein. Bedeckter. Ja. Es kann verlangt werden, daß der Absender durch ein
Offene Manometer den in den Behältern vorhandenen Druck

Wagen sind nachweist. Die Prüfung hat der Annahmebeamte im
nur zulässig. Frachtbriefe zu bescheinigen.
wenndie Ge- Die Gefäße dürfen nicht geworfen und nicht den

fäßein Furr- LermensrahlentveredeOfenwärme ausgesetzt onden
—

Die Gefäße sind im Eisenbahnwagenso zu la ern, da
gegebenbnnt sienicht umfallen oder herabfallen könnest!8 ß

Planenbe- DUber dieBeschaffenheitdesMaterials und Herstellung
deckt sind. der Gefäße und über die amtliche Prüfung der Gefäße

sind besondereVorschriften unter Id. B und C relesäß.

Nein. Offener, s. Ja. . Die Eisenbahn kann die Beförderung auf bestimmte

aberSpabl Züge beschränken,auch besondere Vorschriften über Zeit
if. 1). und Fristdes Auf= und Abladens sowie der An= und

Abfuhr treffen.
.Wagenladungen dürfen nur auf möglichst abgelegenen

Seitensträngen oder auf Anschlußgleisen ein= und aus-
geladen werden.

Bei Wagenladungen kann die Eisenbahn von den Ab-
sendern oder Empfängern die Reinigung der Ladestellen
verlangen.

. Die Eisenbahn muß Eisenbahnwagen, worin solche
Ladungen in losem Zustande befördert worden sind,
nach jedesmaligem Gebrauch dem Reinigungs-(Des-
infektions-) Verfahren unterwerfen, das für die Beseiti-
gung von Ansteckungsstoffen bei der Beförderung von
Vieh auf Eisenbahnen vorgeschrieben ist. Durch die
Desinfektton müssen die den Wagen etwa anhaftenden
Ansteckungsstoffe völlig beseitigt werden. Ausgenommen
hiervon sind nur solche Wagen, die bestimmungsgemäß
auss liehlichzur Beförderung der Häute benutzt werden.
Die Kosten der Desinfektion hat der Absender oder der
Empfänger zu ersetzen.

. Macht sich ein lästiger Geruch während der Beförde-
rung bemerkbar, so kann die Eisenbahn die Häutejeder-
zeit auf Kosten des Absenders oder des Empfängers
mit geeigneten Mitteln zur Beseitigung des Geruchs
behandeln lassen. —

Leere Behälter und zurückgehende Wagendecken müssen
völlig gereinigt und mit geeigneten Desinfektionsmitteln
behandelt sein, so daß sie keinen fauligen Geruch ver-
breiten. Im Frachtbrief ist auf ihre frühere Verwen-
dung hinzuweisen. Sie müssen in offenen Wagen be-
fördert werden.
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Gegenstand
Nr.
der

Anlage C
Verpackung

1 2

Hanf, gefettet oder gefirnißt
s.Spinn= und Webstoffe

Harnischlitzen, gefettet oder
gefirnißt,

s. Spinn= und Webstoffe.

Hausmüll.

Hebelzünder
s. Zündungen, nichtspreng-
kräftige.

Hexanitrodiphenylamin
. Nitrokörper, organische,

1. Gruppe a).

Hörner und Klauen:

MsfeahenfrischFlechsen, frische;
b) trockene,

s.Knochen, gereinigte, trockene

Hoffmannstropfen
s. Snstropfen

Holzgeist, roh und rektifiziert,
s. Azeton.

HolzgsistgemischemitBenzol
Nitrobenzol.

Holzkohle, frisch geglühte
gemahlenoder ##un bte,

Hülsen aus mit Fett oder
Ol getränktem Papier

s. Papier.

Hüttenrauch
s. Arsenikalien a).

Jute, gefettet oder gefirnißt
1 Eplun=und Westruß"

VI. Zif. 9.

II. Zif. 6

Nur als Wagenladung. Lose Beförderung ist zu-

lässig, wenn die Ladung mit dichten Wagendecken
vollständig eingedeckt ist. Werden besonders einge-
richtete, das Zerstäuben verhütende Wagen verwendet,
bedarf es keiner Decken. Die Wagen müssendicht sein.

Dichte, gut verschlosseneBehälter. Holzbehälter
müssen im Innern mit dichten Stoffen ausgekleidet
sein; sie sind in haltbare Ubergefäße (Körbe, Kübel,
Kisten) einzusetzen.
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Ist Iusammen-Zu ver- Ist
packung mi

anderen Gegen- wendender Beiladung Bemerkungen
ständenzulässigo?Wagen zulässig!

4 5 6 7

Nein. Offener, Nein. 1. Die Eisenbahn kann die Beförderung auf bestimmte
mit Decke Züge beschränken, auch besondere Vorschriften über Zeit

oder und Frist des Auf= und Abladens sowie der An-- und
besonders Abfuhr treffen.

eingerichteter Die Eisenbahn kann von den Absendern oder Empfän-
Wagen gerndie Reinigung der Ladestellen verlangen. Für die

s. Sp. 3. erladung und Entladung von pauemttsind Einrich-
tungen zu treffen, die das Verstäuben tunlichst aus-

schließen.Die Eisenbahn kann die Herstellung dieser
Einrichtungen von den Absendern und Empfängern
verlangen.

3. Macht sich ein lästiger Geruch während der Beförderung
bemerkbar, so kann die Eisenbahn die Stoffe jederzeit
auf Kosten des Absenders oder des Empfängers mit

eeigneten Mitteln zur Beseitigung des Geruchs be-
beneln lassen.

.Leere Behälter und zurückgehendeWagendecken mühssen
völlig gereinigt und mit geeignetenDesinfektionsmitteln
behandelt sein, so daß a%keinen fauligen Geruch ver-
breiten. Im Frachtbrief ist auf ihre frühere Verwen-
dung hinzuweisen. Sie müssen in offenen Wagen be-
fördert werden.

Nein. Bedeckter a. t im Frachtbriefe bescheinigt, daß die Holzkohle nicht
oder

B frischsstlüht ist (d. h. mindestens48 Stunden gelagert
offener. hat), wird sie ohne Beschränkung befördert.
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Nr.

Gegenstand der Verpackung
Anlage C

2 8

Kälbermagen, frische, von VI. Zif. 4. Starke, dichte, sicher verschlossene Holzbehälter
allen Speiserestengereinigte. (Fässer oder Kübel). Während der Monate April bis

einschließlich September müssen die Kälbermagen so
gesalzen sein, daß für jeden Magen 15 bis 20 g Koch-
salz verwendet sind, auch muß eine mindestens 1 cm

*t Salzschicht auf den Boden des Behälters und
auf die oberste Magenschicht gestreutsein. Im Fracht-
brief ist die Beachtung dieser Vorschrift zu bescheinigen.

Den Packgefäßen dürfen außen keine Spuren des
Inhalts anhaften.

Kali, elorsaures,s. Chlorsaures Kali.

Kalilauge
s. Atzlauge.

Kalium
s. Alkalimetalle.

Kalomel
s. Metallpräparate, giftige.

Kalzium
s. Alkalimetalle.

Kalziumhydrür (Hydrolith), le. Zif. 2 Starke, dichte, sicher verschlosseneGefäße aus Eisen
Kalziumkarbid, auch im- (auch Eisenblech). Die Gefäße müssen völlig trocken
prägniert. oder mit Petroleum beschicktsein.

Auf den Versandstücken muß ihr Inhaltfest und
dauerhaft angegeben sein, auch müssen sie die Auf-
schrift tragen: „Vor Nässe zu schützen.“

Kanonenschläge
s. Signalfeuerwerk I und II.

Karbonit
s. Dynamite und dynamit-
ähnliche Sprengstoffe.

Kartätschpatronen
s. Geschützmunition.

Kesselrückstände von der
Lederleimfabrikation (Leim-
kalk, Leimkäse oder Leimdünger):

a) ausgepreßte; VI. Zif. 5. 1. Bei Aufgabe als Stückgut:
Starke, dichte, sicher verschlossene Holzbehälter

(Fässer, Kübel, Kisten). Der Inhalt darf sichnicht
in belästigender Weise durch Geruch bemerkbar
machen. Den Packgefäßen dürfen außen keine
Spuren des Inhalts anhaften.

2. Bei Aufgabe als Wagenladung:
Verpackung nicht erforderlich. Die Ladung muß

mit zwei übereinander liegenden großen, hasser-dichten, ungeteerten Wagenplanen völlig bedeckt sein.
Die untere Decke ist mit geeigneten Desinfektions-
mitteln (Karbolsäure, Formaldehyd, Lysol oder dgl.)
so zu tränken, daß kein fauliger Geruch wahrnehm-
bar ist. Zwischen den beiden Decken muß sich eine
Schicht von trockenem, gelöschtem Kalk, von Torf-
mull oder von gebrauchter Lohe befinden.

b) nicht ausgepreßte. VI. Zif. 6. Starke, dichte, sicher verschlossene Holzbehälter

durch
Den Packgefäßen dürfen außen keine Spuren des In-
halts anhaften.

(Fässer, Kübel, Kisten). Der Inhalt darf sich nicht
Geruch in belästigender Weise bemerkbar machen.
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Ist Zusammen-
packung mit

anderen Gegen-
ständen zulässig?

Zu ver-

wendender

Wagen

Ist
Beilladung
zulässig?

Bemerkungen

4 5 6 7

Nein.

Ja,
bei Mengen

bis 5 kg,
nach Spalte3

verpackt.

Nein.

Nein.

Bedeckter
oder

offener.

Bedeckter.

Offener.

Offener.

Ja,
mit Aus-

nahme von

Nahrungs-
und Genuß-

mitteln.

Ja.

. Die Eisenbahn kann die Beförderun

. Macht sich

i » auf bestimmte
Züge beschränken, auch besondere Vorschriften beitZeit
und Frist des Auf= und Abladens sowie der An-- und
Abfuhr treffen.

. Bei Wagenladungen kann die Eisenbahn von den Ab-
sendern oder Empfängern die Reinigung der Ladestellen
verlangen.
Macht sich ein lästiger Geruch während der Beförderung
bemerkbar, so kann die Eisenbahn die Stoffe jederzeit
auf Kosten des Absenders oder des Empfängers mit

ber
neten Mitteln zur Beseitigung des Geruchs be-

andeln lassen.
.Leere Behälter müssen völlig gereinigtund mit geeigneten

Desinfektionsmitteln behandelt sein, so daß sie keinen

auligenGeruch verbreiten. Im Frachtbrief ist auf ihre
rühere Verwendung hinzuweisen. Sie sind in offenen

agen zu befördern.

Die Versandstücke sind besonders sorgfältig zu behan-
deln. Sie dürfen nicht geworfen und müssen im Wagen
so fest gelagert werden, daß sie gegen Scheuern, Rütteln,
Stoßen, Umkanten und Herabfallen aus den oberen Lagen
gesichert sind.

Nicht mit Wasser zu löschen!

Zu a) und 5).
Die Eisenbahn kann die Beförderung auf bestimmte

Züge beschränken.auch besondere Vorschriften über Zeir
und Fristdes Auf= und Abladens sowie der An= und

Abfuhr treffen.
. Bei Wagenladungen kann die Eisenbahn von den Ab-

sendern oder Empfängern die Reinigung der Ladestellen
verlangen.

ein lästiger Geruch währendder Beförderung
bemerkbar, so kann die Eisenbahn die Stoffe jederzeit
auf Kosten des Absenders oder des Empfängers mit

gekignetenMitteln zur Beseitigung des Geruchs behan-
eln lassen.

Leere Behälter und zurückgehendeWagendecken müssen
völlig gereinigt und mit geeigneten Desinfektionsmitteln
behandelt sein, so daß sie keinen fauligenGeruch ver-

breiten. Im Frachtbrief ist auf ihre frühere Verwen-

dung hinzuweisen. Sie müssen in offenen Wagen
befördert werden.
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Gegenstand
Nr.
der

Anlage C
Verpackung

2

Kienöl
s. Ole, fette.

Kinetit

a hlorat= und Perchlorat-
prengstoffe.

—a) frische

s. Flechsen,frische;
b) trockene,

s.Knochen gereinigte, trockene.

Kleinfeuerwerk
s. Feuerwerkskörper.

Knallbonbons s. Scherzartikel,
pyrotechnische a).

Knallerbsen, Knallgranaten,
Knallsilber enthaltende
Artikel s. Scherzartikel, pyro-

technische b).

Knallkapseln, Knallkorke s.
Scherzartikel, pyrotechnische.

Knochen:
a) frische,

"

s. Flechsen, frische;
b) gereinigte, trockene, ferner

trockene Hörner u. Nlauen.

Kohlensäure, verdichtete,
s. Grubengas.

Kohlensäure, verflüssigte,
s. Ammoniak.

Kohlensäurekapseln, me-

tallene,
s. Ammoniak Anm.-).

VI Zif. 3. a) Bei Aufgabe als Stückgut:
Dichte Behälter (Fässer oder Kübel) oder starke

Säcke. Den Packgefäßen dürfen außen keine Spuren
des Inhalts anhaften.

b) Bei Aufgabe als Wagenladung:
Verpackung nicht erforderlich, die Ladung muß

aber, wenn die Stoffe unverpackt sind, mit dichten
Wagendecken völlig eingedecktsein.
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IstUusammen=Zu ver- Ist
ackung mi

uer urgen=wendender Beiladung Bemerkungen
ständenzulässig' Wagen zulässig?

4 6 7

Nein. Wenn ver- Ja, 1. Die Eisenbahn kann die Beförderung auf bestimmte
packt bedeckter mit Aus- Züge beschränken,auch besondereWhe-rnüber Zeit
oder offener nahme von und Frist des Auf= und Abladens sowie der An= und
Wagen,wennNahrungs- Abfuhr treffen.

unverpackt.und (Genuß=2. Bei Wagenladungen kann die Eisenbahn von den Ab-
offener Wa-mitteln. sendern oder Empfängern die Reinigung der Ladestellen

* — verlangen.
. Die Eisenbahn muß Eisenbahnwagen, worin Ladungen

dieser Stoffe in losem Zustande befördert worden sind,
nach jedesmaligem Gebrauch dem Reinigungs= (Des-
infektions-) Verfahren unterwerfen, das für die Beseiti-

ung von Ansteckungsstoffen bei der Beförderung von

dieh auf Erisenbahnen vorgeschrieben ist. Durch die
Desinfektion müssen die den Wagen etwa anhaftenden
Ansteckungsstoffe völlig beseitigt werden. Ausgenommen
hiervon sind nur solche Wagen, die bestimmungsgemäß
ausschließlich zur Beförderung dieser Stoffe benutzt
werden. Die Kosten der Deöinhertonhat der Absender
oder der Empfänger zu ersetzen.

.Macht sich ein lästiger Geruch während der Beförderung
bemerkbar, so kaun die Eisenbahn die Stoffe jederzeit
auf Kosten des Absenders oder des Empfängers mit

SrittoereMitteln zur Beseitigung des Geruchs behan-
eln lassen.

Leere Behälter und zurückgehende Wagendecken müssen
völlig gereinigt und mit geeigneten Desinfektionsmitteln
behandelt sein, so daß sie keinen fauligen Geruch ver-

breiten. Im Frachtbrief ist auf ihre frühere Verwen-

dung hinzuweisen. Sie müssen in offenen Wagen be-

fördert werden.
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Nr.

Gegenstand der Verpackung
Anlage C

1 2 8
——

Kohlenwasserstoffe, und zwar:
a) Petroleum, rohes und ge- III. Starke, dichte, sicher verschlosseneGefäße aus Hol

reinigres, wenn es bei Zif. 13. (Fässer), Glas, Ton (Steinzeug und dgl.) oder Meta

17,5%½ein spezifischesGe- Gefäße aus Glas oder Ton sind einzeln oder zu
wiche von mindestens mehreren unter, Verwendung geeigneter erpackungs-0,780 har, oder bei einem stoffe in starke übergefäße(Weiden= oder Metallkörbe,
Barometerstande von Kübel oder Listenfest einzusenzen.süberhefüße(ausge760 mm (auf die Meeres-= nommen Kisten), müssen mit guten Handhaben versehen

* reduziert) im Abel- ein. Offene Ubergesüßemüssen eine Schutzdeckehaben,
chen Apparate nicht unrer ie, wenn sie aus Stroh, Rohr, Schilf oder ähnlichen

210 WzürolicheDämpfe leicht brennbaren Stoffen besteht, mit Lehm= oder

gibr (Testpetroleum). Kalkmilch oder dgl. unter Zusatz von Wasserglas ge-
Aus SZraunkohlenteer tränkt ist.

bereitere Ole, Torf= und

Schieferöle, Asphalt=
naphtha und Oestillate
aus solchen, wenn diese
Stoffe mindestens das vor-

genannte spezisische Ge-
wicht haben (Solaröl,
Photogen und dgl.). "

Steinkohlenteeröle, die
bei 17,5f% ein geringeres
spezisisches Gewicht als
0,950 haben (Benzol, To-
luol, Tylol, Kumol und dgl.).

Tohlenwasserstoffe an-

deren Ursprungs, die bei
17,50 ein spezifisches Ge-
wicht von mindestens
0,830 haben, mit Aus-

nahme von Schmierölen, die
im Pensky-Martensschen
Apparat erst bei einer
Wärme von mindestens
100 % C entzündliche Dämpfe
geben;

b) Herroleum, rohes und ge- III. Wie vor bei den Kohlenwasserstoffen unter àreinigtes, Braunkohlen= Zif. 1b. Jedes Frachtstück muß außerdemauf rotem rund
teeröle, Torf= und Schiefer- die deutliche, gedruckte Aufschrift: „Feuergefährlich.
öle, Asphaltnaphrha sowie tragen. Körbe und Kübel mit Glasballons müssen
Destillate aus solchen, ferner mit der deutlichen Aufschrift versehen sein:
wenn diese Sroffe bei 17,55 „Vorsichtig tragen.“
ein spezisisches Gewichr
von weniger als 0,780 und
mehr als 0,680 haben.

Petroleumnaphtha und
Destillate aus Hetroleum
und Hetroleumnaphrtha
(Benzin, Ligroin, Putzöl
und dgl.), wenn diese Stoffe
bei 17,5% ein spezifisches
Gewicht von mehr als
0,680 habenz;

c) Detroleumäther (Gasolin, III. Hölzerne Fässersind ausgeschlossen; sonst dieselben
Gasäther, Neolin und dgl.)if. le. Vorshriftenwie unter b).
und ähnliche aus Herreo-
leumnaphrha oder Braun-
kohlenreerbereirere, leicht
entzündliche Stoffe, wenn

sie bei 17,50 ein —sches Gewichr von hö
stens 0,680 haben.

2
—*
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Ist Zusammen-Zu ver- Ist
ackung mi :

uberengue= wendender Beiladung Bemerkungen
ständenzulässig' Wagen zulässig?

4 5 6 7

Ja, Offener, Ja. Bei den Kohlenwasserstoffen unter a) und b) ist im

in Mengen nur kleine Frachtbrief anzugeben, daß ihr spezifischesGewicht sich
bis 10 kg. Mengen bis innerhalb der vorgesehenen Grenzen bewegt; bei Pe-

Die Gefäße10 kg (für troleum unter a) genügt die Angabe, daß es der
müssen dann sichalleinoder Vorschrift über den Entflammungspunkt entspricht.
mit den übri- mit anderen ehlt eine solche Angabe, so sind dieseStoffe wie Petro-
gen Gegen= Gegenstän- eumätherunter c) zu behandeln.
ständen in den zusam- Die Wagen sind vor Beginn der Verladung auf beiden

starke,dichte, mengepackt Seiten mit roten Zetteln zu versehen, die deutlich die

sicherver= — s. Sp.4— Aufschrift: „Feuergefährlich.“ und „Vorsichtig ver-

schbofaenedürfen schieben.“ tragen.

volbeälter in bedeckten Die Versandstücke müssen im Wagen sicher gelagert
zusammen= Wagenbeför- werden. Offene Körbe und Kübel sind am Wagen zu

#Popacktsem.dert werden. befesügen.auch dürfen sie nicht aufeinander gestellt
e Gefäße Elektrische werden.

mit den Bahnen. 4Während der Beförderung schadhaft gewordene Behälter
Kohlen= 1.Wagen sind sofort auszuladen und können, wenn ihre Wieder-

wasserstoffen oder Wa- herstellung nicht alsbald möglich ist, mit dem vorhan-
müssen in den enabtei- denen Inhalt ohne weiteres für Rechnungdes Absen-

Behältern ungen ders verkauft werden.

lesteinge= dürfennicht . Dicht verschlossene leere Blechbehälter, worin solche
ettet sein. verwendet Stoffe enthalten waren, dürfen in bedeckten Wagen,

werden, andere Gefäße müssen in offenen Wagen befördert
worin sich werden; auf die frühere Verwendung der Behälter ist
dem Betrie- im Frachtbrief hinzuweisen.
beBüenende Nicht mit Wasser zu löschen!
elektrische

Apparate, wie stromführende Elektromotoren oder Generatoren,
Transformatoren, Blitzplatten, Widerstände, Sicherungen, elektro-
magnetische Bremsen, Heizapparate befinden. Zugelassensind Glüh-
lampen, die in besonders starkeGlasschutzglockeneingeschlossensind,
und deren Ausschalter und Sicherungen sich außerhalb der Wagen
oder Wagenabteile befinden; ferner sind isolierte Drahtleitungen
gestattet, die gegen mechanischeBeschädigungen gut geschütztsind.

2. Uber denof b#enenWagen sind starkeSchutzdeckenaus Holz oder einem
anderen isolierenden Stoffe anzubringen, die es verhüten, daß ein

herabgefallener Leitungsdraht eine Zündung herbeiführt. Die Schutz-
decken dürfen den freien Zutritt der Luft zum Gute nicht verhindern.

3. Bei Verwendung von Kessel-(Bassin-) Wagenist über demWagen

eine starke Schutzdecke aus Holz oder einem anderen isolierenden
Stoffe anzubringen, die es verhindert, daß ein herabgefallener Leitungs-
draht den Strom auf die metallenen Teile des Wagens überträgt.

Wie vor Wie vor Ja. Wie vor bei den Kohlenwasserstoffen unter a) Ziff. 1
bei den bei den bis 5,
Kohlen- Kohlen- außerdem

wasserstoffen wasserstoffen 6. Die Versandstücke dürfen nicht auf Karren gefahren,
unter a). unter a). auch,nicht auf der Schulter oder dem Rücken getragen

werden.

Nicht mit Wasser zu löschen!

Wie unter a). Wie unter a). Ja. Wie unter b).
Nicht mit Wasser zu löschen!
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Gegenstand
Nr.
der

Anlage C
Verpackung

2

Kohlen-Westfalit auch Ge-steinseWestfalit IIIV usw.
s. Am moniaksalpeterspreng-stoffe a).

Kollodium
s. Schwefeläther.

Kollodiumpapier-Blättchen
und geringe Mengen von

Kollodiumpapier enthaltende
Artikel

s. Scherzartikel, pyrotech-
nische a).

Kollodiumwolle
s. Nitrozellulose.

Konfettibomben
s. Scherzartikelpyrotech-
nische c).

Kotillonfrüchte
s. Scherzartikel, pyrotech-
nische c).

Krawallstangen
1 Schercbeenel,pyrotech-
nische e).

Kronenulver oder Nobu-
ri

4—Ammoniaksalpeterspreng-
toffe a).

Kugelzündhütchen
s. Patronen für Handfeuer-

woffen.Kum
mA#ohlenwasserstoffe.

Kunstfeuerwerksbkörper
s. Feuerwerkekörper.

Kunstwolle,gefettet oder ge-

ftrnift,pinn= und Webstoffe.
Metall-Kupferfarben

Kupferpigmente giftige
Ku fervitriol(Blaustein) und

Mischungen von Kupfervitriol
mit Kalk, Soda oder dgl.
Pulver zur Herstellung von

ordelaiser Brühe oder dgl.).

Lance-Parfüm s. Chloräthyl.

Lapden,gefettet oder gefir-

Spinn= und Webstoffe.

Latrinenstoffe
. Fäkalien.

Leimdünger,Leimkalk,Leim-
käse, Leimleder-Rückstände

s. Resselrückstände.

Leimtkeder,nicht gekalktes,

s. Flechsen, frische.

IV. Zif. 7. Starke, dichte, sicher verschlossene Holzbehälter
(Fässer oder Kisten) oder starke, dichte Säcke, die kein
Verstreuen oder Verstauben des Inhalts zulassen.

Auf den Versandstücken muß ihr #
und dauerhaft angegeben sein.

Inhalt deutlich
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Ist Zusammen- Zu ver- Ist
32wendender Beiladung Bemerkungenr gen- r »

ständeuzurässigPWagM zulässig?

4 5 6 7

Z8 Bedeckter Ja.
Die Behälter oder offener.
mit Kupfer-
vitriol oder

dgl. müssen mit den anderen Gegen-
ständen in einen starken, dichten, sicher
verschlossenen Holzbehälter zusammen-
gepackt sein.

11



Gegenstand
Nr.
der

Anlage C
Verpackung

1 2

Leucht- und Fettgas:
a) Fettgas, auch mit einem

usatz von höchstens30%
zetylen (Mischgas), bis

auf 10 Armosphären Uber-
druck verdichtet;

b) Leuchtgas.

Leucht= und Signalmittel.
Rakeren und geladene ZRa-
kerenhülsen für Swecke des

Trieges oder des Rettungs-
wesens mit Treibsatz von so

starkverdichtetem Kornpulver,
aß es beim Abbrennen nicht

mehr explodiert;
(wegen anderer Leucht= und

Signalmittel s. auch Feuer-
werkskörper a) und Signal-
feuerwerk).

Lichter, römische,
s. Feuerwerkskörper.

Lignosit I s. Ammoniaksalpeter-
sprengstoffe a) 1. Gruppe.

Lignosit II s.Ammoniaksalpeter-
sprengstoffe b) 3. Gruppe.Ligroin "4Kohlenwasserstoffe.

Lösungen von Nitroglyzerin
— höchstenseinprozentige —

in Alkohols. Schwefeläther.

Löfungenvon Nitrozellulose
s. Nitrozelluloselösungen.

Löwenpulver s. Schwarzpulver
u. schwarpulverähnl. Gemengel

Luft, flüssige, s. Flüssige Luft.
Lumpen, gefettet oder gefir-

nißt, s. Spinn=und Webstoffe.
Luxit 1 s. Ammoniaksalpeter-

sprengstoffe a).

Id. Zif. 3.

Id. Zif. 3.

Ib. Zif. 1.

Dicht berschloene Gefäße aus Schweißeisen, Fluß-
eisenoder Gußstahl, die mit mindestens einem Ventil oder
einem eingeschraubten Stopfen zum Füllen und Ent-
leeren versehen sein müssen. Der Stopfen muß so
dicht schließen, daß sich der Inhalt des Gefäßes nicht
durch Geruchbemerkbar macht.

Auf den Gefäßen muß vermerkt sein:
a) die Höhe des zulässigen Füllungsdrucks, der bei

17,5° höchstens 10 Atmosphären betragen darf.
b) der Prüfungsstempel und der Tag der letzten Prü-

fung, der nicht mehr als 5 Jahre zurückliegen darf.
Sind die Gefäße in Kisten verpackt, so ist auf

diesen der Inhalt anzugeben; sind die Gefäße unver-
packt, müssen 966mit Vorrichtungen versehen sein, die
ein Rollen verhindern, auch müssen sie zum Schutz der
Ventile Kappen aus Schmiedeeisen, Stahl oder schmied-
barem Guß tragen. Keiner Kappen bedürfen einge-

HchraubteStopfen und Ventile, die im Innern des

laschenhalses angebracht und durch einen gut sitzen-
den Metallstöpselgeschütztsind.

Dicht verschlossene, — bei einem Füllungsüberdruck
von mehr als 10 Atmosphären — nahtlose Gefäße
aus Schweißeisen, Flußeisen oder Gußstahl, die mit minde-
stens einem Ventil zum Füllen und Entleeren ver-

sehen sein müssen. »

Im übrigen gelten dieselben Vorschriften wie für
ettgas unter mit der Erweiterung, daß der zu-

ässige Füllungsdruck bei 17,5% höchstens 200 Atmo-

sphären betragen darf.

Haltbare Holzbehälter aus mindestens 18 mm
starken Brettern. Die Wände müssen gezinkt, Boden
und Deckel durch Messingschrauben oder verzinnte

eiserne Schrauben gut befestigt sein. Die Behälter
müssen im Innern mit gutem, zähem Papier voll-
ständig ausgelegt sein. #

Die Anzündestelle muß so verwahrt sein, daß ein

Ausstreuen des Satzes ausgeschlossenist. »

Die Leucht= und Signalmittel sind in die Behälter
dergestalt einzubetten, daß jede Bewegung bei der Be-
förderung verhindert ist. Die Behälter müssen die
Au aSachrift tragen: „Leuchtmittel.“ oder „Signalmittel.“
*

HöchstesRohgewicht eines Behälters 100 Kg.
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Bemerkungen
N ZuammeZu ber- Ist

packung mi

anderen Gegen- wendenderBeiladung
ständenzulässig,Wagen zulässig?

4 5 6

Nein. Bedeckter Ja.
oder

offener.er

Die offenen Wagen müssen aber in den
Monaten April bis Oktober einschl.
mit Decken ganz eingedeckt sein, wenn

die Gefäße nicht in Holzkistenverpackt
sind. Offene Wagen dürfen auch ver-

wendet werden, wenn die Aufgabe in

besonders für Landwege eingerichteren
Wagen erfolgt, demitPlänen bedeckt

ind.

Elektrische Bahnen.
Über den offenen Wagen sind starke
Schutzdeckenaus Holz oder einem an-

deren isolierenden Stoffe anzubringen,
die es verhüten, daß ein herabgefallener
Leitungsdraht eine Zündung herbei-
führt. Die Schutzdecken dürfen den
freien Zutritt der Luft zum Gute nicht

verhindern.

Nein. Bedeckter. Ja.

. Es kann verlangt werden, daß der Absender durch ein

Manometer den in den Behältern vorhandenen Druck
nachweist. Diese Prüfung hat dann der Annahme-
beamte im Frachtbriefe zu bescheinigen. Für Fett= und

Mischgas in Seebojen oder ähnlichen Gefäßen
gilt diese Vorschrift nicht.

. Die Gefäße dürfen nicht geworfen und nicht den
Sonnenstrahlen oder der Ofenwärme ausgesetzt werden.

Die Gefäße sind im Eisenbahnwagenso zu lagern, daß
sienicht umfallen oder herabfallen können.

.Über die Beschaffenheit des Materials und Herstellung
der Gefäße und über die amtliche Prüfung der Gefäße

lünd.besondere Vorschriften unter Id. B und C ge-
roffen.

Wie bei Fettgas unter a).

aufgegeben werden,

Offene
Wagen sind nur zulässig,wenn dieGefäßein Furwerkenie mit Plänen

Elektrische Bahnen.
Über den offenen Wagen sind starke Schutzdecken aus

Holz oder einem anderen isolierenden Stoffe anzubringen,
die es verhüten, daß ein herabgefallener Leitungsdraht=
eine Zündung herbeiführt. Die Schutzdecken dürfen den

freien Zutritt der Luft zum Gute nicht verhindern.

edeckt sind.

Nein. Bedeckter. S 5 Auf dem Frachtbriefe muß von dem Absender be-

schetnigt sein, daß Beschaffenheit und Verpackung der

Sendung den unter Ib.

getroffenen Vorschriften entsprechen.
iffer 1 der Anlage C zur E O.
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Gegenstand
Nr.
der

Anlage C
Verpackung

1 2

Manöverpatronen
s. Zündungen,nicht spreng-
kräftige.

MassihttMetallpräparate, giftige.

Menniges. Metallpräparate, giftige.

Metalle, Alkali= und Metalle
der alkalischen Erden

s. Alkalimetalle.

Metalle, pyrophorische.

Metallene Kohlenfsäure-
kapseln

s. Ammoniak, Anm.).

Metallpatronen:
a) für Geschütze,

s. Geschützmunition;
b) für Handfeuerwaffen,

s. Patronen.

Metallpräparate, giftige:
a) Sublimat, weißes und

rotes Dräzipitar;
Tupferfarben, insbesondere
Grünspan, grüne und blaue
Kupferpigmente;
Bleizucker.

b) Andere Bleipräparate, ins-

besondereBleiglätte (Glätte,
Massikot), Mennige, Blei-
weiß und andere Blei-
farben;
Bleirückstände und sonstige
bleihalrige Abfälle.

II. Zif. 11.

IV. Zif. 6
a) u. b).

Sie müssen in Glasröhren eingeschmolzen und
diese in verlötete Blechgefäße verpackt setn, die mit
Kieselgur oder mit anderen geeigneten, trockenerdigen
Stoffen ausgefüllt sind.

Zu a) und b).
Haltbare, dichte Behälter, die so verschlossen sein

müssen, daß kein Verstreuen, Verstauben oder Aus-
laufen des Inhalts möglich ist, und zwar:
a) eiserne Fässer oder dichte Fässer aus festem, trockenem

Polzemit Einlagereifen oder Kisten mit Umfassungs-
ändern

oder

b) eiserne Gefäße (sogenannte Hobbocks)
oder

c) Glas= oder Tongefäße oder — bei Mengen bis
10 Kg doppelte, starke Papierumhüllungen

teuteh)die Behälter und Beutel sind in starke,
dichte, sicherverschlosseneHolzbehälter mit geeigneten
Verpackungsstoffen fest einzubetten;

d) bei allen Bleifarben sind auch Gefäße aus Weiß-
oder anderem Eisenblech zugelassen;

e) bei allen Blei= und Kupferverbindungen in in-haltiger Lösung sind auch dichte Kesselund Kessel-
wagen zulässig, deren Baustoff von den Verbin-
dungen nicht angegriffen wird.

Auf den Versandstückenmuß ihr Inhalt deutlich
und dauerhaft angegeben sein. Sammelbezeich-
nungen, wie Bleipräparate, Giftfarben sind zulässig.
Außerdem ist bei den Stoffen unter a) die Bezeichnung
„Gift.“ hinzuzufügen.



Ist Zusammen- Zu ver- Ist

ucungrv wendender Beiladung Bemerkungen
ständenzulässig' Wagen zulässig?

4 5 6 7

Ja. Bedeckter Ja.
Die Gefäße oder

*1den.Iwo—offener.
phorischen
Metallen

müssen dann
mit den an—

deren Gegen-
ständen in

einen starken,
dichten, sicher
verschlossenen

Holzvehälterzusammen-
gepackt sein.

Ja, Bedekkter Ja, Leere Behälter, worin Stoffe unter a) enthalten ge-
bei den Stof- oder Stoffe unter wesen sind, müssen vollkommen dichtgeschlossensein. Ihr

en unter a) offener. a) dürfenaberfrüherer Inhalt muß auf ihnen und im Frachtbrief an-

is 10 Kg, bei nicht mit gegeben sein; sie dürfen nicht mit Nahrungs= und Genuß-
den Stoffen Nahrungs= mitteln zusammen verladen werden.

unter b) und Genuß-
in beliebigen mitteln zu-

engen. sammenver-=
Die Behälter laden werden.

mit den

Tallpräa.raten müssen
mit den an-

derenGegen-
ständen in

einen starken,
dichten, sicherverschlofenen

Holzbehälterzuseannnen-
gepackt sein,

er bei den
Metallpräpa-
raten untera)
die Bezeich-
nung, „Giftige
Stoffe"“trägt.
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Gegenstand
Nr.
der

Anlage C
Verpackung

1 2

Minenzündungen s. Zündun-
gen, sprengkräftige.

Minolite und Minolite I
s. Ammoniaksalpeterspreng-
stoffe a).

Mischgas s. Leucht= und Fett-
gas unter a).

Mischungen von amorphem
Phosphor mit Harzen oder

Fetten, deren Schmelzpunkt
über 35f% C liegt.

Mischungen von Kupfer-olcziol mit Kalk, le
oder dgl. s. Kupfervitriol.

Mischungen mit Natrium-
superoxyd s. dieses.

Momentzündschnüre
s. Zündschnüre.

Monachit I und II

s. Ammoniaksalpeterspreng-
stoffe a).

Munition
s. Leucht= und Signalmittel,

ündschnüre, Zündungen,
prengladungen, Patronen

für Handfeuerwaffen, Ge-

chützmunition, Signal-=
feuerwerk.

Nasse, organische Nitro-
körper

s. Nitrokörper.
Natrium

s. Alkalimetalle.

Natriumazid.

Natriumsuperoxyd, auch in
Mischungen, die nicht ge-
fährlicher sind als Natrium-
superoxyd.

Natronlauge
s. Ätzlauge.

Neolin
s. Kohlenwasserstoffe.

Neu-Anagon
s. Ammoniak-=

salpeter-
spreng-Neu-Dahmenit #

stoffe a).
Neu-Westfalit!

Nitrierte Chlorhydrine
s. Chlorhydrine.

II. Zif. 3.

Te. Zif.4.

le. Zif. 3.

Kisten, die kein Ausstreuen gestatten, wenn die

Mischungen nicht in ungeladene Geschosseeingegossen
sind. In letzteremFalle ist eine Verpackung nicht be-
sonders vorgeschrieben.

Starke, dichte, sicherverschlosseneGefäßeaus Eisen
(dauch Eisenblech). Die Gefäße müssen völlig trocken
oder mit Petroleum beschicktsein.

» »

Auffchrift’,,Natxiumazid.VorNassezuschutzm«

äußere:
Holzkisten mit einem gegen

Eindringen von Wasser ge-

dichteten Blecheinsatz. Auf
den Versandstücken muß ihr
Inhalt fest und dauer—
haft angegeben sein,
auch müssen sie die
Aufschrift tragen: „Vor
Nässe zu schützen.“

innere:

Starke, dichte, sicherver-
schlosseneGefäße aus Eisen
(auch Eisenblech). Die Ge-

säßemüssen völlig trocken
ein.



A# Jusammen-=Zu ver- Ist
*—nGegen=wendender Beiladung Bemerkungen
ständen zulässig Wagen zulässig?

4 5 6 7

Nein. Bedeckter Ja.
oder

offener.

a, Bedeckter. Ja. Die Versandstücke sind besonders sorgfältig zu behan-
bei engen deln. Sie dürfen nicht geworfenund müssen im Wagen

is 5 kg so fest gelagert werden, daß sie gegen Scheuern, Rütteln,
nach Spalte 3 Stoßen, Umkanten und Herabfallen aus den oberen Lagen

verpackt. gesichertsind.
Nicht mit Wasser zu löschen!

Bedeckter. Ja. Die Versandstücke sind besonderssorgfältig zubehandeln.
C□

2
bei Mengen

bis 5 kg.
nach Spalte3

verpackt.

Sie dürfen nicht geworfen und müssen im Wagen sofest
gelagert werden, daßsie gegen Scheuern, Rütteln, Stoßen,
Umkanten und Herabfallen aus den oberen Lagen ge-
sichert sind.
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siebei Stoß, Reibung oder
tzündung nicht gefähr-

licher als reine Pikrinsäure
und — 48 Stunden bei
75% celagert

— beständi
(gewichtsbeständig) sind (vgl.
auch 2. Gruppe), und zwar:
a) In Wasser unlöslich,

keine explostven Salze
bildend:

exanitrodiphenylamin,
etranitronaphthalin,

Trinitroanilin
Trinitrobenzol,
Trinitrochlorbenzol,
Trinitromesitylen,
Trinitronaphthalin,
Trinitropseudokumol,
Trinitrotoluol, auch im

Gemenge mit Dinitro-
toluol, Terpentin und

öchstens 0,5 Prozent
ollodiumwolle (Pla-

strotyh,
Trinitroxylol.

Nr.

Gegenstand der Verpackung
Anlage C

—

1 2 8

Nitrobenzol und Gemische MI. Zif.7. Starke, dichte, sicher verschlosseneGefäße aus Hol
von d- und Benzol

8
(Fässer), Glas, Ton (Steinzeug u. del oder Mchalb

(mit oder ohne Erdwachs), Getäßeaus Glas oder Ton sind einzeln oder zu
z. B. Pansol, mehreren unter Verwendung geeigneter Verpackungs-

s. auch Nitrokörper, orga- 40e in starke Ubergefäße (Weiden=oder Metallkörbe,
nische, unter Ia). übel oder Kisten) schteinzusetzen; Ubergefäße (aus-

enommen Kisten) „müssen mit guten Handhaben ver-

schensein. Offene Ubergefäße müssen eine Schutzdecke
haben, die, wenn sie aus Stroh, Rohr, Schilf oder
ähnlichen leicht brennbaren Stosfebesteht, mit Lehm-
oder Kalkmilch oder dgl. unter Zusatzvon Wasserglas
getränkt ist.

Nitroglyzerinlösungen.höchstenzeinprozentige in

Alkohol s. Schwefeläther.

Nitrokörper, organische:
I. 1. Gruppe der Spreng.. Starke, dichte, sicher verschlossene Holzbehälter

mittel. Nitrokörper, soweit 1. Gruppeoder sogenannte amerikanische Pappefässer, worin die
Nitrokörper fest verpackt sein mülen. Z

v1#deutliche,haltbare Aufschrift: „Nitrokörper.
. Gruppe.“BefVerpackung der wasserlöslichen Nitrokörper (6)

darf kein Blei verwendet werden.



IstZusammen-Zu ver- Ist
packung mi -

anderen Gegen= wendender Beiladung Bemerkungen
ständenzulässig,Wagen zulässig?

4 5 6 7

Ja, Offener, Ja. Die Wagensind vor Beginn der Verladung auf beiden
in Mengen kleine Men- Seiten mit roten Zetteln zu versehen, die deutlich die
bis 10 Kg.

7 bis 10k8 Aufschrift: „Feuergefährlich.“ und „Vorsichtig ver-
Die Gefäße (fürsich allein schieben.“ tragen.

müssen dann oder mit an- mDie Versandstücke müssen im Wagen sicher gelagert
mit den übri= derenGegen- werden. Offene Körbe und Kübel sind am Wagen zu

gen Gegen- ständen befestigen, auch dürfen sie nicht aufeinander gestei
ständen in zusammen- werden.

starke,dichte, gepackt Während der Beförderung schadhaft gewordene Behälter
sicher ver= — s.Sp.4—) sind fofort aus zuladen und können, wenn ihre Wieder-
schlossenedürfen in be- herstellung nicht alsbald mö lichist, mit dem vorhan-

Hohbehälterdeckten Wa- denen Inhalt ohne weiteres für Rechnungdes Absenders
zusammen= gen befördert verkauft werden.

gpachtsein. werden. . Dicht verschlossene leere Ncchbehälter,worin solche
ie Gefäße Elektrische Stoffe enthalten waren, dürfen in bedeckten Wagen,

mit Nitro- andere Gefäße müssen in offenen Wagen befördert
benzolufw. Bahnen. werden; auf die frühere Verwendung der Behälter ist

N[ en in den 1. Wagen im Frachtbriefe hinzuweisen.
Behälter fest oder Wa-

eingebettet genabtei-
sein. lungendürfennicht verwendet werden, worin sich dem Betriebe

dienende elektrische Apparate, wie stromführende Elektro-
motoren oder Generatoren, Transformatoren, Bilitz-

latten, Widerstände, Sicherungen, elektromagnetische
remsen, Heizapparate befinden. Zugelassensind Glüh-

lampen, die in besonders starke Glasschutzglockenein-
eschlossensind, und deren Ausschalter und Sicherungennchaußerhalb der Wagen oder Wagenabteile befinden;

ferner sind isolierte Drahtleitungen gestattet, die gegen
mechanischeBeschädigungenut geschütztsind.

2. Uber den offenen Wagen sind starke Schutzdecken aus

Holz oder einem anderen isolierenden Stoffe anzubringen,
die es verhüten, daß ein herabgefallener Leitungsdraht
eine Zündung herbeiführt. Die Schutzdecken dürfen den
freien Zutritt der Luft zum Gute nicht verhindern.

3. Bei Verwendung von Kessel-(Bassin-) Wagen ist
über dem Wagen eine starke Schutzdeckeaus Holzoder
einem anderen isolierenden Stoffe anzubringen, die es

verhindert, daß ein herabgefallener Leitungsdraht den
Strom auf die metallenen Teile des Wagens überträgt.

Nein. Bedeckter, Ja, 1. Jede Sendung muß von einer Bescheinigung eines von
mit Blei aus= ausgenom- der Eisenbahn anerkannten Chemikers begleitet sein, daß

gekleidete men sind die Nitrokörper den Bestimmungen unter Ia. der An-
oder mit Blei spreng- lage C zur E O. entsprechend zusammengesetzt sind

bedeckteet Züchtige und die dort vorgeschriebene Prüfung bestanden haben.
gen dürfen Zündungen „ ..

«

,
- 2. Auf dem Frachtbriefe muß vom Absender bescheinigt

fürwaseerLb. Bif.4) sein, daß die Verpackung der Nitrokörper den Vorschriften
Nitrokörper dem Stich- unter la der Anlage C zur E O. entspricht,auchmuß

nicht verwen= wort,,Schieß- angegebensein, ob die Nitrokörper im Wasser löslich sind.
det werden. mittel“ unter

Elektrische I ausge-
. fuhrten
Bahnen. Schießmittel

Die Nitro- der2. Gruppe;
körper dürfen den wasser-
nicht inWa= löslichen
gen befördert Nitrokörpern
werden, die darf auch kein
stromfüh= Blei beigela-

—

rende oder den werden.
unter Spannung stehende
elektrische Leitungen oder
Apparate enthalten, also
auch nicht
die
sind.

elektrisch
in Wagen

beleuchtet
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Gegenstand
Nr.
der

Anlage C
Verpackung

1 2

Noch Nitrokörper, organische.

III.

6) In Wasser löslich:
Pikrinsäure,

Tetranitronabhthol,Trinitrokresol,

Trinstkonapotbol.alle diese Stoffe (a und 5)
auch im Gemenge mitein-
ander.

. 2. Gruppe der Spreng-
mitrtel. (Söchstgewicht einer
Stückgutsendung 200 kg).
Organische Nirtrokörper, in

Wasser znsssschenasse,
mit einem Gehalte von

mindestens 25 Prozent Wasser
(75 Teile Trockenstoff und
25 Teile Wasser), soweit sie

in trockenem Zustande bei

Stoß, Reibung oder Ent-
zündung nicht gefährlicher
als Tetranitromethylanilin
und — 48 Stunden bei 75%
gelagert — beständig (ge-
wichtsbeständig) sind.

3. Gruppe der Spreng-
mittel (nur in Wagen-
ladungen zu befördern). Or-

ganische Nirrokörper und
Gemenge von solchen, die
den Anforderungen für die
1. und 2. Gruppe nicht ent-

sprechenaber bei Stoß,
Keibung oder Entzündung

sich nicht gefährlicher er-

weisenals Tetranitromethyl=
anilin, auch — 48 Stunden
bei 75% gelagert — bestän-
dig (gewichtsbeständig)sind.

—

–

La. A.
3. Gruppe

4).

HalthareHolzbehälter mit Zinkblecheinsatz, die
wischenDeckel und dem oberen Rande eine Gummi-
ichtung besitzen.

Deutliche, haltbare Aufschrift: „Nasse Nitro-
körper. 2. Gruppe.“ ·

Höchstes Gewicht des Inhalts eines Behälters:
kg.

Starke, dichte, sicher verschlossene Holzbehälter
oder sogenannte amerikanische Pappefässer, worin die
Nitrokörper fest verpackt sein rWie
3 GDeutlische,haltbare Aufschrift: „Nitrokörper.

. Gruppe.“
Bei der Verpackung der wasserlöslichen Nitro-

körper darf kein Blei verwendet werden.



161

IstZusammen=Zu ver- Ist
ackung mit ·

msemgGegewwendenderBetkpdung Bemerkungen
ständeuzurässtgeWagM zulässig?

4 5 6 7

Nein. Bedeckter. Ja, 1. Jede Sendung muß von einer Bescheinigung eines von

Elektrischeausgenom- der Eisenbahn anerkannten Chemikers begleitet sein,
men sind daß die Nitrokörper den Bestimmungen unter lIa. der

Bahnen. Sipreng-Anlage C zur EV O. entsprechend zusammengesetzt
Die Nitro= kräftige Zün sind und die dort vorgeschriebene Prüfung bestanden

körper dür= dungen (Ib. haben.
fen nicht in Zif. 4) und 2. Aufgabe als Eilgut ist nicht zulässig.
Wagen be-die unter dem 3. Auf dem Frachtbriefe muß vom Absender bescheinigt

fördertwer-, Stichworte sein, daß die Verpackung der Nitrokörper den Vorschriften.
en, diestrom= „Schieß- unter Ia. der Anlage C zur EV O. entspricht.

führende oder mittel“ unter
unter SpanII aufge-
nung stehen-führten
de elektrischeSchießmittel der 2. Gruppe. Von den

Leitungen Nitrokörpern, von Chlorat= oder Perchlorat-
oder Appa-

Nein.

rate enthal-
ten, also auch
nicht in Wa-
gen, die elek-
trisch beleuch-

tet sind.

Bedeckter;
mit Blei aus-

gekleidete
oder mit Blei
bedeckte Wa-

en dürfen
r wasser—
lösliche

Nitrokörper
nicht verwen-
det werden.

Elektrische
Bahnen.

Die Nitro-
körper dürfen
nicht in Wa-
gen befördert
werden, die
tromführen-
e oder unter

Spannung
stehendeelek-

trische Lei-
tungen oder

Apparate
enthalten,
also auch

nicht in Wa-
gen, die elek-
trisch beleuch-

tet sind.

serengstoffender 2. Gruppe, von nitrierten
hlorhydrinen oder von Triplastit dürfen

nur insgesamt 200 kg in denselben Wagen
verladen werden. Die Annahme zur Be-

förderung kann demgemäf beschränkt werden.

Ja,
ausgenom-

men sind
sprengkräf-
tige Zün-

dungen (lb.
Zif. 4) und
die unter dem

Stichworte
„Schieß-

mittel“ unter
III aufge-

führten
Schießmittel
der 2.Gruppe.

Ferner
darf Blei
bei den

entzündlich

. Aufgabe

.Weiter sind die Befarderungsborschriftenunter Ia. B

. Die Frachtbriefe dürfen keine anderen Gegenstände um-

fafen. Die darin enthaltene Bezeichnungdes Spreng-
stoffs ist mit roter Tinte zu unterstreichen. Die Fracht-
briefe müssen außer Anzahl, Gattung, Zeichen und
Nummer der Behälter auch das Rohgewicht jedes ein-

zeinenBehälters enthalten.
.Auf dem re muß vom Absender bescheinigt

ein, daß Beschaffenheitund Verpackung der Spreng-4t(e den Vorschriften unter Ia. der Anlage C zur
E##O. entspricht, auch muß angegeben sein, ob die

Nitrokörper in Wasser löslich sind.
als Eilgut ist unzulässig.

Abs. (3), D Abs. (3), E Abs. (5), F, G, H, J. K zu

NoslG Die Vorschrift unter la. F Abs. (2) gilt nicht
für elektrische Lokomotiven ohne Feuerherd.

dingung, daß

wasserlöslichen Nitrokörpern nicht beigeladen
werden. Die Menge der beigeladenen Nitro-

körper und der Gemenge von solchen darf
höchstens 1000 kg betragen, auch ist Be-

die anderen Güter
sind und nicht früher als die

Nitrokörper ausgeladen werden.

nicht leicht
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—

Nr.

Gegenstand der Verpackung
Anlage C

1 2 3
—

Nitrozellulose (Schießbaum—
wolle, Kollodiumwolle), wenn

sie den Stabilitätsanforde-
rungen genügt:
I. 1. Gruppe der Spreng- La. A.

mittel: 1. Gruppe
a) Schießbaumwolle in I0,).

Flockenform und Kollo-
diumwolle ungepreßt mit

Mindestens,—asser= oder oholge- Starke, dichte, sicher verschlossene Holzbehälter,

halrurv7“ 3 worin die Nitrozellulose wasser= bezw. alkoholdicht
kett)

g und fest verpackt sein muß. Statt der Holzbehälter
können auch sogenannte amerikanische Pappefässer

verwendet werden.
Deutliche, haltbare Aufschrift: „Nasse

Nitrozellulose. 1. Gruppe.“

Schießbaumwolle und
Kollodiumwolle, gepreßt,
mit mindestens 15 Pro-

gentWassergehaltlssTeile
rockenstoff und 15 Teile

Wasser). .
II. 3. Gruppe der Spreng-La. A.

mitrel (nur in Wagen= 3. Gruppe
ladungen zu befördern): b).

Haltb Holzbeh Zu 7 1 öa ReifSchießbaumwolle d altbare Holzbehälter, die keine eisernen Reifen5 Schlehbaumwolungr oder Bänder haben. Außer den Holzbehälternsind

brefemit mindestens auch sogenannteamerikanischePappefässer zulässig.
15 Prozent Wassergehalt Die Behälter dürfen nicht mit eisernen Nägeln ver-

(85 Teile Trockenstoffund schlossen sein.
15 Teile Wasser); ie Nitrozellulose muß wasserdichtso fest ver-

packt sein, daß der Inhalt sich nicht reiben kann.

Deutliche, haltbare Aufschrift: „Nitrozellu-
lose. 3. Gruppe.“

innere:
Zu 6).

äußere:
6) gemahlene Schießbaum- Die Patronen müssen Wie zu a).

wolle,hauch,it Zusach durhfsstesmschlagapterKali= oder Barytsalpeter
zu Paketen vereinigt sein.

in Hatronenform ge-
preßt, miteinemParaffin-.
überzug.

Nitrozelluloselösungen:
a) in Schwefeläther, Amyl-

alkohol, Athylalkohol, Me-
thylalkohol, Essigäther,Amyl-
azetat, Azeton, Nitrobenzol
oder in Gemengen dieser

Füssigkeiten(3. B. Zapon-
acke

s. Schwefeläther;
b) in Essigsäure. III. Zif. 4. Starke, dichte, sicher verschlossene Gefäße aus

Holz GWüser)Glas, Ton (Steinzeug oder dgl.).
Gefäße aus Glas oder Ton sind einzeln oder zu

mehreren unter Verwendung geeigneter Verpackungs-
stoffe in starke Ubergefäße (Weiden= oder Metallkörbe,
Kübel oder Kisten) fest einzusetzen;Ubergefäße (ausge-
nommen Kisten) müssenmit guten Handhaben ver-

sehen sein. Offene Ubergefäße müssen eine Schutz-
decke haben, die, wenn sie aus Stroh, Rohr,Schilf oder

ähnlichen leicht brennbaren Stoffen besteht, mit Lehm-
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IstZusammen-Zu ver- Ist
packung mi ;

anderen Gegen- wendender Beiladung Bemerkungen
ständenzulässgoWagen zulässig?

4 5 6 7

Nein. Bedeckter. Ja, Jede Sendung muß von einer Bescheinigung eines

Elektrischeausgenom= von der Eisenbahn anerkannten Chemikers begleitet sein,
B

men sind daß der Sprengstoff den Bestimmungen unter Ia. der An-
Zahnen. sprengkräf= lage C zur E V O. entsprechend zusammengesetzt ist und

Nitrozellu= tige Zündun= die dort vorgeschriebenePrüfung bestanden hat. Außerdem
losedarf nicht gen(b. Zif.4) muß auf dem Frachtbriefe vom Absender bescheinigt sein,
in Wagen be= und die unter daß die Verpackung des Sprengstoffs den Vorschriften

Nein.

Ja,
in Mengen
bis 10 Kg.
Die Gefäße
müssen dann
mit den übri-
gen Gegen-

ständen in
starke, dichte,

sicher ver-

fördert wer-

den, die strom-
führende oder
unter Span-
nungstehende
elektrischeLei-
tungen oder

Apparate
enthalten,

also auchnicht
in Wagen, die
elektrisch be-
leuchtet sind.

Bedeckter.

Elektrische
Bahnen.

Nitrozellu-
lose darf nicht
in Wagen be-
fördert wer-

den,diestrom-
führende oder
unter Span-
nungstehende
elektrischeLei-
tungen oder

Apparate
enthalten,

also auchnicht
in Wagen, die
ektelchbe-
leuchtet sind.

Offener,
nur kleine

Mengen bis
10 kg (für
sich allein,

oder mit
anderen Ge-

genständen
zusammen-

dem Stich-
worte

„Schieß-
mittel“ unter

III auf-
geführten

Schießmittel
der 2.Gruppe.

Ja,
ausgenom-

men sind
spreng-

kräftige Zün-
dungen (Ib.
Zif. 4) und
die unter dem

Stichworte
„Schießmit-

tel“ unter III
aufgeführten
Schießmittel
der 2.Gruppe.
Nur Mengen

bis zu

unter Ia. der Anlage C zur E# O. entspricht.

. Die Frachtbriefe für Nitrozellulose dürfen keine anderen
Gegenstände umfassen. Die darin enthaltene Bezeich-
nung des Sprengstoffs ist mit roter Tinte zu unter-
streichen. Die Frachtbriefe müssen außer Anzahl, Gat-
tung, Zeichen und Nummer der Behälter auch das
Rohgewicht jedes einzelnen Behälters enthalten.

. Auf dem Frachtbriefe muß vom Absender bescheinigt
sein, daß Beschaffenheit und Verpackung der Spreng-

stfe denVorschritenunter Ia. der Anlage C zur E# O.

entspricht.
. Aufgabe als Eilgut ist unzulässig.
mWeiter sind die BesörderungsvorschriftenunterIa. B

. (5),Abs. (3), D Abs. (3), E Ab ⅜ , , H, J, K zu
beachten. Die Vorschrift unter la. F Abs. (2) gilt nicht
für elektrische Lokomotiven ohne Feuerherd.

1000 kg

als die

dürfen mit anderen Gütern zusammen-
geladen werden,
nicht leichtentzündlich sind undnicht früher

itrozellulose ausgeladen werden.

vorausgesetzt, daß diese

Ja.

gepackt — s.

1.

1

Körbe und Kübel mit Glasballons dürfen nicht auf
Karren gefahren, auch nicht auf der Schulter oder dem
Rücken getragen werden.

Die Wagen sind vor Beginn der Verladung auf beiden
Seiten mit roten Zetteln zu versehen, die deutlich die

Aufschrift: „Feuergefährlich.“ und „,Vorsichtig ver-

schieben.“ tragen.
. Die Versandstücke müssen im Nagensicher gelagert

werden. Offene Körbe und Kübel sind am Wagen zu
befestigen, auch dürfen sie nicht aufeinander gestelltwerden.
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nis versetzte Farben, Ter-

pentinöl Gienö) Endandere ätherische le,
absoluter Alkohol, Wein-
geist (Spiritus), sowie dar-
qus bereitete Flüssigkeiten
Spirituslacke, Sikkative,
ü sigeSeifen u. dgl.)

in engen über 40 kg.

Nr.

Gegenstand der Verpackung
Anlage C

1 2 8

Noch Nitrozelluloselösungen. oder Kalkmilch oder dergleichen unter Zusatz von
Wasserglas getränkt ist.

Jedes Versandstück muß auf rotem Grunde
die deutliche, gedruckte Aufschrift: „Feuergefähr-
lich.“ tragen. Körbe und Kübel mit Glasballons müssen
ferner mit der deutlichen Aufschrift: „Vorsichtig
tragen.“ versehen sein.

Nitrozellulosepulver
s. Schießmittel.

Nobelit "

. Dynamite und dynamit-
ähnliche Sprengstoffe.

Ole, aus Braunkohlenteer
bereitete,

s. Kohlenwasserstoffe.

Ole, fette, Firnisse, mit Fir= III. Zif. 9. Starke, dichte, sicher verschlosseneGefäße aus Hol
(Fässer), Glas, Ton (Steinzeug oder dgl.) oder Metall.

Gefäße aus Glas oder Ton sind einzeln oder zu
mehreren unter Verwendung geeigneter Verpackungs-
stoffe in starke Ubergefäße (Weiden=oder Metallkörbe,
Kübel oder Kisten) fest einzusetzen; Ubergefäße (aus-
genommen Kisten) müssen mit guten Handhaben ver-

schensein. Offene Ubergefäße müssen eine Schutzdecke
haben, die, wenn sie aus Stroh, Rohr, Schilf oder

ähnlichen leicht brennbaren Stoßenbesteht, mit Lehm-
oder Kalkmilch oder dgl. unter Zusatzvon Wasserglas
getränkt ist.
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— Zu ver- Ist
ng mi ;

uper.mHGcgen.
wendender Beiladung Bemerkungen

ständenzulässigeWagen zulässig?

4 5 6 7

schlosseneSp. 4 —) 4. Während der Beförderung schadhaft gewordene Behälter
Holzbehälterdürfenin be- sind sofort aus zuladen und saohat.zwennihre Wälter
verpackt sein.decktenWa- herstellung nicht alsbald möglich ist, mit dem vorhan-
Die Gefäße gen befördert denen Inhalt ohne weiteres für Rechnung des Absen-

mtdest- werden. vrt perbauftswerden.Gefäßzelluloselb- · 5. Dicht verschlossene leere Gefäße,worin solcheLösungen
ungen Elektrische enthalten waren, dürfen in bedeckten Llchesungen

müssenin den Bahnen. Gefäße müssen in offenen Wagen befördert werden; auf
Behältern 1. Wagen die frühere Verwendung der Behälter ist im Frachtbrief

fest einge= oder Wa- hinzuweisen.
bettet sein. enabtei-

Ja.
Die Gefäße

müssen dann
mit den an-

deren Gegen-
ständen in

starke, dichte,
sicher ver-
s bchHolzbehälter

zusammen-
gepackt sein.

ungen
dürfen nicht verwendet werden, worin sich dem Betriebe
dienende elektrische Apparate, wie stromführende Elektro-
motoren oder Generatoren, Transformatoren, Biit-latten, Widerstände, Sicherungen, elektromagnetische
Bremsen, Heizapparate befinden. Zugelassensind Glüh-
lampen, die in besonders starke Glasschutzglockenein-

eschlossensind, und deren Ausschalter und Sicherungen

# außerhalb der Wagen oder Wagenabteile befinden;
erner sind isolierte Drahtleitungen gestattet, die gegen

mechanischeBeschädigungen gut geschützt sind.
2. über den offenen Wagen sind starke Schutzdeckenaus

Holz oder einem anderen isolierenden Stoffe anzubringen,
die es verhüten, daß ein herabgefallener Leitungsdraht
eine Zündung herbelführt. Die Schutzdeckendliißenden
freien Zutritt der Luft zum Gute nicht verhindern.

3. Bei Verwendung von Kessel-(Bassin-) Wagen ist
über dem Wagen eine starke Schutzdeckeaus Holzoder
einem anderen isolierenden Stoffe anzubringen, die es

verhindert, daß ein herabgefallener Leitungsdraht den
Strom auf die metallenen Teile des Wagens überträgt.

Bedeckter Ja.
oder fördert.

offener.

Mengen bis 40 kg werden ohne Beschränkung be-

Elektrische Bahnen.
1. Wagen oder Wagenabteilungen dürfen nicht verwendet

werden, worin sich dem Betriebe dienende elektrische
Apparate, wie stromführende Elektromotoren oder Gene-
ratoͤren. Transformatoren, Blitzplatten, Widerstände,
Sicherungen, elektromagnetische Bremsen, Heizapparate
befinden. Zugelassen sind Glühlampen, die in besonders
tarke Glasschutzglocken eingeschlossensind, und deren

usschalter und Sicherungen sich außerhalb der Wagen
oder Wagenabteile befinden; ferner sind HolierteDraht-
leitungen gestattet, die gegen mechanische Beschädigungen
gut geschütztsind.
Über den offenen Wagen mit Terpentinöl, abso-=
lutem Alkohol und Weingeist find starke Schutzdecken
aus Holz oder einem anderen isolierenden Stoffe anzu-
bringen, die es verhüten, daß ein herabgefallener Leitungs-
draht eine Zündungherbeiführt. Die Schutzdecken dürfen
den freien Zutritt der Luft zum Gute nicht verhindern.

3. BeiVerwendung von Kessel-(Bassin-) Wagen ist
über dem Wagen eine starke Schutzdeckeaus Holz oder
einem anderen HlellerendenStoffe anzubringen, die

es verhindert, daß ein herabgefallener Leitungsdrahtden
Strom auf die metallenen Teile des Wagens überträgt.
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Gegenstand
Nr.
der

Anlage C
Verpackung

1 2

raffinerie)
s. Atzlauge.

Oleum, festes,
s. Anhydrid.

Organische Nitrokörper
s. Nitrokörper.

Olset(Rückstände von der Ol-

ansol
s. Nitrobenzol.

Panzergranatpatronen
s. Geschützmunition.

Papier, mit Fett oder Ol
getränktes, und daraus
gefertigte Hülsen.

Paraffinzünder
s. Scherzartikel d).

Pastanil s. Ammoniaksalpeter-
sprengstoffe a).

Patronen:
1. Patronen aus Spreng-

stoffen
s. die einzelnen Sprengstoffe.

II. Patronen für Geschütze
4Geschützmunition.

III. Patronen für Handfeuer-
waffen:

a) FertigeMetallparronen mit
aueschließlich aus Merall
bestehenden Sülsen. Die

Geschossemüssen mit den

Külsenso fest verbunden
ein, daß sie sich nicht ab-

lösen können und ein Aus-
streuen der Pulverladung
verhindert ist.

b.

II. Zif. 10.

Ib. Zif. 6.

Ferrige Patronen, deren Sülsen nur

zum Teil aus Metall bestehen. Die

ganzeMenge des Pulvers muß sich in

em metallenen Patronenunterteil be-

finden und durch einen Pfropfen oder
Spiegel abgeschlossensein. Die Pappe
mu ß so beschaffensein, daß ein Brechen
bei der Beförderung ausgeschlossen ist.

c) Fertige Patronen in apierhülsen,
die einzeln in gut verschlosseneBlech—
hülsen eingelegt sind.

d) Ferrige zentralfeuerpappepatronen.
Die appe muß eine Wandstärke von
mindestens0,7 mm haben und so be-

schaffensein, daß ein Brechen bei der
Beförderung ausgeschlossen ist.

e) Kugelzündhütchen (Flobertmunition).
¶) Schrotzündhürchen(Flobertmunttion).
B Flobertzündhürchen ohne Kugel und

Schror.

Beliebige Verpackung.

innere:
Die Patronen sind in

Behälter aus Blech, Holz
oder steifer Pappe se5zu verpacken, daß sie sich
nicht verschieben können.

äußere:
Starke, dichte, sicherver-

schloseneHolzkiste, worin
ie Behälter dicht neben-

und übereinander zu ver-

packen sind. Zwischen-
räume sind mit Pappe,
Papier, Werg, Holz-
wolle oder Hobelspänen —

alles völlig trocken — so
fest auszufüllen, daß jedes
Schlottern verhindert ist.

Das Rohgewicht einer
Kiste darf 200 kg nicht
übersteigen.

Die Kisten müssen die
deutliche Aufschrift„Patronen für Han
feuerwaffen. I b.“ tragen.

2
*#
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IstZulenmen-Zu ver- Ist

* Gegenwendender Beiladung Bemerkungen
sündenzulästg)Wagen Zulässig?

4 5 6 7

Ja. Bedeckter Ja. Solche Papierhülsen werden nur befördert, wenn im
Das Papier oder Frachtörisebescheinigt ist, daß sie nach forTränkung er-

oder die offener itzt und dann in Wasser völlig abgekühlt sind.
ülsen mit Decke.

müssen dann
mit den an-

deren Gegen-
ständen in

einen starken, dichten,
sicher verschlossenen Holz-
behälter zusammengepackt
sein.

Nein. Bedeckter. Ja. Der Absender hat im Frachtbrief eine Erklärung zu
unterzeichnen, die zu lauten hat:

„Der Unterzeichnete erklärt, daß die zu diesem
Frachtbrief gehörigeSendung in Beschaffenheit und
Verpackung den in der Anlage C zur E O. unter
Ib. für Patronen für Hundfeuerrhaffengetroffenen
Vorschriften entspricht.“



168

Nr.

Gegenstand der Verpackung
Anlage C

1 2

Patronenhülsen, leere, mit
Zündvorrichtung

s. Zündungen, nichtspreng-
kräftige.

Perchloratsprengstoffe
Chlorat-= uß Perchlorat-
prengstoffe.

Permonite ) s. Chlorat= und
Perchlorat-

Persalit sprengstoffe.

Petarden
s. Sprengladungen b).

Petroklastit
s. Schwarzpulver und
schwarzpulverähnliche Ge-
menge a).

Petroleum
s. Kohlenwasserstoffe.

Petroleumäther
s. Kohlenwasserstoffe.

Petroleumnaphtha
s. Kohlenwasserstoffe.

Phosgen
s. Volorkohlenoxyd.

Phosphor: innere: äußere:
a) gewöhnlicher (weißer oder II. Zif. 11 Starke, dichte, gut ver- Starke, icher ver-

gelber): lötete Blechgefäße, worin schlossene olzbehälter,
der Phosphor mit Wasser worin die Blechgefäße fest
umgeben sein muß. eingesetzt sein müssen.

Auf den Kisten ist der
Inhalt deutlich und
dauerhaft anzugeben,
auch müssen sie die Be-
zeichnung „Oben.“ tragen.

b) amorpher (roter). II. Zif. 2. Starke, dichte, gut ver- Starke, sicher ver-
lötete Blechgefäße. Bei schlossene PobbehällerMengen bis

c 2 kg worin die Gefäße fest ein-
dürfen auch Glasgefäße, gesetzt sein müssen.
Kruken oder Kisten ver- Auf den Kisten ist der
wendet werden. Inhalt deutlich und

dauerhaft anzugeben.

Phosphoreisen und ähnliche 1

er indungenvon Phosphor
mit Metallen.

II. Zif.2m Wie Phosphor, amorpher (roter).
Phosphorkalzium.
Phosphorstrontium. 1
Phosphormischungen mit

Harzen oder Fetten
s. Mischungen.

Phosphorverbindungen mit
Metallen

s. Phosphoreisen.
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— —

Ist Zusammen-Zu ver- Ist
—

packung mit

anderen Gegen- wendenderBeiladung Bemerkungen
ständen zulässggf Wagen zulässig?

4 5 6 7

Nein. Bedeckter Ja.
oder

offener.

Ja, Bedeckter Ja.
in Mengen oder
bis 5 Eg. offener.

Die Gefäße
mit Phosphor müssen mit
den anderen Gegenständen
in einen starken, dichten,

scherverschlossenenGrn
behälter zusammenverpackt
sein.
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Nr

Gegenstand der Verpackung
Anlage C

1 2 8

hosphortrichlorid, Phos-V. Zif. 6. a) Vollkommen dichte und mit guten Verschlüssen ver-mmieychlorid, Pho hos- secheneGefäße aus Schweißeisen, FerschhlGuß-

kensPiorndMiozvbouper- tahl, Blei oder Kupfer
ori oder

und b) Glasgefäße. Hierbei gelten folgende Vorschriften:
Azetylchlorid. a) Die Glasgefäße müssenstarkwandig und mit gut

eingeschliffenen, gedichteten und gegen Heraus-
fallen gesichertenGlasstöpseln verschlossen sein.

#6#)Wenn die Glasgefäße mehr als 5 kg ent-
alten, sind sie in metallene Gefäße einzusetzen.

B9laschenmit geringerem Inhalt dürfen in

starkeHolzbehälter verpackt werden, die durch
Zwischenwändein so viele Abteilungen geteilt
sind, als Flaschen versandt werden. Ein Be-
hälter darf nicht mehr als vier Abteilungen
enthalten.

7) Die Glasgefäße sind in die Behälter so einzu-
setzen, daß sie mindestens 30 mm von den

Wänden abstehen. Die Zwischenräume sind
mit Kieselgur oder ähnlichen nicht brennbaren
Stoffen fest auszustopfen; bei Azetylchlorid
dürfen hiertauch Sägespäne verwandt werden.

d) Auf dem Deckel der äußeren Behälter ist der

H#haltanzugeben und das Glaszeichen anzu-
ringen.

Photogen s.Kohlenwasserstoffe.
Pikrinsäure s. Nitrokörper,

organische, 1. Gruppe 8).
Plastammon s. Ammoniak-=

salpetersprengstoffe a).

Plastrotyl s. Nitrokörper, or-strotyl,1 Gruppe 2
Platz-Patronen s. Zündungen,

nicht sprengkräftige.
Pniowit A, 1, II, III s. Am-

moniaksalpetersprengstoffea).
Pottaschenlauge s. Atzlauge.
Praeposit s. Schwarzpulver u.

s hrspnlverähalücheGe-
menge a) und b).

Przipitat,weißes und rotes,
s. Metallpräparate, giftige.

Preßluft, Sauerstoff, Stick= 1d. Zif. 4. Dicht verschlossene nahtlose Gefäße aus Schweiß-

sto und Wasserstoff, ver- eisen, Flußeisen oder Gußstahl d die mit mindestens
ichtet. einemVentil zum Füllen und Entleeren versehen sein

müssen.

Auf den Gefäßen muß vermerkt seina) die Höhe des zulässigen Füllungsdrucks, der nicht
mehr als 200 Atmosphären bei 17,5% betragen darb) der Prüfungsstempel und der Tag der letzten Prü-
fung, der nicht mehr als 5 Jahre zurückliegen darf.

Sind die Gefäße in Kisten verpackt,so ist auf diesen
der Inhalt anzugeben, sind die Gefäße unverpackt,
müssen sie mit Vorrichtungen versehen sein, die ein
Rollen verhindern, auch müssen sie zum Schutz der
Ventile Kappen aus Schmiedeeisen, Stahl oder schmied-
barem Guß tragen. Keiner Kappen bedürfen Ventil
die im Innern des Flaschenhalses angebracht un

durch einen gut sitzendenMetallstöpsel gechitotsind.

» *) Zur Beförderung von verdichtetem Sauerstoff und verdichtetem Wasserstoff dürfen auch solche
Behälter benutzt werden, die laut angebrachtem Stempel nachdenbesonderen Vorschriften der Militärverwaltung amtlich
geprüft und innerhalb der letzten 3 Jahre nachgeprüft sind. In diesem Falle dürfen die Gase auf 100 Atmo-

sphärenverdichtet sein. Bei Behältern, die nachder amtlichen rüfungmit einem Betriebsdruck von höchstens 150 Atmo-
sphären in Anspruchgenommen werden dürfen, ist die Verdichtung der Gase nur bis zu dieser Grenze zulässig. Im
übrigen gelten die obigen Vorschriften.



——————.——

— 171 —

IstZusanmen-Zu ver- Ist

E* wendender Beiladung Bemerkungen

KändenzulässgWagen zulässig?

4 5 6 7v

a, Bedeckter Ja.
in Mengen oder
bis 5 kg. offener.

Die Chlorid--

defäßemüssenann mit den
übrigen

Gegenstän-

den.in einenstarken -

ten, ficher
verflossenen
Holzbehälter

fest einge-
bettet sein.

Nein. Bedeckter. Ja. Es kann verlangt werden, daß der Absender durch ein

Offene Manometer den in den Behältern vorhandenen Druck

Wagen sind nachweist. Diese Prüfung hat dann der Annahme-
nur zulässig, beamte im Frachtbriefe zu bescheinigen. Z

wenn die Ge- Die Gefäß-dürfen nichtgeworfen und nicht den

fäße in Fuhr- Sonnenstrahlen oder der Ofenwärme ausgesetzt werden.
werken auf- .Die Gefäße sind im Eisenbahnwagen so zu lagern, daß

gegebenwer- e nicht gunfaltnoder herabfallen können.

en, die mit Uber die Beschaffenheit des Materials und Herstellung
Plänen be- der Gefäße und über die amtliche Prüfung der Gefäße

deckt sind. find besondere Vorschriften unter Id. B und C ge-

troffen").

*) Wegen der nach den Vorschriftender Militärverwaltung ge-
. prüften Behälter s. die Fußnore in Sp. 3.



Gegenstand
Nr.
der

Anlage C
Verpackung

1 2
—

Proben von Sprengstoffen
s. Sprengstoffproben.

Produkte, chemische, explo-

sionsfähine,nicht selbst-onsfähh
s. explosiortsfählge,nicht

selostentzürdiche,chemische
rodukte.

Pulverzur Herstellung von Bor-
delaiser Brühe

s. Kupfervitriol.

Pulver,3zu.Spreng-und
ie

s. S zeren Schieß-
mittel.

Pulverfäden, gut durchge-
latinierte und daraus her-
gestellte Fabrikate

uSchießmittel.
PuutzötKohlenwasserstoffe.
Putzlappen Gutztücher), Putz-

wolle, gebrauchte,
s. Spinn= und Webstoffe.

Pyridin mit Holzgeist
s. Denaturierungsmittel.

rophorische MetallePy — pyrophorische.
rote nische ScherzartikelPyra#echnischeProröchriische.

PyrotechnischeZündstäbchen
s. Zündstäbchen, pyrotechn.

Quecksilberpräparate
s. Metallpräparate, giftige.

Nadanlätzchen

"4
pyrotech-funsc

Nake

(çgcenewertskörpera)äKunst-
euerwerk

und
Leucht- und Signalmittel

fürZweckedes Krieges oder
ettungswesens.

Raketenhülsen
s. Feuerwerkskörper.

Rauschgelb

—0Atlenitaliena).

*17:Mirsenikalien a).

esen o gewöhün er à ewöhn-
liche und SierhanegJ.

NoburttRoburit I, IA,
Ib, IE oder Kronen-Lens.Noburit 17T oder

esteinsficherheitspulver,
Noburit Uund IIa, Wetter-

Roburitund Gesteins-
Noburi

1 zinomksalpeterspreng=
toffe a).
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Ist Zusammen=Zu ver- Ist
E— wendender Beiladung Bemerkungen
ständenzulässig'Wagen zulässig?

4 5 6 7
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Gegenstand
Nr.
der

Anlage C
Verpackung

1 2

Nömische Lichter
s. Feuerwerkskörper.

Notes PräzipitatMeiulls#üparate.
Rückstände von der Leim-

lederfabrikation
s. Kesselrückstände.

Ruß, frisch geglühter.

Salit #

. Dynamite und dynamit-
ähnliche Sprengstoffe.

Salonfeuerwerk
s. Feuerwerkskörper.

etersäure
uSchwefelsäure.

Salze, chlorsaure
DEhlorsaur=Kali.

Salzsäure s. Schwefelsäure.
Salzwestfalit s. Ammoniak-=

jalreitersprengstoffe.)
Sammrler, elektrische,

s. Schwefelsäure.
Sauerstoff, verdichteter

s. *

Sa

Scheidewasser s.Schwefelsäure.
Scherbenkobalt (Fliegenstein)

s. Arsenikalien a).

Scherzartikel, pyrotechnische,
und zwar:

a) Knallbonbons, Blumenkar-
ten, Blättchen vonKollodium--

apier und ähnliche Sachen,
ie ganz geringe Mengen

von Kollodiumpapier oder

kleine Knallsilberpünktchen
enthalten;

5) Knallerbsen,Knallgranaten
und ähnliche Artikel mit

Knallsilber; 1000 Stück
dürfen nicht über 1 g Knall-
silber enthalten.

II. Zif. 5.

Tc.
Zif. 2a).

TLe.
Zif. 2b).

Dichte,
müssen im

ut verschlosseneBehälter.
nnern mit dichten Stoffen ausgekleidet

Holzbehälter

sein; sie sind in haltbare Ubergefäße (Körbe, Kübel,
Kisten) einzusetzen.

innere:
Starke Papierumschläge

oder Schachteln.

mit apier

Rabpscheteln. Ein Be-
älter darf höchstens 1000

in Sägemehl festgelegte
Stück dieser Gegenstände
enthalten.

Holzüschenoder starke,

äußere:
Starke, dichte, sicher ver-

schlosseneolzkisten, wor-
n die Pakete so fest zu

verpacken sind, daß sie sich
nicht bewegen können.

desgleichen.
Die Bretter der Kisten

müssen außerdem gefügt,
die Seitenteile durch Zinken
oder Kopfleisten mitein-
ander verbunden sein(sog.
französische Kisten). Brett-
stärke mindestens 18 mm.

Die Kisten sind im In-

umwickelte

nern mit gutem zähem
Papier vollständig auszulegen, an

dessen Stelle sind auch dünne Zink-
einsätzezulässig. » »

Leer bleibende Hohlräume in den
Kisten sind mit geeigneten trockenen
Verpackungsstoffen (Holzwolle, Papier
oder dgl.) fest auszustopfen. Feuchtes

Leu-Putzwolle oder ähnliche zur
Selbstentzündung neigende Stoffe

dürfen nicht verwendet sein.
Auf der Kiste müssen der Inhalt und die genaue

Adresse des bsen ders deutlich und dauerhaft
angegeben sein. Rohgewicht einer Kiste höchstens
100 kg, Gesamtgewicht des Feuersatzes höchstens 20 kg.
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IstZusamm-Zu ver- Ist

—— en=
wendender Beiladung Bemerkungen

ständenzulässigeWagen zulässig?

9n 5 6 7

Rein. Bedeckter Ja. st im Frachtbrief bescheinigt, daß der Ruß nicht
oder geglüht ist (d. h.mindestens 48 Stunden unncht1810offener. wird er ohne Beschränkung befördert.

l

Nein. Bedeckter. Ja.

Nein. Bedeckter. Ja. inigen, daßrachtbrief hat der Absender zu besheArt Imne Pachtbreder Sendung den Vor
Ic. der Anlage C zur EV O. entspricht.

riften unter
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Nr.

Gegenstand der Verpackung
Anlage C

1 2 3

Noch Scherzartikel usw. innere: äußere:
c) Konfettibomben, Boskozylin- le Starke Papierumschläge Wie vor.

der, Kotillonfrüchte u.ähnliche Zif. 2c). oder Schachteln.
Artikel, die eine kleine Ladung
von Kollodiumwolle zum Ausstoßen einer
ungefährlichen Füllung, wie Watte-

Z
.

kugeln, Konfetti und dergl., enthalten. a) Zündblättchen. Wie vor.

(Amorces),ündblättchen n

araffinzünd-
Knall-

d) ZündbkartchP
Ic

if. 24.
bänder, Knallkorke, ,

th2)

kapseln, enthaltend einen Knallsatz aus

Kaliumchlorat od. Salpeter, aus geringen
Mengen von Phosphor, ferner aus
Schwefelantimon, Schwefel, Milchzucker,
Ultramarin, Klebemitteln (Dextrin,
Gummi) oderdergleichen. In 1000Zünd-
pillen dürfen im ganzen höchstens 7,5 g
Knallsatz verwendet sein. — Der Zündsatz
eines Knallkorkes darf höchstens 0,08 g.
wiegen. Die Oberfläche des Zündsatzes
muß von dem oberen Rande der Bohrung
im Korke mindestens5 mm entfernt sein.
DieKorkemüssen, wenn derZündsatznicht
zwischenPapierblätichen festgelegtoderin
einemdichten festenNäpfchenaus Papier-
masse eingebettet ist, derart dicht und frei
von Poren sein, daß ein Durchsickern der

flüssigenZündmasse ausgeschlossen ist.
er Zündsatz muß durch eine Schicht

Korkmehl und etwas darüber goossenesParaffin abgedeckt sein. Bei Einschluß
desSatzes zwischenPapierblättchen ge-
nügt auch ein eingepreßter Kartonring,
der den Satz festhält. Bei Verwendung

Starke Pappschachteln, von denen jede höchstens
100 Zündpillen enthalten darf. Je 12 Schachtelnmit
Zündblättchen sindzu einer Rolle und je 12 Rollen wieder
zu einem festen Pakete mit Papierumschlag zu verbinden.

o) -Zündbänder und Wie vor.
araffinzündbänder.

Wie unter a)
oder

zylindrische Blechbüchsenmit oben und unten dichtauf-
geschobenen Deckeln. Jede Büchse darf höchstens 12

gerollte Bandstreifen mit je 50 Zündpillen enthalten.Höchstens je 30 Büchsen sind durch Papterumschlag
zu einem festen Pakete zu vereinigen.

7) Knallkorke. Wie vor. — Die Zwischen-
Knallkorke in starke räume in den Behältern

Pappschachteln, von denen müssen aber mit trockenem
jede höchstens50 Stückent= Holzmehl od. Sägespänen
halten darf. Die Korke sind fest ausgestopft sein.
am Boden der Schachtel festzukleben; die Zwischenräume

* mit trockenem Holzmehl oder Korkmehl dicht aufzu-
üllen Auf das Mehl ist eine passende Watteschicht zu

legen und die Schachtelmiteinem übergreifenden Deckelzu
schließen. Jede Schachtel für sich oder je zwei Schachteln
zusammensind zuverschnüren und je 10 Schachteln wieder
mit Papierumschlag zu einem festen Pakete zu vereinigen.
Eine Kiste darf höchstens 20 Pakete enthalten.

)Knallkapseln. I Wie vor zu y).
Je 50 Knallkapseln sind in eine starke Pappschachtel)

mit trockenem, feinem Sägemehl fest einzupacken; jede
Schachtel ist mit übergreifendem Deckel zuverschiieten
und der Verschluß durch Umschnürung oder Skreifbandzu sichern. Je 10 SchachtelnsinddurchTapierumcav .

· « «

überdemäußerenKapsplmndevertieft
u einem festen Pakete zu ereinigen ine Kiste darf

. ... - , öchstens 20 Pakete enthalten
liegt. Die Zündmasse muß mit einem

»

dichten, nicht abspringenden Uberzug bedeckt sein, der auch den Näpfchenrand überziehen muß.

von Näpschen genügt Verschluß der Kork-

Hinungdurchein aufgepreßtesund festge-
klebtes Papierblättchen. — Bei den Knall-
kapseln ist der Zündsatz, böchstens0,08 g,
in ein Näpschen einzubetten, das den
mittleren Teil des Bodens einer aus
Pappegezogenen Kapsel bildet und gegen-

s) Sogenanntes spanisches c. olzkistchen, von denen Wie vor unter 0).
Feuerwerk, wie Radau= Zif. 20). jert;ich mehr als 144
plätzchen, Krawallstangen, Feuerwerkskörper, gut in
Gewitterhagel. Sägemehl verpackt, ent-

Der einzelne Körper darf
höchstens 25 g wiegen und
neben Gummi und Farben
höchstens 6 Prozent gelben
Phosphor, höchstens 23 Pro-
zent amorphen Phosphor
und höchstens 21 Prozent
Kaliumchlorat enthalten

Schieferöle s Kohlenwasserstoffe.
Schießbaumwolle

s. Nitrozellulose.

halten darf.

Schießmittel: Ia. B. Die Schießmittel — auch in Form von Kartuschen —

I. 1. Gruppe. Rauchschwache, 1. Gruppe. müssen feitin harheeHolzbehälter verpackt sein,deren
gelarinierte Nirrozellulose= —

Hueno gedichtet sind, daß kein Ausstreuen stattfinden
pulver und nirroglyzerin= kann. Auch sogenannte amerikanische Pappefässersind zuläsiigDie

Behälter dürfen keine eisernen Nägel, Schrauben oder sonstigen
eisernen Befestigungsmittel (Reifen, Bänder oder dgl.) haben. Me-

tallenePackgefäße (mit Ausnahme von eisernensind zulässig,wenn

sie völlig dicht und nachgtebig genug sind, um die Entstehung
eines eine Deronation bedingenden Innendruckszu verhindern.

Deutliche, haltbare Aufschrift: „Rauchschwaches
Pulver. 1. Gruppe.“

haltige Rirrozellulosepulver
— auch in Form von Nar-
ruschen —, soweit sie den
Anforderungen in Spalre 7
entsprechen.
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IstZusammen-=Zu ver- Ist
— wendender Beiladung Bemerkungen

ständen zulässig? Wagen zulässig?

4 5 6 7
— —

Nein. Bedeckter. Ja. Wie vor.

Nein. Bedeckter. Ja. Wie vor.

Nein. Bedeckter. Ja. Wie vor.

Nein. Bedeckter. „La, 1. Anforderungen an die Schießmittel der
7 ausgenom- 1. Gruppe.

Seektrifehahnen.men sind (1) Die Ausgangsstoffe (Nitrozelluloseund Nitroglyzerin)
dürfen nicht in Wagen spreng- müssen von besterBeschaffendeitsein.
üirfennt-werden, die kräftige a) Die zu verwendende Nitrozellulose muß folgenden

stromführendeoderunter Zündungen Stabilitätsbedingungen?) genügen:
Spannung stehende (b. Zif. H a) die Volpaltungvon Stickoxyd während einer

Leitungen oder und die unter 2 stündigen Erhitzung auf 132°% darf für 18
» 111aufge- Nitrozellulose nicht mehr als 3 cem betragen;

führten Schießmittel der 6) die Verpuffungstemperatur der Nitrozellukose
2. Gruppe. muß über 1800 liegen.

*) Die Vorschriften unter a) und b) gelten nicht für die vor dem 23. Juni 1906 hergestellten Pulver.
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Rauchschwache gelatinierte

Vitrozellulosepulwer und

nitroglyzerinhaltige Nitro-
zellulosepulver, die den An-
forderungen für die Pulver
der 1. Gruppe nicht ent-

sprechen.
Rauchschwache nichrgelg-

rinierte Mitrozellulosepulver

(#esenanmteMischpulver).
chwarzpulver (gepreßt

oder gekörnt) und ähnliche
für Schießzwecke geeignete
Dulver.

Gut durchgelarinierte
Hulverfäden und daraus
bergestellte FSabrikate.

Tonnen oder Kisten in
haltbare, dichte Säcke ge-
schüttet sein.

Innerhalbdes Pehältersfür prismatisches Pulver
in einzelnen Stücken

müssen sich zur Festlegung
der Pulverprismen zwei
Platten von Filz oder
einem ähnlichen elastischen
Stoffe, die eine an einer
Kopfwand, die andere unter
dem Deckel befinden.

Nr.

Gegenstand der Verpackung
Anlage C

1 2

Noch Schießmittel.

innere: äußere:
II. 2. Gruppe (nur in Wagen- 1a. B. Loses Kornpulver muß Zum Verpacken von

ladungen zu befördern). 2. Gruppe. vor der Verpackung in prismatischem Pulver in

einzelnen Stücken sind
starke, dichte, sicher ver-

schlosteneHolzbehälter zu

verwenden. ie Wände
der Behälter müssen ge-

zinkt, Boden und Deckel
müssen durch verleimte
hölzerne Nägel oder dur
Mesfinschrauben gut be-
festigt 1

Zum Verpacken von
anderem Pulver sind Be-
hälter, wie sie unter 1 für
Pulver der 1. Gruppe vor-

geschrieben sind, zu ver-
wenden.

Das Rohgewicht eines
Behälters darf höchstens
90 kg betragen.

Deutliche, gedruckte

boderschablonerhe#kusl=schrift: „Schießpulver.
2. Gruppe.“

Ausnahmen für Frachtstücke von höchstens 200 kg
Gewicht s. nachstehend unter III.
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It Zusammen-
Lutemme

Zu ver- Ist
packun

anderen Gegen= wendender Beiladung Bemerkungen
ständenzulässtgeWagen zulässig?

4 5 6 7

Apparate b) Das zu verwendende Nitroglyzerin muß völlig

"n alten säurefrei sein.
also an (2) Das fertige Pulver muß gelatiniert sein und folgenden

nichtinBa- Anforderungen entsprechen:
fols

a) Nitrozellulosepulver müssen eine Verpuffungstem-
—*is “ deraturvon mindestens 170° haben und bei der

«

tgbilitätsprüfungmindestenslStundeauleZs
erhitzt werden können, ohne deutlich erkennbare gelb-
rote Dämpfe abzuspalten;

b) nitroglyzerinhaltige Nitrozellulosepulver müssen eine
Verpu ungstemperaturvon mindestens 160°f% haben
und bei der Stabilitätsprüfung mindestens 1½
Stunden auf 1200 erhitzt werden können, ohne
deutlich erkennbare gelbrote Dämpfe abzuspalten.

(3) Nitrozellulosepulver und nttroglyzerinhaltigeNitro-
zellulosepulver dürfen bei der TrauzlschenBleiblock-
probe im Ver leichemit einem nitroglyzerinhaltigen
Nitrozellulose-Würfelpulver von 2 mm Seitenlänge
(aus 60 Prozent Nitrozellulose (12 ProßentStickstoff-

ehalt) und 40 Prozent Nitroglyzerin bestehend)eine

Lhense10 Prozent stärkere Ausbauchung ergeben
als dieses.

(4) NähereBestimmungen über das Verfahren bei Prü-
fung der Pulver und ihrer Ausgangsstoffe hat das
Reichs-Eisenbahnamt getroffen.

2. Bescheinigungen, Frachtbriefe.
Auf dem Frachtbriefe muß von einem von der Eisen-bahn anerkannten Chemiker bescheintgtsein, daß die Pulver

den für sie gestellten Anforderungen entfprechen.Bei der
Weiterbeförderung von Teilsendungen durch andere Ab-

senderals die herstellendenFabriken kann von der Be-
cheinigung eines von der Eisenbahnanerkannten Chemi-

kers abgesehen werden, wenn der Absender auf dem Fracht-
brief erklärt, daß das Pulver oder die damit gefüllten
Kartuschen einer geprüften und bescheinigten Lieferung
entstammen. Auf Erfordern ist dies glaubhaft nachzu-
weisen.

Nein. Bedeckter. Ja, 1. Die Frachtbriefe dürfen keine anderen Gegenstände um-

Elektrischeausgenom- fassen. Die darin enthaltene Bezeichnung des Schieß-
men sind mittels ist mit roter Tinte zu unterstreichen. Die Fracht-

Bahnen. andere briefe müssen außer Anzahl, Gattung, Zeichen und

Solche Spreng- Nummer der Behälter auch das Rohgewicht jedes ein-

Schießmittel stoffe (La) zelnen Behälters enthalten.
dürfen nicht und 2. Auf dem Frachtbriefe muß vom Absender bescheiuztin Wagen ibreng- sein, daß Beschaffenheit und Verpackung des Schieß-

befördert kräftige mittels den Vorschriften unter Ia. der Anlage C zur
werden,die Zündungen E O. entspricht.
cromslh„fb-Miift /3. Aufgabe als Eilgut ist unzuläs g.

unter bis zu 4. Weiter sind die Beförderun öborschriftenunter Ia. der

Spannung 1000 kg Anlage C zur E V O. B Abs. (3), DAbs. (3), E Abs. (5),

stehende, dürfen mit „G, und K zu beachten. Die Vorschrift unter

Leitungen anderen a. F Es.(2) gilt nicht für elektrischeLokomotiven ohne
oder Appa= Gütern zu= Feuerherd.
rate enthal= sammen-
ten, also auchh geladen

nicht in werden, vorausgesetzt, daß
Wagen, die diese nicht leicht entzünd-

elektrisch be= lich sind und nicht früher
leuchtet sind. als die Schießmittel aus-

geladen werden.
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Nr.

Gegenstand der Verpackung
Anlage C

1 2

Noch Schießmittel. innere: äußere:
III. Schießmirtel der 2.Gruppe, Ia. Beför= Die Stoffe müssen in Die Metallhülsen mit

gut durchgelatinterte Pulver= derungs= dichte Beutel gefüllt sein, Schießmitteln oder die

fäden, sowie daraus herge= vorschrif= die das Verstauben und Lhaufsicheren Beutel mit

stellte Fabrikate in Fracht= ten. A. Ausstreuen verhindern. ulverfäden oder daraus
tücken von zusammen Schieß= Die Beutel müssen in hergestellten Fabrikaten

höchstens 200 kg und in der mittel d). Metallhülsen verpackt sein, müssen in haltbare Holz-
nebenstehenden Verpackung.

Schießpulver
s. Schteßmittel.

Schlagröhren
s. Zündungen, nichtspreng-
kräftige.

Schlagzündschrauben
s Ffindengnnichtspreng-
kräftige.

S Uzünd
"

iessurteseh
Schrapnellpatronen und

Schrapnellgranatpatronen
s. Geschützmunitton.

Schrotzündhütchens. Patronen für Hand-
feuerwaffen.

Schwärmer (Feuer--
s. Feuerwerkskörper.

deren Verschluß zwar völlig
dicht ist, jedoch im Falle
eines Brandes dem Drucke
der sich im Innern ent-

wickelnden Pulvergase
nachgeben kann. as
Schießmittel in jedem
Beutel darf höchstens1 kg,

die damit beschickte Hülse
höchstens 1,5 kg wiegen.
Gut durchgelatinierte Pul-
verfäden und daraus her-
gestellte Fabrikate werden
ohne Metallhülsen beför-
dert, auch kann der dichte
Beutel wegfallen, wenn
die zur Verpackung ver-
wendeten Holzbehälter
einen Zinkblecheinsatz
haben.

behälter verpackt sein.
Leerer Raum muß mit
geeigneten trockenen Ver-
packungsstoffen so fest aus-

gefüultwerden, daß jedes
chlottern währendder Be-

förderung ausgeschlossen
ist

In einem Behälter dür-
fen weder verschiedenartige
Schießmittel, noch Schiet-
mittel mit anderen explo-

sonefahigenStoffen zu-
ammengepackt sein.

Die Behälter dürfen nur

dann durch eiserne Nägel
verschlossensein, wenn diese
gut verzinkt sind. Die Be-

hälermüssen eine dend-

alt deutlichkennzeich-
nende haltbare Auf-

schriltrtrayen.Außerdem
ind sie mit einem Plom-
benverschluß odermit einem
auf zwei Schraubenköpfen
des Deckels angebrachten
Siegel (Abdruck oder
Marke) oder mit einem
über Deckel und Wände
geklebten, die Schutzmarke
enthaltenden Zeichen zu
versehen.
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Ist Zusammen= Zu ver- Ist
packung mit, wendender Beiladung Bemerkungenanderen Gegen-

ständenzuläsg Wagen zulässig?

4 5 6 7

Nein. Bedeckter. Ja, 1. Jedem Behälter muß ein besonderer Frachtbrief bei-

Elektrischeausgenom- Egebensein, der keine anderen Gegenstände umfaßt.
Bahnen men sind 2. Der Absender hat im Frachtbrief eine von ihm unter-

"

andere zeichueteErklärung abzugeben, worin auch das Zeichen
Solche1Sprengstoffeer Plombe, des Siegels, der Siegelmarke oder der

Schießmitte 1# Schutzmarke angegeben ist. Die Erklärung hat zudürfen nicht und spreng-= lauten:
in Wagen kräftige „DerUnterzeichnete erklärt, daß die zu diesem
befördert: HändungenFrachtbriefe gehörige, mit dem Zeichen ver-

werden, die (Ilb. Zif. 4). schlosseneSendung in öeschaftenhenund Verpackung
strom- Bie en in der Anlage Czur Eisenbahn-Verkehrsordnung

führende oder Schießmittel unter Ia. getroffenen Bestimmungen entspricht.“
unter dürfen nur in 3. Aufgabe als Eilgut ist unzulässig.

Spannung Mengen bis
stehende 200 Kkg

Leitungen Rohgewicht
oder Appa= in einen
rate enthal= Wagen zu-

ten, alsoauch sammenver-
nicht in sladenwerden.

Wagen, die Die An-
elektrisch be= nahme zur
leuchtet sind. Beförderung

kann demge-
mäß be-

schränkt wer-

den.



Nr.

Gegenstand der Verpackung
Anlage C

1 2 3

Schwarzpulver und schwarz-

— Gemense innere: äußere:
J. h ehnuSpreng=Ia. A. u a). Luftdicht ver- Starke, dichte, sicherver-

mitrel. Schwarzpulverähn= 1. Gruppe schlosseneBlechbüchsen.Mit schlossene Holbehällter.liche, handhabungesichere d). araffin oder Zeresin ge= worin die Blechbüchsen
Sprengstoffe, soweit sie sich
unter dem Einflussevon Stoß,
Reibung oder Entzündung
nicht gefährlicher erweisen als
Sprengsalpeter von folgender

Kusammensetzung75 Prozent
atronsalpeter, 10 Prozent

Schwefel, 15 Prozent Braun-

kohle, und zwar:

a) Cahücit, Petroklastit (Halo-
klastit), auch mit den ange-
hängten Zahlenl, IL, III usw.,

Praeposit,Sprengsalpeter u.

astroper Sprengsalpeter od.
Löwenpulver, patronierr.

b) Praeposit, nicht parronierr.
II. 3. Gruppe der Spreng-

mittel (nur in Wageunla-
dungen zu befördern).
Schwarzpulver (Gemenge
von Kalisalpeter, Schwefel
und Kohle) in Mehlform, ge-
körnt oder gepreßt, ferner
schwarzpulverähnliche Ge-
menge, die den Bedingungen
für die 1. Gruppe nicht ent-

prechen, sich aber unter dem
influß von Stoß, Reibung

oder Entzündung nicht ge-
fährlicher erweisen, als staub-
fein gemahlenes Jagdpulver
von folgender usammen-
setzung: 75 Prozent Kali-
aalpeter,10 Prozent Schwefel

unn
15 Prozent Faulbaum-

ohle.

SchwarzpulverzündschnürechnBnschrersen
Schwefeläther, auch mit an-

deren Flüssigkeitenge-
mengt (z. B. Hoffmanns-
tropfen),
Lösungen von Witrozellu-
lose in Schwesfeläther (Kol-
lodium), in Amplalkohol,
in Aethylalkohol, in Merhyl-
alkohol, in Essigäther, in
Amylazerat, in 1zeton, in
Nitrobenzol oder in Ge-
mengen. dieser Flüssig-
keiten (z. B. Zaponlacke), höch-
stens einprozentige Lösungen
von NMitroglyzerin in Alkohol.

—nkte Patronen können oder die Pakete fest ver-trä
auch durch eine feste Umhüllung von packt sein müssen.
Papier zu Paketen vereinigt werden. Deutliche, haltbare
Auch nicht getränkte Patronen bis zum] Aufschrift: „Schwarz-
Gesamtgewicht von 2½ kg dürfen zu pulverähnliche, hand-
Paketen vereinigt werden, wenn diese habungssichere Spreng-
durch einen Uberzug von Zeresin oder

*s5
(Name). 1. Gruppe.“

* völlig von der Luft abgeschlossen
i

öchstesGewicht des In-
nd. Bei Praepositpatronen genügen shalts einesBehälters 50kg.

auch dichteHüllenausPergamentpa ier.
u b). Büchsen aus Weißb n7mit dicht schließendemDeckel zu-

gelassen. Jede Büchse darf höchstens 5 kg Praeposit enthaltenund ist
in kräftiges Packpapier völlig einzuwickeln. Höchstens 3 Büchsen sind
in einen
zusetzen,

Ia. A.
3. Gruppe

d).

III. gif. 3.

tarken, dichten, sicher verschlossenenHolzbehälter so ein-
aß die Deckel der Büchsen durch den Behälter in ihrer

age durchaus festgehalten werden.

Loses Kornpulver muß Haltbare, dichte, sicher
in dichte, haltbare Säcke, verschlossenePotzbehälte,Mehlpulver in Lederbeutel die das Verstreuen oder

verpackt sein. Verstauben des Inhalts
sicher verhindern. In den
Behältern müssendie Säcke,
die Lederbeutel oder das

patronierte Pulver fest verpackt sein.
Auch sogenannte amerikanische Pappe-
fässer sind zulässig. Die Behälter dürfen
keine eisernen Nägel, Schrauben oder
sonstigen eisernen Befestigungsmittel
(Reifen, Bänder oder dgl.) haben. Auch
metallene Packgefäße (mit Ausnahme
von eisernen) sind zulässig, wenn ihr
Berschluß zwar völlig dicht ist, jedoch im

Falle eines Brandes dem Drucke der

sich im Innern entwickelnden Pulvergase

nachgebenkann.
Z 4n

as Rohgewicht eines Behälters
darf höchstens 90 kg betragen.

Die Behälter müssen die deutliche,
gedruckte oder schablonierte Auf-
schrift: „Sprengpulver. 3. Gruppe.“
tragen.

Starke, dichte, sicher verschlosseneGefäße aus Glas,
Ton (Steinzeug oder dgl.) oder Metall.

4

Gefäße aus Glas oder Ton sowie Blechgefäße
sind einzeln oder zu mehreren, unter Verwendung 69.eigneter Verpackungsstoffe in Ubergefäße (Weiden= oder

Metallkörbe, Kübel oder Kisten) fest einzusetzen.Uber-
gefäße lausgenommen Kisten), müssenmit guten Hand-
haben versehen sein. Offene Ubergefäße mühssen eine

Schutzdecke haben, die, wenn sie aus Stroh, Rohr,
Schilf oder ähnlichen leicht brennbaren Stoffen besteht,
mit Lehm= oder Kalkmilch oder dgl. unter Zusatz von
Wasserglas getränkt ist. Z„ Z

Blech= oder andere Metallgefäße dürfen nur bis
zu 9/10(bei 150) gefüllt werden.

VedesVersandstück muß auf rotem Grunde die

deutliche, haltbare Aufschrifte„Feuergefährlich“
tragen. Körbe und Kübel mit Glasballons müssen
ferner mit der deutlichen Aufschrift versehen sein:
„Vorsichtig tragen.“
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Ist Zusammen=Zu ver- Ist
ackung mit

unrenee# wendender Beiladung Bemerkungen
ständenzulässig,Wagen zulässig?

4 5 6 75

Rein. Bedeckter. Ja, 1. Jede Sendung muß von einer Bescheinigung eines vo
Elektrische ausgenom- der Eisenbahn anerkannten ChelcheibegleitersebnBahnen. men sind daß der Sprengstoff den Bestimmungen unter Ia. der

Solche preng= Anlage C zur E O. entsprechend zusammengesetztist
Sprengstoßekräftige Zün- und die dort vorgeschriebene Prüfung bestanden hat.

dürsennicht dungen (lb. 2. Auf dem Frachtbriefe muß vom Absender bescheinigt
gugendeal dodd, sem deh de orense der Pur-

" riften unter Ia. der BO.
—

den-dieStichworte
schriften er AnlageC zur E#VO. entspricht.

stromfüh= „Schieß-
rende elek= mittel“ unter

trische Lei= Ilaufgeführ-
tungen oders ten Schieß-

Apparate mittel der
enthalten, 2. Gruppe.

also auchnicht
in Wagen, die
elektrisch be-
leuchtet sind.

Nein. Bedeckter. Ja, Die Frachtbriefe dürfen keine anderen Gegenstände um-

Elektrische ausgenom- assen. Die darin enthalteneBezeichnung des Spreng-
B

men sind toffs ist mit roter Tinte zu unterstreichen. Die Fracht-ahnen. spreng- briefe müssen außer Anzahl, Gattung, Zeichen und
Solche kräftige Zün- Nummer der Behälter auch das Rohgewicht jedes ein-

Sprengstoffe dungen (lb. zeinenBehälters enthalten.
dürfen nicht Zif. 4h und 2. Aufdem Frachtbriefe muß vom Absender bescheinigt

in Wagen die unter dem sein, daß die Beschaffenheitund Verpackung des Spreng-
befördert Stichworte ulvers den Vorschriften entspricht.

werden, die „Schieß- Aufgabe als Eilgut ist unzulässig.
stromfüh- mittel“ unter/ 4. Weiter sind die Beförderungsvorschriften unter Ia. der

rende elek- III ausge- Anlage C zur E V O. B Abs. (3), D(Abs. (s), EAbs. (5),
trische Lei- führten F., G, 2 J und K zu beachten. Die Vorschrift unter

tungen oder Schießmittel la. F Abs.(2) gilt nicht für elektrische Lokomotiven ohne
Apparate der 2. Gruppe Feuerherd.
enthalten, Nur Mengen
also auch bis

uu n »

nichtinWa-1000kgdürfenmitanderenGuternusam-
gen,diee[ek-mengeladenwerden,vorausgesetzt,dadiese

trisch be- nicht leicht entzündlich sind, und nicht früher

□
a,

in Mengen
bis 10 kg.
Die Gefäße

müssen dann
mit den übri-

en Gegen-
tänden in

starke, dichte,
sicher ver-

schlossene

volhbehältrzusammen-
epacktsein.ie Gefäße

mitSchwefel-

aißerusw.
müssen in den

Behältern

festeinge-
ettet sein.

leuchtet sind.

Offener,
nur kleine

Mengen bis
0 kg (allein
oder mit an-
deren Gegen-
ständen zu-
sammenge-

packt—s. Sp.
4 —) dürfen
in bedeckten

Wagenbeför-
dert werden.

Elektrische
Bahnen.

1. Wagen
oder Wa-

enabtei-
ngen

Ja.

dürfen

als das Pulver ausgeladen werden.

. Körbe und Kübel mit Glasballons dürfen nicht auf
Karren gefahren, auch nicht auf der Schulter oder dem
Rücken getragen werden.

. Die Wagen sind vor Beginn der Verladung auf beiden
Seiten mit roten Zetteln zu versehen, die deutlich die

Aufschrift: „Feuergefährlich.“ und „Vorsichtig ver-

schieben.“ tragen.
. Die Versandstücke müssenim Wagen sichergelagert werden.

Offene Körbe und Kübel sind am Wagen zu befestigen,
auch dürfen sie nicht aufeinandergestellt werden.

. Während der Beförderung schadhaft gewordene Be-
hälter sind sofort auszuladen und können, wenn ihre
Wiederherstellung nicht alsbald möglich ist, mit dem

vorhandenen Inhalt ohne weiteres hürRechnung des.

Absenders verkauft werden.
Dicht verschlosseneleere Blechbehälter, worin solche Stoffe-
enthalten waren, dürfen in bedeckten Wagen, andere

Gefäße müssen in offenen Wagenbefördert werden; auf
die frühere Verwendung der Behälter ist im Frachtbrief
hinzuweisen.

13



Nr.

Gegenstand der Verpackung
Anlage C

1 2 3

Noch Schwefeläther.

Schwefelkohlenftoff. III. Zif. 8. Starke, dichte, sicherverschlosseneGefäße aus Glas,

mit Lehm= oder

Ton (Steinzeug oder dgl.) oder Metall.
4n

Gefäße aus Glas oder Ton sowie Blechgefäße
sind einzeln oder zu mehreren unter Verwendung ge-

gägneterVerpackungsstoffe in Ubergefäße(Weiden= oder

etallkörbe, Kübel oder Kisten) festeinzusetzen. Über-

girtnb
Kisten) müssen mit guten Hand-

aben versehen sein. Offene Ubergefäße müssen eine

chußheseaben, die, wenn sie aus Stroh, FoblSchilf oder änlichenleicht brennbaren Stoffen besteht,
alkmilch oder dgl. unter Zusatz von

Wasserglasgetränkt ist.
Blech= oder andere Metallgefäße dürfen nur bis

zu 9/10(bei 150) gefüllt werden.
"edesVersandstück muß auf rotem Grunde die

deutliche, haltbare Aufschrift: „Feuergefährlich.“
tragen. Körbe und Kübel mit Glasballons müssen
ferner mit der deutlichen Aufschrift versehen sein:
„Vorsichtig tragen.“
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In Zusmmen-=Zu ver- Ist
packung mit

anderen Gegen-
wendender B eiladung Bemerkungen

ständenzulässigß Wagen zulässig?

4 5 6 7v

nicht ver-
wendet

Ja,
in Mengen

bis 2 kg.
Die Gefäße
müssen dann
mit den übri-

gen Gegen-
ständen in

starke, dichte,
sicher ver-

schlossene
Holzbehälter
zusammen-
epackt sein.
ie Gefäße

mit Schwefel-
kohlenstoff

müssen in den
Behältern

fest einge-
bettet sein.

werden, worin sich dem Betriebe dienende elektrische
Apparate, wie stromführende Elektromotoren oder Gene-
ratoren, Transformatoren, Blitzplatten, Widerstände,
Sicherungen, elerromagnetischeBremsen, Heizapparate
befinden. Zugelassen sind Glühlampen, die in beson-
ders starke Gasthnonzeneingeschlossensind, und
deren Ausschalter und Sicherungen sichaufekhaldder
Wagen oder Wagenabteile befinden; ferner sind isolierte
Drahtleitungen gestattet, die gegen mechanische Be-
schädigungen,gut geschützt sind.

2. Uber den offenen Wagen sind starke Schutzdeckenaus

Folwoder einem anderen isolierenden Stoffe anzu-
ringen, die es verhüten, daß ein herabgesallenerLei-

tungsdraht eine Zündung herbeiführt. ie Schutz-
decken dürfen den freien Zutritt der Luft zum Gute
nicht verhindern.

3. Bei Verwendung von Kessel-(Bassin-) Wagen ist
über dem Wagen eine starke Schutzdecke aus Holz,oder
einem anderen isolierenden Stoffe anzubringen, die es
verhindert, daß ein herabgefallener Leitungsdraht den
Strom auf die metallenen Teile des Wagens überträgt.

agen zu befestigen,

Wagen, andere

Offener, a. 1. Körbe und Kübel mit Glasballons dürfen nicht auf’ kleine
t

Karren gefahren, auch nicht auf der Schulter oder dem

Mengen bis Rücken getragen werden.
2 kg (allein . Die Wagen sind vor Beginn der Verladung auf beiden
oder mit an- Seiten mit roten Zetteln zu versehen, die deutlich die
deren Gegen- Aufschrift: „Feuergefährlich.“ und „Vorsichtig ver-

ständen zu- schieben.“ tragen.
sammenge- . DieVersandstücke müssen imWagen acchergelagert werden.

packt—s.Se. Offene Körbeund Kübel sind am
#

4 —) dürfen auch dürfen sie nicht aufeinandergestellt werden.
in bedeckten . Während der Beförderung schadhaft gewordene Behälter

Wagen beför- sind sofort auszuladen und können, wenn ihre Wieder-
dert werden. herstellung nicht alsbald möglich ift, mit dem vorhan-

Elektrische denen Inhalt ohne weiteres für Rechnung des Absen-
ders verkauft werden.

"Bahnen. Dicht verschlossene leere Blechbehälter, worin solcheStoffe
1. Wagen enthalten waren, dürfen in bedeckten

oder Wa- Gefäße müssen in offenen Wagen befördert werden; auenabtei- die frühere Verwendung der Behälter ist im Frachtbrie
ungen hinzuweisen.

dürfen
nicht ver-
wendet
werden, worin sich dem Betriebe dienende elektrische
Apparate, wie stromführende Elektromotoren oder Gene-
ratoren, Transformatoren, Blitzplatten, Widerstände,
Sicherungen, elektromagnetische Bremsen,Heizapparate
befinden. Zuelassensind Glühlampen, die in beson-
ders starke Glasschutzglocken eingeschlossen sind, und
deren Ausschalter und Sicherungen sich außerhalb der
Wagen oder Wagenabteile befinden; ferner sind isolierte
Drahtleitungen gestattet, die gegen mechanische Be-
schädigungen gut geschütztsind.

2. Uber den offenen Wagen sind starke Schutzdecken aus

olz oder einem anderen isolierenden Stoffe anzu-ringen, die es verhüten, daß ein herabgefallener Lei-

tungsdraht eine Zündung herbeiführt. Die Schutz-
decken dürfen den freien Zutritt der Luft zum Gute
nicht verhindern.

3. Bei Verwendung von Kessel-(Bassin-) Wagen ist
über dem Wagen eine starke Schutzdecke aus Holzoder
einem anderen isolierenden Stoffe anzubringen, die es

verhindert, daß ein herabgefallener Leitungsdraht den
Strom auf die metallenen Teile des Wagens überträgt.

—
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Gegenstand
Nr.
der

Anlage C
Verpackung

1 2 3

S heslsänre(Vitriolöl),
alzsäure, Salpetersäure(Scheidewassey,Flußsäure;

wegen Schwefelsäure, wasser-
freie, s.Anhydrid.

Schweflige Säure
s. Ammoniak.

Schwergefrierbaremite s. Dynamite.
Seebojen mit Fett= und

Mischgas s. Leucht= und Fett-
gas a) Sp. 7 Zif. 1.

Seide, gefettet oder gefirnißt,
s. Spinn= und Webstoffe.

Dyna-

Seide, hochbeschwerte (Cor-
donnet-, Souple-, Bourre de
Soie= und Chappe-Serde) in
Strängen.

uFlüssigkeiten, bereitet aus

etroleumnaphtha usw.
wie

7
flüssige,

Ole, fette.
so

V. Zif. 1.

II. Zif. 7.

Starke, dichte, sicher verschlossene Gefäße, die burchden Inhalt nicht angegriffenwerden. Der Verschlu
muß so beschaffen sein, daß er weder durch Erschütte-
rungen noch durch den Inhalt beschädigt werden kann.
Bei Verwendung von Gefäßen aus Glas oder Ton
ist nachstehendes zu beachten:
a) die Gefäße sind unter Verwendung geeigneter Ver-

packungsstoffin starke Ubergefäße (Weiden= oder
Metallkörbe, Kübel oder Kisten) fest einzusetzen;
Ubergefäße (ausgenommen Kisten) müssen mit guten
Handhaben versehen sein,

b) bei konzentrierter Salpeterstäuremit einem
spezifischen Gewichte von mindestens 1,48 bei 15°
(46,8° Baumé) und bei roter rauchender Sal-

retersäure sind die Glas= oder Tongefäße in den
bergefäßen mit einer ihrem Inhalte mindestens

gleichkommenden Menge Kieselgur oder anderer ge-
eigneter trockenerdiger Stoffe einzubetten,

c) Verpackungsstoff a) und b) ist nicht erforderlich,
wenn die Glasgefäßein eiserne Mantelkörbe ein-

esetzt sind, und durchgutfedernde, mit Albest be-
egte Schließen so gehalten werden, daß sie sich in

den Körben nicht bewegen können,
d) die Vorschriften unter a) bis c) gelten nicht für

Topfwagen.
Feuerlöschvorrichtungen, die solche Säuren

enthalten, müssen so gebaut sein, daß keine Säure aus-

fließen kann.
6

Mit Schwefelsäure gefüllte elektrische
Sammler (Akkumulatoren) sind in einem Batterie-
kasten so zu befestigen, daß die einzelnen Zellen sich
nicht bewegen können. Der Batteriekasten ist mit auf-
saugenden Verpackungsstoffen in eine Kine fest zu ver-

packen. Die Kisten müssen auf den Deckeln die deutlichen

Aufochristene„Elektrische Sammler (Akkumula-
toren).“ und „Oben.“ tragen. Sind die Sammler ge-

laden,so müssen die Pole gegen Kurzschluß gesichert
ein.

Für schwefelsäurehaltigen Bleischlamm aus
Akkumulatoren dürfen Holzgefäße nur verwendet
werden, wenn ein Austropfen der Säure verhindert ist.

Starke Kisten. Sind diese höher als 12 cm, so

müssenzwischen den einzelnen Lagen der Seide durch
Holzroste ausreichende Hohlräume geschaffen sein, die
mit Offnungen in den Kistenwänden in Verbindung
stehen,so daß Luft durchziehenkann. An den äußeren
Kistenwänden sind Leisten anzubringen, die das Zu-
stellen der Luftlöcher verhindern.
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Ist DusammerZu ver- Ist
packung mi

anderen Gegen- wendender Beiladung Bemerkungen
ständenzulässig'Wagen zulässig?

4 5 6 7

0, Bedeter00. Ja. 1. In den Frachtbriefen muß
in Mengen offener bei a) bei Salpetersäure in Glasgefäßen das spezifische
bis 10 Kg. Feuerlösch= Gewicht bei 150 vermerkt 1 fehlt eil Slcche
Die Gefäße vorrichtun- Angabe, so ist die Säure als konzentriert (s. b) in

mit den gen und bei Sp. 3) zu behandeln;
Säuren elektrischen b) bei schwefelsäurehaltigem Bleischlamm aus

müssendann Sammlern, Akkumulatoren bescheinigt sein, daß ein Aus-
mit! sonst offener; tropfen der Schwefelsäure verhindert ist.

den übrigen „nur c) bei Abfallschwefelsäure aus Nitroglyzerin—
Gegen- Säuren in fabriken bescheinigt sein, daß sie vollständig deni-

ständen in Mengen bis triert ist; andernfalls ist die Säure von der Beför-
einen starken,10 kg. (allein derung ausgeschlossen. .

dichten, sicher oder mit an- Bei Abfallsäure aus Nitrozellulose-

verschlossenenderenGegen- fabriken bedarf es einer solchen Bescheinigung
Holzbehälter ständen zu- nicht; ein geringer Gehalt an Nitrozellulose bleibt

fest ein- sammen- außer Betracht.
gebettet sein. gepackt — s. 2. Leere Gefäße, worin solche Säuren enthalten gewesen

Sp. 4 — sind, müssen bei Aufgabe als Stückgut dicht verschlossen
dürfen in oder vollständig gereinigt sein. Ihr früherer Inhalt
bedeckten muß im Frachtbrief angegeben sein. Auf Feuerlösch-

Wagen be- vorrichtungen und elektrische Sammler sindet diese Vor-

forderr schrift keine Anwendung.
werden.

Brennende Güter, unter denen sich Schwefel-
säure befindet, sind nicht mit Wasser zu löschen.

1
·

l

Nein. Bedeckter Ja. Ist in dem Frachtbriefe bescheinigt, daß die Seide nicht
oder offener
mit Decke.

hochbeschwert ist, wird sie ohne Beschränkung befördert.
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Gegenstand
Nr.
der

Anlage C
Verpackung

1 2

Seilerwaren,
gefirnißzt,

s. Spinn-und Webstoffe.

Sicherheits-Gallerte-Dyna-
mit

s. Dynamite und dynamit-
ähnliche Sprengstoffe.

Sicherheitssprengpules der
Vereinigten Cöln-Nott-
weiler Pulverfabriken
S Ammoniaksalpeterspreng-
toffe a).

Sicherheitssprengstoff der

HuttlerschenPulverfabri-

a Ammoniaksalpeterspreng-
toffe a).

gefettet oder

Sicherbeitsch#er(Zünd-
chnüre aus dünnem, dichtem

W39mit Schwarzpulver-
von geringem Quer-erlen

peenandererZündschnüre
ündungen.

———zünder
s. Zündungen, nichtspreng-
kräftige.

Siegenit u. Wetter-Siege-
nite s.
sprengstoffe a).

Signal-blue-lights
s. Feuerwerkskörper.

Signa-lfeuerwerk
vgl. auch Leucht= und Signal-
mittel:

I. Kanonenschläge u. dgl. für
zwecke des Trieges oder
des Rettungswesens, be-

stebendaus einer mit Bind-
aden umschnürten und ge-

leimten Papierhülse, die höch-
stens 200 g Tornpulvermit
Zündschnur, aber ohne Deto-
nationszünder enthält.

Ammoniaksalpeter--

l. Sif. Ic).

Ib. Zif. 8.

Starke, dichte, sicher verschlosseneHolzkisten, deren

Brettstärkemindestens 18 mm betragen muß. Im
Innern sind sie mit gutem, zähem Papier auszulegen;
an dessen Stelle sind dünne Zinkeinsätzezulässig.

Auf den Kisten muß ihr Inhalt deutlich und

haltbar angegeben sein.

Signalfeuerwerk muß in haltbare Holzbehälter fest
verpackt sein, deren Fugen soHBedichtet)sind, daß kein
Ausstreuen stattfindenkann. ch fogenannteameri-
kanische Pappefässer sind zulässig. Die Behälter dürfen
keine eisernen Nägel, Schrauben oder sonstigen elhernenBefesigungemittel(Reifen, Bänder oder dgl.) haben.

Rohgewicht eines Behälters darf höchstens
90 " #ustraong

1n eutliche,haltbare Aufschrift: „Signalfeuer-
wer
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Ist Zusammen-
packung mit

anderen Gegen-
ständenzulässig?

Zu ver-

wendender

Wagen

Ist
Beiladung
zulässig?

Bemerkungen

4 5 6

Nein.

Nein.

Bedeckter.

Bedeckter.

Elektrische
Bahnen.

Solches Sig-

halsenerwertdarf nicht in

Wagen be-
fördert

werden, die
strom-

führende oder
unter Span-

nungstehendetrische
Leitungen

oder Appa-
rate ent-

halten. also
auchnicht,inWagen, d
elektris be4
leuchtet sind.

Ja.

Ja,
ausgenom-

men sind
spreng-

kräftige Zün-
dungen ub-if. 4).

engen bis
1000 kg

dürfen mit
anderen Gü-
tern zusam-
menverladen
werden, vor-

ausgesetzt,
daßdiesenicht
leicht enzünd-
lich sind und
nicht früher

als das Sig-
e nalfeuerwer

ausgeladen
werden.

1. Auf dem Frachtbrisfemuß vom Absender bescheinigt

seindaß Artund Verpackungder Sendung den Vor-
chriften unter Ib. in Anlage C zur E V O. entspricht.

2. Die Kanonenschläge und.dergleichen dürfen nicht als

z.Si ut aufgegeben werde
eiter sind die Wn—]D tifüris der 3. Gruppeunter

E Abs. (5), F, G, H, J und K zu 2
Spreng-

D Abs. (3),
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Nr.

Gegenstand der Verpackung
Anlage C

2

Noch Signalfeuerwerk. innere: äußere:
II. Nanonenschläge und dgl., Le. Zif. 4. Starke Schachteln, wor- Starke, dichte, sicher

bestehend aus einer mit Bind- in das Feuerwerk fest ein= verschlossene Holizkisten.
faden umschnürtenund

6e gebettet sein muß, die ein= Die Bretter müssen gefügt,
leimten Papierhülse, die die Seitenteile durchFinen

höchstens 75 g Vornpulver
mit Zündschnur, aber ohne
Detonationszünder enthält.

Sikkative
s. Ole, fette.

Silberregen
s. Feuerwerkskörper.

Silesia und Silesia I

a6Chlorat= und Perchlorat-
prengstoffe.

Sodalauge
s. Atzlauge.

Sodor, metallene Kohlen-
säurekapseln,

s. Ammoniak, Fußnote 2.

Solaröl
s. Kohlenwasserstoffe.

Sonnen (Feuer-
s. Feuerwerkskörper.

Souple-Seide
s. Seide, hochbeschwerte.

Spanisches Feuerwerk
Scherzartikel, pyrotech-

nische e).

Sparklet, metallene Kohlen-
äurekapseln,

s. Ammoniak, Fußnote 2.

selnenKörper durch eine
tarke Schicht Sägemehl

oder einen ähnlichen ge-

eigneten Stoff voneinander
getrennt.

oder Kopfleisten mitein-
ander verbunden sein (sog.

senzösicheKisten). Brett-
tärke mindestens 18 mm.

Die Kisten sind im In-
nern mit gutem, zähem
Papier auszulegen; an

dessen Stelle sind dünne
Zinkeinsätze zulässig.

Leer bleibende Hohl-
räume in den Kisten sind
mit geeigneten, trockenen
Verpackungsstoffen (Holz-
wolle, Papier oder dgl.)
fest auszustopfen. Feuchtes

eu, Putzwolle oder ähn-
iche zur Selbstentzündung

neigende Stoffe dürfen
nicht verwendet werden.

Auf der Kiste müssen der
Inhalt und diegenaue
Adresse des Absenders
deutlich und dauerhaft
angegeben sein.

Höchstes Rohgewicht
einer Kiste 100 kg,

höchstes Gesamtgewicht
an Feuersatz darin 20 kg,

höchstes Gewicht an

Feuerwerks = Kornpulver
2,5 Kg.
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In HulammeneZu ver- Ist
pa g mit

anderen Vegen- wendender Beiladung Bemerkungen

ständenulässig, Wagen zulässig?

4 5 6 7

Nein. Bedeckter. Ja. In den Frachtbriefen muß vom Absender bescheinigt
sein, daß Art und Verpackung der Sendung den Vor-
schriften unter lc. der Anlage C zur E V O. entspricht.



Gegenstand
Nr.
der

Anlage C
Verpackung

1 2 8

Spinn= und Webstoffe, ge-
ettet oder gesirnißt,

und zwar:
Wolle, Saare, Runstwolle,
Baumwolle, Seide, Flache,
Sanf, Jute — in rohem
Zustand, als Abfälle vom

Derspinnen und Vverweben,
als Lumpen oder Lappen —;
ferner Seilerwaren, Treib-
riemen aus Baumwolle und
Hanf, Weber-, Sarnisch-
und Geschirrligen.

Spiritus
s. Ole, fette.

Spirituslacke
s. Ole, fette.

Sprenggelatine
s. — und dynamit-
ähnliche Sprengstoffe.

Sprenggranatpatronen
s. Geschützmunition.

Sprengkapseln6 hiruneen,spreng-
kräftige.

Sprengladungen, brisante
ür Peschosfe,Torpedos

und Minen, ferner Spreng-
patronen, Sprengbüchsen
und dgl., sämtlich ohne
Zünder:

a) Sprengladungen aus reiner
Dikrinsaure oder aus

Sprengstoffen, die sich bei
der Prüfung nach I a. A
1. Gruppe b) nicht gefähr-
licher als reine Pikrinsäure
erwiesen haben;

b) Derarden für Knallhalr=
signale auf Eisenbahnen.

Sprengsalpeter
. Schwarzpulver und

chwarzpulverähnliche Ge-
menge a).

Sprengstoffe (Spreng-
mittel

s. Ammoniaksalpeterspreng-
stoffe, Nitrokörper, Nitro-
zellulose, Schwarzpulver
und schwarzpulverähnliche
Sprengstoffe, Enloratund
Perchloratsprengstoffe, Dyna-
mite und dynamitähnliche
Sprengstoffe, Sprengstoff-
proben.

II. Zif. 8.

Ib. Zif. 5.

Beliebige Verpackung, nur gebrauchte Putzwolle
und nicht trockene Putzlappen (Putztücher) müssen
in starke, dichte, sicher verschlosseneBehälter verpackt seim.

Zua) Sprengladungen.
Starke, dichte, sicher verschlossene* ten, worin

die Sprengladungen so verpacken sind, daß sie sich
nicht verschieben können. Aufschriftder Kiste:„Brisante
Sprengladungen. Ib.“

Zu b) Petarden.
innere: äußere:

Völlig dichte Kisten aus Dichte Uberkiste, die

mindestens 22 mm starken, höchstens 0,06 chm groß
gespundeten Brettern, die sein darf.
durch Holzschrauben zu- Deutliche, haltbare
sammengehaltensind.Dar= Aufschrift: „Petarden
in müssen die Petarden für Haltsignale. Ib.“

fest in Papierschnitzel,
Sägemehl oder Gips ge-
bettet oder auf andere

Weise so fest und getrennt
elegt sein, daß sie weder

ich untereinander, noch
die Kistenwände berühren
können.

Die Kisten müssen von

LüterÜberkiste umgeben
ein.
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— Zu ver- Ist
packung mi

anderen Gegen- wendender Beiladung Bemerkungen
ständenzulässigeWagen zulässig?

4 5 6 7

Nein. Bedeckter Ja. 1. Die gefetteten oder gefirnißten Spinn= und Webstoffe —

oder ausgenommen gebrauchte Putzwolle und Ver-
offener lappen — müssen trocken sein.

mit Decke; Ist in den Frachtbriefen bescheinig,daß diese Stoffe
für ge- nicht gefettet oder gefirnißt sind, werden sie ohne Be-

brauchte schränkung befördert.
Putzwolle
und nicht

trockene
Putzlappen
auch offener
Wagen ohne

Decke.

Nein. Bedeckter. Ja. Der Absender hat im Frachtbriefe zu bescheinigen, daßElektrische die Sendung nach der Vorschrift unter Ib. in Anlage

Bahnen zur E V O. verpackt ist.

Diese Gegen-

nicht in Wa-
gen befördert
werden, die
stromfüh-

rende oder
unter Span-

mungtehendeelektrische
Leitungen
oder Appa-

rate enthal-
ten, also auch

nicht in
Wagen, die
elektrisch be-
leuchtet sind.

stände dürfen

.Bei den Sprengladungen unter a) muß außerdem durch
einen von der Eisenbahn anerkannten Chemiker auf dem

rachtbriefe bescheinigt sein, daß die Beschaffenheit der
prengstoffe den Bedingungen unter Ib. öa) entspricht.

Bei der Weiterbeförderung von Teilsendungen von

Sprengladungendurch andere Absender als die her-
stellenden Fabriken kann von der Bescheinigung eines
von der Eisenbahn anerkannten Chemikers abgesehen
werden, wenn der Absender auf dem Frachtbrief erklärt,
daß die Sprengladungen einer geprüften und beschei-
nigten Lieferung entstammen. Auf Erfordern ist dies
glaubhaft nachzuweisen.
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Nr.

Gegenstand der Verpackung
Anlage C

1 2
—

Sprengstoffproben
an gitt anerkanntePrü-
fungsstellen zur Untersuchung
gesandte:

innere: äußere:
I. Proben neuer Sprengstoffe, Ia. Ein- Die Patronen müssen Die innere Kiste muß

ie nicht gefährlicher sind als gangder durch festes Papier zu in eine haltbare hölzerne
der Vergleichs-Donarit (Ia. Beförde= Paketen bis zum Gewichte Uberkiste verpackt sein. Der
A 1. Gruppe a)), rungs= von 2½ kg vereinigt und Zwischenraum zwischen
patroniert. seor in line aree,# baltbare Wandungenbüeleer«

icht der Proben riften. Holzkiste verpackt sein. Diese ten muß mindestens
5 KchligewichProbe Halsdarf höchstens 5 cg#5 cm betragen und mit

Sprengstoffproben ent= Kieselgur oder Sägemehl
halten. ausgchün.sein.

Deutliche, haltbare
Aufschrift: „Sprengstoff-
proben. 1. Gruppe.“"

II. Proben anderer neuer 1 a. A Die Patronen, zu deren Die Pakete sind in starke,
Sprengstoffe, soweir sie nicht 3. GruppeHülsen kein gefettetes oder dichte, sicher verschlossene
gefährlicher sindale Spreng- ). geöltes (wohl aber paraffi- Holzbehälter, die keine

gelatine oder Gurdynamit,
patroniert.

Böchstgewichr der Proben
15 Kg.

Als Wagenladung zu be-
fördern.

Sprengzündhütchen
. ündungen, spreng-

äftige.

Stahlspäne, gefettete
s. Eisen- und Stahlspäne.

niertes) Papier verwendet

neindarf, müssen durch
estes Umschlagpapier zuPaketen vereinigt sein; in

den Paketen mülsensie mit
Wellpappe so eingepackt
sein, daß sie schichtweise
in ihrer Lage festgehalten
werden.

eisernen Reifen oder Bän-
der haben, 6.rfest einzu-
setzen, daß sie sich nicht
verschieben können.

Die Behälter müssen an

wei gegenüberliegenden
tirnseiten mit zuverlässi-

Wn Hangriffenoder Hand-
eisten versehen sein. Bei

Fässern und Tonnen sind
andgriffe nicht erforder-

ichwenn durch tief ein-
gelasseneBöden und Deckel
eine feste Handhabe ge-
geben ist.

Ein Behälter darf höch-
stens 15 kg Sprengstoff-
proben enthalten.

Deutliche, gedruckte
oder schablonierte Auf-
schrift:, Sbrengstostorg=ben. 3. Gruppe.“ owie
die Bezeichnung des Ur-

sprungsorts (Fabrikmarke).
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—

In Zusemmen-Zu ver- Ist
packung m

anderen Gegen- wendender Beiladung Bemerkungen
ständenzulässigf,Wagen zulässig?

4 5 6 7

Nein. Bedeckter. Ja, Dem Frachtbriesemuß die Bescheinigung eines von

Elektrische aus- der Eisenbahn anerkannten Chemikers beigefügt werden,
enommen daß Art und Verpackung der Sendung den VorschriftenBahnen. sind spreng= unter Ia. in Anlage C zur E V O. entspricht.

Solche Pro-- kräftige
ben dürfen Zündungen

nicht in Wa-]/(b. Zif. 4)
gen befördert und die unter

werden, die dem Stich-
strom- worte

führende oder „Schieß-
unter Span“ mittel“
nungstehende unter III

elektrische aufgeführten
Leitungen Schießmittel

oder Appa= der 2. Gruppe
rate ent-

halten, also
auch nichtin
Wagen, die

gereicheleuchtet sind.

Nein. Bedeckter. Ja, 1. Die Frachtbriefe dürfen keine anderen Gegenstände um-

Elektrische aus- fassen. Die darin enthaltene Bezeichnung des Spreng-
genommen stoffs ist mit roter Tinte zu unterstreichen. Die Fracht-

Bahnen. sind spreng= briefe müssen außer Anzahl, Gattung, Zeichen und
Solche Pro-kräftige Zün“ Nummer der Behälter auch das Rohgewicht jedes ein-

ben dürfen dungen (Ib. elnen Behälters enthalten.
nicht in Wa-(Zif. 4) und 2. Auf dem Frachtbriefe muß vom Absender bescheinigt
gen befördert die unter dem sein, daß Beschaffenheitund Verpackung des Spreng-
werden, die Stichworte stoffs den Vorschriften unter Ia- in Anlage C zur E V O.

stromfüh- „Schieß- entspricht. Außerdem muß jeder Sendung ein vom
rende oder mittel“ un- Fabrikanten ausgestelltes, amtlich beglaubigtes Ur-

unter Span= ter III auf- rungseugnis und die Bescheinigung eines von der
nungstehende geführten isenbahn anerkannten Chemikersüber ordnungsmäßige
elektrischeLei- Schiemittel Peschaffenhettund Verpackungbeigegeben sein.
tungen oder' der 2. Gruppes 3. Tufgae als Eilgut ist unzulässig.

Apparate sowie 4. Weiter sind die Beförderungsvors ristenunter Ia. B
enthalten, leicht ent- Abs. x%288 D Abs. (8), E Abs. (5) a) und d), F,
also auch zündliche G, H, J und K zu beachten. Die Vorschriftunter La.

nicht in Wa-Güter. Die ö bs. (2) gilt nicht für elektrische Lokomotiven ohne
gen, die elek= beigeladenen euerherd.
trisch beleuch-Güter dürfen

tet sind. aber nicht
früher als die
Sprengstoff-
proben aus-

geladen
werden.
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Nr.

Gegenstand der Verpackung
Anlage C

1 2 3 —
Stalldünger
a) mit Streu durchsetzter. VI. Zif. 7. Wird nur in Wagenladungen befördert. Ver-

b) anderer Dünger s. Fäkalien.
-Steinkohlen-Plastammon

Ammoniaksalpeterspreng-
toffe a).

Stifkstoffverdichteter,s. Preßluft.

Stickffofftetroxpdverflüssigtesas) s. Ammoniak.

Stoffe tierische übel-
riechende, faulnksfahtgq

s. Tierische Stoffe.

Striichzünderündhölzer a).
Sublimat

s. Metallpräparate.

Talg,
roher, zu technischenZwecken7 s.swischen.frische.

Terpentinöl und daraus be-
reitete Flüssigkeiten

. Ole, fette.
«

Tetranitronaphthalin
1 Nitrokörper, organische,
1. Gruppe ahg).

Tetranitronaphthol

1. Nitrokörper,
1. Gruppe 5).

Thornit

" Ummontaksalpeterspreng=60

organische

packung ist nicht erforderlich.
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N Bosammmeen=Zu ver- Ist
packung mit

angeren Gegen=
wendender Beiladung Bemerkungen

KündenzulässigeWagen zulässig?

498 5 6 7

Nein. Offener. Nein. . Die Eisenbahn kann die Beförderung auf bestimmte
Züge beschränken.auch besondere Vorschriften über Zeit
und Frist des Auf= und Abladens, sowie der An- und
Abfuhr treffen.

. Die Eisenbahn kann von den Absendern oder Empfän-

gerndie Reinigung der Ladestellen verlangen.
ie Eisenbahn muß Eisenbahnwagen, worin solche

Ladungen in losem Zustande befördert wordensind, nach
jedesmaligem Gebrauch dem Reinigungs-(Desinfek-
tions-) Verfahren unterwerfen, das für die Beseitigun
von Ansteckungsstoffen bei der Beförderung von Bie
auf Eisenbahnen vorgeschrieben ist. Durch die Des-
infektion müssen die den Wagen etwa anhaftenden An-
steckungsstoffe völlig beseitigt werden. Ausgenommen
hiervon sind nur Wagen, die bestimmungsgemäß aus-

schließlich zur Beförderung von solchem Dünger be-

t werden. Die Kosten der Desinfektion hat der
Absender oder der Empfänger zu ersetzen.

uMacht sich ein lästiger Geruch während der Beförderung
bemerkbar, so kann die Eisenbahn den Dünger jederzeit
auf Kosten des Absenders oder des Empfängers mit

gerignetenMitteln zur Beseitigung des Geruchs behan-
eln lassen.
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Gegenstand
Nr.
der

Anlage C
Verpackung

1 2 8

Tierische Stoffe, zu unschäd-
licher Voffee,Ruun be-
stimmte (ganze Koörper,
Körperteile u. Abfälle). Wegen
anderertieris erfäulnisfähigeroder übelriechender, tierischer
Stoffe s. Fäkalien, Flechsen,
frische, Häute, Knochen, gerei-
nigte, trockene, Kälbermagen,
Stalldünger.

Titanit III und IV s. Ammo-
niaksalpetersprengstoffea).

Toluol s. Kohlenwasserstoffe.
Torföle s. Kohlenwasserstoffe.

TreibriemenausZaumwollle
u. Hauf, gefettet od. gefir-

nißt, s. Spinn-und Webstoffe.
Tremonit, auch Tremonit S

s. Dynamite und dynamit-
ähnliche Sprengstoffe.

Trinitroanilin s. Nitro-

Trinitrobenzol -
Trinitrochlorbenzol]lI. ruppea).
Trinitrokresol s. Nitrokörper,

organische, 1. Gruppe 8).

Trinitromesitylen heRitrok-
Trinitronaphthalin ganische,

1. Gruppea).

Trinitronaphthol s. Nitro-
körper, organische, 1. Gruppes#8).

Trinitropseudokumol
Trinitrotoluol, auch im

Gemenge mit Dinitro-
toluol, Terpentin und

böchstens0,5 Prozent
ollodiumwolle (Pla-

strotyl)
Trinitroxylol
Triplastit (Gemenge von 50 bis

60 Prozent Trinitrotoluol, 10
bis 14

trotoluol, 0,4 bis 2 Proz. Schieß-oder Kollodiumwolle und 25 bis
40 Prozent Bleinitrat).
a) 2. Gruppe der Sprengmittel.

Höchstgewicht einer Stück-
gutsendung 200 kg.

s.

Nitrokörper,organische,
1.

Gruppe
ay).

b) 3. Gruppe der Sprengmittel.
Sendungen mit einem
höheren Gewicht als 200 kg.

Übelriechende, tierische
Stoffe s. Tierische Stoffe.

Verbindungen von Phos-
phor mit Metallen

s. Phosphoreisen.

rozent flüssigem Dini-

VI. Zif. 10.

T a. A.
2. Gruppe

d)

ILa. A.
3. Gruppe.

— "

Die Stoffe müssen in luft= und wasserdichten
etsernenWagen befördert werden. Diese müssen mit

Ventilenbecthesein, die bei zu hohem Drucke der
sich entwickelnden Gase dem Aufreißen der Wagen-
wände vorbeugen.

Starke, dichte, sicher verschlosseneHolzbehälter oder

sogenannte amerikanische Pappefässer. Der Inhalt
muß fest verpackt sein.

Deutliche, halt bare Aufschrift-„Sprengstoff Triplastit. 2. Gruppe.“
HöchstesGewichtdes Inhalts eines Behälters: 25 kg.

Wie unter a).
Deutliche,

„Sprengstoff
altbare Aufschrift:
riplastit. 3. Gruppe.“
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Ist Busammen-Zu ver- Ist

—nN“]“tue wendender Beiladung Bemerkungen
ständenzulässigßWagen zulässig?

4 5 6 7

Nein. Besonders Nein. 1. Die Eisenbahn kann die Beförderung auf betimmteeingerichteter Züge beschränken,auch besondere Vorschriften über Zeit
(s. Sp. 3). und Frist des Auf= und Abladens sowie der An- und

Abfuhr treffen.
2. Die Eisenbahnkann von den Absendern oder den Emp-

fängern die Reinigung der Ladestellen verlangen.
3. Die Eisenbahn muß die Wagen, worin diese Stoffe

befördert worden sind, dem Reinigungs-(Desinfektions
Verfahren unterwerfen, das für die Beseitigung von
Ansteckungsstoffenbei der Beförderung von Vieh au

Eisenbahnen vorgeschrieben ist, und zwar sofort nach
der Entladung, wenn der Inhalt von Tieren herstammte,
die mit Rinderpest, Milzbrand, Tollwut, Rotz oder Maul-
und Klauenseuche behaftet waren, anderenfalls alle
4 Wochen. Durch die Desinfektion müssen die den
Wagen etwa anhaftendenAnsteckungsstoffe völlig beseitigt
werden. Die Kosten der Desinfektion hat der Absender
oder der Empfänger zu ersetzen.

1. Jede Sendung muß von einer Bescheinigung eines
von der Eisenbahn anerkannten Chemikers begleitet sein,
daß der Sprengstoff den Bestimmungen unter I a der
Anlage C zur E#O. entsprechend zusammengesetzt ist
und die dort vorgeschriebene Prüfung bestandenhat.

Nein. Bedeckter. Ja, 2. Im Frachtbriefe muß der Absender bescheinigen,daß
, ausge- die Verpackung des Sprengstoffs den Vorschriften unter

Elektrische Bahnen. nommen sind la der Anlage C zur E O. entspricht.
Triplastit darf nicht in spreng- 3. Aufgabe als Eilgut ist unzulässig.
Wagen befördert werden, kräftige Zün- · —.

die stromführende oder dungen (Ib Ziff. H und die unter dem Stichwort „Schießmittel“
unter Spannung stehende unter III aufgeführten Schießmittel der 2. Gruppe. Von Triplastit,
elektrische Leitungen oder Chlorhydrinen, Chlorat= und Perchlorat-Sprengstoffen(2. Gruppe)
Apparate enthalten, also oder von Nitrokörpern (2. Gruppe) dürfen nur insgesamt 200 Kg
auch nicht Wagen, diesin denselben Wagen verladen werden. Die Annahme zur Be-
elektrisch beleuchtet sind. förderung kann demgemäß beschränkt werden.

Nein. Wie vor Ja, 1. Die Frachtbriefe dürfen keine anderen Gegenstände um-

unter a). ansge- fassen. Die darin enthaltene Bezeichnung des Spreng-
nommen sind stoffs ist mit roter Tinte zu unterstreichen. Die Fracht-

sprengkräftige Zündungen (Ib 4#

und die unter dem Stichwort Schieß-mittel“ unter III aufgeführten Sch

Zifl. 4)

mittel der 2. Gruppe. Höchstens 1000 kg
Triplastit dürfen mit anderen Gütern
zusammen verladen werden, voraus-

esetzt, daß diese nicht leicht entzündlich16 und nicht früher als das Triplastit
ausgeladen werden.

l

!

ieß-
2.

briefe müssen außer Anzahl, Gattung, Zeichen undzrenn 1 Behälter auch das Rohgewicht jedes
einzelnen Behälters enthalten. · »··Au?dem Frachtbriefe muß vom Absender bescheinigt
sein, daß die Verpackung der Sprengstoffe den Vorschriften
unter Ià. der Anlage C zur E V O. entspricht.

3. Aufgabe als Eilgut ist unzulässig.
4. Wecersind die Beförderungsvorschriften unter Ia. B

Abs. (3), D Abs. (3), E Abs. (5), F, G, H, Ju und K zufrtl 3/, Die Vorschrift unter Ia. F Abs. (2) gilt nicht
für elektrische Lokomotiven ohne Feuerherd.

14
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Nr.

Gegenstand der Verpackung
Anlage C

1 2 3

Vitriolöl
s. Schwefelsäure.

Wasserfreie Schwefelsäure
uAnhydrid.

Wassergas. Id. Zif. 3 Dicht verschlosseneGefäße aus Schweißeisen, Fluß-

Waßsserstoff,verdichteter,
s. Preßluft.

Weberkitengefirnißt, !#1

s. Spinn= und Webstoffe.

Weingeist
s. Ole, fette.

Weißes Pröäzipitat
s. Metallpräparate.

Westfalit und Westfalit A,
Gesteins= auch Neuwest-
falit, Kohlenwestfalit,
Salzwestfalit s. Ammoniak-

salpetersprengstoffe a).
Wetter-Astralit

s. Ammoniaksalpeterspreng-
stoffe a).

Wetterdynamit, Witten-
berger,
s. Dynamite und dynamit-
ähnliche Sprengstoffe.

Wetter-Fulmenit und
Wetter-Fulmenit I

s. Ammoniaksalpeterspreng-
stoffe a).

Wetter-Permonit
s. Chlorat= und Perchlorat-
sprengstoffe.

Wetter-Noburit

gefettet oder

s. Ammo-
niaksal-
peter-

„ reng-

Wetter-Nomperite sibfe9)
Wettersichere Gelatine-Dy-

namite s. Dynamite.
Wetter-Siegenite

s. Ammoniaksalpeterspreng-
stoffe a).

eisen oder Gußstahl, die mit mindestenseinem Ventil
zum Füllen und Entleeren versehen sein müssen.

uf den Gefäßen muß vermerkt sein:
a) die Höhe des ulassigenFüllungsdrucks, der nicht

mehr als 10 Atmosphären bei 17,5% betragen darf,
b) der Prüfungsstempel und der Tag derletzten Prü-

fung, der nicht mehr als 5 Jahre zurückliegen darf.
Sind die Gefäße in Kisten verpackt, so ist auf diesen

der Inhalt deutlich anzugeben, sind die Gefäße
unverpackt, müssen sie mit Vorrichtungenversehendeirdie ein Rollen verhindern, auch müssen sie zum Schutze
der Ventile Kappen aus Schmiedeeisen, Stahl oder
schmiedbarem Guß tragen. Keiner Kappen bedürfen
Ventile, die im Innern des Flaschenhalsesangebracht
und durch einen gut sitzenden Metallstöpselgeschütztsind.
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In Zusammen-Zu ver- Ist
rE wendender Beiladung Bemerkungen
ständenzulässggWagen zulässig?

4 5 6 7

Nein. Bedeckter Ja. 1. Es kann verlangt werden, daß der Absender durch ein
oder Manometer den in den Behältern vorhandenen Druck

offener. nachweist. Diese Prüfung hat der Abnahmebeamte im
Die offenen Wagen müssen Frachtbriefe zu bescheinigen.
aberin den MonatenApril 2. Die Gefäße dürfen nicht geworfen und nicht den Sonnen-

bisOktoereinschl.mit strahlen oder der Ofenwärme ausgesetzt werden.
ecken ganz eingedeckt" 3. Die Gefäße sind im Eisenbahnwagen so zu lagern, da

sein, wenn die Gefäße sie nicht umfallen oder herabfallenWesoen" z

nicht in Holzkisten ver-

packt sind. Offene Wagen
dürfen auch verwendet
werden, wenn die Aufgabe
in besonders für Landwege
eingerichteten Fahrzeugen
erfolgt, die mit Plänen bedeckt sind.

Elektrische Bahnen.
Bei Verwendung offener Wagen sind über diesen

starke Schutzdecken aus
lierenden Stoffe anzubringen, die es verhüten, daß
herabgefallener Leitungsdraht eine
Die Schutzdecken dürfen den freien
Gute nicht verhindern.

über die Beschaffenheitdes Materials und Herstellung
der Gefäße und über die amtliche Prüfung der Gefäße

sanbesondere Vorschriften unter 1d. und C ge-
roffen.

olz oder einem anderen iso-
ein

Zündunherbeiführt.
utritt der Luft zum
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Gegenstand
Nr.
der

Anlage C
Verpackung

1. 2

Winterdynamit I und II, auch
Belgisches Winterdynamit

s. Dynamite und dynamit-
ähnliche Sprengstoffe.

Wittenberger Wetterdyna-
mite

s. Dynamite.
Wolle, gefettet odergefirnißt

s. Spinn-und Webstoffe.
fta.

Wunderkerzen s.Zündstäbchen,
pyrotechnische.

Tylol s. Kohlenwasserstoffe.
Vonckit J, II und III

a6Chlorat= und Perchlorat-
prengstoffe.

Zaponlack s. Schwefeläther.
Zentralfeuerpappepatronen

s. Patronenfür Handfeuer-
waffen.

Zinkäthyl, auch in ätherischer
Lösung.

Zündbänder, ZündblättchenS##der,Zür pyrotech=
nische d).

II. Zif. 4. Starke, dichte, gut verschlossene Gefäße aus Glas,
Ton (Steinzeug u. dgl.) oder Metall.

Gefäße aus Glas oder Ton sind einzeln oder zu
mehreren unter Verwendung von Asche oder trockener

Kieselgurin starke Blechgefäße einzusetzen, die dicht zu
verlöten sind.

Gefäße aus Metall sind einzeln oder zu mehreren
unter Verwendung geeigneter Verpackungsstoffe in

starke Ubergefäße (Weiden-= oder Metallkörbe, Kübel
oder Kisten) fest ginzusehen-Offene Ubergefäße müssen
eine Schutzdecke haben, die, wenn sie aus Stroh, Rohr,
Schilf oder ähnlichen leicht brennbaren Stoffen besteht,
mit Lehm= oder Kalkmilch oder dgl. unter Zusatz von

Wasserglas Hetränk#sein muß.
Jedes Versandstückmuß auf rotem Grunde die

deutliche,gedruckte Aufschrift tragen: „Feuer-
gefährlich.“ Ubergefäße mit Glasballons müssen ferner
mit der deutlichen Aufschrift versehen sein: „Vor-
sichtig tragen.“
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Ist Zusammen- Zu ver- Ist

a bacungni wendender Beiladung Bemerkungen
gen- ..

ständenzucässigtIWageU zulässig?

4 5 6 7

l

Ja, Offener, Ja. 1. Ubergefäße mit Glasballons dürfen nicht auf Karren
in Mengen nur kleine gefahren, auch nicht auf der Schulter oder dem Rücken

bis 2kg. Die Mengen bis getragen werden.

Gefäße 10 kg (allein Die Wagen sind vor Beginn der Verladung auf beiden
müssen dann oder mit an- Seiten mit roten Zetteln zu versehen, die deutlich die
mit den an-- derenGegen- Aufschrift: „Feuergefährlich.“ und „Vorsichtig ver-

derenGegen-ständen# schieben.“ tragen.
ständen in eine Kiste Die Versandstücke müssen im Eisenbahnwagen

si

gen sicher
uenstarken,W elagert werden. Offene Körbe und Kübel sind am

t —f. Sp.4 agen zu befestigen, auch dürfen sie nicht aufeinander
Holzbehälter dürfen in gestelltwerden. »

fest einge= bedecktenWa- . Während der Beförderung schadhaft gewordene Behälter
bettet sein. gen befördert sind sofort auszuladen und können, wenn ihre Wieder-

Das Zusam= werden. herstellung nicht alsbald möglich ist, mit dem vorhan-
menpacken · denen Inhalt ohne weiteres für Rechnung des Absen—

mit anderen Elektrische ders verkauft werden.

selbstentzünd= Bahnen. Dicht verschlossene leere Blechbehälter, worin Zinkäthyl
lichen Uber den enthalten war, dürfen in bedeckten Wagen, andere Ge-

Stoffen, so- offenen fäßemüssen in offenen Wagen befördert werden; aufwie mit Wagen sind ie frühere Verwendung der Behälter ist im Frachtbrie
Spreng= sstarkeSchutz- hinzuweisen.

stoffen (la.), decken aus
unition Holz oder

(Ib.), Zünd= einem ande-
waren und ren isolteren--

Feuerwerks= den Stoffe
örpern (le.) anzubringen,

und mit den die es ver-
unter III auf= hüten, daß

geführten ein herab-
brennbaren gefallener

Flüssigkeiten Leitungs-
ist nichtge= draht eine

stattet. Zündung
herbeiführt.
Die Schutz-

decken dürfen
den freien zu-tritt der Luft

zum Gute
nicht ver-

hindern.
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Nr.

Gegenstand der Verpackung
Anlage C

1 2 8

Zündhölzer: innere: äußere:
a) gewöhnliche, und andere Ic. Starke Papierumschläge Starke, dichte, sicher

Reib-- und Streichzünder; Zif. 13). oder Schachteln. verschlossene Holkkisten,
oder festeBlechgefäße,wor-
in die Pakete 6Cnfest ver-

ackt sein müssen, daß sie8 nicht bewegen können.
Auf der Kiste muß ihr
Inhalt deutlich und
dauerhaft angegeben
sein.

b) bengalische Zündhölzer,
Goldregenhölzer, Blumen-
regenhölzer und dgl.ö Zündstäbchen, pyro-

technische.

Zündhütchen, Zündschrau-
ben, Knfpiegel.s. Zündungen, nichtspreng-

kräftige.

Zündkörper
s. Zündhölzer.

Zündladungen
s. Zündungen, sprengkräftige.

Zündmittel
s. Zündungen.

ündschnüre ohne Zünder: Ib. Zif. 2. Zündschnüre sind in haltbare, dichte, sicher ver-8 sch »

3
»

Zf
schlossene Holzbehälter (Kisten oder Tonnen) fest zu

a) Schwarzpulverzündschnüre(gesponneneverpacken, die das Verstreuen oder Verstauben sicher
Schnüre oder Zündschnüre aus dichtem verhindern und die nicht mit eisernen Reifen oder
Schlauche mit Schwarzpulverseelevon Bändern versehen sind. Statt der hölzernen Behälter
geringem Querschnitt),(wegenSicherheits=können auch sogenannte amerikanische Pappefässerver-
zünder vergleiche le, Ziffer 1c). wendet werden. Die Behälter dürfen nicht mit eisernen

b) Schnellzündschnüre (Zündschnüre aus Nägeln verschlossen sein.
dickem Schlauchemit Schwarzpulverseele Höchstgewicht der Zündschnüre in einem Behälter,
von großem Querschnitt odermit Seele 60 kg., höchstes Rohgewicht des Behälters 90 kg. Die
aus nitrierten Baumwollfäden). Behälter müssen die deutliche und haltbare, auf

c) Momentzündschnüre (dünnwandigerotem Papier gedruckte Aufschrift: „Zünd-
Metallröhren von geringem Querschnitt
mit einer Seele aus Sprengstoffen von
nicht größerer Gefährlichkeit als reine
Pikrinsäure oder gesponneneSchnüre von

geringem Querschnitt mit einer Seele aus

abgestumpftem Knallsatz von nicht größerer
Gefährlichkeit als Schwarzpulver).

Zündspiegel s. Zündungen, nichtspreng-

Zündstäbchen, pyrote nische
kräftige.

de benzenk hkätse ZinThdwie bengalische Zündhölzer, Zif. 1b).

Goldregenhölzer, Blumen-

regenölzer, Wunderkerzen
u. dgl.

schnüre. Ib.“ tragen.

Schachteln, je 10 bis 12 Starke, dichte, sicher ver-

Schachteln in einem schlesseneHolzkisten, worin

Papierumschlag. ie Pakete so fest zu ver-
packensind, daß siesichnicht
bewegenkönnen. Auf der
Kiste muß ihr Inhalt
deutlich und dauerhaft
an gegeben sein.
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Ist Zusammen- Zu ver- Ist
ck it

— wendender Beiladung Bemerkungen
ständenzuläsig Wagen zulässig?

4 5 6 —
.

Ja, Bedekkter. Ja.
in Meugen

bis zu 5 kg,nachSp. 3
verpackt.
Ausge-

schlossensind
Gegenstände

unter Ia., TD.,
Lc., II und III
der AnlageC.

Nein. Bedeckter. Ja. Bei den Momentzündschnüren unter c) muß auf
dem Frachtbriefe durch einen von der Eisenbahn an-

erkannten Chemiker bescheinigt sein, daß die Beschaffenheit
des Sprengstoffs den Bedingungen unter Ib. Zif. 20) in
Anlage C zur EV O. entspricht.

Nein Bedeckter. Ja.



Nr.

Gegenstand der Verpackung
Anlage C

1 2

Zündunen:
» innere: äußere:

Vichtsprengkräftige Jün= Ib. Zif. 3. Vor dem Einlegen in die Die Zündungen sind in
dungen (zündungen, die äußerenBehälter sind die starke, dichte, sicher ver-
weder durch Sprengkapseln noch in-

Einrichrungenfolge sonstiger
brisante wirkung äußern):

a) zündhürchen für Schußwaffen (Metall-
hütchen mit festsitzendemZündsatz):

zündspiegel (Pappnäpschen mit fest-
sitzendem Zündsatz), und
a) Munitionszündspiegel, die höchstens

40 mg

-
und deren

überstehender
doppelt so ho

vorragen.
b) Leere Hatronenhülsen mit Zündvor-

zwar

apprand mindestens
— ist als der Durch-

messer des eingepreßten Zündsatzes;
andere Zündspiegel mit einem höheren

(höchstens aber mit 80 mg) Zündsatz
oder mit einem niedrigeren Papprand
als unter a) angegeben; der Papprand
muß über die Zündsatzoberfläche her-

richtungen für Schußwaffen.
c) Brandeln, Schlagröhren, zündschrau-

ben, elektrische zünder ohne
Sicherheirszünd-

schnuranzünder (Hebelzünder),Schlag-
zündschrauben oder ähnliche Sündungen
mit kleiner Schwarzpulverladung ( B.
Alzünder), die durch Reibung oder Elek-
trizität zur Wirkung gebracht werden.

d) Geschoßzünder ohne Sprengkapseln
oder Einrichtungen, die eine brisante
Wirkung hervorrufen. zündmittel zu
Geschoßzündern und dergleichen.

e) Plag-(Mansverz) Datronen für Sand-

kräfrige zündung,

seuerwaffen.

II. Sprengkräftige Zzündungen:
a) Sprenakapseln (Spreng-

zündhütchen).
b) Minenzündungen, die

durch Elektrizität oder
Reibung oder durch Sicher-

eine

preng-

Ib. Zif. 4.

(1) ) Hö
steh

Zündhütchenmit un-

edeckter Zündsatzober-
fläche bis zu 1000 Stück,

ündhütchen mit be-
deckter Zündsatzoberfläche

zu2000Hüsrin HBle
-

ehälter, steifePappschach-

teln oder Vohrkistenfest zu
verpacken.— Munitions-

zündspiegel (a) sind bis
u 1000 Stück in steife
appschachteln fest zu ver-

packen. ie Schachteln
müssen einen übergreifen-
den Deckel haben und sind
gut zu verschnüren. Jede
Kiste darf höchstens zehn
Schachteln enthalten und
muß innen mit einem 1 cm

dicken Filz ausgelegt sein.
— Andere Zündspiegel(6) sind schichtweiseauf-

rke Pappschachteln
die einzelnen Schichtensind durch Zwi

—hdohlräumesind durch Sägemehl
oder dergleichen auszufüllen. Jede Schachtel darf
höchstens 1000 Spiegel, jede Kiste höchstens zehn

rechtstehend in sta

trennen; sämtliche

Schachteln enthalten.
Patronen (e) sind fest in Schachteln zu verpacken,
die höchstens 100 Stück enthalten dürfen.

schlosseneHolzkisten festzu
verpacken; bei den Zünd-
hütchen unter a) sind auch

7ini*n
bei den leeren

atronenhülsen b) Säcke,
ei den elektrischen Zün-

dungen c) hölzerne Tonnen

oheerLgenammeemersca-nische Pappefässer zulässig.
Die Behälter müssendie

deutliche Aufschrift
„Nichtsprengkräftige Zün-
dungen. Ib.“ tragen.

Höchstes Rohgewicht
eines Behälters mit Zünd-
hütchen unter a) 200 kg,
mit Zündungen unter c)
und d) 150 kg.

u verpacken,1chenlagenzu

latz= (Manöver--)

Zu a) Sprengkapseln (Sprengzündhütchen).
chstens 100 Stück müsenend nebeneinander mit der

Offnung nach oben in starke
Blechbehälter
ein,

so. verpackt
daß eine Bewegung

d) zündladungen

heitszünder (s. diese) zur
irkung kommen.

c) Geschoßzünder, in denen
eine Sprengkapsel und bri-
santer Sprengstoff im Ge-
wichte von höchstens 20 g.
oder Einrichtungen für bri-

santeündung enthalten
ind, ähnlich wie sie durch
Sprengkapsel und Spreng-
stoff hervorgerufen wird

(sogenannte brisante Ge-
schoßzünder ohne Dete-
natoren).

(gepreßte
Körper aus brisanten, nicht

efährlicher als reine Pikrin-Kurc sich verhaltenden
Sprengstoffen von höchstens

er einzelnen Kapseln (auch
bei Erschütterungen) aus-

geschlossenist.
6) Der leere Raum in den

einzelnen Kapseln und zwischen
ihnen muß mit trockenem
Sägemehl oder einem ähn-
lichen sandfreienStoffe voll-
ständig ausgefüllt sein, wenn

nicht die Einrichtung der
Kapseln, z. B. eine den Spreng-
satz sicher abschließende innere

Schutzkapsel,Gewähr dafür
bietet, daß der Sprengsatz bei

der Beförderungnicht gelockert
wird.

Der Boden und die innere
Seite des Deckels des Blech-
behälters müssen mit einer

7)

20 8 Gewicht mit eingesetzter
Sprengkapsel — Spreng-
zündhütchen —).

e) Geladene Gefechtrepistolen
für Torpedos ohne zünder.

Filz= oder Tuchplatte, die

inneren Wände der Behälter
mit Kartonpapier so bedeckt
sein, daß eine unmittelbare
Berührung der Spreng-
kapseln mit dem Bleche aus-
geschlossenist.

Starke, dichte, mit
Messingschrauben oder ver-

zinnten Holzschrauben zu
verschließende hölzerne
Uberkiste von wenigstens
25 mm Wandstärke.

Deutliche, haltbare
Aufschrift: „Spreng-
Kapseln. Ib. Nicht stürzen.“
Sie ist mit einem Plomben=
verschluß oder mit einem
auf zwei Schraubenköpfen
des Deckels angebrachten
Siegel (Abdruck oder
Marke) oder mit einem
über Deckel und Wände
geklebten, die Schutzmarke
enthaltenden Zeichen zu
versehen.

Jede Kiste darf an

Sprengsatz nicht mehr als
20 kg enthalten; Kisten,
deren Gewicht 25 kg über-
steigt, müssen mit Hand-
haben oder Leisten ver-

sehen sein.
Ausnahmen für die

Zusammenladung mit Am-
moniaksalpeterspreng-

stoffen s. Sp. 7 Zif. 2.
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IstZulammen-Zu ver- Ist
packung mi ;

anderen Gegen- wendender Beilakung Bemerkungen

ständenzulässiggWagen zulässig

4 5 6 7

Nein. Bedeckter. Ja. Der Absender hat im Frachtbrief eine von ihm unter-
zeichnete Erklärung abzugeben, die zu lauten hat:

„Der Unterzeichnete erklärt, daß die zu diesem
Frachtbriefe gehörigeSendung in Beschaffenheit und
Verpackung den in Anlage C zur EV O. unter Ib.
für nichtsprengkräftige Zündungen getroffenen Vor-
schriften entspricht.“

l

l

l

Nein. Bedeckter. Ja, 1. Bei den sprengkräftigen Zündungen muß der

Elektrische ausgenom- Frachtbrief eine vom Absender und von einem von

Bahnen. men sind der Eisenbahn anerkannten Chemiker ausgestellte Be-

Die Spreng- scheinigung über die Beachtung der unter Ib in An-

* ennn-stoffe (I a.), lage C zur E V O. für sprengkräftige Zündungenge-
» agigen Geschütz- troffenen Verpackungsvorschriften enthalten. Bei den

Kunungenmunition Ib sprengkräftigen Zündungen unterc) bis e) muß
ur nichZif. 7) und außerdem durch einen von der Eisenbahn anerkannten
n 6 zeenSignalfeuer= Chemiker bescheinigt sein, daß die Beschasfenhender

w elörten werk (Ib. Sprengstoffe den Bestimmungen für reine Pikrinsäure
etrot Fif sg. Ie entsoricht- "

fühlendodoch dürfen 2.Sollen Sprengkapseln mit Ammoniaksalpeter--
aineeenSoaAmmoniak= sprengstoffen zusammen in demselben Wagenum

*)7:ahe salpeter- befördert werden, sind folgende Anderungen in der

nungchene sprengstoffe Verpackung der Sprengkapseln erforderlichhwmiche mit Spreng- a) Zwischen der inneren Kiste und der Uberkiste muß

8 G kapseln zu- überall ein Zwischenraum von mindestens 12 cm
o

er Lea-sammenge- vorhanden sein, der mit trockenem Holzmehl oder

halte
en

ladenwerden, Sägemehl fest ausgefüllt ist. Durch geeignete Vor-
abtenalsowenn die richtungen muß sichergestellt sein, daß sich dieser

auhhnich dutßSpreng- Zwischenraum durch Rütteln während der Beförde-

Eccenbe-kapseln in der rung nicht ändern kann.
elektrischbe.für diesen b) Die einzelne Kiste darf höchstens2 kg Knallqueck-euchtet sind. Fall beson- silber-Sprengsatz oder eine in ihrer Wirkunggleich-

ders vorge- wertige Menge einer anderen Sprengsatzmischung
sehenenWeise enthalten.
(Sp.7 Zif.2)
verpackt sind.

c) Die Uberkiste so verpackter Sprengkapseln muß die

Aufschrift tragen:
„Sprengkapseln Ib. nach Abs. (83) a) verpackt.
Richtstürzen.“
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Nr.

Gegenstand der Verpackung
Anlage C

1 2 8

Noch Zündungen. innere:

II. Sprengkräftige. (2) a) Die so gefüllten Blechbehälter sind mit je einem

haltbarenPapierstreifen so zu umkleben, daß der
eckel fest auf den Inhalt gepreßt und ein

Schlottern der Sprengkapseln verhindert wird.
Je 5 Blechbehälter sind in einem Umschlag aus

starkem Packpapiere zu einem Pakete zu ver-
einigen oder in eine Pappschachtel fest einzulegen.

6) Die Pakete oder Schachteln sind in eine haltbare
Holzkiste von mindestens 22 mm Wandstärke
oder in einen starken Blechbehälter so einzu-
schließen, daß möglichst keine Hohlräume im
Innern der Behälter entstehen. In jeder Schicht
ist mindestensein Paket oder eine Schachtel mit
einem festen Bande zu umwinden; an diesem
Bande muß das Paket oder die Schachtel ohne
Schwierigkeit herausgenommen werden können.

7) Hohlräume in den Behältern sind mit Papier,
Stroh, Heu, Werg, Holzwolle oder Hobelspänen —
alles völlig trocken — auszustopfen, worauf der
Deckel des Behälters, wenn dieser aus Blech
besteht, aufgelötet, wenn er von Holz ist, mit
Messingschrauben oder verzinnten Holsschraubenbefestigt wird. Die Löcher für die rauben
müssen im Deckel und in den Wänden schon vor
dem Füllen der Behälter vorgebohrt sein.

(3) Der Behälter, dessenDeckel den Inhalt so niederzu-
halten hat, daß ein Schlottern verhindert wird, ist
in eine hölzerne Uberkiste mit dem Deckelnach auf-
wärts, einzulegen. Der Raum zwischen Behälter
und Uberkiste muß allseitig mindestens 30 mm be-
tragen und mit Sägespänen, Stroh, Werg, Holz-
wolle oder Hobelspänen — alles völlig trocken —

ausgefüllt seen.
-

Ausnahmen für die Zusammenladung mit
Ammoniaksalpetersprengstoffen s. Sp. 7 Zif. 2.

Zu b) Minenzündungen.
innere: äußere:

(1) ElektrischeZündungen Wie zu a) Spreng-
mit kurzen Drähten kapseln.
oder festem Kopfe sind Deutliche, haltbare
zu höchstens 100 Stück Aufschrift der Uberkiste:
aufrechtstehend in starke „Minenzündungen. Ib.
Blechbehälter oder in Nicht stürzen.“
starke Pappschachteln zu
verpacken. Im übrigen
gelten die Vorschriften zu a) Abs. (1) und (2).

(2) Elektrische Zündungen an langen Guttaperchadrähten
oder-bändern, an Wachsdrähtenoder-bändern oder an

einem Schafte aus getränkter Pappesind zu höchstens
100 Stück in Pakete zu vereinigen. In einem Pakete
dürfen höchstens10 Stück zusammengebunden sein. Die
Zündungen müssen abwechselnd an das eine oder das
andere Ende des Pakets gelegtsein.Jehöchstens 10 Pa-
kete sind in starkes Papier einzuwickeln,zu verschnüren
und in eine starke Holz= oder Blechkistezu verpacken,in
dersie mittels Heu, Stroh oderähnlichenStoffen —alles
völlig trocken — gegen Verschiebung gesichertsein müssen.

(3) Elektrische Zündungen an Holzstäben sind zu höch-
stens 100 Stück in hölzerne Kisten von mindestens
12 mm Deckel--, Boden= und Seitenwandstärke und
mindestens 20mm Stirnwandstärke zu verpacken.
Die Kisten müssen mindestens 80 mm länger sein
als die Zünder. An jeder Stirnwand muß die
Hälfte der Zünder mit Drähten sicher befestigt sein,
so daß kein Zünder den anderen oder die Wandungen

berührenkann und jedes Schlottern verhindert ist.
Höchstens 10 solcher Kisten sind in eine hölzerne
Uberkiste zu verpacken.
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Ist Zusammen=Zu ver- Ist
packung mit .

anderen Gegen-
wendender Beiladung Bemerkungen

ständen zuläffige Wagen zulässig?

4 5 6 7
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Nr.

Gegenstand der Verpackung
Anlage C

— 2 3

innere:Noch Zündungen.
II. Sprengkräftige. (1) Friktionszünder sind zu je höchstens50 Stück in ein

Bündel zu vereinigen; ihr Reiberdrahtende muß
mit einer über die Reiberdrahtöse greifenden Papier=
verklebung versehen sein. Die Bündel sind am

Zünderkopfende in Holzwolle und dann in Papier
einzuschlagen; ihre umgebogenen Reiberdrahtenden

sindzuerst in eine aufgebundene, ungefüllte und
ann in eine zweite mit Holzwolle gefüllte Papier=

kappe zu legen.Hierbei muß darauf gesehenwerden,
daß die Holzwolle nicht in unmittelbare Berührung
mit den Reiberdrähten kommen kann, damit der
Reiberdraht beim Herausnehmen der Zünderoder
beim Abnehmen der Papierkappe nicht hängen
bleiben oder herausgerissen werden kann. Höchstens
20 Bündel sind in eine Kiste aus mindestens 22 mm

starken gezinkten Brettern von der Länge der Zünder
zu verpacken und mit Papier oder Holzwolle — beides
völlig trocken — gegen Verschiebung zu sichern.

(5) Zünder mit Sicherheitszündschnüren sind zu höchstens
100 Stück in eine Holzkiste aus mindestens 12 mm

starken Brettern zu verpacken, jeder Zünder für sich
zusammengerolltund höchstens 10 Zünder zu einem
in startesPapier eingeschlagenen und verschnürten
Paket vereinigt. Die Pakete müssen unter sich und
von den Kistenwandungen mindestens 20 mm ab-
stehen und durch Hobelspäne, Holzwolle oder Werg
— alles völlig trocken — gegen Verschiebunggesichert
sein. Höchstens 10 solcher Kisten dürfen zusammen-
gepackt werden.

(6) Die Behälter mit Minenzündungen der Abs. (1) bis
5) sind, wie zu a) Abs. (2) für die Behälter von

prengkapseln vorgeschrieben ist, zu verschließen und
nach a) Abs.(3) in Uberkisten zu verpacken.

Zuec) Sprengkräftige Geschoßzünder und zu
-

d) Zündladungen.
innere: äußere:

Die sprengkräftigen Wie zu a) Spreng-
Geschoßzünder und kapseln.

Rümolgbungen sind zu Deutliche, haltbare
öchstens 25 Stück in Aufsfschrift der Uberkiste:

dezeistenaus 22 mmSprengkräftige Geschoß-
tarken Brettern zu ver- zünder. Ib.“

packen; die Kistenwände oder
müssen gezinkt, Boden und „Zündladungen. Ib.“
Deckel durchMessing- „Nicht stürzen.“
oder verzinnte eiserne
Schrauben verschlossen
sein. In den ohzkistensind die Zünder und Zünd-
ladungen mittels Einlagen aus Holz oder Metall der-
art zu lagern, daß sie unter sich und von den Kisten-
wänden mindestens 10 mm abstehen und gegen Be-
wegung gesichert sind. Bei Verwendung von Zink-
blecheinsätzenmuß die Holzüshemindestens 17 mm

Wandstärke haben. Mehr als 4 Kisten dürfen nicht
zusammengepackt werden.

Verschluß der Holzkisten wie zu a) Abs. (2) für
Sprengkapseln. Verpackung in Uberkisten wie zu a)
Abs. (3), jebochlichter Raum zwischenKisten und Uber-
kiste mindestens 100 mm.

Zu d) Geladene Gefechtspistolen für
Torpedos ohne Zünder.

Die Gefechtspistolen Wie zu a) Spreng-
sind zu höchstens10 Stück kapseln.

olekhstenaus 22 mm Deutliche, haltbare
starken Brettern zu ver= Aufschrift der Uberkiste:
packen; die Kistenwände „GeladeneGefechtspistolen
müssen gezinkt, Bodenund sütTorpedos.Ib. Nicht
Deckel durch Messing= oder stürzen.“
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Ist Zusammen- Zu ver- Ist
vackung mit wendender Beiladung Bemerkungenanderen Gegen- .-

Wknzumsingagen zulässig?

4 5 6 7



Gegenstand
Nr.
der

Anlage C
Verpackung

1 2 3

Noch Zündungen.
II. Sprengkräftige.

Zündwaren.
Die hierzu gehörigen Waren
sind im Verzeichnis unter
ihrer Bezeichnung besonders
aufgeführt.

Zyankalium und Zyanna-=
trium:

a) in fester Form;

b) S3yankaliumlauge, syan-
natrlumlauge.

Ic.

IV. Zif. 3.

IV. Zif. 5.

innere:

verzinnte eiserne Schrauben verschlossen sein. Bei
Verwendung von Zinkblecheinsätzen muß die Wand-
stärke der Holzkistemindestens 17 mm betragen. In

den Holzkisten sind die Gefechtspistolenmittels Holz-
einlagen derart zu lagern, daß sie unter sich und von
den Kistenwänden mindestens 20 mm abstehen und

gegenerschiebung gesichert sind. Mehr als 5 Kisten
ürfen nicht zusammengepacktwerden.

ierschider Kisten wie zu a) Abs. (2) für Spreng-
kapseln. Verpackungin Uberkisten wie zu a) Abs. (3),

jedochlichter Raum
estens 100 mm.

zwischen Kisten und Uberkiste min-

—

Haltbare, dichte Behälter, die so verschlossensein
müssen, daß kein Verstreuen, Verstauben oder Aus-
laufen des Inhalts möglich ist, und zwar:
a) starke, eiserne Fässer mit aufgeschraubtem Deckel und

Rollreifen
oder

doppelte Fässer aus festem, trockenem Holzemit
Einlagereifen oder ebengole doppelte Kisten mit
Umfassungsbändern, wobei die inneren Gefäße mit
dichtem Stoff ausgekleidet sein müssen. Statt der
inneren Holzbehälterkönnen auch verlötete Blech-
gefäße oder Gefäßeaus Glas oder Ton verwendet
werden. Die Glas= und Tongefäße müssen in den
Ubergefäßen (Körben, Kübeln, Kisten) mit geeigneten
Verpackungsstoffen fest verpackt sein. Unter diesen
Bedingungen können auch mehrere solcher Gefäße
zu einem Versandstücke vereinigt werden.

Auf den Versandstücken muß ihr Inhalt deutlich
und dauerhaft angegeben sein. Außerdem ist die Be-
zeichnung „Gift.“ Peneuzufügen.

altbare, dichte Behälter, die so verschlossen sind,
daß kein Auslaufen des Inhalts möglich ist, und zwar:
a) gut verschlossene eiserne Gefäße, die in feste Holz-

oder Metallbehälter mit Kieselgur, Sägemehl oder
anderen aufsaugenden Stoffen fest eingebettet sind

oder

Kesselwagen. Die Kessel dürfen keine Nietnähte
haben oder müssen doppelwandig sein. Sie dürfen
an den unteren Teilen keine Offnungen (HäfneVentile oder dgl.) haben. Die Offnungen müssen
abgedichtet und durch fest aufgeschraubte Metall-
kappen geschützt sein.
Auf den Versandstücken und auf den Hesselwagenmuß ihr, Inhalt deutlich und dauerhaft ange—

eben sein. Außerdem ist die Bezeichnung „Gift.“garzuzufüigen.

b)

b)
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Ist Zusammen-Zu ver- Ist I

ackung mit ;

unnkung swendender Beiladung Bemerkungen

ständenzulässgg'Wagen zulässig?
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Ja, Bedeckter Ja, Leere Behälter, worin Zyankalium oder Zyannatrium
in Mengen oder nur die Zu- enthalten gewesen ist, müssen vollkommen dicht verschlossen

bis 5kg, doch offener. sammen= sein. Ihr früherer Inhalt muß auf ihnen und im Fracht-
ist die Zu- ladung mit brief angegeben sein. Ihr Zusammenladen mit Nahrungs-

sammen- Säuren, und Genußmitteln ist verboten.

Hackungmit Nahrungs-
äuren odersaurenSalzen und Genuß-

verboten. Die Behälter mitteln ist
mit Zyankalium oder Zyan= verboten.
natrium müssen mit den
anderen Gegenständen in
einen starken, dichten, sicher
verschlossenenHolzbehälter

zusammengepacktsein, der
ie Bezeichnung „Giftige

Stoffe.“ tragen muß.

Nein. Offener Ja, 1. Die Kesselwagen sind in die Züge so einzustellen,daß
oder nur das Zu— sie von Wagen mit flüssigenSäuren mindestens durch

Kesselwagen. sammenladen einen Wagen getrennt sind.
mtt Säuren, 2. Leere Gefäße und Kesselwagen, worin diese Stoffe ent-
sauren Sal-“ halten gewesen sind, müssen vollkommen dicht geschlossen

zen, Nah- sein. Ihr früherer Inhalt muß auf ihnen und im

rungs= und Frachtbrief angegeben sein. Ihr Zusammenladen mit

Genuß- Nahrungs= und Genußmitteln ist verboten.
mitteln ist
verboten.





Begründung
des Reichs=Eisenbahnamteszum Entwurfe der EVO.

Das auf Grund des Artikels 45 Ziffer 1 der Reichsverfassungam 10. Juni 1870 er-

lasseneBetriebsreglementfür die deutschenEisenbahnen hat, nachdem es schon im Jahre
1874 an einigen Stellen geändert war, in den Jahren 1891 und 1892 eine erste Umarbeitung
erfahren. Sie war veranlaßt durch das für den 1. Januar 1893 in Aussicht stehende In-
krafttreten des Berner Internationalen Übereinkommens über den Eisenbahnfrachtverkehr;
die für den inneren deutschenGüterverkehr geltendenBestimmungen desBetriebsreglements
mußten mit den Vorschriften des Internationalen Übereinkommens in Übereinstimmungge-
bracht werden. Das neue Reglement ist unter der deutschenBezeichnung „Verkehrsordnung“
am 1. Januar 1893 in Kraft getreten. Nachdem das Handelsgesetzbuch vom 10. Mai 1897

erlassen war, wurde es notwendig, die Verkehrsordnung mit diesem und zugleich mit dem
am 16. Juni 1898 abgeschlossenenZusatzübereinkommen zum Berner Ubereinkommen in

Einklang zu bringen. Die danach umgearbeitete Eisenbahn -Verkehrsordnung vom

26. Oktober 1899 trat am 1. Januar 1900 in Kraft. Seitdem sind wieder verschiedene
Bestimmungen, dem Verkehrsbedürfnis entsprechend,geändert, auch ist am 19. September1906

ein zweites Zusatzübereinkommen zum Berner Übereinkommen abgeschlossenworden. Ferner
haben sich manche von den Eisenbahnenin ihren Tarifen getroffene Zusatzbestimmungen so
bewährt, daß ihre Übernahmein die Eisenbahn-Verkehrsordnung erwünscht ist. Mehrere
dieserVorschriften sind überdies nicht zweifellos lediglich Ergänzungen, sondern können auch
als Anderungender Verkehrsordnung aufgefaßt werden, weshalb ihre Aufnahme in die

Ordnung selbst rätlich erscheint. Weiter hat die am 1. Mai 1907 auf den deutschen Eisen-
bahnen erfolgte Einführung neuer Personen= und Gepäcktarife die Anderung verschiedener
Bestimmungen der Verkehrsordnung notwendig gemacht. Endlich erheischt die rastlose Ent-

wickelung des Güterverkehrs die Anpassung mancher Bestimmungen an die modernen Ver-

hältnisse, insbesondere hat sich auch die Notwendigkeit ergeben, die Vorschriften über die

bedingungsweise zur Eisenbahnbeförderung zugelassenenGegenstände, wie später erläutert

ist, auf einer ganz neuen Grundlage umzuarbeiten.
Alle diese Umstände haben dazu geführt, die Eisenbahn-Verkehrsordnung einer gründ-

lichen Durchsicht zu unterziehen, um nunmehr eine Rechtsverordnung zu schaffen, die nach
Form und Inhalt den fortgeschrittenen Bedürfnissen des deutschen Eisenbahnverkehrs in

vollem Umfange Rechnung trägt.
Ein nach diesen Gesichtspunkten im Reichs-Eisenbahnamt aufgestellter Entwurf einer

neuen Ordnung ist vor etwa zwei Jahren den meistbeteiligten hohen Bundesregierungen
sowie den berufenen Vertretungen des Handels, der Industrie und der Landwirtschaft mit-

geteilt worden. Bei der Fassung der Vorschriften ist zugleich die Sprache der neueren Ge-

setzeangenommen. Der Entwurf wurde dann in zwei am 4./6. April und am 15./17. Ok-

tober 1907 abgehaltenenKonferenzen mit Vertretern der Bundesregierungen beraten. An

der letzten Konferenz nahmen auch die meisten Mitglieder des der ständigen Tarifkommssion
der deutschenEisenbahnverwaltungen beigegebenenAusschussesder Verkehrsinteressenten teil,
der aus Vertretern des Handels, der Industrie und der Landwirtschaft besteht. Außerdem
haben zweimal, im Juli 1907 in Salzburg und im Mai 1908 in Eisenach Besprechungen
zwischen Vertretern Deutschlands, Osterreichsund Ungarns stattgefunden, wodurch fast
überall eine ÜUbereinstimmungder Entwürfe neuer reglementarischer Bestimmungen in den
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drei Staaten erreicht worden ist. Allseitig wird hierauf mit Rücksicht auf das langjährige
freundnachbarliche Verhältnis sowie im Interesse der Weiterbildung des Vereins-Betriebs-

reglements und des Internationalen Übereinkommens großer Wert gelegt.
Der aus diesen Beratungen hervorgegangene Entwurf, dessen Anordnung sich dem

Gange der Abfertigungsgeschäfte eng anschließt, ist nachstehend im einzelnen erläutert.

J.

Eingangsbestimmungen.

Zu § 1.

Der Inhalt entspricht dem jetzigen Abs. (1) der Eingangsbestimmungen. Die Klein-

bahnen hier besonders zu erwähnen, scheint entbehrlich.

Zu §2.
Abs. (1) bis (3). Hier sind die in den Tarifen aller Bahnen regelmäßig vorkommenden

Zusatzbestimmungen behandelt, die ebenso wie in der Eisenbahn-Bau= und Betriebsordnung
(B.) als Ausführungsbestimmungen bezeichnet sind. Eine sachliche Anderungist nur so-
weit vorgesehen, als der Kreis der zulässigen Abweichungen, dem tatsächlichen Bedürfnis
entsprechend, nach dem Vorgange der BO. erweitert wird und die Genehmigung im Tarife
selbst ersichtlich gemacht werden muß. Letzteres empfiehlt sich aus Zweckmäßigkeitsgründen,
weil die jetzt vorgeschriebenen Veröffentlichungen in den Zeitungen oft nicht genügend be-

achtet werden, es auch für die Verkehrsinteressenten schwierig ist, sie später aufzufinden.
Abs. (4) entspricht dem jetzigen Abs. (2) der Eingangsbestimmungen. Da dieseVor-

schriften Ausnahmeverhältnisse behandeln, sind sie an den Schluß gesetzt. Die Einschiebung
der Worte: „sei es allgemein, sei es nur für bestimmte Bahnstrecken oder Verkehrsbeziehungen“
erschien zur Fernhaltung von Zweifeln zweckmäßig.

Da dieGründe, aus denen erwünscht sein kann, zunächst eine vorläufige oder vor-

übergehende Anderung vorzunehmen, verschiedener Art sein können, ist es nicht angezeigt,
einzelne Fälle (dringendes Verkehrsbedürfnis, Versuchszweck)besonders anzuführen.

Einem nicht unberechtigten Wunsche der Verkehrsinteressenten entsprechendsollen der-

artige Verfügungen auch im Reichsanzeiger bekannt gemacht werden.

II.

Allgemeine Bestimmungen.

Der bisherige 8 1 „Pflichten der Eisenbahnbediensteten“ ist weggelassen, weil er nur

Dienstvorschriften enthält, die nicht in eine Rechtsverordnung gehören. Auch die polizei-
lichen Vorschriften der jetzigen §§ 2 und 5 sind nicht wieder aufgenommen. Sie sollen
nicht nur für Reisende und Verfrachter, sondern auch für jeden Dritten gelten und gehören
deshalb in die BO., wo sie in den 88 77 ff. behandelt sind.

Zu 83, bisher 86.
Die Vorschriften sind mehr als bishermit den Bestimmungendes 8 453 Abs. 1HGB.

in Übereinstimmunggebracht. Da die Vorschriften in Abs. (1) Ziffer 2 und Abs. (2) auch
beider Beförderung von Personen, Gepäck und Tieren Anwendung finden können, werden

sie schon hier und nicht erst, wie bisher, in dem die Beförderung von Gütern behandelnden
Abschnitt aufzuführen sein.

Zu 84.
Abs. (1) enthält die Vorschriften über die regelmäßigenZüge, Abs. (2) die Bestimmungen

über die Sonderfahrten. Letztere waren bisher im § 10 Abs. (2) nur für die Personenbe-
förderung vorgesehen, sie sind aber schon in diesemAbschnitte zu berücksichtigen,weil Sonder-
fahrten auch für Fahrzeuge und andere Güter gewährt werden.

§ 5

entspricht dem seitherigen § 9 (vgl. HGB. 8 458).
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Zu 86, bisher § 7.

Das Wort „Transportpreise“ in der Üüberschriftist fortgelassen, weil die Preise einen
Teil der Tarife bilden.

Abs. (1). Der Grundsatz der Offentlichkeitder Tarife erscheint im zweiten Satze als
besondere Vorschrift, während er bisher nur aus der Bestimmung, daß die Transportpreise
nach Maßgabe der zu Recht bestehenden, gehörig veröffentlichten Tarife zu berechnen sind,
gefolgert werden konnte.

Abs. (2). Das Preisverzeichnis in den Tarifen soll wirklich feststehende Preise ent-

halten. Tarife, die z. B. die Anwendung der jeweils auf einem der vorhandenen Verkehrs-
wege geltenden billigsten Frachtsätze in Aussicht stellen, genügen diesem Erfordernisse nicht.

Abs. (5). Die Bestimmungen über das Inkrafttreten sind hier zusammengefaßt. Rück-
wirkende Kraft der Tarife ist ausgeschlossen.Die Tarife können sich auch selbst keine rück-
wirkende Kraft beilegen. Die Anderung der sechswöchigen Veröffentlichungsfrist für Er-

höhungen oder andere Erschwerungen in eine zweimonatige trägt einem dringenden Wunsche
der Verkehrsinteressenten Rechnung.

Zu 8 7, bisher 8 4.

Abs. (1). Das Beschwerdebuch soll wegfallen; es ist, wie auch von den Verkehrs-
interessenten anerkannt wird, eine veraltete Einrichtung und wird häufig zu Beschwerden
von zweifelhaftem Werte benutzt, die in der ersten Erregung niedergeschrieben sind. Die

Verfolgung solcher Beschwerden, die später nicht selten den Beschwerdeführern selbst unan-

genehm ist, verursacht den Eisenbahnen viel unnötiges Schreibwerk. Einer Bezeichnung der

Stellen, bei denen Beschwerden angebracht werden können, bedarf es nicht, jedenfalls war

der seitherige Ausdruck „Dienstvorgesetzte“ zu eng.

Abs. (2). Die belehrenden Zusätze des bisherigen Abs. (2) scheinen bei dem heutigen
Bildungsgrade des Publikums ebenfalls entbehrlich.

Zu 8 8, bisher 83.
Der zu eng gefaßte Ausdruck „der Stationsvorsteher“ ist hier und später überall durch

„der Aufsichtsbeamte“ ersetzt.

Zu §9, bisher 88.
Die bisherige Vorschrift, wonach auch die ausländische Silberscheidemünze als

Zahlungsmittel auf den Grenzstationen ausgeschlossenwar, ist als undurchführbar ge-

strichen. Die Eisenbahn kann Vorsorge treffen, daß solcheMünze wieder in das Ursprungs-
land zurückgeleitet wird.

Daß die Verpflichtung zur Annahme ausländischen Geldes wegfällt, wenn seine
Annahme gesetzlichverboten ist, wird nicht besonders erwähnt zu werden brauchen.

III.

Beförderung von Personen.

8 10, bisher § 10

erthält einige förmliche Anderungen;außerdem sind die Vorschriften über Inhalt und Gestalt
der Fahrpläne den tatsächlichen Verhältnissen entsprechend erweitert.

Der bisherige Abs. (2) ist nach § 4 übernommen.

Die Vorschrift des bisherigen Abs. (s) ist als selbstverständlichweggelassen.

Zu 8 11.

Die jetzt im § 20 vorgesehenen Vorschriften über die von der Beförderung ausge-

schlossenenoder nur unter gewissen Vorsichtsmaßregeln zugelassenenPersonen sind an dieser
Stelle eingefügt, weil sie schon vor der Lösung von Fahrkarten beachtet werden müssen.
Sie sind übersichtlicher gegliedert.
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Zu § 12, bisher 11.

Abs. (1). Der erste Satz des bisherigen Abs. (10 ist als entbehrlich weggelassen (ogl.
§ 6). Am Ende ist anstatt des früheren Ausdrucks „direkte Fahrkarten“ gesagt „der dort

verkäuflichen Fahrkarten“, um klarzustellen, daß der Tarifauszug nicht nur die gedruckten,
sondern auch die handschriftlich ausgefertigten Karten (sogenannten Blankokarten) ent-

halten muß.
Abs. (2). Der letzte Satz des bisherigen Abs. (2) konnte im Hinblick auf die allge-

meine Vorschrift im § 8 wegbleiben.

Zu § 13.

Während der seitherige § 12 lediglich vom Inhalte der Fahrkarte sprach, ist jetzt
deren Bedeutung als Grundlage des Beförderungsvertrags in den Vordergrund gestellt.
Die bisherige Vorschrift, daß die Preisangabe bei Valutaschwankungen wegfallen kann, ist
veraltet. Zur Ausfüllung einer Lücke ist, der jetzigen Tariflage entsprechend, im Abs. (3)
vorgeschrieben, daß die Geltungsdauer der Fahrkarten im Tarife festgesetztwerden muß.

Zu § 14, bisher § 13.

Abs. (1) entspricht sachlich den beiden ersten Sätzen des bisherigen Abs. (1).
Abs. (2) stimmt mit dem letzten Satze des bisherigen Abs. (1) überein, wird aber zweck-

mäßig als besonderer Absatzzu behandeln sein.
Abs. (3). Durch die Anderung,wonach das Fahrgeld abgezählt zu entrichten ist, wird

der Zweck der Vorschrift klarer ausgedrückt.
Wegen des früheren Abs. (3) vgl. § 15.

Zu § 15.

Die Fälle, wo den Reisenden ein Anspruch auf im voraus bestellte Abteile oder be-

stimmte Plätze eingeräumt ist, werden als zusammengehörig in einem besonderen Paragraphen
an dieser Stelle zu behandeln sein.

Abs. (1) bis (3) geben in übersichtlicherer Gliederung den Inhalt des jetzigen § 13

Abs. (3) wieder. Im ersten Absatz ist die Bestellfrist allgemein behandelt. Die bisherige
Vorschrift, wonach auf Zwischenstationen Abteile nur beansprucht werden konnten, wenn sie
im ankommenden Zuge unbesetzt waren, ist unter Umständen irreführend, jedenfalls aber

entbehrlich, weil Abteile allgemein nur eingeräumt werden dürfen, wenn keine Rücksichten
des Betriebs oder des Verkehrs entgegenstehen.

Abs. (4) entspricht dem jetzigen § 17 Abs. (1) Satz 1 und 2.

8 16

stimmt im wesentlichen mit dem früheren 8 21 überein, dessenÜberschrift,dem Inhalt enr-

sprechend,durch das Wort „Fahrpreiszuschläge“ ergänzt ist. Diese Bestimmungen, die sich
ihrem Inhalte nach am besten an die §§ 14 und 15 anschließen, sind hierher vorgezogen.

Abs. (8) enthält eine bisher fehlende Vorschrift über die Behandlung des Gepäcks
eines Reisenden, der ausgesetzt ist, weil er sich geweigert hat, das Fahrgeld und den Zu-
schlag zu bezahlen.

Im Abs. (4) ist den seitherigen Bestimmungen des Abs. (7) eine Vorschrift darüber

vorausgeschickt, in welchen Fällen eine Bahnsteigkarte zu lösen ist. Im letzten Satze sind
zur Vermeidung von Mißverständnissen die Worte „unbefugter Weise“ durch „ohne gültigen
Ausweis“ ersetzt.

Abs. (5). Die Vorschrift des bisherigen Abs. (4) ist an dieser Stelle aufgeführt, weil
es sich hierbei nicht um Reisende, sondern um Personen handelt, die mit Bahnsteigkarten
im Wagen Platz nehmen, um Reisende und Beamte über die Besetzung des Abteils zu
täuschen und so ihren abreisenden Angehörigen eine bequeme Fahrt zu sichern.

Abs. (6) und (7) entsprechen den seitherigen Abs. (6) und (5). Sie gehören an den
Schluß, weil sie sich auf alle vorher behandelten Fälle beziehen.
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Zu § 17, bisher § 15.

Abs. (2). Die Berechtigung zum Aufenthalt in den Warteräumen der Übergangs-
stationen soll nicht mehr auf Reisende mit durchgehenden Fahrkarten beschränkt, sondern
im Interesse des Publikums auf alle Weiterreisenden ausgedehnt werden.

Der letzteSatz ist auf dringenden Wunsch der Verkehrsinteressenten aufgenommen,
um den auf Ubergangsstationen während der Nacht angekommenen Reisenden, wenn sie
nur wenige Stunden bis zur Weiterfahrt zu warten haben, die Benutzung der Wartesäle
zu sichern.

Der neue Abs. (3) scheint zur Vermeidung von Unzuträglichkeiten erwünscht.
Abs. (4) entspricht einem mehrfach hervorgetretenen Bedürfnisse.

Zu § 18.

Die bisherigen Vorschriften der 88 17 und 18 über besondere Abteile für Frauen
und für Nichtraucher sind zusammengefaßt und übersichtlicher gegliedert.

Abs. (2). Wiederholt vorgekommene Unzuträglichkeiten machen diese Vorschrift
erwünscht.

Die jetzige Vorschrift, wonach brennende Tabakspfeifen mit Deckeln versehen sein
müssen (8 18 Abs. (4)), geht zu sehr ins Einzelne und ist daher zur Aufnahme in eine

Rechtsverordnung ungeeignet.

19
enthält die in engem Zusammenhange stehenden Anordnungen über das Einsteigen der
Reisenden in die Wagen und über die Anweisung der Plätze. Bisher waren sie in den

88 16 Abs. (1) und 17 Abs. (1) bis (3) vorgesehen. Die früheren Vorschriften im § 16

Abs. (2) und (3) konnten wegbleiben, weil sie wegen ihrer polizeilichen Natur in die B O.

G 81) ausgenommen sind.
Abs. (1). Die Vorschrift des Abläutens ist weggelassen, dagegen ist das Abrufen in

den Warteräumen wenigstens für größere Stationen beibehalten, weil es hier für das

weniger reisegewandte Publikum immerhin von Wert ist.
Abs. (2) und (3) entsprechen dem bisherigen § 17 Abs. (2) und (3).
Abs. (4) erster Satz enthält die frühere Vorschrift des letzten Satzes im § 17 Abs. (1),

nur ist der Ausdruck „mitreisende Angehörige“ als zu eng durch „jede mit ihm reisende
Person“ ersetzt. Der zweite Satz enthält den jetzigen Abs. (2) des § 24 unter Weglassung
der Worte „auf den Zwischenstationen“". Die Vorschrift ist hierher genommen, weil sie nicht
nur für die Zwischenstationen gilt.

Zu § 20, bisher § 14.

Die Vorschriften sind, der tatsächlichen Abwicklung des Beförderungsvertrags ent-

sprechend,in verbesserter Fassung an diese Stelle gesetzt.
Abs. (3). Die Worte „soweit im Tarif nichts anderes bestimmt ist“ sind eingeschaltet,

um klarzulegen, daß die Eisenbahn berechtigt ist, für gewisseFahrkarten (Schülerkarten,
Arbeiterkarten und dergleichen) den Ubergang in die höhere Wagenklaffe auszuschließen.
Tatsächlich verfahren die Bahnen schon heute in dieser Weise. Durch die Hinzufügung der

Worte „oder ein Zug mit höheren Fahrpreisen“ ist eine Lücke in der jetzigen Vorschrift
geschlossen.

8 21

entspricht dem seitherigen § 19. Die durch den neuen einheitlichen Personentarif gebotenen
Anderungensind berücksichtigt; auch ist eine Vorschrift über die Rückgabe des Gepäcks vor-

gesehen.

Zu § 22, bisher 8§ 22.

Die bisherige Vorschrift, niemand dürfe sich während der Fahrt „seitwärts aus dem

Wagen beugen“, kann entbehrt werden, nachdem an den Fenstern der weitausladenden Per-
sonenwagen fast ohne Ausnahme die Worte „Nicht hinauslehnen“ oder „Hinauslehnen ge-

fährlich“ angebracht sind. Ebensowenig ist auf die Beibehaltung der Vorschrift, niemand

dürfe sich „gegen die Tür anlehnen“ jetzt noch Wert zu legen.
15
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Die bisher in den Abs. (1) und (3) enthaltenen Verbote wegen des Aufenthalts auf
den Plattformen und wegen des Hinauswerfens von Gegenständen aus dem Wagen sind
im 8 81 der B O. vorgesehen.

8 23

enthält die Vorschriften des bisherigen § 23 mit einigen Fassungsänderungen.

Zu 8§ 24, bisher § 24.

Abs. (1). Die Vorschrift, daß die Türen „an der zum Aussteigen bestimmten Seite“

geöffnet werden müssen, ist als selbstverständlich weggelassen. Das Ausrufen der Aufent-
haltsdauer wird zweckmäßig auf Aufenthalte von mehr als 4 Minuten zu beschränkensein.
Der frühere Abs. (2) ist nach § 19 Abs. (4) übernommen.

Abs. (2), bisher Abs. (3). Die Anderung im zweiten Satze, wonach das ersteZeichen
zum Platznehmen vom Zugführer gegeben werden soll, entspricht der jetzigen Ubung. Neben
dem Zugführer werden naturgemäß auch die Schaffner dafür zu sorgen haben, daß sofort
eingestiegen wird.

Der frühere Abs. (4) ist weggelassen,weil er überflüssig scheint und überdies zum Teil
veraltet ist.

Zu 8 25, bisher 8 25.

Die vorgesehenen Anderungensind durch die inzwischen erfolgte Reform der Personen-
tarife verursacht. Einer Vorschrift, wonach es zugelassen ist, in einem höher tarifierten
Zuge oder in einer höheren Klasse weiterzureisen, bedarf es mit Rücksicht auf § 20 Abs. (2)
nicht mehr. Die Aufnahme einer Bestimmung, daß in besonderen Fällen die Fahrtunter-
brechung ausgeschlossenwerden kann, scheint im Hinblick auf § 2 Abs. (2) entbehrlich.

Zu 8§ 26, bisher 8 26.

Abs. (1) gibt den im seitherigen Abs. (1) aufgestellten Grundsatz wieder.

Abs. (2) bis (4). Das in den seitherigen Absätzen (2) bis (4) verschieden geregelte
Verfahren bei Versäumung eines Zuganschlusses und bei Ausfall einer Fahrt ist, in An-

lehnung an die bestehenden Tarifvorschriften, gleichmäßig — und zwar zugunsten der

Reisenden — geregelt, weil beide Vorkommnisse dieselben Folgen für den Reisenden haben.
Die Bestimmung,daß die Beförderung mit einem anderen Zuge nur erfolgen kann, wenn

es ohne Uberlastung des Zuges und nach den Betriebseinrichtungen möglich ist, ist im Hin-
blick auf § 3 Abf. (1) Zif. 3 als selbstverständlich weggelassen. Durch den Abs. (5) soll der

Eisenbahn, der jetzigen Ubung entsprechend, gestattet werden, Luxuszüge von der Benutzung
auszuschließen.

Abs. (6). Die bisherige Vorschrift, wonach der Eisenbahn die Kosten für die Weiter-

beförderung — abzüglich des Fahrgeldes für die nicht durchfahrene Strecke — zu erstatten
waren, ist im Interessedes Verkehrs gestrichen.

Abs. (s). In Ubereinstimmung mit den Fahrdienstvorschriften soll nur verlangt
werden, daß Verspätungen über 15 Minuten bekannt zu machen sind.

Zu 8§ 27.

Die Vorschriften des seitherigen § 27 sind unter Berücksichtigung der einheitlichen
Zusatzbestimmungen des Tarifs umgearbeitet und übersichtlicher gestaltet. Die Mitnahme
kleiner Vögel und anderer kleiner Tiere in die Personenwagen scheint unbedenklich, weil sie
an die Voraussetzung geknüpft ist, daß kein Mitreisender widerspricht.

Zu § 28, bisher 8 28.

.

Der frühere Abs. (3), der sich an Abs. (1) anschließt, ist als Abs. (2) vorgezogen.
Die Fassungist verbessert. In dem neuen Abs. (4) sind die bisher im Abs. (1) letzter Satz

5
im § 34 Abs. (6) vorgesehenen Bestimmungen über die Haftung enthalten, die hierher

gehören.
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Zu §29, bisher § 29.

Im Abs. (1) ist im Eingange das Wort „feuergefährliche"“ gestrichen, weil kurz darauf
die leicht entzündlichen Stoffe nochmals aufgeführt sind. Ebenso sind die Worte „auf
irgend eine Weise Schaden verursachen können“ als zu weitgehend weggelassen. Dagegen
schien es erwünscht, auch die ätzenden und die übelriechenden Stoffe aufzunehmen.

Der bisherige Abs. (3) ist als Abs. (2) vorangenommen, weil er sich nur auf den
vorhergehenden Absatz bezieht.

In dem klarer gefaßten Abs. (4) sind, einem aus den beteiligten Kreisen laut gewor-
denen Wunsche entsprechend, auch Schützen berücksichtigt.

Der bisherige Abs. (5) ist als entbehrlich weggelassen.

IV.

Beförderung von NReisegepäck.

Zu 8 30, bisher 8 30.

Für Abs. (1) bis (3) ist die am 1. Mai 1908 eingeführte neue Fassung vorgesehen.
Abs. (4) und (5) enthalten Verbesserungen förmlicher Art. Der Schlußsatz des seit-

herigen Abs. (5) ist nach § 35 Abs. (2) übernommen.

Zu 8§31, bisher 8§ 31.

Abs. (2). Der Schlußsatz ist weggelassen, weil seine Rechtsgültigkeit von namhaften
Rechtslehrern (Thöl, Schott, Hahn u. a.) zutreffend angefochten wird. Es handelt sich bei
einer durch die Nichtbeachtung der Vorschrift eintretenden Verschleppung nicht um eine Ver-

säumung, die die Eisenbahn „weder herbeigeführt hat noch abzuwenden vermochte" (HGB.
§ 466 Abs. 1). Die Eisenbahn kann sich daher nicht von der Haftpflicht befreien.

· Zu§32,bisher§32.
JmAbs.(1)sinddieVorschriftenderbisherigenAbs.(1)und(2)überdieAuflieferung

des Reisegepäcks zusammengefaßt. Um die Aufgabe von Gepäck ohne Lösung einer Fahr-
karte zu ermöglichen, ist der letzte Satz aufgenommen.

Abs. (2) enthält die hierher gehörige Vorschrift des früheren 8 34 Abs. (2). Am Ende

ist statt des bisher im § 30 Abs. (5) vorgesehenen Hinweises die Vorschrift des § 92 Abs. (4)
wiederholt.

Abs. (3) behandelt in Anlehnung an den bisherigen Abs. (2) letzter Satz die Auf-
lieferung von Fahrzeugen.

Abs. (5), bisher Abs. (3). Die Vorschrift wegen des Vermerks im Gepäckscheinüber
die Angabe des Interesses an der Lieferung ist aus dem früheren 8 34 Abs. (2) hierher
übernommen.

Abs. (6), bisher Abs. (5) und (6), ist dahin geändert, daß das unabgefertigt beförderte
Gepäck als zur Beförderung angenommen gilt. Da die Eisenbahn bei der nachträglichen
Abfertigung die Fracht von der Auflieferungsstation ab erhebt, ist diese Regelung billig.

Zu § 33.

Die Aufnahme dieser Vorschriften entspricht einem hervorgetretenen Bedürfnisse.

Zu § 34, bisher 8 33.

Der seitherige Abs. (6) ist dem Abs. (2), mit dem er in engem Zusammenhange steht,
als Schlußsatz beigefügt, er ist jedoch im Verkehrsinteresse dahin eingeschränkt, daß die

spätereAuslieferung sich nur auf solcheFahrzeuge erstreckt,die nicht im Packwagen, sondern
in einem besonderen Wagen verladen sind und deren Übergangin den nächstenAnschlußzug

dahermit Verschiebearbeiten verbunden ist.
Der Beginn der Abholungsfrist für nach 6 Uhr Abends ankommende Fahrzeuge ist im

Abs. (8) aus Billigkeitsgründen auf 8 Uhr des nächsten Morgens hinausgeschoben.
Seinem Inhalt entsprechend ist der frühere Abs. (5) als Abs. (4) eingereiht.
Abs. (6) enthält die hierher gehörige Vorschrift des früheren § 34 Abs. (5)=

an*



— 222 —

Zu § 35, bisher § 34.

Ihrem Inhalt entsprechend sind die bisherigen Absätze (2) in den 8 32 (Abs. (2) und

(5)), (3) in den § 36 und (5) in den 8 34 verwiesen.
In dem neuen Abs. (2) sind die Vorschriften der bisherigen §§ 34 Abs. (4) und 30

Abs. (5) wegen Beschränkung der Höhe des Schadensersatzes zusammengefaßt. Statt des

Hinweises ist die Vorschrift des § 95 wiederholt.
Im neuen Abs. (3), bisher Abs. (6), war nur noch das in den Fahrzeugen belassene

Gepäck zu behandeln, weil die Haftung für Handgepäck schon im § 28 Abs. (4) geregelt ist
und weil das unabgefertigt beförderte Reisegepäck nach § 32 Abs. (6) als zur Beförderung
übernommen angesehen werden soll.

Zu § 36, bisher 8§ 35.

Abs. (1) entspricht dem seitherigen Abs. (3) des § 34. Die Frist von 8 Tagen ist im

Interesse des Publikums auf 14 Tage ausgedehnt worden.

Abs. (2) entspricht dem bisherigen Abs. (1).
In Abs. (3), bisher Abs. (2), sind die Worte „auch wenn er bereits Entschädigung

erhalten hat“ mit Rücksicht auf die Bestimmung weggelassen, daß dem Reisenden auf sein
Verlangen das Gepäck gegen Rückzahlung des Ersatzbetrags ausgeliefert wird. Die Ein-

schaltung der Worte „nach Abzug des gemäß 8 37 für die verspätete Lieferung zu gewäh-
renden Schadensersatzes“ ist zur Behebung entstandener Zweifel erwünscht. Wieder auf-
gefundenes Gepäck soll künftig auf jeder inländischen Station kostenfrei ausgehändigt, bei

Rückgabe auf der Abgangsstation soll die Fracht erstattet werden.

§ 37, bisher § 36,

ist wie § 94 angeordnet worden.

Abs. (1). Die bisherigen Vorschriften in Abs. (2) a) und b) sind umgestellt, weil zur

Vermeidung ungerechtfertigter Härten der Schlußsatz unter b) zugefügt wurde. In die
neue Vorschrift a) ist hinter dem Worte „Fristüberschreitung“ im Hinblick auf § 36 Abs. (2)
zur Beseitigung von Zweifeln eingeschaltet „höchstens aber für 3 Tage“.

In Abs. (2) ist neben einer Vergütung ohne Schadensnachweis der Fall vorgesehen,
daß ein Schaden überhaupt nicht entstanden ist. Auch dann soll die Eisenbahn zu schnellerer
Abwickelung derartiger Fälle im allgemeinen Verkehrsinteresse verpflichtet sein, für die Frist-
überschreitung einen mäßigen Betrag zu zahlen. Vgl. auch § 94.

Abs. (4) entspricht dem bisherigen Abs. (3).

Zu 8§38, bisher 8 37.

Die Vorschriften sind der Übersichtlichkeitwegen in vier Absätze gegliedert. Die neue

Vorschrift in Abs. (3), wonach der Tarif in den Gepäckaufbewahrungsräumen aushängen
muß, entspricht dem Verkehrsbedürfnisse.

Zu 8 39, bisher § 38.

Der Eingang ist im Interesse der Reisenden dahin geändert, daß nicht nur auf
„größeren Stationen"“, sondern tunlichst auf allen Stationen, wo Gepäck abgefertigt wird,
Einrichtungen für seine Aufbewahrung getroffen werden müssen. Für das nicht rechtzeitig
abgeholte Gepäck gibt es auf solchen Stationen fast immer Niederlageräume, so daß den

Bahnen aus der Anderung keine Schwierigkeiten erwachsen werden.

V.

Beförderung von Expreßgut.
Der Expreßgutverkehr ist eine verhältnismäßig neue Einrichtung, deren Vorschriften,

den hervortretenden Bedürfnissen entsprechend, noch häufigen Anderungenunterliegen.
Deshalb empfiehlt es sich, hier nur die grundlegenden Bestimmungen vorzusehen, ihren
weiteren Ausbau aber dem Tarife zu überlassen.
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Zu 8 40.

Abs. (1) entspricht der am 1. Mai 1908 eingeführten neuen Fassung des bis-
herigen § 39.

Abs. (2). Als erster Satz ist die hierher gehörige Vorschrift aus dem bisherigen
§ 40 Abs. (2) übernommen. Der zweite Satz sowie die Abs. (3) bis (5) treffen in An-

lehnung an die Vorschriften für den Güterverkehr allgemeinere Bestimmungen über das
Verfahren bei der Annahme von Expreßgut.

Zu 41.

Schon die bisherige Eisenbahn-Verkehrsordnung ging davon aus, daß das Expreßgut
als eine Art Gepäck anzusehen sei. Um dies klar auszudrücken und eine unanfechtbare
Rechtsgrundlage für verschiedene Tarifvorschriften zu schaffen, ist im ersten Satze des
Abs. (1) ausdrücklich gesagt, daß Expreßgut „wie Gepäck“ befördert wird. Der zweite Satz
und Abs. (2), die im deutschenEisenbahn-Personen= und Gepäcktarif — Teil 1 — als Zu-
satzbestimmungenzu § 40 enthalten sind, werden wegen ihrer Wichtigkeit für den Beförde-
rungsvertrag in die Verkehrsordnung zu übernehmen sein.

Zu 42.

Auch diese jetzt nur im Tarife vorgesehenen wichtigen Vorschriften gehören in die
Verkehrsordnung.

43
entspricht dem bisherigen § 41; neu ist, daß die erforderlichen Ausführungsbestimmungen
im Tarife einheitlich festzusetzensind.

VI.

Beförderung von Leichen.

Zu § 44, bisher § 42.

Als Abs. (1) ist die Bestimmung über die zu benutzenden Züge (jetzt Abs. (8) erster
Satz) vorangestellt; hieran reiht sich als

Abs. (2) der bisherige Abs. (1) über die rechtzeitige Anmeldung zu diesen Zügen.
Abs. (3) entspricht dem jetzigen Abs. (2). Die Fassungsänderung ist durch die jetzt

allgemein übliche Verpackungsweise bedingt.
Abs. (4) gibt in etwas veränderter Fassung den Inhalt des bisherigen Abs. (4) wieder.

Die für die Absender wichtige Tatsache, daß auch die zur Ausstellung von Leichenpässen
befugten ausländischen Behörden in Deutschland bekannt gemacht werden, ist vermerkt.

Abs. (5) ersetzt den seitherigen § 43 Abs. (1). Die vorgesehene Anderung entspricht
der Vorschrift des Tarifs.

Abs. (6) ist dem letzten Satze des seitherigen 8 43 Abs. (1) entnommen.

Abs. (7) enthält die aus den bisherigen Abs. (4) und (7) übernommenen Bestimmungen
über die Zahlung der Fracht und die Berechnung des Frachtzuschlags.

Zu 8 45.

Abs. (1) gibt den Inhalt des seitherigen 8 42 Abs. (5) wieder. Hinzugefügt ist eine

Bestimmung über die Beiladung von Gegenständen, die zur Leiche gehören.
Abs. (2) entspricht dem seitherigen § 42 Abs. (3),
Abs. (3) dem seitherigen § 42 Abs. (6). Die neue Vorschrift wegen Benachrichtigung

des Empfängers bei Versäumung eines Anschlußzuges trägt einem mehrfach hervorgetretenen
Bedürfnisse Rechnung.

8 46

enthält in verbesserter Fassung die Abs. (2) und (3) des bisherigen § 43. Auf Grund des

neuen Abs. (2) kann die Auslieferung der Leiche zu dem für Gepäck bestimmten Zeitpunkte
beansprucht werden. Nach dem neuen Abs. (3) hat der Empfänger über die Empfang-
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nahme eine Bescheinigung auszustellen; dies ist erwünscht, weil sonst die Eisenbahn, wenn

der Beförderungsschein nicht zurückgegebenwerden kann, keinen Ausweis über die Abliefe-
rung in Händen hätte. Im neuen Abs. (3) wird vorgeschrieben, daß die Frist für die Ab-

holung einer nach 6 Uhr Abends ankommenden Leiche ebenso wie bei den Fahrzeugen
(§ 34 Abs. (3)) erst am nächsten Morgen um 8 Uhr beginnt.

Zu § 47.

Im 8 47 sind die bisher im § 42 Abs. (9) und (8) getroffenen Ausnahmebestimmungen
mit einigen Fassungsänderungen vorgesehen.

Abs. (1). Für die Beförderung von Leichen nach dem Bestattungsplatze des Aufgabe-
orts, die bei dem raschen Anwachsen der Großstädte immer mehr an Bedeutung gewinnt,
sollen Abweichungen mit Genehmigung der Landesaussichtsbehörde zugelassen werden. Bis-

her wurde die Beförderung solcher Sendungen, für die die E V O. nicht galt, lediglich von

den Eisenbahnen geregelt, was nicht erwünscht scheint.
Abs. (2). Die Vorschriften über die Beförderung der zu wissenschaftlichenZwecken

dienenden Leichen sind, dem Bedürfnis entsprechend, auch auf die Rück= und Weitersendung
ausgedehnt. Diese Leichen werden ausschließlich auf Frachtbrief befördert.

VII.

Beförderung von lebenden Tieren.

Zu 8§48, bisher 8 46.

Abs. (1). Der Zusatz am Schlusse trägt einem dringenden Wunsche der Landwirt-

schaft Rechnung. Wenn die Tiere 24 Stunden vor der Beförderung angemeldet sind, wird
die Eisenbahn auch in der Lage sein, für ihre Unterbringung im Zuge zu sorgen.

Nach Abs. (2) soll die Annahme von Tieren an Sonn= und Festtagen, der jetzigen
langjährigen Ubung entsprechend, im allgemeinen ausgeschlossen werden. Die Bekannt-

machung der zugelassenen Ausnahmen soll in gleicher Weise wie beim Güterverkehr er-

solgen. Bisher war die Regelung des Tierverkehrs an diesen Tagen dem Tarif überlassen.
Abs. (3) enthält den ersten Satz des jetzigen § 44 Abs. (2). Die selbstverständliche

Vorschrift des zweiten Satzes wegen Ausschlusses der Tiere von der Beförderung bei

Seuchengefahr ist auch im Hinblick auf die Bestimmung unter § 3 Abs. (1) Ziffer 2

entbehrlich.
Abs. (4) entspricht dem jetzigen § 44 Abs. (3), Abs. (5) dem ersten Satze des Abs. (9)

im bisherigen 8 46.

Abs. (6) stimmt im wesentlichen mit dem jetzigen § 44 Abs. (5) überein.

Abs. (7) und (8) sind aus dem bisherigen § 44 Abs. (4) übernommen. Dem

dringenden Wunsche der deutschen Viehhändler entsprechend sollen die Viehbegleiter auf
ihr Verlangen im Packwagen oder in einem Personenwagen befördert werden; nur zur

Abwendung von Betriebsgefahren soll ihr Aufenthalt im Viehwagen gefordert werden
können.

Die jetzt im Abs. (4) zur Abwendung einer Feuersgefahr vorgesehenen, sehr ins ein-

zelne gehenden Vorschriften sind weggelassen, weil sie in eine Rechtsverordnung nicht passen
und weil andere Gesetzesvorschriften, z. B. § 368 St G B. Ziffer 5 und 6 einen aus-

reichenden Schutz gewähren.
Abs. (9) entspricht dem bisherigen § 45, Abs. (10) dem bisherigen § 48 Abs. (2). Im

ersteren Absatz ist die Verwendung eines Eilfrachtbriefs vorgeschrieben, damit die Abferti-
gungsstellen in augenfälliger Weise auf die beschleunigtzu befördernden Tiersendungen auf-

mertsengemacht werden.

Abs. (11) gibt den jetzigen § 44 Abs. (6) wieder.

Zu § 49.

In Abs. (1) ist dem Absender das für ihn wertvolle Recht eingeräumt, den Beförde-
rungsweg vorzuschreiben.

Abs. (2) gibt den heutigen § 44 Abs. (7) wieder.
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Zu § 50.

Die Vorschriften sind dem heutigen § 46 Abs. (3) entnommen. Neu sind die im Ver-
kehrsinteresse liegenden Bestimmungen, daß die Tiere mit tunlichster Beschleunigung zur
Abnahme bereit zu stellen sind und daß bei unbegleiteten Sendungen der Empfänger von der
Ankunft zu benachrichtigen ist.

Zu 8 51.

Die Vertretungen der Landwirtschaft haben wiederholt beantragt, kürzere Lieferfristen
für Tiersendungen einzuführen, weil eine lange Beförderungsdauer die Tiere sehr ungünstig
beeinflusse und ihre Widerstandsfähigkeit gegen Krankheiten schwäche. Wenn auch anzu-
erkennen sei, daß die Eisenbahnen sich seit Jahren mit Erfolg bemühten, die Sendungen
regelmäßig in kürzerer Zeit als der festgesetztenLieferfrist zu befördern, so müsse doch, um

den Interessenten einen rechtlichen Anspruch auf die Innehaltung der tatsächlichen Liefer-
fristen zu geben, entscheidenderWert darauf gelegt werden, daß diese Fristen in der Ver-

kehrsordnung festgesetztwürden. Da diesem Verlangen eine Berechtigung nicht abzusprechen
sein wird, ist eine Neuregelung der Lieferfrist vorgeschlagen.

Die bisher ebenso wie für Eilgut vorgeseheneExpeditionsfrist von 1 Tag, die bei den

fast ausschließlich in einzelnen Stücken aufgelieferten Eilgütern durch den Zeitaufwand bei
der Vorbereitung zur Beförderung (Ordnung auf dem Güterboden nach Art und Bestim-
mung der Güter, Bezettelung, Verwägen, Verladen u. dgl.) begründet ist, hat bei den

Tiersendungen keine innere Berechtigung, denn bei ihnen erfolgen die Wagenstellung, die

Verladung, bei der Abfertigung auf Beförderungsschein sogar die Frachtberechnung vor

Beginn der Lieferfrist. Um der Eisenbahn einen billigen Ausgleich für den Wegfall der

Abfertigungsfrist, der sich bei kurzen Entfernungen doch vereinzelt fühlbar machen könnte,
zu gewähren, soll die Beförderungsfrist insofern aufgebessert werden, als am ersten Beför-
derungstage nicht mehr wie jetzt 300, sondern nur 150 km zu leisten sind.

Zugunsten des Vorschlags im Entwurfe haben die landwirtschaftlichen Vertretungen
ihre viel weitergehenden Anträge zurückgestellt.

Abs. (4). Im Interesse pünktlicher Durchführung der Personenzüge ist für die mit

diesen zu befördernden Pferde, ebenso wie es für die als Reisegepäck aufgelieferten Fahr—
zeuge im § 34 Abs. (2) geschehen,eine Vorschrift aufgenommen, wonach die Weiterbeförderung,
wenn unterwegs ein Ubergang auf einen anderen Zug stattfinden muß, erst mit dem nächsten
Personenzuge verlangt werden kann.

§ 52

entspricht dem bisherigen Abs. (1) des § 48. Der frühere Abs. (2) ist als Abs. (10) in den

§ 48 übernommen.

VIII.

Beförderung von Gütern.

§ 53

entspricht dem jetzigen § 49.

Zu 854, bisher 8 50.

Abs. (). Hier sind, wie bisher, unter A die von der Beförderung ausgeschlossenen
Gegenstände ausgeführt. Die früheren Ziffern 2 und 3 konnten wegbleiben, weil sie schon
im 8§3 berücksichtigt sind. Die explosionsgefährlichen Gegenstände unter B sind, der An-

ordnung der neuen Anlage C entsprechend, in die Unterabteilungen a bis e eingeteilt. Die
Anmerkungen hierzu wurden erforderlich, damit gewisseSubstanzen, die nur unter besonderen

Umständen, z. B. durch Initialzündung, zur Explosion gebracht werden können, regelmäßig
aber nicht explosionsgefährlich sind, z. B.Mono= und Dinitrotoluol auch künftig bedin-

gungslos befördert werden können.

Abs. (2) Aumfaßt die nach der Anlage C bedingungsweise zur Beförderung zugelassenen
Gegenstände, und zwar Ziffer 1 die explosionsgefährlichen Gegenstände und selbstentzünd-
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lichen Stoffe der Nr. J und II, Ziffer 2 die Stoffe der übrigen Nummern. Die Teilung
in zwei Ziffern ist nötig, um den zwischen beiden Gruppen bestehenden Unterschied hervor-
zuheben. Explosionsgefährliche und selbstentzündlicheStoffe sind nämlich von der Beförderung
ausgeschlossen, wenn sie nicht in Nr. I oder II unter besonderen Bedingungen zugelassen
sind. Gegenstände der in den Nr. III bis VI aufgeführten Klassen sind dagegen an sich
unbeschränkt zur Beförderung zugelassen; sollen einzelne dieser Gegenstände bedingungsweise
befördert werden, so müssen sie in die Anlage C aufgenommen werden.

In einem besonderen Unterabsatz ist zur Beseitigung mehrfach hervorgetretener Zweifel
vorgeschrieben, daß die Gegenstände der Anlage C miteinander oder mit anderen Gütern
nur zusammengepacktwerden dürfen, wenn es in dieser Anlage zugelassenist.

Unter B 1 bis 3 sind die bisherigen Vorschriften unter B 2 bis 4 mit einigen Ver-

besserungen der Fassung ausgenommen.
Wegen der früheren Vorschrift unter C vgl. 8 56 Abs. (1) K).

Zu 8§55, bisher §52.
Vor den Vorschriften über den Inhalt des Frachtbriefs (bisher § 51) bedarf seine

Form der Erläuterung.
Abs. (1) und (2) geben in vereinfachter Fassung den bisherigen Abs. (1) wieder; vor-

angestellr sind die Eingangsworte des bisherigen § 51 Abs. (1).
Abs. (3) und (4) stimmen im wesentlichen mit den jetzigen Abs. (s) und (6) überein.

Im Abs. (5) sind wie im jetzigen Abs. (2) Ausnahmebestimmungen vorgesehen. Sie

gehen etwas weiter als die seitherigen, um für gewisse Sendungen, die ohne Beigabe von

Begleitpapieren befördert werden (z. B. Milchsendungen), eine rechtliche Grundlage zu schaffen.
Wegen der Absätze (4), (5), (7) und (8) des bisherigen § 52 siehe § 56.

Zu § 56, bisher §851.

Abs. (1). Die neue Fassung des Einganges ist gewählt, weil es sich hier nur um

Eintragungen des Absenders handelt.
Weggelassen sind folgende bisherigen Bestimmungen:

die Vorschrift unter b), wonach die Versandstation einzutragen war, weil diesedurch
Abstempelung des Frachtbriefs mit dem Tagesstempel der Abfertigungsstelle
kenntlich gemacht wird;

die Vorschrift unter c), wonach der Absender die Bestimmungsbahn angeben mußte,
weil diese für den inneren Verkehr keinen Wert mehr hat;

die in einen besonderen Abs. (7) verwiesene Vorschrift unter c) wegen Weiterbeför-
derung nach Bestimmungsorten, wo keine Güterstation oder Güternebenstelle
vorhanden ist;

die Vorschrift unter e), wonach der Absender seinen Wunsch nach Anwendung von

Ausnahmetarifen im Frachtbrief anzugeben hatte, im Hinblick auf § 89 Abs. (1)
letzter Satz;

die Vorschrift unter 2), daß anzugeben ist, ob die Sendung als Eil= oder Frachtgut
befördert werden soll; sie ist nach der Fassung des neuen § 67 Abs. (1)
überflüssig;

die nach § 67 Abs. (2) übernommene Vorschrift unter 1) über die Wahl des Be-

förderungswegs, die mit dem Inhalte des Frachtbriefs in keinem Zusammen-
hange steht.

Neu aufgenommen sind:
die hierher gehörigen Bestimmungen des früheren 8 50 unter C, betreffend das

Verbot, die bedingungsweise zur Beförderung zugelassenen Gegenstände bahn-
lagernd zu stellen, das Verbot ist aber auf die Güter der Anlage C beschränkt
worden, weil hinsichtlich der übrigen heute im 8 50 unter C aufgeführten
Gegenstände die Eisenbahnen auf Grund des neuen 8 54 Abs. (2) B. Ziffer 1

und 2 verbieten können, sie bahnlagernd zu stellen, während für die Eisenbahn-
fahrzeuge der Ziffer 3 a. a. O. eine solche Bestimmung überflüssig ist;

die Vorschrift des früheren § 52 Abs. (6), betreffend die Eintragung der Nummer
und der Eigentumsmerkmale der vom Absender beladenen Wagen.
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Die einzelnen Vorschriften sind, dem Vordrucke des Frachtbriefs entsprechend, über-

sichtlicher geordnet. Unter h) (und weiterhin) war ursprünglich beabsichtigt, das Fremdwort
„Duplikat“ durch das deutsche„Doppel“, das bei anderen Reichsbehörden seit langen Jahren
eingeführt ist, zu ersetzen. Die auch von hervorragenden Sprachsachverständigendringend
befürwortete Verdeutschung mußte aber im Hinblick auf die wünschenswerte Übereinstimmung
mit den österreichifchen und ungarischen Betriebsreglementen unterbleiben, weil in diese das
Doppel wegen der Sprachenverhältnisse in den habsburgischen Staaten nicht ausgenommen
werden konnte.

In der neuen Vorschrift unter o) konnte der Zusatz, daß die Unterschrift des Ab-
senders auch durch Druck oder Stempel ersetzt werden darf, im Hinblick auf Abst. (10)
wegbleiben.

Abs. (2) entspricht dem bisherigen § 52 Abs. (s), das Wort „Versandstation“ ist aber
durch „Eisenbahn“ ersetzt,um klarzustellen, daß es nicht den einzelnen Stationen überlassen
sein soll, für jede Wagenladung einen besonderen Frachtbrief zu fordern.

Abs. (3) gibt den ersten Satz des bisherigen § 52 Abs. (7) wieder.

Abs. (4) enthält mit Verbesserungen in der Fassung die übrigen Vorschriften des bis-

herigen § 52 Abs. (7).
Abs. (5) entspricht im wesentlichen dem bisherigen § 52 Abs. (4). Die Vorschrift

wegen Abstempelung der dem Frachtbriefe beigefügten Blätter ist nach § 61 Abs. (1)
verwiesen.

Abs. (6) trägt einem berechtigten Wunsche des Handels Rechnung.
Abs. (7) enthält in klarerer Fassung die Vorschrift des bisherigen Abs. (1) c). Dem

Absender wird richtigerweise schon hier das Recht eingeräumt, über die Weiterbeförderung
des Gutes bis zum Bestimmungsorte zu verfügen, was heute erst im § 68 Abs. (4) geschieht.
Die in der alten Vorschrift dem Empfänger auferlegte Pflicht, für die Weiterbeförderung zu

sorgen, gehört in den 8 76.

Abs. (8). Die entsprechendeVorschrift des bisherigen § 52 Abs. (5) ist auf Wunsch
des Handels dahin erweitert, daß für den Empfänger bestimmte nachrichtliche Vermerke

jeder Art zugelassen werden sollen, wenn sie die Sendung betreffen. Daß diese Vermerke

nicht ungebührlich lang sein dürfen, geht aus den gewählten Beispielen hervor. Ebenso ist
die nicht gerechtfertigte Beschränkung, daß die Vermerke sich auf die ganze Sendung be-

ziehen müssen, weggelassen.
Abs. (9) entspricht dem bisherigen § 51 Abs. (2); hinzugefügt ist, daß die Zulassung

weiterer Erklärungen und Schriftstücke durch den Tarif zu veröffentlichen ist. Die Vor-

schrift wegen Zulassung anderer Urkunden statt des Frachtbriefs konnte im Hinblick auf
§ 2 Abs. (2) und § 55 Abs. (5) wegbleiben.

Abs. (10). Die Aufnahme der ersten Vorschrift scheint zur Vermeidung von Unzuträg-
lichkeiten erwünscht, die Zulassung von Eintragungen durch Druck oder Stempel trägt
einem Verlangen der Interessenten Rechnung, dem Bedenken nicht entgegenstehen.

Zu §8§57 bis 59.

Der außerordentlich lange bisherige 8 53 mit seinen verschiedenartigen Bestimmungen
ist in drei Paragraphen zerlegt.

8 57 entspricht im wesentlichen dem Abs. (1) des bisherigen 8 53.

8 58.

Abs. (1) entspricht dem Abs. (2) des bisherigen § 53. Die Vorschrift, wonach die

Prüfung des Inhalts der Sendungen durch die Eisenbahn gebührenfrei erfolgt, ist der

Vollständigkeit wegen aufgenommen. Die Hinzufügung des letzten Satzes scheint gerecht-
fertigt und zur Vermeidung von Weiterungen erwünscht.

Abs. (2) und (s) enthalten die jetzt im Abs. (3) getroffenen Vorschriften über die Er-

mittelung der Stückzahl und des Gewichts der Güter. Durch die Neuordnung ist die in

dieser Hinsicht bestehende Verschiedenheit bei Behandlung der von der Eisenbahn und der

vom Absender verladenen Güter klarer zum Ausdrucke gebracht.
Im Abs. (2) ist der Eisenbahn zur Beschleunigung des Abfertigungsverfahrens das

Recht eingeräumt, von Verwägung der Stückgüter abzusehen oder bei gleichartigen Gütern

nur eine Probeverwägung vorzunehmen, wenn der Absender das Gewicht in den Frachtbrief
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eingetragen und nicht im Frachtbriefe die Verwägung verlangt hat. Die Haftung wird

hierdurch nicht geändert.
Abs. (4) entspricht dem bisherigen Abs. (c). Nach der neuen Fassung soll dem Ab—

sender nicht nur, wie bisher, freistehen, der Feststellung der Stückzahl und des Gewichts
beizuwohnen, sondern er soll verlangen können, daß ihm hierzu auch Gelegenheit geboten
werde. Die Worte „wenn sie auf der Versandstation erfolgt“ sind beigefügt, um Unzuträg-
lichkeiten und Mißverständnissen vorzubeugen. Sie entsprechen dem Zweck und Sinn der

Vorschrift.
Abs. (5). Diese zurzeit nur in den Tarifvorschriften vorgesehenen Bestimmungen

werden zweckmäßig in die Verkehrsordnung zu übernehmen sein.
Abs. (6) gibt in geänderter Fassung den bisherigen Abs. (5) wieder. Die Anderungen

sind erforderlich, weil die Verwägung nicht immer auf der Versandstation erfolgen kann;
auch fehlte bisher eine Vorschrift darüber, daß die Feststellung der Stückzahl zu bescheinigen
ist. Der Schlußsatz ist zur Vermeidung von Unzuträglichkeiten hinzugefügt.

8 59.

In Abs. (1) ist die hierher gehörige Vorschrift über das Verladen der Güter aus dem

bisherigen § 56 Abs. (1) übernommen. In Ubereinstimmung mit 8 86 Abf. (1) ist hinzu-
gefügt, daß die Vereinbarung zwischen dem Absender und der Eisenbahn im Frachtbriefe
zu treffen ist

Abs. (2) entspricht im wesentlichen dem Abs. (ê) des jetzigen 8 53.

Zu § 60.

Abs. (1) enthält die Vorschriften der Abs. (7) bis (12) des bisherigen § 53 mit folgenden

Anderungen-In der Eingangsbestimmung ist zur Vermeidung einer abweichenden Auslegung,
wie sie auch in einzelnen Gerichtsurteilen hervorgetreten ist, ausgesprochen, daß die Fracht-
zuschläge ohne Rücksicht darauf, ob ein Verschulden des Absenders vorliegt oder nicht, zu

erheben sind. Würden die auch im Interesse der Betriebssicherheit eingeführten Frachtzu-
schläge als Vertragsstrafe angesehen, so wären sie in zahlreichen Fällen wirkungslos, denn
ein Verschulden des Absenders läßt sich häufig schwer nachweisen; die Spediteure z. B.

stellen inder Regel die Frachtbriefe gutgläubig nach den Angaben ihrer Kunden aus.

a) Aus Billigkeitsgründen ist der Betrag des Frachtzuschlags nach dem Grade der

Gefährdung abgestuft. Der Zuschlag soll ferner künftig nur bei „unrichtiger“ Inhalts-
angabe erhoben werden; die frühere Vorschrift, wonach er auch bei „ungenauer“ Inhalts-
angabe zu erheben war, hat öfters zu Zweifeln und bisweilen zu ungerechtfertigten Härten
geführt. In den Fällen, wo eine wirkliche Transportgefährdung vorliegt, wird die „unge-
naue“ Angabe wohl immer auch eine „unrichtige“ sein.

b) Der erste und letzte Satz entsprechen im wesentlichen der Fassung des früheren
8 53 Abs. (9). Bei den Verhandlungen mit Vertretern der beteiligten Bundesregierungen
wurde darauf hingewiesen, daß hiernach mitunter sehr hohe Frachtzuschläge erhoben werden

müßten, die sich billigerweise nicht aufrecht erhalten ließen. Sei z. B. einer Wagenladung
von Gütern einer ermäßigten Tarifklasse nur ein Frachtstück einer höheren Klasse ohne
besondere Angabe des Inhalts und Gewichts beigeladen, so müsse die Fracht und der Zu-
schlag für die ganze Sendung nach dem Satze der höheren Tarifklasse berechnet werden.
Um diesem Übelstandabzuhelfen, ist der zweite Satz eingefügt.

c) Da die Fracht für Vieh auch nach der Stückzahl berechnet wird und dabei falsche
Angaben vorkommen, ist die unrichtige Angabe der Stückzahl der unrichtigen Gewichts-
angabe gleichgestellt.

Abs. (2). Eine ähnliche Vorschrift ist im § 17 Abs. (6) für den Personenverkehr und
im § 27 Abs. (5) für die gebührenpflichtigen Tiere getroffen. Sie ist erforderlich, um den

Eisenbahnverwaltungen die rechtliche Unterlage zu geben, wenn sie aus Billigkeitsgründen
Nachlässe gewähren wollen.

Abs. (3) entspricht im wesentlichen Abs. (13) des bisherigen § 53. Die neue Vor-

schrift unter b) entspricht dem Berner Zusatzübereinkommen zum Internationalen Überein-
kommen.
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Abs. (4). Der erste Satz ist seiner Wichtigkeit wegen aus den Tarifvorschriften in
die Verkehrsordnung übernommen. Durch die im zweiten und dritten Satze vorgesehene
Bestimmung wird, der herrschenden und in der Natur des Rechtsverhältnisses zwischen
Eisenbahn, Absenderund Empfänger begründeten Rechtsauffassung entsprechend, eine Lücke
in der Verkehrsordnung ausgefüllt.

Abs. (5). Auch eine Vorschrift über die Verjährung des Anspruchs auf Zahlung
oder Rückzahlung von Frachtzuschlägen fehlte bis jetzt in der Verkehrsordnung. Die neue

Bestimmung stammt ebenfalls aus dem Berner Zusatzübereinkommen. Die dort vorgesehene
Vorschrift, daß die unter den Parteien durch Anerkenntnis, Vergleich oder gerichtliches
Urteil festgestellten Ansprüche von der Verjährung ausgeschlossensind, konnte wegbleiben,
weil die Regelung dieser Frage besser den allgemeinen gesetzlichenVorschriften überlassen
wird. Vgl. auch § 71 Abs. (2).

Zu § 61, bisher 8 54.
Abs. (1). Am Schlusse ist die hierher gehörige Vorschrift über die Abstempelung der

dem Frachtbrief angehefteten Blätter beigefügt (jetzt 8 52 Abs. (4) letzter Satz).
Abs. (2) bis (7) geben in vereinfachter Fassung die bisherigen Vorschriften in den

Abs. (2) bis (7) wieder. Im neuen Abs. (2) ist der Vollständigkeit wegen hinzugefügt, daß
vor Abstempelung des Frachtbriefs auch die vom Absender übernommenen Beträge bezahlt
sein müssen.

Abs (8). Durch dieseVorschrift ist im Interesse einer schnellen Abwickelung des An-

nahmegeschäftsnachgelassen,daß die Abfertigungsstelle die Ubergabe auch durch Abstempelung
einer vorgelegtenBescheinigung bestätigen kann.

Zu § 62, bisher 8§58.

Abs. (1) bis (3) entsprechenim allgemeinen den bisherigen Absätzen, ihr Wortlaut ist
aber mehr als bisher dem § 459 Ziffer 2 des Handelsgesetzbuchsangepaßt. Im Abst. (2)
ist auf die Beigabe einer besonderen Erklärung über die Mängel der Verpackung verzichtet,
weil die Eisenbahn durch das Anerkenntnis im Frachtbrief ausreichend geschützt wird.

Im Abs. (3) erschien es zweckmäßig, lediglich auf die maßgebenden §§ 86 und 84 zu

verweisen.
Abs. (4) bringt den Grundsatz klarer zum Ausdrucke, daß der Absender auch für

Schäden haftet, die durch nicht genügende Verpackung Personen treffen oder an anderen

Gütern oder an Betriebsmitteln entstehen.
Abs. (5). Die Aufnahme dieser Vorschrift scheint zur Beschleunigung der Abfertigung

und zur Vermeidung von Unzuträglichkeiten erwünscht.
Abs. (6) gibt den Eisenbahnen das Recht, für an sich ungefährliche Artikel, die durch

Geruch, Staubentwickelung oder dergleichen lästig fallen, oder die leicht entzündlich sind,
wie Stroh, Heu oder dergleichen, geeignete Verpackungsvorschriften zu treffen. Solche
Vorschriften sind jetzt zum Teil im Tarife, zum Teil in der Verkehrsordnung vorgesehen.
Die Herbeiführung eines gleichmäßigen Verfahrens ist angezeigt.

Abs. (7) und (8s)geben den Inhalt der bisherigen Abs. (4) und (5) wieder. Abs. (7)
schreibt (ebenso wie 8 31 Abs. (2)) die Entfernung älterer Beförderungszeichen vor, um

Verwechselungen und Verschleppungen vorzubeugen.

Zu § 63, bisher 8§56.

Im Interesse der Übersichtlichkeitsind hier nur die Vorschriften über die Annahme
der Güter aufgeführt und die Vorschriften über die Beförderung in den § 67 verwiesen.

Abs. (1). Der hierher gehörige frühere Abs. (1) des § 55 ist in der Fassung des

HGB. (8 453 Abs. 2) als erster Satz ausgenommen. Durch den zweiten Satz wird die

Befugnis der Eisenbahn, in gewissen Fällen die Annahme von Gütern einzuschränkenoder

einzustellen, im Interesse einer einheitlichen Handhabung an die Genehmigung der Landes-

aussichtsbehördegebunden. .

Abs. (2) ist dem ersten Satze des bisherigen § 56 Abs. (1) entnommen. Hinzugefügt
ist im Interesse des Verkehrs, daß die Dienststunden durch Aushang bekannt zu machen sind.
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Abs. (3) enthält in vereinfachter Fassung die Vorschriften des bisherigen Abs. (8).
Die jetzt nur im Tarife vorgesehene Beschränkung der Annahme auf Eilgut, dessenzoll-
oder steueramtlicher Behandlung kein Hindernis entgegensteht, ist erforderlich, weil eine

solche Behandlung an den Sonn= und Festtagen in der Regel nicht stattfindet. Die gegen-

wärtig vorgeschriebene Bekanntmachung der Annahmezeiten in einem Ortsblatte scheint
entbehrlich, weil diese Zeiten nur höchst selten geändert werden.

Abs. (4). Die Vorschriften waren bisher im Abs. (1) enthalten. Neu ist die zur Ver-

meidung von Unzuträglichkeiten hinzugefügte Bestimmung, daß die vom Absender voraus

zu zahlenden Beträge ebenfalls binnen 24 Stunden gezahlt werden müssen.
Abs. (5) umfaßt alle die Wagenstellung betreffenden Vorschriften, die zurzeit in den

Abs. (6) und (7) mit der Verladung zusammen behandelt oder in den Abfertigungsvor-
schriften der Eisenbahnen vorgesehen waren. Es soll künftig nur verlangt werden, daß der

Besteller das ungefähre Gewicht angibt, weil ihm eine genaue Angabe oft nicht möglich
ist. Neu ist ferner die im Verkehrsinteresse eingefügte, der Billigkeit entsprechendeVor-

schrift, daß die Wagenbesteller, wenn die Wagen nicht bereit gehalten werden können, kosten-
frei zu benachrichtigen sind, soweit dies tunlich ist. Ferner soll der Besteller, wenn er einen

Wagen erst nach der Bereitstellung wieder abbestellt, eine Gebühr bezahlen. Es ist nämlich
bei Wagenmangel nicht selten vorgekommen, daß die Bestellung über den wirklichen Bedarf
hinausging. Zum Schutze hiergegen ist die Gebühr vorgesehen.

Im Abst. (6) sind alle Vorschriften über die Verladung vereinigt. Die Beladefristen
durch ein Ortsblatt bekannt zu machen, scheint nach den gemachtenErfahrungen entbehrlich,
es genügt, wenn sie bei den Abfertigungsstellen aushängen. Wie in Abs. (4) wird auch
hier verlangt, daß innerhalb der Ladefrist die beanstandeten Frachtbriefe zu berichtigen und
die vom Absender übernommenen Beträge zu zahlen sind. Der für gewisseFälle vor-

geseheneVerzicht auf Wagenstandgeld an Sonn= und Festtagen trägt einem dringenden
Wunsche der Interessenten Rechnung.

Abs. (7) entspricht dem bisherigen Abs. (s). Die Vorschrift, daß der Absender die
Dauer der zoll= oder steueramtlichen Abfertigung nachzuweisen hat, ist als schwer erfüllbar
weggelassen.

Abs. (s). Die bisher in den § 56 Abs. (1) letzter Satz, 8 60 Abs. (3) und 8 68

Abs. (3) zerstreuten Vorschriften über die Anfuhr der Güter sind hier eingeordnet.
Im Abs. (9) ist auf Anregung der Interessenten das Recht des Absenders, die An-

fuhr der Güter selbst zu besorgen, ausdrücklich anerkannt.

Abs. (10). Die hierher gehörigen Bestimmungen über die Güternebenstellen sind aus

dem bisherigen § 68 Abs. (3) entnommen.

Abs. (11) entspricht im wesentlichen dem heutigen 8 60 Abs. (3).

Zu § 64, bisher 855.
Die vorläufige Einlagerung des Gutes bildet eine Ausnahme und wird sich am

besten an die Vorschriften über die Annahme anreihen.
Abs. (1) entspricht bei einigen Fassungsverbesserungenden bisherigen Abs. (1) und (2).

Die hinzugefügte Vorschrift wegen des Ausschlusses leicht verderblicher und bedingungs-
weise zur Beförderung zugelassener Güter von der Einlagerung entspricht der heutigen
Ubung; diese muß aber durch die Verkehrsordnung ausdrücklich zugelassen werden, weil

sonst ihre Rechtsgültigkeit inZweifel gezogen werden könnte.

Abs. (2) ist dem früheren Abs. (3) entnommen.

Zu § 65, bisher § 59.

Die Zoll-, Steuer-, Polizei= und statistischen Vorschriften werden dem Paragraphen
über die Beförderung voranzustellen sein, weil sie zum großen Teil schon vorher beachtet
werden müssen.

Abs. (1) entspricht dem bisherigen Abs. (1) und (2), Abs. (2) dem bisherigen Abs. (3).
Die neue Vorschrift am Schlusse des Abs. (1) ist erwünscht, um die Beigabe ordnungs-
mäßiger Begleitpapiere zu sichern und dadurch Güteranhäufungen auf den Zollstationen
zu vermeiden. Durch die Gewährung einer 48stündigen Frist ist den Interessenten Gelegen-
heit geboten, Anstände zu beseitigen, ohne daßihnen Kosten erwachsen.
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Abs. (3), früher Abs. (4). Außer den unzulässigen sind auch die unausführbaren
Vorschriften erwähnt, weil diese nicht selten vorkommen (z. B. Verzollung nach Rein= statt
nach Rohgewicht, Verzollung von Holz nach Festmetern statt nach Gewicht usw.).

Abs. (4) stimmt im wesentlichen mit dem bisherigen Abs. (5) überein. Neu ist die
Bestimmung, daß der Absender oder sein Bevollmächtigter im Frachtbriefe verlangen können,
von der Ankunft des Gutes auf der Verzollungsstation benachrichtigt zu werden. Dies

entspricht einem dringenden Wunsche der Verkehrsinteressenten.
Abs. (5). Der erste Satz ist dem bisherigen Abs. (6) entnommen; der zweite Satz

entstammt dem neuen Zusatzübereinkommen zum Internationalen Ubereinkommen und ent-

scheidetin zutreffender Weise eine bis jetzt streitige Rechtsfrage. Nach dem Vorgange in

Abs. (2) ist aber hinzugefügt, daß die Eisenbahn mit der Zollbehandlung einen Spediteur
betrauen darf.

Abs. (6) bisher Abs. (7).
8 66

stimmt, von einigen Verbesserungen der Fassung abgesehen,mit dem bisherigen § 57 über-
ein. Durch die neue Fassung des Abs. (3) soll der Eisenbahn die Grundlage gegeben
werden, Deckenmiete auch dann zu erheben, wenn die Bedeckung zwar nicht im Frachtbriefe
beantragt, aber aus Zollrücksichten erforderlich ist.

Im
867

sind sämtliche die Beförderung betreffenden Vorschriften, die bisher an verschiedenenStellen

zerstreut waren, zusammengefaßt.
Abs. (1). Der erste Satz entspricht dem bisherigen 8 56 Abs. (2). Der zweite schafft

die rechtliche Grundlage für die Beförderung des „beschleunigten Eilguts“.
Abs. (2) enthält die hierhergehörigen Bestimmungen des bisherigen § 51 (1). Hiernach

war die Abfertigung nach dem billigsten Frachtsatz und den günstigsten Beförderungsbedin-
gungen vorzunehmen, was aber oft nicht durchführbar war, weil sich beide Fälle nicht
immer decken. Deshalb ist die Fassung, den tatsächlichen Verhältnissen entsprechend, ge-
ändert. Bei Eilgütern ist dem Absender schon jetzt durch die Tarife gestattet, den Beförde-
rungsweg vorzuschreiben, es wird sich aber empfehlen, dieses wichtige Recht in der Verkehrs-
ordnung festzustellen.

Abs. (3) ist dem § 56 Abs. (4) entnommen. Der bisherige Abs. (5) desselben Para-
graphen, wonach die Eisenbahn Maßregeln zur Feststellung der Reihenfolge bei der Güter-

abfertigung zu treffen hat, ist weggelassen, weil solche Maßregeln bei dem jetzt allgemein
üblichen Abfertigungsverfahren schwer durchführbar, aber auch entbehrlich sind.

Zu 8§68, bisher § 60.

Der bisherige Abs. (1) ist durch die neue Fassung des § 6 entbehrlich geworden.
Die anderen Vorschriften entsprechen im wesentlichen den bisherigen §§ 60 Abs. (2)

und 62 Abs. (2).
Abs. (1) ist etwas weiter gefaßt, auch ist eine jetzt fehlende Vorschrift darüber aufge-

nommen, daß Fracht und Gebühren in den Frachtbrief einzutragen sind.
Im Abs. (2) sind als Beispiele für Auslagen der Eisenbahn neben den Ausbesserungen

noch erwähnt: „andere zur Erhaltung des Gutes notwendige Arbeiten“. Hierunter fällt
z. B. das Umschaufeln beim Warmwerden des Getreides und dergleichen.

Nach Abs. (3) sollen künftig gebührenfrei nur die von der Eisenbahn verauslagten
Rollgelder sein, d. h. die Kosten, die der Eisenbahn für die von ihr übernommene Anfuhr
der Güter erwachsen. Dagegen sollen im Interesse einer gleichmäßigen Behandlung aller

Spediteure die von den Bahnspediteuren nachgenommenen Kosten für die Anfuhr von Gütern

ihrer Privatkunden gebührenpflichtig werden. Diese Regelung entspricht einem langjährigen,
nicht unbilligen Wunsche der Privatspediteure.

Der bisherige Abs. (3) ist als Abs. (uu) nach § 63 übernommen.

Zu 88 69 bis 71, bisher s 61.

Der bisherigen Überschriftentsprechendsind die Vorschriften der Ubersichtlichkeit wegen
in drei Paragraphen zerlegt.
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8 69.

Abs. (1) behandelt in Anlehnung an den bisherigen 8 61 Abs. (2) die Fälle, wo die

Eisenbahn Vorausbezahlung der Fracht verlangen kann. Neu ist die Vorschrift im letzten
Satze, die einem hervorgetretenen Bedürfnisse Rechnung trägt.

Abs. (2) entspricht im wesentlichen dem bisherigen 8 61 Abs. (1), erster Sat.
Hinzugefügt ist eine dem neuen Zusatzübereinkommen zum Internationalen Ubereinkommen

entsprechende und für den Verkehr unentbehrliche Vorschrift wegen Zulassung von Teil-

zahlungen.
Abs. (8) bisher § 51 Abs. (1) 1).
Abs. (4) und (5). Diese für den Abschluß des Frachtvertrags wichtigen Vorschriften,

die bisher im Tarife standen, gehören in die Verkehrsordnung.
Abs. (6) gibt im wesentlichen den letzten Satz des bisherigen Abs. (1),
Abs. (7) den bisherigen Abs. (3) wieder. Die Vorschrift, wonach die Eisenbahn auch

für die vom Absender übernommenen Zoll= und ähnlichen Kosten Sicherheit verlangen kann,
ist hinzugefügt; sie entspricht der bisherigen Ubung.

§ 70

entspricht dem Abs. (4) des bisherigen § 61. Durch den neuen Abs. (4) ist eine Meinungs-
verschiedenheit über die rechtliche Natur derartiger Frachterstattungsansprüche zutreffend da-

hin entschieden,daß diese „Ansprüche aus dem Frachtvertrage“ sind.

8 71

entspricht bei Verbesserung der Fassung den Abs. (5) bis (7) des bisherigen 8 61.

Zu 8 72, bisher 8§ 62.

Abs. (1) entspricht dem ersten Satze des jetzigen Abs. (1). Der bisherige zweite Satz,
der die Eisenbahn berechtigt, bei den frei zu stellenden Gütern die Belastung mit Nach-
nahme zu verweigern, ist nach dem Vorgange des Internationalen Übereinkommens weg-
gelassen. Durch die Hinzufügung der Worte „nach Eingang" hinter „Nachnahme"“ soll der

Gegensatz zu den „Barvorschüssen“ (Abs. (5)) deutlicher hervorgehoben werden.

Abs. (2) und (3) entsprechen dem bisherigen Abs. (3) und (4). Die Vorschrift im bis-

herigen Abs. (4), wonach das über die Auszahlung von Nachnahme Gesagte auch für die
von den Spediteuren nachgenommenen Auslagen gilt, die vor der Aufgabe für das Fracht-
gut gemacht sind, ist als selbstverständlich weggelassen.

Abs. (4) entspricht in kürzerer Form dem bisherigen Abs. (5).
Abs. (5) regelt in Anlehnung an den bisherigen Abs. (6) die Gewährung von Bar-

vorschüssen.
Im Abs. (6) ist die Vorschrift des bisherigen 8 51 k) wiedergegeben und zugleich die

jetzt nur aus dem Frachtbriefmuster zu folgernde Bestimmung eingefügt, daß der Betrag
der Nachnahme mit Buchstaben in den Frachtbrief einzutragen ist. Der letzte Satz ist zur

Vermeidung von Weiterungen aufgenommen.
Abs. (7) gibt den ersten Satz des Abs. (2) wieder. Die Vorschriften über die von der

Eisenbahn nachgenommenen Auslagen und Gebühren befinden sich im § 68.

Zu 8 73, bisher 8 64.

Abs. (1) ist in Anlehnung an das neue Zusatzübereinkommenzum Internationalen
Übereinkommenerheblich erweitert. Die bisher erst in Abs. (5) getroffene Vorschrift, wo-

durch die Eisenbahn zur Ausführung nachträglicher Verfügungen verpflichtet wird, ist hierher
übernommen. Am Schlusse ist eine für den Absender wertvolle Vorschrift angefügt, wo-

nach er unverzüglich benachrichtigt werden muß, wenn die Eisenbahn seine Verfügung nicht
ausführen kann.

Abs. (2) ist eingefügt, damit die Eisenbahnen in der Lage sind, den hervortretenden
Bedürfnissen des Verkehrs ohne weiteres zu entsprechen. Bisher waren andere als die in
der EVO. vorgesehenen Verfügungen nach Abs. (1) unzulässig.Abs. (3). Die Vorschrift im ersten Satzewar bisher im Tarif vorgesehen,sie gehört
aber wegen ihrer Wichtigkeit in die EVO. Im zweiten Satze — bisher Abs. (6) — ist die
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Festsetzung des Musters für die Verfügungen mit Rücksicht auf die in Abs. (2) den Eisen—
bahnen erteilte Ermächtigung dem Tarife überlassen. Die Vorschrift über die Unterzeich-
nung der Frachtbriefe wird zweckmäßig auch für die Verfügungen gelten. Die Aufnahme
des letzten Satzes entspricht einem Wunsche des Handelsstandes.

Abs. (4) ist ebenfalls auf dringenden Antrag der Interessenten eingefügt. Die früher
ausnahmslos vorgeschriebene Vermittelung der Versandstation erfordert einen solchen Zeit-
aufwand, daß der Zweck der Verfügungennicht selten vereitelt wurde.

Abs. (5) enthält ohne sachliche Anderungen die zusammengehörigen Vorschriften im
früheren Abs. (2) und im zweiten Satze des früheren Abs. (6). Der Schlußsatz ist im Ver-
kehrsinteresse zur Vermeidung von Unzuträglichkeiten ausgenommen.

Der neue Abs. (6) gibt dem Absender, der nicht mehr im Besitze des Frachtbriefdupli-
kats oder des Aufnahmescheins und daher nach Abs. (5) im allgemeinen nicht mehr ver-

fügungsberechtigt ist, ausdrücklich das Recht, über das Gut zu verfügen, wenn der Empfänger
die Annahme verweigert. Diese Befugnis ist für den Absender, wie der Handel geltend
gemacht hat, von großem Werte, weil der Empfänger, der nach der Annahmeverweigerung
kein weiteres Interesse an dem Gute hat, mit der Rücksendung des ihm übermittelten

Duplikats häufig sehr säumig ist.
Abs. (7). Die neuen Vorschriften sind im Interesse der Aufrechthaltung eines ge-

ordneten Betriebs erforderlich.
Abs. (8s). Der neue Wortlaut soll klarstellen, daß die Eisenbahn für die Ausführung

der nachträglichen Verfügung außer der tarifmäßigen besonderen Gebühr die Zahlung der
etwa entstehenden höheren Fracht= und Nebengebühren sowie sonstiger Auslagen verlangen
kann. Nach dem Schlußsatze soll die Eisenbahn wie bei der Fracht — § 68 Abs.(1) —

Vorausbezahlung fordern dürfen. Diese Vorschriften entsprechen der bestehenden Übung.
Abs. (9) stimmt im wesentlichen mit dem bisherigen Abs. (4) überein.

Zu § 74, bisher 865.
Die bisherigen Vorschriften stammen aus einer Zeit, wo das deutsche Eisenbahnnetz

noch wenig dicht war. Während damals bei Sperrung des Betriebs auf einer Eisen-
bahnstrecke die Beförderung in der Regel unmöglich wurde, kann sie jetzt in den meisten
Fällen über Hilfswege erfolgen. Den geänderten Verhältnissen trägt die neue Fassung
Rechnung.

Abs. (1) behandelt den die Regel bildenden Fall, daß die Beförderung über einen

Hilfsweg möglich ist. Für seine Benutzung sollen die Eisenbahnen keine Mehrfracht er-

heben dürsen. Da der Absender fast immer das größte Interesse daran hat, daß sein Gut

so schnell wie möglich befördert wird, scheint es zweckmäßig, die Eisenbahn zu verpflichten,
ohne weiteres den Hilfsweg zu benutzen. Durch ein Anhalten des Gutes und durch das

Einholen einer Verfügung des Absenders würde immer eine Verzögerung herbeigeführt
werden.

Abs. (2) und (3) regeln in Anlehnung an die bisherige Vorschrift den Fall, daß die

Beförderung unmöglich ist.
Die im Abs. (4) vorgesehene Bestimmung ist jetzt im Tarif enthalten, sie gehört aber

ihrem Wesen nach in die Verkehrsordnung.

Zu § 75, bisher 863.
Gegen die bisherigen Bestimmungen treten folgende Anderungenein:

Abs. (1), (3) und (4). Nach den bisherigen Vorschriften im Abs. (1) waren die Liefer-

fristen durch den Tarif festzusetzen. Tatsächlich werden aber nur die regelmäßigen Fristen
einschließlich der Zuschlagsfristen für Güternebenstellen und für den Übergangauf Bahnen
mit anderer Spurweite in den Tarif aufsgenommen, während die zeitlich begrenzten Zuschlags-
fristen für außergewöhnlicheVerkehrsverhältnisse durch besondere Bekanntmachungen ver-

öffentlicht werden. Dieser Ubung wird durch die neue Fassung Rechnung getragen. Im
Abf. (4) ist zur Ausfüllung einer Lücke vorgeschrieben, daß die Zuschlagsfristen nicht vor

ihrer Veröffentlichung in Kraft treten.

Abs. (5). Die Lieferfrist soll auf den dringenden Wunsch der Interessenten bei den

am Vormittag aufgelieferten Gütern schon um 12 Uhr Mittags beginnen. Dies scheint
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ohne erhebliche Opfer der Eisenbahnen möglich, weil die Anzahl dieser Güter der Natur
der Sache nach immer beschränkt bleiben wird; anderseits werden aber die Absender durch
die neue Vorschrift vielleicht doch bewogen werden, die Güter mehr als bisher in den Vor—

mittagsstunden aufzuliefern, was im Interesse der Eisenbahnen sehr erwünscht wäre. Die

weitergehenden Wünsche der Verkehrsinteressenten auf Abkürzung der Lieferfristen werden
von den Eisenbahnverwaltungen nicht für durchführbar gehalten. Am Schlusse sind die
Worte „und das Gut zur Auslieferung bereit gestellt ist“ angefügt, um eine Lücke in den

heutigen Vorschriften, die zu Unzuträglichkeiten führen könnte, zu beseitigen.
Abs. (6). Hier und im § 79 Abs. (5) ist auf Wunsch des Handels dem Absender das

Recht eingeräumt, vorzuschreiben, daß der Empfänger von der Ankunft bahnlagernd gestellter
Güter benachrichtigt werde.

Abs. (7). Das Ruhen der Lieferfristen wird billigerweise auch auf die durch nachträg-
liche Verfügungen des Absendersverursachten Verzögerungen auszudehnen sein.

Abs. (8) und (6). Die Anderungen sind durch die neuen Vorschriften im Abs. (5)
bedingt.

Die bisherigen 88 66 bis 68 sind im Interesse größerer Übersichtlichkeitin der Weise
neu geordnet, daß im neuen § 76 die allgemeinen Vorschriften über die Ablieferung, im

§ 77 die Vorschriften über die Nachzählung und Nachwägung auf der Bestimmungsstation,
im § 78 die Vorschriften über die Zuführung und im § 79 die Vorschriften über die Be-

nachrichtigung des Empfängers von der Ankunft der Güter zusammengestellt sind.

Zu § 76, bisher 8 66.

Abs. (1) enthält im ersten Satze den bisherigen Abs. (1). Die Fassung lehnt sich mehr
als bisher an den § 435 des HGB. an. Hinzugefügt ist der hierher gehörige frühere § 75

Abs.(2), der zur Vermeidung hervorgetretenerMißdeutungen dahin ergänzt ist, daß der

Ubergabe an den Empfänger nur die Ubergabe an solcheRäume der Zollverwaltung gleich-
steht, die nicht unter Verschluß (Mitverschluß) der Eisenbahn stehen. Die sogenannten
Eisenbahn-Zollschuppen sind also hiermit nicht gemeint.

Abs. (2) und (s). Der Abs. (3) konnte dem bisherigen Abs. (3) gegenüber wesentlich
vereinfacht werden, weil ein Teil der jetzt darin erwähnten Frachtbriefvorschriften veraltet

ist. Als Ort der Ablieferung ist neben der Bestimmungsstation auch die dieser gleichstehende
Güternebenstelle berücksichtigt.

Als Absl. (4) ist der bisherige § 67, der hierher gehört, aufgenommen.
Abs. (5) gibt in vereinfachter Fassung den bisherigen Abs. (4) wieder.

Im Abs. (6) sind die aus § 68 Abs. (1) übernommenen Vorschriften über das Aus-
laden mit einigen Verbesserungen der Fassung enthalten.

Abs. (7) betrifft die Fälle, wo die Güter dem Empfänger zugeführt werden, oder wo

ihm von der Ankunft Nachricht zu geben ist (bisher § 68 Abf. (1)).
Abs. (8) ist aus dem bisherigen § 60 Abs. (3) übernommen.
Als Abs. (9) sind die hierher gehörigen Vorschriften des § 68 Abs. (4) über die Ab-

lieferung der nach solchen Orten bestimmten Güter eingefügt, wo keine Abfertigungs= oder

Güternebenstelle vorhanden ist; die Fassung ist aber unter näherer Anlehnung an 8 168

des HGB. geändert.
Abs. (10) stimmt im wesentlichen mit dem 8 68 Abs. (7) überein.

§ 77

entspricht S68 Abs. (s). Auf Wunsch der Interessenten sind auch Vorschriften über die

Nachzählung der Frachtstücke vorgesehen.
Abs. (2) lehnt sich in der Fassung an § 58 Abs. (3) an.

Zu § 78.

Abs. (1) entspricht dem Abs. (3) des bisherigen § 68. Hinzugefügt ist wie im § 63

Abs. (8) eine Vorschrift, wonach die Eisenbahn die Gebühr durch Aushang bekannt zu machen
hat und die Rollfuhrleute den Tarif mit sich führen müssen.

Abs. (2) und (3) stimmen im wesentlichen mit § 68 Abs. (5) und (6) überein. Das

Recht der Empfänger, die Güter selbst abzuholen, soll aber, dem Wunsche der Verkehrs-
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interessenten entsprechend, künftig dauernd nur dann beschränkt oder aufgehoben werden,
wenn besondere örtliche Verhältnisse dies erfordern.

Abs. (4). Die für Eilgut bisher im § 68 Abs. (2) allgemein vorgeschriebeneZufüh-
rungsfrist von 6 Stunden läßt sich der örtlichen Verhältnisse wegen vielfach nicht einhalten,
während es anderseits in manchen Orten angängig ist, sie abzukürzen. Aus diesemGrunde

empfiehlt es sich, keine bestimmte Frist vorzuschreiben und ihre Festsetzungder Eisenbahn zu

überlassen.

Zu § 79.

Abs. (1). Die bisher im § 68 Ablf. (1) enthaltenen Vorschriften sind vereinfacht.
Den heutigen Verhältnissen entsprechend ist auch die Benachrichtigung durch Fernsprecher
vorgesehen.

Abs. (2) entspricht im wesentlichen den bisherigen Bestimmungen im § 68 Abs. (2)
Auf Wunsch der Interessenten ist ausdrücklich ausgesprochen, daß die Benachrichtigung „so-
fort“ nach der Bereitstellung erfolgen muß. Der Zwischensatz „sofern nicht außergewöhnliche
Verhältnisse eine längere Frist unvermeidlich machen“ ist als den heutigen Verkehrsverhält-
nissen nicht mehr entsprechendgestrichen.

Abs. (s). Die bisher nur im Tarife getroffenen Vorschriften darüber, wann die Be-

nachrichtigung bei den verschiedenenArten der Zustellung als erfolgt gilt, werden wegen
ihrer rechtlichen Bedeutung in die Verkehrsordnung aufzunehmen sein. Die Benachrichtigung
durch Telegramme soll nicht mehr mit der Aufgabe, sondern im Interesse der Empfänger
erst eine Stunde nach der Aufgabe als bewirkt gelten.

Abs. (4) ist seinem Inhalte nach aus § 68 Abs. (1) dritter und letzter Satz über-
nommen.

Abs. (5) enthält den vorletzten Satz aus § 68 Abs. (1). Dem Absender ist jedoch das

wichtige Recht eingeräumt, bei bahnlagernden Gütern im Frachtbriefe die Benachrichtigung
über die Ankunft vorzuschreiben.

Abs. (6) ist aufsgenommen, weil die Empfänger von Wagenladungsgütern, die bei

Umladungen erfahrungsgemäß leiden, großen Wert darauf legen, vor Einlösung des Fracht-
briefs und Annahme der Sendung von der Umladung Kenntnis zu erhalten, um das Gut

genau prüfen und etwaige Beschädigungensofort feststellen zu können.

Zu § 80, bisher §69.

Abs. (1) und (2) geben in vereinfachter Fassung die bisherigen Abs. (1) und (2) wieder.

In Abs. (2) scheint eine Bekanntmachung der Entladefrist in einem Ortsblatte nach den

gemachten Erfahrungen entbehrlich. Dagegen ist eine der Billigkeit entsprechendeVorschrift
hinzugefügt, wonach die Entladefristen erst beginnen, wenn das Gut zum Ausladen bereit-

gestellt ist. Am Schlusse dieses Absatzes ist eine nicht unzweckmäßige Bestimmung einge-
schaltet, die der Eisenbahn das Recht einräumt, zu verlangen, daß die Güter während der

Dienststunden ausgeladen und abgeführt werden.

Abs. (3) entspricht dem jetzigen Abs. (3); wegen des Zusatzes, betreffend bahnlagernde
Güter, vgl. § 79 Abs. (5). Die Abnahmefrist soll auch hier nicht mehr mit der Ankunft,
sondern erst mit der Bereitstellung des Gutes beginnen.

Abf. (4) enthält die bisher bei der Auflieferung (§ 56 Abs. (3)) behandelten, hierher
gehörigen Auslieferungsbeschränkungen an Sonn= und Festtagen.

Abs. (5) entspricht im allgemeinen dem bisherigen Abs. (4); auch hier ist jetzt die

polizeiliche Abfertigung berücksichtigt. Auf die Vorschrift, daß der Absender die Dauer der

Abfertigung nachzuweisen hat, kann verzichtet werden.

Abs. (6), bisher Abs. (5). Auf dringenden Wunsch der Interessenten ist, ebenso wie

im 8 63 Abs. (6), unter gewissen Voraussetzungen auf Wagenstandgeld an Sonn= und Fest-
tagen verzichtet.

Abs. (7) und (8) enthalten in vereinfachter Fassung die Vorschriften der bisherigen
Abs. (6) und (7). Neu ist der im Verkehrsinteresse angefügte Schlußsatz des Abs. (7), wo-

nach die Eisenbahn auf Verlangen des Empfängers die vergeblich versuchte Abholung auf
dem Frachtbriefe zu bescheinigenhat.

16
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Zu § 81, bisher § 70.

Zur Beseitigung hervorgetretener Mißverständnisse und rechtlicher Bedenken ist in der
neuen Fassung zwischen der „Annahme" und der „Abnahme“ des Gutes, die bisher gleich-
mäßig behandelt waren, streng unterschieden. Die Abs. (1) bis (5), wonach die Verfügung
des Absenders über das Gut einzuholen ist, das Gut auf Gefahr und Kosten des Absen-
ders lagert, und dem Absender der Verkaufserlös zuzustellen ist, können für Güter nicht
gelten, die zwar angenommen, aber nicht abgenommen sind, weil mit der Einlösung des
Frachtbriefs die Rechte des Absenders aus dem Frachtvertrag erloschen und auf den

Empfänger übergegangen sind. Deshalb sind die Abnahmeverzögerungen in den Abs. (1)
bis (5) unberücksichtigt geblieben und in den Abs. (6) verwiesen.

Im einzelnen:
Abs. (1) ist dem bisherigen Abs. (1) entnommen. Neu ist die Bestimmung, daß die

für die Einlösung der Frachtbriefe in den Dienstvorschriften vorgesehenenFristen im Tarife
bekannt zu machen sind. Dies empfiehlt sich, weil die Empfänger ein lebhaftes Interesse
haben, von diesen Fristen allgemein Kenntnis zu erhalten. Ferner ist auf Wunschder

Interessenten ebenso wie im letzten Zusatzübereinkommen zum Internationalen Überein-
kommen eine Vorschrift eingeschaltet,wonach der Absender im Frachtbrief eine unmittelbare

Benachrichtigung durch den Telegraph oder brieflich über die Ablieferungshindernisse ver-

langen und in diesem Falle seine Anweisung gleichfalls unmittelbar an die Bestimmungs-
station richten kann. Auch die Rücksendung des Gutes im Falle eines Ablieferungshinder-
nisses soll er im Frachtbriefe vorschreiben können.

Abs. (2) ist zur Beseitigung der über diese Frage bestehenden Rechtsunsicherheit
eingefügt und regelt die Fälle in einer für das verkehrstreibende Publikum wie für die

Eisenbahn erwünschten Weise.
Abs. (3) und (4), früher Abs. (2) und (3). Der letzte Satz des bisherigen Abs. (s) ist

in den Abs. (5) übernommen. Hinzugefügt ist am Ende des Abf. (4) eine Vorschrift, wonach
die Eisenbahn für den Verkauf des Gutes eine Gebühr erheben darf. Dies ist erforderlich,
weil dem hier und da bemerkten Bestreben, die Eisenbahn als Verkaufsvermittler für un-

bestellt abgesandte Waren zu benutzen, ein Riegel vorgeschoben werden muß. Von dem

bevorstehenden Verkaufe des Gutes soll künftig auch der Empfänger benachrichtigt werden,
weil er sich hierdurch noch zur Annahme der Sendung bestimmen lassen kann.

Abs. (5), bisher Abs. (4). Der aus Abs. (3) übernommene Schlußsatz ist durch die

Berücksichtigung der Verkaufsgebührergänzt.
Abs. (6) regelt in Anlehnung an die bisherige übung das Verfahren bei verweigerter

oder verzögerter Abnahme.

Zu § 82, bisher § 71.

Abgesehen von Vereinfachungen der Fassung sind die bisherigen Vorschriften dadurch
geändert, daß als Abs. (4) eine bisher im Tarife vorgesehene Bestimmung hinzugefügt
wurde, wonach der Verfügungsberechtigte, der eine Minderung oder Beschädigung des Gutes

behauptet und dadurch eine Untersuchung veranlaßt hat, deren Kosten zu tragen hat, wenn

keine oder nur eine von der Eisenbahn schon anerkannte Minderung oder Beschädigung
festgestellt wird. Da Bedenkenüber die Rechtsgültigkeitder an sich gerechtfertigten Tarif-
vorschrift bestehen, wird ihre ÜUbernahmein die Verkehrsordnung empfohlen. Durch die

gewählte Fassung würden auch die jetzt hervorgetretenen Zweifel darüber, wer die Kosten
zu tragen hat, wenn die Behauptung des Berechtigten sich nur zum Teil als richtig erweist,
beseitigt werden.

Im Abst. (1) ist, einem Wunsche der Verkehrsinteressenten entsprechend,vor „festzu-
stellen"“ das Wort „schriftlich" eingefügt worden.

§ 83

gibt in klarerer Fassung den Inhalt des bisherigen 8 72 wieder. Der letzte Satz ist hin-
zugefügt, um klarzustellen, daß durch diese Vorschrift das Recht der Beteiligten, sich auf
Grund der Zivilprozeßordnung den Beweis zu sichern, nicht berührt wird.
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8 84

entspricht dem bisherigen § 75 Abs. (1). Der frühere Abs. (2) ist nach 8 76 Abs. (1) über-
nommen.

Zu §885, bisher § 76.

Abs. (1) und (2). Nach einer Reihe von Orten, die an der Eisenbahn liegen, können

wegen fehlender Einrichtungen Güter nicht abgefertigt werden. Da auch diese Orte nach
Sinn und Zweck des § 468 HGB. in Verbindung mit § 53 der Verkehrsordnung so an-

zusehen sind, als wenn sie nicht an der Eisenbahn lägen, während anderseits für die Be-

förderung nach abseits der Bahn liegenden Orten mit Güternebenstellen die Haftpflicht der

Eisenbahn als Frachtführer bis zur Güternebenstelle besteht, so mußte der bisherige Wort-
laut entsprechendgeändert werden.

Zu § 86, bisher S 77.

Die mit § 459 des HGB. gleichlautenden Bestimmungen sind beibehalten.

Zu 8§87, bisher 8 78.

Die aus § 460 des HGB. entnommenen Bestimmungen sind beibehalten, die übrigen
Vorschriften in der Fassung verbessert; die bisherigen Abs. (1) bis (83)sind in den ersten
Absatz zusammengefaßt. Abs. (5) ist hinzugefügt, um der irrigen Auffassung zu begegnen,
daß höchstens 2 Prozent Kalo abgezogen werden dürften, auch bei solchen Gütern, die

erfahrungsmäßig einen größeren Gewichtsverlust erleiden können (z. B. Eis und dergleichen).

Zu 8§88, bisher 88§80 und 83.

Die zusammengehörigen Vorschriften über die Höhe des Schadensersatzes sind in

einem Paragraphen vereinigt, der dem Zusammenhange nach an dieser Stelle einzureihen
sein wird.

Abs. (1) entspricht dem bisherigen § 80. Am Ende sind die Worte „bezahlt ist“ ersetzt
durch „schon bezahlt oder noch zu bezahlen ist“. Bei Sendungen auf Zollbegleitschein II

z. B. können die Zollgebühren sichergestellt aber noch nicht bezahlt sein; ähnlich liegen die

Fälle bei Frachtstundungen.
Abs. (2) entspricht dem bisherigen § 83. Der zweite Satz ist als überflüssig weg-

gelassen.

Zu. § 89, bisher 8§81.

Abs. (1) entspricht dem bisherigen Abs. (1); am Ende ist die hierher gehörige Be-

stimmung angefügt, wonach der Absender den Ausnahmetarif, dessen Anwendung er

wünscht, im Frachtbriefe bezeichnen muß (bisher § 51 Abs. (1) e)).
Abs. (2) stimmt, von einigen Fassungsverbesserungenabgesehen,mit dem bisherigen Abs.(2)

überein.

Zu §90, bisher § 79.

Ohne sachliche Anderungist die Fassung verbeseert.

Zu § 91, bisher § 82.

Die Fassung ist vereinfacht und verbessert. Die frühere Vorschrift, wonach der Ent-

schädigungsberechtigte nur, wenn das Gut innerhalb von 4 Monaten nach Ablauf der

Lieferfrist wieder aufgefunden wurde, dessenZustellung verlangen konnte, ist auf Wunsch
der Interessenten weggelassen. Bei Erb= und Familienstücken z. B. wird oft großer Wert

auf ihre Wiedererlangung gelegt. Der Zusatz am Schlusse des § 91 Abs. (2) ist durch die

neue Fassung des § 94 bedingt.

Zu § 92, bisher 8 84.

Außer einigen Verbesserungen der Fassung sind folgende Anderungenvorgenommen:
Der für die Angabe des Interesses an der Lieferung von der Eisenbahn zu erhebende

Betrag stellt sich seiner Natur nach nicht als ein Frachtzuschlag im Sinne des § 60, sondern
als eine Gebühr dar, weshalb er in den Abs. (1) und (s) auch als solche bezeichnetist.
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Zur Beseitigung von Zweifeln darüber, welcher Betragfür die im bisherigen Abs. (5)
bestimmten Rechnungseinheiten festgesetztwerden darf, ist in Anlehnung an die neue Be—

stimmung des Internationalen Übereinkommens die jetzt im Nebengebührentarife der

deutschen Eisenbahnen vorgesehene Gebühr eingestellt.

Zu § 93, bisher § 85.
Die aus § 463 des HGB. übernommenen Vorschriften sind beibehalten.

Zu § 94, bisher 88 86 und 87.

Die frühere Vorschrift, wonach bei Lieferfristüberschreitungen von weniger als
12 Stunden keine Vergütung verlangt werden konnte, ist auf Wunsch der Verkehrsinteressenten,
die darin eine ungerechtfertigte Verlängerung der ihres Erachtens ohnehin reichlich be-

messenenLieferfristen erblicken, weggelassen.
In den Abs. (1) und ((2) ist ebenso wie im neuen Zusatzübereinkommen zum Inter-

nationalen Übereinkommen aus Billigkeitsgründen eine Vorschrift aufgenommen, wonach
bei einer zu niedrigen Angabe des Interesses an der Lieferung mindestens die ohne Angabe
des Interesses zu leistende Frachtvergütung beansprucht werden kann. Wegen der geänderten
Fassung im Eingange des Abs. (2) vgl. die Begründung zu § 37 Abs. (2).

Die bisher offene und verschieden beantwortete Frage, ob neben den Ansprüchen
wegen Verlust, Minderung oder Beschädigung des Gutes noch ein Anspruch wegen Ver-

säumung der Lieferfrist geltend gemacht werden kann, soll durch den neuen Abs. (8) in be-

jahendem Sinne geregelt werden.

§ 95

stimmt mit dem bisherigen § 88 überein.

§ 96, bisher § 89.

Zur Vermeidung von Mißverständnissen sind hier auch die Gegenstände erwähnt, deren

Beförderung nach § 3 Abs. (1) Ziffer 2 verboten ist.

§ 97, bisher 8 90.

Abgesehen von Verbesserungen in der Fassung sind folgende Anderungen vor-

genommen:
Abs. (1) Ziffer 4. Am Schlusse ist im Interesse der Verfrachter der letzte Satz aus

8 438 Abs. 3 des HGB. hinzugefügt.
Ziffer 5. Die Erwähnung dieser Ansprüche scheint zur Vermeidung von Irrtümern

erwünscht.

8 98

entspricht, abgesehenvon einigen Fassungsänderungen, dem bisherigen § 91.

Zu 88 99 und 100, bisher 88 73 und 7•4.

Nach § 100 Abs. (5) sollen die Bahnen den Schaden nicht mehr nach ihren Fracht-
anteilen, sondern nach dem Verhältnis ihrer Streckenlängen gemeinsam tragen. Hierdurch
wird das Abrechnungsgeschäft wesentlich gefördert, weil die Anteilszahlen häufig erst
jahrelang nach der Herausgabe des Tarifs festgestellt werden.
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Anlagen.

Anlage A und B, bisher A und A1.

Die Fassung ist vielfach verbessert.
In der Anlage A ist dem Umstande, daß die Leiche auch ohne Begleiter befördert

werden kann, Rechnung getragen.
In der Anlage B § 2 Abs. (1) sind auf Antrag der Landwirtschaft unter die Monate,

in denen offene Wagen nur auf Wunsch der Absender gestellt werden dürfen, noch der März
und der November aufgenommen.

Im 8§6 Abs. (1) sind — ebenfalls auf Antrag der landwirtschaftlichen Kreise — die

Vorschriften über das Ausladen der Tiere zum Füttern und Tränken als unzweckmäßig
weggelassen.

Anlage C, bisher B.

Die Bestimmungen der bisherigen Anlage B zur Eisenbahn-Verkehrsordnung ent-

behren, wie sich aus der Entstehungsgeschichte dieser Anlage erklärt, vielfach der vom

Standpunkte der Verkehrsinteressenten wie der Eisenbahn gleich wünschenswerten Über-
sichtlichkeit und Einheitlichkeit. Sie sind ohne eine bestimmte Richtschnur ausgestellt und

geordnet. Auch sind häufig gleichartige Gegenstände ohne Grund unter mehreren Nummern
behandelt, was zur Folge hat, daß für sie ganz verschiedeneBeförderungsbedingungen vor-

gesehen sind. Dazu kommt, daß zahlreiche Vorschriften sich infolge der neueren Fort-
schritte auf dem Gebiete der Technik und der Chemie als dringend änderungsbedürftig er-

wiesen haben.
Um diesen Mängeln abzuhelfen, war eine gründliche Umarbeitung notwendig.
Dieser Aufgabe hat sich unter Leitung des Reichs-Eisenbahnamts ein besonderer

Ausschuß von Vertretern des Königlich Preußischen Handelsministeriums, der Königlich
Preußischen TechnischenDeputation für Gewerbe und des Königlich Preußischen Militär-

Versuchsamts unterzogen, der in enger persönlicher Fühlung mit der beteiligten Industrie
arbeitete.

In der neuen Anlage C sind die bedingungsweise zur Beförderung zugelassenen
Gegenstände in 6 Gruppen (Nummern I bis V. eingeteilt, von denen die erste (explosions-
gefährliche Gegenstände) wieder in 5 Unterabteilungen (a bis e) zerfällt. Stoffe, die ver-

schiedeneGefahren in sich schließen,sind der Gruppe zugewiesen, wohin sie ihrer vornehm-
lichen Gefährlichkeit nach gehören. Von verschiedenen zur Auswahl stehenden Sicherheits-
vorschriften sind im Interesse des Verkehrs die leichtesten vorgesehen, soweit dies ohne
Beeinträchtigung der Betriebssicherheit geschehen konnte. Die feuergefährlichen festen
Stoffe (Heu, Stroh, Torf, Holzspäne und dergleichen), die unter Umständen durch Funken-
flug aus der Maschine in Brand geraten können, die übelriechenden — nicht zugleich
fäulnisfähigen — Stoffe und die staubenden Güter (Gips, Kalkäscher und dergleichen) sind
weggelassen, weil die mit ihrer Beförderung verbundene Gefahr verhältnismäßig gering
und ihre vollständige Aufzählung schwierig ist. Der Eisenbahn ist durch die neue Vor-

schrift im 8 62 Abs. (6) die Möglichkeit gegeben, sich durch geeignete Verpackungsvorschriften
im Tarife vor Schäden, die durch solche Güter entstehen können, zu schützen.

Wegen der grundsätzlichen Verschiedenheit der bisherigen und der neuen Anlage muß
davon abgesehen werden, die Abweichungen einzeln aufzuführen und zu erörtern.

Hervorgehoben darf folgendes werden:

Für jede Sprengmittel-Gruppe (I a. A.) ist zur Prüfung der darin ausgeführten
Sprengmittel auf ihre Gefährlichkeit ein bestimmterVergleichsstoff vorgesehen, was bisher
nur bei den Stoffen der Nr. IIII a der Fall war.

Kesselwagen sind in dem Entwurfe nur da ausdrücklich erwähnt, wo bei ihrer Ver-

wendung besondere Sicherheitsvorschriften zu beachten sind. Sie sonst noch hervorzuheben,
erschienüberflüssig, weil die Anlage C, ihrem Zweck entsprechend, nur die im Interesse der

Betriebssicherheit erforderlichen Vorschriften über die Art und Beschaffenheit der Packgefäße
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zu treffen, nicht aber zu entscheiden hat, ob es dem Bedürfnisse des Verkehrs mehr ent—

spricht, wenn die vorgeschriebenen Gefäße lose verladen oder wenn sie mit dem Wagen fest
verbunden sind (Kesselwagen, Topfwagen und dergleichen). Die Beurteilung dieser Frage
wird ebenso wie bei den bedingungslos zur Beförderung zugelassenen Gütern zweckmäßig
den Eisenbahnen zu überlassen sein.

Mehrere Gegenstände sind wegen ihrer Gefährlichkeit neu aufgenommen, andere, die
im Handel nicht mehr vorkommen, sind gestrichen worden.

Die Schlußbestimmung trägt einem dringenden Wunsche der Vertretungen von Handel
und Industrie Rechnung, um eine schnellere Erledigung der im Verkehrsinteresse erforder—
lichen Änderungenund Ergänzungen zu ermöglichen.

Um den Abfertigungsbeamten die Handhabung der neuen Vorschriften zu erleichtern,
hat das Reichs-Eisenbahnamt ein alphabetisches Verzeichnis der in der Anlage C auf—
geführten Gegenstände unter Angabe der in Frage kommenden Beförderungsbedingungen
aufgestellt.

Anlage D und E, bisher Anlage C und D.

Auf Wunsch der Verkehrsinteressenten und der Eisenbahnverwaltungen ist das Fracht-
briefmuster den Forderungen des modernen Verkehrs gemäß geändert.

Die Spalten „Nummer“ und „Eigentumsmerkmale“ sind, dem Bedürfnis entsprechend,
verbreitert. Um dies zu ermöglichen,wurden die Spalten „Ladegewicht“ und „Ladefläche",
von denen immer nur eine in Frage kommt, vereinigt.

In der Frachtbriefadresse ist ebenso wie in der von den Eisenbahnverwaltungenneuer-

dings eingeführten Eisenbahnpaketadresse statt „Station der Eisenbahn“
gesetzt „Bestimmungsstation". Die Angabe der Bestimmungsbahn ist nach § 56 Abs. (1)
nicht mehr erforderlich. Die Spalte „etwa beantragter Transportweg“ ist zur Vermeidung
irriger Auslegung durch die Verfrachter den Vorschriften der Verkehrsordnung entsprechend

geändert. Die Spalte „Frachtkarte *“ *, die nach Einführung des neuen Abferti-

gungsverfahrens auf allen deutschenBahnen für den inneren Verkehr entbehrlich ist, ist
weggelassen. Für die zulässigen oder vorgeschriebenen Erklärungen ist, lebhaften Wünschen
der Interessenten entsprechend, unter der Adresse Raum vorgesehen. Da der Absender nach
§ 56 Abs. (1) o) verpflichtet ist, seine Wohnung anzugeben, so ist eine bezügliche Ergänzung
des Vordrucks vorgesehen.

Die Spalten „Interesse an der Lieferung", „Nachnahme“, „Duplikat (Aufnahmeschein)
beantragt?“ und „Freivermerk des Absenders“ sowie der Raum für den Duplikatstempel
sind auf die zweite Seite des Musters verwiesen, um mehr Raum für die Angabe des

Inhalts und für die Unterschrift des Absenders zu gewinnen. Durch die Anderungsoll
auch verhütet werden, daß die Nachnahmebeträge bei Aufstellung der Rechnung von den

Abfertigungsbeamten übersehen werden, wie es bisher öfters geschehenist. Das der Be-

rechnung zugrunde zu legende Gewicht ist im Interesse größerer Ubersichtlichkeit ebenfalls
auf der zweiten Seite vorgesehen und daneben die Tarifklasse und der Frachtsatz vermerkt.

Die Anlage Fentspricht der bisherigen Anlage F.
Die bisherigen Anlagen E und G sind durch die neue Fassung der §§ 62 Abs. (2)

und 73 Abs. (2) entbehrlich geworden. »

Der Anhang ist, der neuen Anlage C entsprechend,umgearbeitet. In der Uberschrift
ist dem Umstande Rechnung getragen, daß durch geeignete Vorrichtungen ein Bruch der

Oberleitung unschädlich gemacht werden kann.
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Geltendmachung der Rechte aus dem Fracht-

vertae 99

Entladefristen s. Fristen.
Entladen der Güter s. Ausladen.

gAbj.
Entschädigung,

Unterlassen der Fahrt. .. .. . . .... 201

Wfahrtversäummis........... 212
Beschädigung von Fahrzeugen und dergl. 23
Zugverspätng 26

Verlustu. dergl. von Gepäck . . . . .. 35
„Gütern . . . 88. 89. 93

s.auchHaftung.
Erhöhungen des Tarife 65

Erklärungen,
im Frachtbreeee . 56
Verpackung . ............. 62

s. auch Frachtbrief.
Erlöschen der Ansprüche 97

Ermäßigungen der Beförderungspreise 6
— für Kinden 12

Erschwerungen der Beförderungsbedin—
gungen 65

Erstattung,
Fahrgeld . . .. . . .. 112. 201.212. 8. 26
Gepäckfract 112. 201.26. 363ch
Güterfracht und Nebengebühren

Explofionsgefährliche Gegenstände,
Ausschluß von der Mitnahme in Per—

sonenwagen 29

Ausschluß von der Gepäckbeförderung 30
54 Anl. C

70. 71

Güterbeförderng. nl.

Bezeichnnim Frachtbriesfe. 5614
Besondere Frachtbriefe 564
Zuschlag für unrichtige Angabe 60

Verwirkung der Ersatzansprüche 96

Expreßgut,
Annamhmhmeennn 40

Befördng 41

Ausliefergeegges 42

Fäulnisfähige Stose 54 Anl. C

Fahrgeld,
Erstattung . . . . . . .. 112 201. 212. 8. 26

Abgezähl—.zu entrichten 143

rsni-xex...... 12reikkund Geltungsdarer 13
oösnigggagaa 14

Prüsung.Reisende ohne gültige Fahr-
karenr 16

Rücknahme und Umtausse 20

Gültigschreibung für einen andern Zug 213

Fahrlässigkeit,
grobe, Haftung der Eisenbahn .. 95. 972

Fahrpläne, Veröffentlichunnge 10

Fahrpreise,
Ermäßigungen für öffentliche u. dgl.Zwecke
„(Begünstigungen)...........

ür die Personenbeförderung....... 12

ngabe auf den Fahrkarten 132
Zuschläge... ... ..... ..- 16

Fahrrdden 327

Fahrtunterbrehng 25

Fahrzeuge,
als Reisegepck 303. 323. 342.3

HaftungfürVerlust u. dergl. von Gegen-
ständen in Fahrzeugen 353

Laftungfür Versäumnis der Lieferfrist. 37

isenbahnfahrzeuge auf eigenen Rädern. 542

Fenster, Ofinen 22

Festtage s. Sonntage.
Feuerwerkskörbdben 54
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gAbs.
Fracht,

Vorauszahlung bei lebenden Tieren . . . 4811

Freivermerhim Frachtbriesfee 5618
etrennte Berechunn 565

Pöhere,bei Verwendung bedeckter Wagen. 662
erechunnag 86

Bezahlig 69. 738.76
Erzaktuntzsansprüche.......... 70

Ver«ährungderAnsprüche........ 71

Zahlung durch den Empfänger 76

Frachtbrief,
Form .... ... .... 55. Anl. D, E

Abweichuggen 555

Inhaltsanae 56

ulässige Erklärunggen 569

aftung für die UAngahen 57

rüflng 81

Bescheimigungder Gewichts= u. dergl. Fest-
telllnnngng

Vereinbarung über das Verladen der Güter. 591

Wstempelung............. 61

Bescheinigung von Mängeln der Ver-
packung.. ... .. ... . ... 622

Beanstandete Frachtbriefe. . . . . .. 634. 6

Erklärung bei vorläufiger Einlagerung des
Gutes 64

Zoll-, Steuer-, Polizei= und statistischeVor-
schriffteen 65

Bezeichnung des Zoll= oder Steueramtes. 672
Erklärungen des Absenders hinsichtlichder

Verwendung gedeckteroder offener Wagen. 661

Frachtgutoder Eilgut . . . . . . .T.. 671
orschreiben des Beförderungsweges:
bei lebenden Tiren 491
bei Eilgüten 672

Bezeichnung der Fracht, Nebengebühren
und Auslaaaaen 68

Erklärung über Zahlung der Fracht, Frei-
vermerrkk 69

Bescheinigung über Belastung eines Gutes
mit Nachnahe

Auslieferung an den Empfänger J6

Erklärung über Benachrichtigung des
Empfängers bei bahnlagernden Gütern. 795

Bescheinigung über die versuchte Abholung
des Guees 807

Nichteinlösungu. dergl. bei Ablieferungs-
hindernisen 811

Verlangen des Absenders auf Anwendung
von Ausnahmetarifen 89

Angabe des Interesses an der Lieferung 92

Ensprüchenach Annahme des Frachtbriefes. 97

Geltendmachung der Ansprüche aus dem
Frachtvertrage

Frachtbriefduplikat,
Antrag auf Ausstellung
als Pescheinigung.......... 615.8
Au ührunger vom Absender bezahlten

etriienns
Nachträgliche Verfügung des Absenders

735.743
Annahmeverweigerng 736

Frachtgut,
Frachtbrieee 55. Anl. D

Gewöhnliches Gut — weißer Frachtbrief. 67

s. Güter.

Frachturkundenstemmel 683
C

Frachtvertrag, Abschls 61

Haftungvor Abschllz 641
orderungen der Eisenbahn gegen den

mpfanger 604. 702.76
Erlöschen des Frachtvertrage 97

eltendmachung der Reht 99

Haftung der Bahnen untereinander 100

gabs.
Frachtzuschlag,

Leiche 447
Gütrr 60

Ansprüche wegen zu Unrecht erhobener
etries: 972

Frankatur s. Fracht.
Frauenabteleeee 18

Fristen,
Inkrafttreten von Tariferhöhungen und

Erschwerugen 65
Lösung der Fahrkarten 142

Bestellung von Wagenabteilen 151

Umtausch gelöster Fahrkarten 202

Auflieferung des Gepacks 321

Auslieferung des Gepäcks 343
Poftungfür nicht abgenommenes Gepäck 361

erlust von Gepacck 362
Auflieferung von Leichen 442
Auslieferung „ »........ 464
Auflieferung lebender TDirer 481

Auslieferung » ,,.......5()1
Ladefristen(Ladeeiten)......... 63

Zuführungdes Gutes 784
bnahme „ ,,....... 791. 80

Einlösung des Frachtbriee 811
Verkauf unanbringlicher Guter 814

Geltendmachung von Entschädigungs-
ansprühen 72

s. auch Lieferfristen.

Gaese 51 Anl. C

Gefährliche Gegenstände s.
gefährliche Gegenstände.

explosions-

Gefangene, Schußwaffen der Begleiter 294

Geld als Zahlungsmiteel 9

Befördrinng 54

Geltungsbereich der EVO. ....... 1

Geltungsdauer der Fahrkarten 133.213

Gemäddmeeee 54r

Gemeiner Wert und Handelswert als

Grundlage für die Höhe des Schadens-
ersatzgeeee 88

Genehmigung,
Ausführungsbestimmungen zur EVO.

und Abweichunnen 21.2

Begünstigungen für milde u. dergl. Zwecke. 64

Ausnahmen von der Erhebung von Fahr-
preiszuschlgen 166

Erleichterungenbei Ausfall u. dergl. von
k

ügenBDhugen.der Haftungbei Verlust und

dergl. von Gepäch. ... ..... 352
Abweichungen bei Leichensendungen 47

„ vom Frachtbriefmuster 555
» zulässiger Frachtbrieferklä—

rugen 569
Verpackungsvorschriften für bestimmte

üter 626

Beschränkung der Güterannahme 631
Beginn der Lieferfrit 642
Bedingungen über die Beförderung von

Schnellzugsgut (beschleunigtem Eilgut). 671

Mirursezu den Lieferfristen 753.4
Beschränkung der Selbstabholung der Güter 782
Erhöhung des Lager= und Standgeldes 808

Gepäck,
Rückgabe bei Ausschluß von der Fahrt 163
Rückgabe bei Versäumnis der Abfahrt 214
Beförderung bei Anschlußversäumnis u. dgl. 26

Handgepäck,
Mitnahme in die Personenwagen 238

Ausgeschlossene Gegenstände 290



gAbs.
(Gepäck)

Reisegepäck,Bhel!................ 30

Verpackung.......... .... 31

i&“leferung.Zahlung der Fracht 32
- u. dergl. Abfertigng 33

Uslieferung............. 34

Fftunqfür Verlust u. dergl. 35. 36

iderausindenverlorenen Gepäcks 363

Haftung,ür Lieferfrit 327

epäcktrier 38

Aufbewahrugag 39

Gepäckfracht, Erstattung . . . .. 112.201.26

Zahlinnng 324

Gepäckschen 325.-34 1.5

Gepäcktrier 38

Gerichtliche Ansprüche,
aus dem Frachtvertrage, Verjährung. . 98
Befugnis zur Geltendmachung
Bahnen, gegen die sie zu richten sind.

GerichtlicheFeststellung von Mängeln des
WTäw 83. 972.985

Gewucnder Güter,
Angaben im Frachtbriee 561.5

Feststellungdurch die Eisenban 58
Bescheinigung im Frachtbriefe 586

ZuschlagfürunrichtigeAngaben 60
Gold= und Suberbarren". gLoibarteit.
Güter,

Pflichtzur Beförderung. . . . . . .... 53

Ausgeschlosseneoder bedingungsweisezu-
gelassen... 4

Angaben über Inhalt im Frachtbriefe 561
Frachtbrief über mehrere Gegenstände. 563.74
Nachwägung und Nachzählung auf der Be-

stimmungsstation........... 566

Puspabenach Güternebenstellen u. dergl. 567
Prüfung des Inhalts, Feststellung von

Gewicht und Stückzahl........ 58

cSkerldkhxdenschi
............ 59.635-6

Frachtzuschllg 60
Verpackung und Bezeichung 62

Haftungfür Beschädigung u. dergl. 623. 4
Annahmmm 63
Vorläufige Einlagerng. 636. 64

Anfuhr der Stückgüter 638
Uberladen aus Schifrfen 6311

Foll-Steuer= u. dergl. Vorschr isten-65.672
erladung in bebeckesoder offene Wagen 66

Art und Reihenfolge der Beförderung
(Frachtgut, Eilguh)h) 67

Berechnung der Fracht, Nebengebühren,
Auslagiienyn 68

Nahlungder Fract
Ansprüche wegen unrichtiger Frachtberech-

gAnung............... 70 71

Ynahmehelaftung..........

tragltcheVerfugungendesAbsendexs 73

Annahmeverwetaeruna......... 36
Beförderungshindernisse. . . . . . . .. 7
Lie eeroit............... 75

Abliefergg 76

Nachwägen und Nachzählen auf der Be-

stimmungsstation........... 77

Zuführng 78

Benachrichtigungdes Empfängers 79

Fristen“für die Abnahme nicht zugerollter
................ 80

AblieferungshmdermsseVerzögerung der
Abnahe 81

Verkauf unanbringlicher Güer 814

gAbs.
Güter)

Feststellungvon Minderung u. dergl. des
............... 82

Feststellung von Mängeln des Gutes 83
aftung für Verlust u. dergl. . . . .. 84 ff

Güternebenstellen,
Annahme von Gütern 53..567. 63 10

Iheichnungim Frachtbriefen 5615

guchlagsfriten 753
rt der Ablieferung . . . .. . ... 763.9

Haftung hinsichtlich des Bestimmungsortes 85

Haftung,
der Eisenbahn für ihre Leute 5. 638. 1. 768. 781
im allgemeinen:
für Beschädigungu. dergl. der Fahrzeuge 6

und Ausrüstungsstükeee 23
im Personenverkehr:
bei Versäumung der Abfahrt durch den

Reiseden 212
bei verspäteterAbfahrt oder Ankunft oder

Ausfall eines Zuges 2

des Reisenden bei Mitnahme gefährlicher
Gegenständen 292

im Gepäckverkehr:
für Handgepack. 284

Lieferfrist für Gepäck, Fahrzeuge 33.37
Verlust u. dgl. von Gegenständen in Fahr-

rn
............... W

Baenu. dergl. von Gepäck . . 3ö.36
Gepäckträger. ... . . .... .... 38

Aufbewahrung von Gepäck. . . . 39

im Güterverkehr:
Vermerke im Frachtbre 568
Frachtzuschläge für unrichtige Angabe des

Gewichts, Inhalts u. dergl.; Wagen-
überla tung usKw.a 60

Mangelhaft verpackte Güter 623.#4
Nichtbeachtung der Zoll-, Steuer= u. dergl.

—

Vorschriftten 65

Einlagerung des Gutes 636. 641. 737. 92Beförderung der Güter außer der Reihe 673
Nichteinziehung von Nachnahmen J724
Nachträgliche Verfügng 735.9

Hinterlegungoder Verraufunanbring-
licher Güutreeer 815

Verlust, Minderung oder Beschädigung
des Guttes 84

hinsichtlich des Bestimmungsortees 85
Be enkungder Haftung bei besonderen

efaren 86

Beschränkung der Haftung bei Gewichts-
verlustttten. 87

Löbedes Schadensersatzes für Verlustderrenn. 89. 93

HöheedeßSchadensersatzesfür überschien
tung der Lieferfrist 94

bei Vorsatz oder rober Falliessigkert. 95
96Verwirkung der Ersatzansprüch

Erlöschen der Ansprüchena Bezahlung,der Fraccctb
Verlährungder Anfprüche........ 98

Geltendmachung der Rechte aus demFrachtvertrage. . . . . . ..

der Bahnen untereinander 105
Handelswert und gemeiner Wert 88

Handgepäck,
in Personenwaagen 28
Gepäcktrirgenr 38

Aufbewahngagagaa 39

Hemmung der Verjährung von Ansprüchen
wegen Verlust u. dergl. des Gutees 98

wegen unrichtiger Frachtberechnung 1C—u



gAbj.
Hilfswege, Benutzung durch Reisende bei

Betriebsstörungegen 264-6

Benutzung bei Behinderung der Güter-
beförderunngg 741

Hindernisse s. Beförderung.
Hinterlegung von Gepäcks. Aufbewahrung.

von Gütern s. Einlagerung.
s. auch Sicherheitsleistung.

Höhere Gewmaaltttt 84

Hundddddd. 27

ägerMitnahme von Hundeen 27
Mitnahme von Handmunitio. 294

Inhalt der Sendungen,
Angaben im Frachtbriee 5614

Prüfung der Frachtbriefangaben 581
Zuschlag für unrichtige Angaben 60

Interesse an der Lieferung,
Gepakckkckkk 322.5
Lebende Tierr 4810
Güreer 561i. 92
Höhe des Schadensersatzes 93. 94

Kinder, Ermäßigung des Fahrpreisee 12

Klage, Anbringung, wenn mehrere Bahnen
beteiligt snd 100
s. a. gerichtliche Ansprüche.

Kostbarkeiten,
Beförderungsbedingungen 542
Beschränkung der Haftung .. . . ... 89

Kunstaltertümer(Antiquitäten), Kunstgegen-
54siane.................. 2B

eschränkung des Schadensersatzes 892

Ladefristen s. Fristen.
Ladegewicht der Wigen 59

Lagergeld und Standgeld (s. a. Wagen-
standgeld),
Gepäck-- und Fahrzeuge. . . . . . ... 343

eihen 464
Lebende Teer 501

Güter:
bei verzögerter UAnnamhe 634
bei verzögerter Zoll-, Steuer= u. dergl.

Abfertinngngngaga 651
bei Verzögerung infolge nachträglicher Ver-

fügung des Absendes 737
bei nicht rechtzeitiger Abnahme des Gutes 806
Erhöhung in besonderen Fällen 808

Lagerung s. Einlagerung.
Landesaufsichtsbehörde,

Genehmigung zu Ausführungbestimmungen 21
Abweichuggen 22
Begünstigungen für milde u. dergl. Zwecke 64
Erlaß von Fahrpreiszuschlägen 166
Erleichterungen bei Ausfall u. dergl. von

ügen 267
Haftungsbeschränkungen bei Verlust u.

dergl. von Gepäckhk. . . .. . . ... 352

Ausnahmebestimmungenfür die Beförde-
rung von Leichen 47

Abwelchungenvom Frachtbriese..... 555
Abweichungen von Frachtbrieferklärungen 569
Verpackungs= und Verladevorschriften 626
Beschränkungen der Güterannahme 631

Vereinbarungen über den Beginn der Lie-
ferfrit:t:. 642

Bedingungen über Beförderung von

Schnellzugsggaat. 671
Zuschlagsfristen zu Lieferfristen 753.4

246

gAbs.
(Landesaufsichtsbehörde)

Beschränkungen des Rechtes zur Selbst-
abholung der Güter

Erhöhungen des Stand= und Lagergeldes 808

Lebende Tiere, s. Tiere.

Leckage, beschränkte Haftng 84. 86

Leichen,
Annahmhen
Leichenpaa 444. Anl. A 472
Frachtzuschllgggagagaga 447
Befördrng 45

Begleiinnng 45. 472
Abliefergga 46

Wagenstandgelde.... 464

Abweichugen 47

Beförderung auf Frachtbrief .. . . .. 472

Leicht entzündliche Gegenstände, Ausschluß
von der Mitnahme in Personenwagen . . 29

Leichtverderbliche Güter,
Vorausbezahlung der Fracht .

. .
. 691. 738

Verkauf bei Ablieferungshindernissen 814
Beschränkung der Haftüng . . . .. 84. 861

Lieferfrist,
ßeppakkkkk 32

Tiersendugen 51

Güter,
Vereinbarung über den Beginn bei ein-

gelagerte ut 642

Berechunnnng 75

Paftungbei überschreitung..... 94. 972
Verjährung der Ansprüche 98

Mehrfracht, Empfangnamhe 703

Meinungsverschiedenheiten zwischen Pu-
blikum und Bahnbedienstten 8

Minderung, Reisegepcick 35

Güter:

Schutz durch Verpackuig 62

Feststellung der Minderug 82.83

afnng 84. 86 1. 87

öhe des Schadensersatzes 88. 89.93.943
erjährung der Ansprüche 98

Geltendmachung der Ansprüche . . . 99

Münzen.. ....... 54

Munitio 54 Anl. C

Nachnahme,Angabeim Frachtbriefe 561ji

Belastung des Gutes, Einziehung, Nach-
nahmescheen 72.73.765

Nachträgliche Verfügung des Absenders. 73.74

Nachwägung und Nachzählung der Güter56
Nachzahlung von Fahrgeld 16

von zu wenig gezahlter Fracht bei Gütern 70.71

Nachzählung der Güter s. Nachwägung.
Nebengebühren,

Auskunft über sie in den Tarifen61
Eintragen in den Frachtbrie 68
Bezahlung......

ch.t..B .ch.
69. 76

nsprüche wegen unrichtiger Berechnungspruche wes
70 1.71.972

bei nachträglichen Verfügungen des Ab-
sendrs ........... 738

Nichtraucherabteile..... .. 18

Offnen der Fahrkartenschalter 141

der Fenster ... 22
der Wagentüurten 241

Offene Wagen s. Wagen.
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gAbs.
Peren 54
Pfandrecht der Empfangsbahn an Gütern. 765

Plätze,
Bestelliiigngngnae 15

Anweiunng 192
Belgeen 194
Wiedereinnemen 242

Plattnnna 54

Polizeiliche Abfertigung,
Gepaccckkk. 33

Bezeichnung der Begleitpapiere und Ab-
fertigungsstelle im Frachtbriesfe 561

Güter 65

Preisermäßigung, gegenüber den Tarifen. 63
für Kinrden 12

Pretiosen s. Kostbarkeiten.
Provifion, (tarifmäßige Gebühr)

fürbare Auslageen 683
ür Nachnahmen und Barvorschuß. 727

Nauchen in den Warteräumen .. . . . . 174
in den ZZüen 18

Rechte aus dem Frachtvertrage, Geltend-
macngg 99

Reichsanzeiger als Veröffentlichungsblatt 24

Reichs-Eisenbahn-Amt,
Zustimmung zu Abweichungen von der

BBBl. ·..... 22
Vorläufige oder vorübergehendeAnderungen24
Zustimmung zum Erlasse von Fahrpreis-

zuschlägen 166
Zustimmung zu Erleichterungen bei Aus-

fall u. dergl. von Lügen....... 267
Zustimmung zur Haftungsbeschränkung

nölelerlut vone cc fo —- 352eschaffenheit des Frachtbriefpapiers 55Roschaffenheinvom Frachtbriefmuster 555
Abweichungen von Frachtbrieferklärungen. 569
Besondere Verpackungs= und Verladevor-

schrifen:: 626
Bedingungen über die Beförderung von

Schnellzugsntt 671

Reichs-Gesetzblatt als Veröffentlichungs-
blaat 24

Reisegepäck s. Gepäck.
Reisende,

Ausschluß von der Fahrt. . . .. ... 11

Lösung der Fahrkarten 13. 14

Bestellung von Pläzen 15
ohne gültige Fahrkarten . .. .. ... 16

ufenthalt in den Warteräumen 17

Frauen= und Nichtraucherabteile . 18

Einsteigen, Anweisung der Plätze . . 19
mit durchgehenden Fahrkarten 193
Belegen der Plätee 194
Anspruch auf Beförderng 20

Rücknahme von Fahrkarten 20

Versäumnis der Abfart 21

Offnen der Fenster. 22

Verunreinigung oder Beschädigung der
Wagengn 23

Aussteigen 24

Fahrtunterbrechnn 25

Verspätung und Ausfall von Zügen. . 26

Beaufsichtigung des Handgepäcks 284

Mitnahme von Tieren in die Personen-
2zligen

—

47 —

gAbs
Rollfuhrunternehmer,

Mufuhrder Stückgüter 638
Abfuhr der Stückgüurtrer 78

Nollgellthiieieieieien 683

Rückgriff, der Bahnen untereinander 264. 741. 100
Verjährung der Ansprüche wegen Verlustes

u. dergl. des Guttess 986

Sachverständige, Feststellung von Mängeln
(Minderung u. dergl.) der Güter 823. 83.972

Schadensersatz,
Verlust, Minderung oder Beschädigung des

Gutes 88. 89. 91 93. 94. 95
Verwirkung der Ersatzansprüchhe 96
Rückgriff der Bahnen untereinander 100

Schnellzugsgut s. Eilgut.
Schußwaffen in Personenwagen 29

Schützen, Mitnahme von Handmunition 294

Schwinden des Gutes, beschränkte Haf-
tuinaa 84. 87

Selbstentzündliche Stoffe,
Mitnahme in die Personenwagen 29
als Reisegepccccck. 30
als Frachtgnttttt 54. Anl. C
Bezeichnung im Frachtbriefe 5614
Unrichtige Angaben im Frachtbriese . 60

Sicherheitsleistung, »

beiAuslieferungvonGepäck...... 345
bei Bestellung von Wigen 635
bei Freivermerena 697

Sonderfahten 42

Sonn= und Festtage,
Auslieferung lebender Tirer 482

» vonEil-undFrachtgut..633
Wagenstandgeld............ 635
Lieferfritt b 758. 9

Benachrichtigung des Empfängers von der
Ankunft des Gutes. 792

Auslieferung des Gutes 8046

Spigen 54

Sprengstoffe, Munition u. dergl. . . . .. 54

Standgeld s. Lagergeld und Wagenstandgeld.
Statistik des Warenverkehkrs. 656

Steueramtliche Abfertigung s. Zoll-Ab-
fertigung.

Stickerezen 54

Streitigkeiten zwischen Publikum und
Bahnbediensttten 8

Stückgut,
Bezeichnungim Frachtbriese 5614
Prüfung der Frachtbriefangaben 581

Feststellung des Gewichts und der Zahl 582
Vereinigung kleiner Güuter 625
Bezeichnung des Gutes 627. 8

Anführ........ ;.......638
Ablieferung an den Empfänger 761
Abohrererererer 78

Lager= und Wagenstandgeeddl. 806

Stückzahl,
Angaben im Frachtbriesfe 5614
Feststellung durch die Eisenbahn. 58.77

Bescheinigung im Frachtbriesfe 5386

Zuschlag für unrichtige UAngaben 60

Tarif,
Aufnahme von Ausführungsbestimmungen

und Abweichungnggen
Inhalt, Gültigkieit 61
Erhöhungen und Erschwerungen 65
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gAbs.
CTaris)

Tusäugder Fahrpreisee 12

Fahrkarten 13

Gepäckträügen 38

Ansprüchewegen unrichtiger Anwendung 70.71

Tiere,
in Personenwaogen 27

p................. 303
Annahme lebender DTeer 48

Begleinngagaga 487. 8

Beförderg 49. Anl. B

Abliefernnnnng 50

Beschränkung der Haftng 861

Tragfähigkeit der Waogen 59

übelriechende Toefte,Ausschluß von der

„Mitnahme in Personenwagen 29

Ubergang,
der Reisenden in eine höhere Wa genklasse:20der Güter von einer Bahn auf die andere *

Überladen von Gütern aus Schiffen undindise. 1 768

Überlastung der Waggen 592
Frachtzuschlag 60

Umladen der Wagen wegen Laufunfähigkeit. 796

Umtausch von Fahrkartrten 202

Unabgefertigtes Gepikk 326

Unterbrechung,
der Jahrtii ... 25
der Verjährung bei Ansprüchen wegen un-

richtiger Frachtberechnung....... 71
der Verjährung bei Ansprüchen wegen

Verlustes u. dergl. des— .. . . 98

Unterschrift des Absenders im Frachtbriefe.561

Verderb, innerer, beschränkte Haftung 34

schnellers. leicht verderbliche Güter.

Verfügungen, des Reichs-Eisenbahn-Amts. 24
Nachträgliche, des Absenders73.74

Verjährung,

desFrachtzuschlags........... 605
der Ansprüche wegen unrichtiger Fracht-

berechnga 71
der Ansprüche gegen die Eisenbahn wegen

Berlustes u. derregg. 98

Verkauf der Fahrkarten 14

unanbringlicher Güer 814.6

Verladen,
der Güter, allgemen 59
der Güter durch den Absender 635.6
Verwendung bedeckter oder offener Wagen. 66

Beschränkung der Haftung bei Auf- undbi.sAbladen der Gütterer

Verlust,
Reisegepickk 35. 36

Ster-Schutz durch Verpackng 62

Feststellung von Verlust. . . .. ... 82
aftung . . . . . .. . ..... 84. 86 1. 87
öhe des Schadensersatzes .. 88. 89.93.943

Vermutung für den Verlust .. . ... 90

Verjährung der Ansprüche 98

Geltendmachung der wisprüche..... 99

Vermutung,
Verlust von Gepäch . . .. . ..... 362

Verlustvon Güteen 90
Schaden bei besonderen Gefahrten 862

gAbs.
Veröffentlichung,

VorläusigerPerfügungendes Reichs-Eisen-
bahn-mittttsss 2

der Maisenr.............. 61s5
Tariferhöhungen und Erschwerungen 65

Jahlungsmittel............ 9

ahrpoluan 10

Zugverspekungemun
und Betriebsstörungen268

üge für Tierbeförderung .. . . .. .. 481

Güter-Annahmezeiten.......... 632
Ladefritn 636
Rollfu rechühren.......... 638. 781

Uberladegebüren zwischen Eisenbahn und 6„D[ [
1. 76

chlagsfristen zu Lieferfristen 754Baschlagader Güter auf der Bestim-mungsstaioon 767. 784
Fristen für die Abnamhe 802. 8

Verpackung,
Reisegepcacck 302.31

Fichen.............. 443.472
GütAubsbübczungder Haftung wegen Mängel

der Verpackun 84

Beschränkung der Haftung wegen Mängelder Verpackung
Versandstation, nachträgliche Lasihungen

————————.————————————.....—————a—+m&&□JNJ-

des Absendes 73

Versäumung der Zugabfarnrt 212
des Zuganschlusses 26

Verschulden der Eisenbahn,
Einfluß auf die Haftung bei Gepäck 352.3

bei Gütern. 86.972
desVerfügungsberechtigten 84

Verspätung der Züge . . . . .. . ... 26

Verwägen s. Gewicht.
Verwahrung von Gepäck s. Aufbewahrung.

v von Gütern s. Einlagerung.
Verzögerung,

der Güterannamhmhmhe 634
bei nachträglicher Verfügung des Ab-

sendeess 737.757
der Güterabname . 81

Vieh s. Tiere.

Vorsatz, Haftung der Eisenbahn 35. 95.972.986

Wagen, Personenwagen:
Bestellung von Abteilkleen 15

Offnen der Türtren 241
Güterwagen:
Eintragen der Nummer in den Fracht-

brief............ . ... 561t
Bestellung... ... . ... 635
Beiivendengbedeckter und offener Wagen 66

Uberlassung von Wagendecken 663

Wagenladungen,
Bezeichnung des Inhalts u. dergl. im

Frachtbrieffe 561d
Beigabe der üachtbrese........ 562

rachtbriefangabhen 581Lolfungder
Feststellung von Gewicht und Stückzahl55,WBeladen der Wagen 9. 63.5

Frachtzuschlag2 Überlastung . . . .. 60“
Vorläufige Lagerung der Güter 636.64
Nachzählung und Nachwägung auf der Be-

stimmungsstaion 77

Benachrichtigung des Empfängers bei Um-
ladungnggggen 796

Entladen der Wianhgnn 80
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gAbs.
(Wagenladungen)

Beschränkte Haftung bei Beförderung in
offenen Wieen 86

Wagenstandgeld,
ahrzeuies 343

achen................ 464
LebendeTiere............. 501

Güter:

auf der Abgangsstation, bei nicht recht-
zeitiger Abbestellungoder Beladung der
Wagen............... 635. 6

beiE— 3 dergl. Abfertigung 651
bein rechtzeitiger Abnahmedes Gutes 8056

—n———Ausrusen 241

Warterüimenn 17. 19

Wegevorschriften fürTierer 491
ür Eilgüter 672

Wertzeihen 54

Wiederauffinden von Gepacck 363
Wiederauffinden des Gutes 91

Zahlungsmitel 9

Zeugen, Prüfung des Inhalts einer Sen-
unnn siiisii. 581

Feststellung von Minderung u. dergl. des
Gutes 823

Zoll= oder steueramtlicheUbfertigung,Gepäik 3J333.5 34. 2. 4

Bezbechungder Abfertigungsstelleu. *4%
Begleitpapiere im Frachtbriefe 5611. m. 672
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gabs.
Goll- oder steueramtliche Abfertigung)

Güter:

allgemeine Vorschriften 65
Einfluß auf die Fristen für die Aufliefe-rung der Güuer
Einfluß aufdie Lieferfristten *
Einfluß auf die Fristen für die Abnahme

der Güuer 805
Hinterlegung der Zollkosten 697

Zuführung der Güuer 78

Züge,
Zur Beförderungdienede. 41

Fahrpläan ....... 10
mit bestimmten Plätzen 154

Abfahrt und Versäumuing 21
Verspätung oder Aussal. 26
Aus Hließungvon aushilfsweiser Be-

2n............... 6
für Tierbeförderurg.......... 481

Zündwdrrent 54

Zurücknahme von Fahrkartten 201

Zusammenladen,
Leihhen 47Güter“der Anlage K 54
sonstige Güer 563

Zusammenpacken
von Gegenständen 54

Zuschläge,
u Fahrpreisen............. 16
fürge ührenpftichtigeTiere in Begleitung

von Reiseden 275
Fra * lag bei Leihen 447
Frachtzuschlag bei Güuten 60

Zuschlagsfristen zu Lieferfristen . . 753.4


